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1. TEIL 

Allgemeine Vorbemerkungen und Ergebnisse des Berichts 


f. Berichtsauftrag, Aufgaben und Inhalt des Berichts 


1* Der Deutsche Bundestag hat in seiner 237. Sit- 
zung am 12. iuni 1969 bei der Verabschiedung des 
Gesetzes über die FortzaMung des Arbeitsentgelts 
im Krankheitsfalle und über Änderungen des Rechts 
der gesetzlichen Krankenversicherung (Lohnfort- 
zahlungsgesetz) beschlossen: 

^Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
3L Dezember I97t über die Erfahrungen mit der 
Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit durch den 
Vertrau ensärztUthen Dienst und über das Zu- 
sammenwirken der Kassenärzte (Kassenzahn- 
ärzte), der Krankenkassen und des Verlrauens- 
äiztUchen Dienstes — insbesondere auch bei dem 
sogenannten Hausarzt verfahren — zu berichten. 
Dabei sollen sowohl die Erfahrungen aus der 
Anwendung des geltenden Rechts und des 
durch das Lohnfortzahlungsgesetz neu gestalteten 
^ 369 b der Reichsversidiemngsordnung als auch 
die Entwicklung des Krankenstandes dargestellf 
werden." ®) 

2. Wie im Be rjdit sauf trag bereits angesprochen, 
steht dieser Beschluß des Deutschen Bundestages im 
Zusammenhang mit der durch das vorerwähnte Ge- 
setz neugefaßten fiegeiung über die Eegutadilung 
der Arbeitsuniähigkeit durch den Vertrauens ärzt- 
lichen Dienst (VaD) der sozialen Krankenversiche- 
rung (§ 369 b Reidisversicherungsordnung — RVO), 
Nadi der bis zum Inkrafttreten der Neuregelung (am 
L Januar 1970) geltenden Bestimmung waren die 
Krankenkassen verpflidhtet, 

— „die Arbeitsunfähigkeit des Versicherten und 
die Verordnung von Versicherungsleistungen in 
den erforderlichen Fällen durch einen Arzt (Ver- 
trauensarzt) reditzeitig nachprüfen zu lassen* 
(Wortlaut vgL Anhang Teil A Nr. 1). 

Die Neuregelung verpOichtet nunmehr die Kran- 
kenkassen, 

— „l 

— 2. eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit 

durch einen Vertrauensarzt zu veranlassen, 
wenn es zur Sicherung des Heilerfolges, ins- 
besondere zur Einleitung von Maßnahmen 
der Sozialleistungsträger für die Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit oder zur Be- 
seitigung von begründeten Zweifeln an der 
Arbeitsunfähigkeit erforderlich erscheint" 
(Wortlaut vgl. AnJiang Teil A Nr. 1), 


1) Gesetz vom 27. Juli 1969 (BGBL I S. 946| 

") vgl Stenographischer Bericht der 237. Sitzung vcwn 
12. Juni 1969. S. 13155 C, 13188: Anlage 7 Umdrude 684 


Den Gesetzgeber hatten zu dieser Neuregelung die 
in den nachfolgenden Tz. 16 bis 34 näher dargestell- 
len Gründe veranlaßt, 

3* Der dargestellle Zusammenhang des Beschlusses 
mit der Neuregelung des VäD im Lohafortzahlungs- 
gesetz bestimmt die Zieheizimg des Berichts. Sie 
wird in erster Linie als die Aufgabe verstanden, die 
Erfahrungen aus der Anwendung der Neuregelung, 
die die mit der Durchführung Betrauten und von 
ihr ^Betroffenen“ in der Präzis gemacht haben, — 
auch im Vergleich zur früheren Rechtslage — dar- 
zuslellen, um auf diese Weise eine Grundlage so- 
wohl für die Beurteilung der mit der Neuregelung 
verbundenen sozialpolitischen Erwartungen als auch 
für die Diskussion einer Weiterentwicklung in die- 
sem Bereich zu geben. Entsprechend dem Beschluß- 
inhalt werden nur Erfahrungen mit der Regelung 
des 5 369 b RVO dargestelU, soweit sie die Begut- 
achtung der Arbeitsunfähigkeit betreffen, 

4 , Zur Vorbereitung des Berichts hat der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung im Herbst 
1969 

— die SpiLzenorganisationen der Sozialversiche- 
rungsträger, der Kassenärzte (Kassenzahnärzte), 
der Vertrauensärzte und 

— die Länder 

um Mitteilung von Erfahrungen gebeten. Ferner 
wurde der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände, dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
und der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft an- 
heimgegeben, die aus der Sicht der Tarifpartner ge- 
wonnenen Erfahrungen mitzuteilen. 

Zu diesem Zweck wurde ein ßericfdss chemo (vgl 
Anhang Teil A Nr. 2) zur Verfügung gestellt, an 
dem sich ciie Einzelberichle orientieren sollten. Als 
Abgabezeitpunkt wurde der !. September 1971 vor- 
gesehen, um vor Abgabe des Bericiits einen mög- 
lichst langen Zeitrauni der Praküziemng der am 
Januar 1970 Ln Kraft getretenen Neuregelung 
erfassen zu können. 

5 . Unter Mitarbeit der Spitzen verbände der Kran- 
ken Versicherung s träger und der Arbeitsgemein- 
schaft für Gemeinsdiaftsaufgaben der Kranken- 
versichening wurde außerdem ein ,,S;of/3fisches 
Programm* vorbereitet, durch das im Rahmen der 
Neuregelung insbesondere Daten über die Inan- 
spruchnahme des VäD und die Ergebnisse der Be- 
gutachtung der Arbeitsunfähigkeit bei den einzelnen 
Krankenkassen ermittelt werden sollten (vgl. An- 
hang Teil A Nr. 3). Wegen der damit verbundenen 
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zusätzlidien Arbeitsbelastung für die Krankenkas- 
sen wurde die Erhebung auf zwei monatlidie Zeit- 
räume im Jahre 1970 (September) und 1971 
(15. Februar bis 15. März) beschränkt. Damit wurde 
zugleich einerseits ein Zeitraum einer erfahrungs- 
gemäß durchschnittlichen Krankheitshäufigkeit und 
eine Zeitspanne eines erhöhten winterlichen Kran- 
kenstandes andererseits zugrunde gelegt. Im Rah- 
men dieses Programms wurden ferner Daten über 
die Organisation und die Zusammensetzung des 
VäD durch die Landesversicherungsanstalten erstellt. 

6. EJnzelerfahrungsberichte haben abgegeben: 

Bundesverband der Ortskrankenkassen 
Bundesverband der Belriebskrankenkassen 
Bundesverband der Innungskrankenkassen 
Bundesverband der Landkrankenkassen 
Verbände der Angestellten-Krankenkassen und 
Arbeiter-Ersatzkassen 
Bundesknappschaft 

Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der 
Krankenversicherung 

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
Kassenärztliche Bundesvereinigung 
Bundesverband der Vertrauensärzte 

Ferner haben die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände sowie der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund Stellungnahmen übermittelt. 

Ebenso haben einzelne Länder neben eigenen Erfah- 
rungsberichten Unterlagen (Berichte von Landesver- 
sicherungsanstalten, Landesverbänden der Kran- 
kenkassen und Kassenärztlichen Vereinigungen) zur 
Verfügung gestellt. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
dankt in diesem Zusammenhang allen an der Vor- 


11. Ergebnisse des Berichts 

1. Zusammenfassende Übersicht 

9. Die Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit durch 
den VäD hat sich unter der Geltung der im Lohnfort- 
zahlungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1970 
neugeslalteten Rechtsgrundlage des § 369 b RVO 
stärker zu einem Instrument sozialmedizinisdier Be- 
treuung der Versicherten entwickelt. Dies ist das 
wesentliche bisher feststellbare Ergebnis der Erfah- 
rungen aus dieser Regelung. Seine Bedeutung tritt 
um so stärker hervor, als darin ein durch die Neu- 
regelung bewirkter entscheidender Fortschritt ge- 
genüber der bis dahin üblichen Praxis gesehen 
werden kann. 

10. Kennzeichen dieser früheren Praxis waren ins- 
be.sondere: 

— Einsatz des VäD als Kontrollinstrument mit dem 
Ziel frühzeitiger Vorladung der arbeitsunfähig 
erkrankten Versicherten mit Anspruch auf Kran- 
kengeld; 

daraus resultierend 


bereitung dieses Berichts beteiligten Verbänden, 
Institutionen und Organisationen einschließlich der 
Tarifpartner für ihre Unterstützung. 


7. Die — häufig sehr ausführlichen — Darstellun- 
gen sind für den vorliegenden Bericht vollständig 
ausgewerlet worden. Die Fülle des zugeleiteten Ma- 
terials ebenso wie Zweck und Anlage dieses Berich- 
tes haben es allerdings nicht zugelassen, die Einzel- 
erfahrungen und Angaben in ausführlicher Breite 
wiederzugeben, sondern Straffung und ordnende Zu- 
sammenfassung erforderlich gemacht. In einem be- 
sonderen Anhang zu diesem Bericht sind Materialien 
und Zahlenübersichten aufgenommen, die einer ver- 
tieften Information dienen sollen und auf die im 
Bericht selbst jeweils verwiesen wird. 

8. Ungeachtet des Versuchs, auch das abgelaufene 
Jolir 1971 noch weitgehend für die Sammlung von 
Erfahrungen zu nutzen und damit seit Inkrafttreten 
des Gesetzes einen nahezu zweijährigen Zeitraum 
der Gesetzesanwendung zu untersuchen, ist der 
allgemeine Eindrud< zu gewinnen, daß die Beobach- 
tungszeit zu kurz wer, um eine gesicherte Erfah- 
rungsbasis für eine in jeder Hinsicht abgewogene 
Beurteilung der Wirkungen der Neuregelungen in 
der Praxis geben zu können. Dies gilt insbesondere 
für die Beobachtung des Krankenstandes, die schon 
angesichts der methodischen Unterschiedlichkeiten 
bei der Erfassung vor und nach Inkrafttreten des 
Lohnfortzahlungsgesetzes sowie der Komplexität der 
den Krankenstand beeinflußenden Faktoren eine 
größere Zeitspanne voraussetzen muß, um zumin- 
dest tendenzielle Wirkungen der Neuregelung aus- 
machen und abschließend deuten zu können. 


— Massenvorladungen und Massenbetrieb beim 
VäD, 

— eine durch Belastung mit übergroßen Unter- 
suchungsquantitäten zu geringe Entfaltungsmög- 
lichkeit des VäD für sozialmedizinisch wirkungs- 
volle Tätigkeit, 

— allgemeine negative Beurteilung des VäD durch 
Versicherte und Öffentlichkeit. 

Auch wenn in den letzten Jahren vor Inkrafttreten 
der Neuregelung Initiativen durch Krankenkassen 
und Dienststellen des VäD ergriffen worden waren, 
insbesondere durch gezielte .Auswahl von Versicher- 
ten zur vertrauensärztlichen Untersuchung einigen 
der bezeichneten Erscheinungen zu steuern, führten 
solche Modelle verbesserter Vorladungsverfahren 
nicht zu einem allgemeinen und grundlegenden 
Wandel. Im Gegenteil: das Praktizieren verschiede- 
ner Systeme verstärkte das Bewußtsein für eine 
ungleiche Behandlung der Versicherten. Der Wert 
der verbesserten Vorladungssysteme bestand aber 
darin, daß sie Alternativen zu der allseits als unbe- 
friedigend empfundenen damaligen üblichen Praxis 
der Nachprüfung der Arbeitsunfähigkeit aufzeigten. 
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11. Im Vergleich zu der gekennzeichneten üblichen 
Praxis der Nachprüfung der Arbeitsunfähigkeit bis 
zum Inkrafttreten des Lonfortzahlungsgesetzes sind 
durch die Neuregelung deutliche Änderungen be- 
wirkt worden. So ist allgemein 

— ein Rückgang der Zahl der Arbeitsunfähigkeit- 
begutachtungen, 

— eine dadurdi bewirkte Entlastung des VäD, 

— eine Intensivierung der einzelnen Untersuchun- 
gen und die stärkere Entfaltung sozialmedizini- 
scher Tätigkeit 

festzustellen. Als Folgen sind zugleich Ansätze eines 
besseren Zusammenwirkens zwischen Kassenärzten, 
Krankenkassen und VäD sowie eines veränderten 
Verhältnisses zwischen Versicherten und Ver- 
1 rauensä rzten zu verzeichnen. Diese Entwicklung 
hat zugleich dazu geführt, daß die den gesundheit- 
lichen Bedürfnissen der Versicherten besser ent- 
sprechende Funktion des VäD auch sein Ansehen 
in der Öffentlichkeit gefördert hat. 

12. Gemessen an den Erwartungen, die im Gesetz- 
gebungsverfahren eine Rolle gespielt haben, und im 
Vergleich zur früheren Situation sind die bisherigen 
Ergebnisse als Verbesserungen anzusehen. Dessen- 
ungeachtet sind über noch Unausgewogenheiten bei 
der Praktizierung der Neuregelung festzustellen, die 
der Verwirklid)ung eines wirksamen sozialmedizi- 
nischen Einsatzes des VäD entgegenstehen und teil- 
weise lediglich als Fortführung der früheren Kon- 
irollfunklion anzusehen sind. Die ln diesem Zusam- 
menhang gefundenen Anhaltspunkte veranlassen 
insbesondere die fragen, ob bei der Auswahl von 
Versicherten zur Arbeitsunfähigkeitsbegutachtung 
Unterschiede zwischen Angestellten und Arbeitern 
sowie zwischen Pflicht- und freiwilligen Mitgliedern 
gemacht werden und ob bei der Veranlassung von 
Begutachtungen „zur Sicherung des Heilerfolges" 
uneinheitlich verfahren und teilweise der Bedeutung 
dieses Begulachtungsgrundes nicht genügend Rech- 
nung getragen wird. 

Die Frage nach einer erwünschten verstärkten M/f- 
wirkung des VäD bei Einleitung von RehabilJtations- 
maßnahmen läßt sich noch nicht ausreichend beant- 
worten, obgleich Anzeichen für ein in dieser Hin- 
sicht wirksameres Tätigwerden des VäD bestehen. 
Es bleibt abzuwartenf ob durch weitere Erfahrungen 
festgeslellt werden kann, inwieweit Unausgewogen- 
heiten sich als „Anfangs-" und „Umstellungs-" 
Schwierigkeiten darstellen oder systemimmanente 
Mängel sind. 

13. Wenn für das Jahr 1970 im Vergleich zum Vor- 
jahr eine Veränderung des statistisch nachgewiese- 
nen Krankenstandes festzuslellen ist, so sind einmal 
dafür Ermitllungsmethoden ursächlich, da die Neu- 
regelung mittelbar Auswirkungen auf die Erfassung 
des Krankenstandes gehabt hat. Zum anderen läßt 


aber auch die Komplexität der Faktoren, die die 
Morbidität beeinflussen und ihre fehlende Quantifi- 
zierbarkeit eine eindeutige Zuordnung dieses Um- 
standes zu einer ermittelbaren Einflußgröße nicht 
zu. Daher war in der Frage nach einem möglichen 
Einfluß des Lohnfortzahlungsgesetzes auf den Kran- 
kenstand ein eindeutiges Ergebnis nicht zu gewin- 
nen. Von den Spitzenverbänden der Krankenver- 
sicherungsträger, der Kassen ärztlichen Bundesver- 
einigimg und vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
wird diese Veränderung nicht als Indikator für 
eine Auswirkung des Lohnfortzahlungsgesetzes an- 
gesehen, sondern als Ergebnis des Zusammenwir- 
kens zahlreicher nicht quantifizierbarer Einflußgrö- 
ßen. Diese Auffassung wird von der Bundesvereini- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände nicht 
unbedingt geteilt. 

2. Probleme und weitere Sachbehandlung 

14. Die bisherigen Erfahrungen mit der Neurege- 
lung der .Arbeitsunfähigkeitsbegutachtung durch den 
VäD verbinden sich mit Problemen, die teilweise 
bereits vorhanden waren, sich durch die Neurege- 
lung schärfer abzeichnen oder neu stellen, Probleme, 
die auch im Zusammenhang mit der Weiterentwick- 
lung des VäD aufgeworfen sind. Dabei stehen u. a. 
im Vordergrund 

— die Analyse der medizinischen und sozialen 
Verflechtungen von Arbeit, Krankheit und 
Arbeit.sunfähigkeit. 

— die Krankenstandsanalyse und die Entwicklung 
methodisch-statistischer Voraussetzungen für 
eine aussagefähigere Ermittlung des Kranken- 
standes, 

— die Bestimmung von Umfang und Inhalt einer 
künftigen sozialmedizinischen Aufgabenstellung 
des VäD, 

— Entwicklung personeller und organisatorischer 
Lösungen zur aufgabengerechten Ausgestaltung 
des VäD, 

— die Konkretisierung von Weilerentwicklungsrich- 
tungen, die auf eine Zusammenfassung ärztlicher 
Dienste im Sozialversicherungsbereich zielen 
(Problembereidi: „Sozialärztlicher Dienst"). 

15. Die „Weiterentwicklung des Vertrauensärzt- 
lichen Dienstes" ist Gegenstand von Beratungen 
eines Ausschusses der vom Bundesminister für 
.Arbeit und Sozialordnung berufenen Sachverstän- 
digenkommission zur Weiterentwicklung der sozia- 
len Krankenversicherung. Im Rahmen dieser Erörte- 
rungen werden die vorgenannten Probleme weiter 
zu behandeln sein. 

Der Bundesminisler für Arbeit und Sozialordnung 
wird den vorliegenden Erfahrungsbericht der Sach- 
verständigenkommission zuleiten mit der Bitte, ent- 
sprechend ihrem Auftrag Stellung zu nehmen. 
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2. TEIL 

Erfahrungsbericht 


L Nachprüfung der Arbeitsunfähigkeit durch den VäD vor dem Inkrafttreten 
der Neuregelung im Rahmen des Lohnfortzahlungsgesetzes 
am 1. Januar 1970 


1. Entwicklung der rechtlichen und Insthutioneüen 
Grundlagen der vertrauensärztlichen Arbeltsun* 
rähigkeltsnachprüfung 

16* im Rahmen der sozialen Krankenversicherung 
wird Krankheit und durdr sie bewirkte Arbeits- 
unfähigkeit durch den Arzt fesigestellt und behan- 
delt Als ein Tatbestandr der zugleich die Leistungs- 
verpfliditungen der Krankenkassen färztUdie Be- 
handlung, Krankengeld) auslost, entzieht sich diese 
ärztliche Feststellung, weil auf medizinisdiem Fach“ 
wissen und entsprechenden Methoden basierend, 
weitgehend der nachvollziehbaren Beurteilung durch 
die Krankenkassen Verwaltung* Zu einer ^Nachprü- 
fung" bedarf es der sachverständigen Mitwirkung 
eines Arztes* 

17* Dieser Sachverhalt vermag zu erklären, daß 
Krankenkassen, obschon die Reichsversicherungs- 
ordnung in ihrer ursprünglichen Fassung die Institu- 
tion des Vertrauensarztes nidit erwähnt, sich gleich- 
wohl vertraglich bestellter Ärzte bedienten, die nicht 
mit den behandelnden Ärzten identisch waren, als 
sich ein Bedürfnis für eine Nadiuntersudiung von 
Versicherten zeigte* Dabei war für die nachfolgende 
Entwicklung, die die IrLStitution des VäD bis zum In- 
krafttreten der Neuregelung ün Ralimen des Lohn- 
forlzahliingsgesetzes genommen hat, entscheidend, 
daß die Anstöße iür die Zuhilienahme eines „ Ver- 
traaens“^ Arztes der Krankenkasse durch wirfscho/N 
fiche überiegungen gegeben waren* Bemerkens- 
werterweise fand nämlich diese Einrichtung ihre 
erste größere Verbreitung in den 20er Jahren, einer 
Zeit Ökonomischer Krisen und starker Arbeitslosig- 
keiL Die Motive der Krankenkassen, durch einen — 
zunächst auf Grund eines besonderen Vertrages be- 
stellten — „anderen Arzt" eine ärztlich bescheinigte 
Arbeitsunfähigkeit nadiprüfen zu lassen, wurden Ln 
dieser Zeit w-eitgehend durch die Befürchtung be- 
stimmt, der Mangel an Arbeitsgelegenheit könne das 
Ausweichen der Versicherten auf Krankengeld als 
Lohnersatz fördern und daher zu einer „Flucht in 
die Krankheit" führen. So sehr die Nachprüfung 
durch einen Vertrauensarzt auch den Zeitumständen 
der wirlschafllidien Ausnahmesituation verhaftet 
gewesen sein mag, zu besfimmend war für den prak- 
tischen Ablauf und das Selbst Verständnis von nun 
an die sieb ausbildende VorsfeiJung, durch ärzUiche 
Nacbkonl ro//e die Leistungsinanspnichnahme vor 
Mißbraudi zu sdiUfzen und den Krankenstand 
steuern zu können, als daß sie gleichzeitig einer — 
nach den späteren rechtlichen Grundlagen möglichen 


— weilergreifenden medizinischen Verwendung 
dieser ärztlichen Institution Platz geschaffen hätte 

1Ö. Im Jahre 1930 wurden die Krankenkassen in 
gesetzlicher Absicherung einer schon teilweise be- 
stehenden Praxis „zur rechtzeitigen Nachprüfung der 
Bescheinigung des behandelnden Arztes über die 
Arbeitsunfähigkeit und seiner Verordnungen in den 
erforderlichen Fallen" verpflichtet^)* Diese Ver- 
pflichlung wurde — in leicht veränderter Form — 
in die Verordnung über die kassenärztliche Ver- 
sorgung vom 14. Januar 1932*) aufgenommen, wo 
5 369 b RVO die bis zum Inkrafttreten des Lohn- 
fortzahSungsgeselzes am L Januar 1970 gültige 
Fassung erhielt (vgl. Anhang Teil A Nr !). 

19. Im Jahre 1934 wurde das vertrauensärztliche 
Nachuntersudiungswesen als Verfrauensdfzfiicher 
Diensf zur Gemeinsdiailsaaigabe der Kranken- 
versicherung bestimmt und organisatorisch bei den 
Landesversichemngsanstalten (Abteilung Kranken- 
versicherung) als den für die Durchführung Verant- 
wortlichen verankert =). Die Einzelheiten der Tätig- 
keit des Vertrauensarztes und seiner dienstrecht- 
lidien Verhältnisse wurden durch Erlasse und Be- 
stimmungen des Reichsarbeits minist ers und des 
Reichsversidierungsamts geregelt* Diese Regelun- 
gen haben die Grundlage für die heutige organisa- 
torisdae und dienstrechlliche Verfassung des VäD 
gelegt. Uber den organisatorischen Aufbau in seiner 
heutigen Gestalt geben einige Beispiele im Anhang 
(Teil A Nr. 4) einen Überblick. 

2. Struktur der bis zum Inkrafttreten des 

Lohnfoiizahlungsgesetzes geltenden gesetzüc:hen 
Regelung und die Entwicklung der Praxis 

20, Hervorzuhebende Merkmale dieser einheitlichen 
gesetzlichen Regelung des VäD, wie sie bis zum fn- 
krait treten des Lohniortzahhmgsgesetzes unverän- 
dert gegolten hat, sind für den Aufgabenbereich der 
Nachuntersuchung der Arbeitsunfähigkeit: 

— „Nachprüfung" der Arbeitsunfähigkeit als einer 
der gesetzlich definierten Zielsetzungen der Ein- 
richtimg neben der Nachprüfung der Verordnung 
von Versicherungsleistungen, 

5) Verordnung des Reichspräsidenten zur Behebung 
finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände 
vom 26. Juli 1930, Reictisgesetzbl, I S. 3U| 325 
■*) Reichsgesetzbl, 1 S, 19 

“) Dritte Verordnung zum Aufbau der Sozialversiche- 
rung vom iS. Dezember 1934, Reldisgesetzbl, l S* 1266 


12 


Deutsdier Bundestag — 6, Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3200 


— Spieraum für die Auswahl der zur Nachprüfung 
Vorzuladenden und die Ausgestaltung des Vor- 
ladungsverfahrens durch Anknüpfung an den 
unbestimmten Rechtsbegriff der Herforderlichen 
Fälle-, 

— Unabhängigkeit des Vertrauensarztes von der 
Krankenkasse, 

— Verbot für den Vertrauensarzt, nin die Behand- 
lung des Kassenarztes einzugreifen“. 

21. Es dürften die durch die * fiskalischen“ Motive 
umschriebenen Gründe der Entstehung mitenlschei- 
dend gewesen sein, in der Folgezeit aber auch die 
Zwänge der politischen Situation, daß der VäD auch 
nach der einheitlichen gesetzlichen Verankerung 
ausschließlich als Kontrollinstrument der Leistungs- 
Verwaltung eingesetzt wurde. Obwohl die recht- 
liche Regelung Raum für differenzierte und sozial- 
medizinisch orientierte Auswahlmechanismen gelas- 
sen hatte, wurde eine Inanspruchnahme des VäD 
durch die Krankenkassen in der Regel immer dann 
als H erforderlich" angesehen, wenn der Versicherte 
Anspruch auf Krankengeld geltend machte. Eine 
Ausnutzung der medizinischen Kapazität eines sol- 
chen ärztlichen Dienstes kam dabei zu kurz. 

3. Überblick über die Entwicklung der vertrauens- 
ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsnachprüfung In den 
50er und 60er Jahren bis zum Inkrafttreten der 
Neuregelung Im Rahmen des Lohnfortzahlungs- 
gesetzes 

a) Übersicht 

22. Die den VäD auf eine ärztliche Kontrollinstanz 
im Leistungssystem der sozialen Krankenversiche- 
rung reduzierende Handhabung des § 369 b RVO 
durch die Krankenkassen änderte sich zunächst nicht. 
Auch eine Entfaltung des medizinischen Sachverstan- 
des dieses ärztlichen Dienstes zu sozialmedizinischen 
Zielen bot sich in wünschenswertem Umfang nicht 
dar. Wenn auch nicht für das Selbstverständnis der 
Vertrauensärzte, so doch für das durch das Kranken- 
versicherungssytem vermittelte damalige Verständ- 
nis der Rolle des Vertrauensarztes als eines primär 
kontrollierenden Arztes kennzeichnend ist, daß die 
„Musterdienstanweisung für den Verlrauensärzt- 
lichen Dienst in der Krankenversicherung" aus dem 
Jahre 1958 in der allgemeinen Aufgabendefinition 
dem VäD die Funktion gleidxsam eines Katalysators 
systembedingter Interessenkonflikte zuspricht: „Der 
VäD hat die Aufgabe, die Interessen der einzelnen 
Versicherten mit denen der Gesamtheit der Ver- 
sicherten — also der Krankenversicherung — in 
Einklang zu bringen. Dabei ist der Vertrauensarzt 
den einzelnen Versicherten ein fürsorglicher Bera- 
ter, verhindert aber eine unberechtigte Inanspruch- 
nahme oder Fehlleistung von Kassenmitteln . . 

23. Erst die 60er Jahre sind durch — allerdings nur 
partielle — Bemühungen gekennzeichnet, dem VäD 
eine stärkere Entfaltung seiner sozialmedizinischen 
Aufgaben zu ermöglichen. Beginnend im Bereich der 
Landesversicherungsanstalt Hannover im Jahre 


1960, in den folgenden Jahren mit zunehmender 
Verbreitung in Bereichen anderer Landesversiche- 
rungsanslalten, wurden von Krankenkassen und 
Dienststellen des VäD Modelle für die Nachunter- 
suchungspraxis entwickelt, deren Grundgedanken 

— ' auf die gezielte Auswahl der zu untersuchenden 
Versicherten, 

— auf die Verbesserung des Zusammenwirkens zwi- 
schen Kassenärzten, Krankenkassen und VäD 
bei der Auswahl der Versicherten, 

— auf die Verbesserung der Untersuchungscpialität 
durch Beschränkung der Zahl der Untersuchun- 
gen, 

— auf die Entfaltung sozialmedizinischer Möglich- 
keiten 

zielten. Eingangs fanden solche Vorstellungen in 
einer Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft für Ge- 
meinschaftsaufgaben der Krankenversicherung über 
eine „wirksame Inanspruchnahme und Durchfüh- 
rung des Vertrauensärztlichen Dienstes" vom 
18. Januar 1967. 

b) Einzelheiten der üblichen Nachuntersuchungs- 
praxis 

24. Die übliche Praxis des vertrauensärztlichen 
Nachuntersuchungswesens außerhalb weiterentwik- 
kelter Modelle (dazu nachfolgend Tz. 34) war weit- 
gehend durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 

— Ausprägung der KontroUmotivation in der Ein- 
schaltung des VäD, 

— Tendenz zur Vorladung von Versicherten mit 
sofortigem Anspruch auf Krankengeld, 

— Tendenz zur Vorladung dieses Personenkreises 
in möglichst großem Umfang, 

— Tendenz zur möglichst frühzeitigen Vorladung, 

— Anpassung der Versicherten und Kassenärzte an 
den Kontrollmechanismus, 

— eine das Verhältnis des Versicherten zum Ver- 
trauensarzt belastende Untersuchungsbewälti- 
gung („Massenbetrieb"), 

— eine aus der Überlastung des VäD mit Massen- 
vorladungen folgende Verhinderung der Entfal- 
tung intensiver sozialmedizinischer Möglichkei- 
ten. 

25. Es bestand eine allgemeine Übung, nach Vor- 
lage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung des Kas- 
senarztes die Versicherten mit sofortigem Kranken- 
geldanspruch zur Vorstellung beim VäD aufzufor- 
dern, soweit nicht die Arbeitsunfähigkeit unzweifel- 
haft feslsland. Rückblickend läßt sich die Tendenz 
erkennen, diesen Personenkreis in möglidist großem 
Umfang vorzuladen. Allerdings wird von Spitzen- 
verbänden der Krankenversicherungsträger darauf 
hingewiesen, daß Vorladungsentscheidimgen nach 
„individuellen Merkmalen“ getroffen worden seien. 
Als solche Merkmale werden insbesondere genannt: 

— Art und Schwere der Erkrankung, 

— häufige Vorerkrankungen, 
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— wiederholter Arztwechsel, 

Mißverhältnis in der Dauer der Arbeitsunfähig- 
keit zur angegebenen Diagnose, 

— häufige Arbeitsunfähigkeit aus geringfügigen 
Anlässen, 

— Art der Beschäftigung, 

— Alter des Versicherten, 

— Dauer der Mitgliedschaft, 

— Arbeitsunfähigkeit nach Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses, 

— Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit durch in der 
Person des Versicherten liegende Gründe, 

— Bedenken gegen die Zuverlässigkeit des ärzt- 
lichen Berichts, 

— Angabe von VerdachLsdiagnosen durch den Kas- 
senarzt. 

Außerdem wurde Hinweisen von anderen Personen 
(Arbeitgeber, Versicherte, Krankenbesucher, Ärzte) 
entsprochen. 

Unter Hinweis auf diese Kriterien wird vielfach be- 
tont, daß die Krankenkassen damit ein Verfahren 
„individueller Auswahl“ der zur vertrauensärzt- 
lichen Untersuchung Vorzustellenden, nicht aber ein 
schematisches Verfaliren praktiziert hätten. Indes- 
sen dürfte die Konkretisierung des die Vorladung 
bestimmenden Rechtsmerkmals „des erforderlichen 
Falls* durch solche Merkmale insgesamt nicht dazu 
geführt haben, daß sich auch mne als „individuell* 
zu bezeichnende Vorladungspraxis entwickelt hätte: 
auch bei individueller Prüfung dürfte die Erforder- 
lichkeit der Untersudiung in fast allen Fällen bejaht 
worden sein, so daß praktisch sich als bestimmen- 
des, aber auch, weil allen Vorgeladenen gemeinsam, 
schematisierendes Merkmal die BarJeistungsberech- 
iigung des Versicherten ausgeprägt hat 

26. Dafür sprechen die relativ hohen Vorladungs- 
ciuoten (Verhältnis der Zahl der Vorladungen ®) zur 
Zahl der betreuten Arbeitsunfähigkeitsfälle). Nach 
einer durchgängig konstanten Höhe in den Jahren 
1962 bis 1965 von 62 bis 65 v, H, im Bundesdurch- 
schnitt aller Kassen verzeichnete die Vorladungs- 
cjuote im Jahre 1966 einen erheblichen Anstieg auf 
96,48 V. H. im Bundesdurchschnitt aller Kassen (Mini- 
malcpiote 73,68 v. H., Maximalquote 112,95 v. H.) 
und bot in den Jahren 1967 bis 1969 vor Inkraft- 
treten der Neuregelung des § 369 b RVO im Rah- 
men des Lohnfortzahlungsgesetzes das aus den Auf- 
stellungen im Anhang Teil C Nummern 1 bis 3 er- 
sichtliche Bild. Dazu ist noch zu bemerken: 

Die augenfällige und bis zum Jahre 1969 zuneh- 
mende Diskrepanz zwischen den Maximalcpioten 
und Minimalquoten sowie die Abnahme der Minimal- 
quoten ist auf die Einführung und wachsende Ver- 
breitung von verbesserten Verfahren gezielter Vor- 
ladungen zurückzuführen (nachstehend Tz. 36). Die 
geringste Vorladungsquote der Jahre 1967 bis 1969 
bei den RVO-Krankenkassen ist im Landesversiche- 
rungsanstaltsbereich Hannover festzustellen, wo ge- 

•) Es ist auf die Zahl der Vorladungen abgeslellt, so 
daß auch wiederholte Vorladungen eines Arbeits- 
unfähigen mit erfaßt sind. 


änderte Verfahren für die Nachuntersuchung der 
Arbeitsunfähigkeit schon frühzeitig eingeführt wur- 
den, 

27. Den praktischen Orientierungszusammenhang 
zwischen Krankengeldanspruch des Versicherten 
und Anlaß der Vorladung belegt der Unterschied 
der Vorladungsquoten bei RVO-Krankenkassen/ 
Arbeiterersatzkassen einerseits und Angestellten- 
krankenkassen (Ersatzkassen) andererseits (vgl. die 
Aufstellungen im .Anhang Teil C Nummern l bis 3). 
Bis zum Inrkafttreten des Lohnfortzahlungsgesetzes 
hatten nur Angestellte einen arbeitsrechtlichen 
Lohnfortzahlungsanspruch gegen den Arbeitgeber 
im Krankheitsfalle, während für Arbeiter im Krank- 
heitsfälle als Lohnersatz Krankengeld durch die 
Krankenkasse gewährt wurde, wozu seit dem Ge- 
setz zur Verbesserung der wirtschaftlichen Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfalle von 1957 der 
.Arbeitgeber noch einen Zuschuß zu gewähren hatte. 
Damit steht im Zusammenliang, daß bei Angestell- 
ten während der Fortzahlung des Arbeitsentgelts 
durch den Arbeitgeber den Krankenkassen in der 
Regel eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht 
zugeleitet wurde. Bei der relativ geringen Zahl der 
zur vertrauensärztlichen Untersuchung aufgeforder- 
ten versicherten Angestellten war es den Ersatz- 
kassen möglich, abweichend von der üblichen Pra- 
xis eine gezieltere Vorladungspraxis mit geringe- 
ren Vorladungszahlen zu handhaben. Solche Unter- 
schiede wurden vielfach als Diskriminierung der 
Arbeiter gegenüber den Angestellten in ihrem Ver- 
hältnis zu den Krankenkassen und zum VäD emp- 
funden. 

28. Es bestand eine — aus der überwiegenden Kon- 
trollmotivation verständliche — Tendenz, die als er- 
forderlich qualifizierten Vorladungen auch möglidist 
frühzeitig zu veranlassen. Damit zeichnete sicii das 
.Auswahlverfahren auch hinsichtlich der Handhabung 
des Merkmals „Rechtzeitigkeit“ allgemein durch 
Schematisierung aus. In einzelnen Berichten wird es 
als Regel bezeichnet, daß bereits innerhalb der 
ersten beiden Wochen der Arbeitsunfähigkeit vor- 
geladen wurde. Die Sozialenquete-Kommission kam 
im Jahre 1966 zu der Schätzung, daß die Vorladun- 
gen zur vertrauensärztlichen Untersuchung in der 
Regel 7 bis 10 Tage nach Ausstellung der Arbeits- 
unfähigkeilsbescheinigung vorgenommen wurden. 
Allerdings machen die Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen in ihren Berichten darauf aufmerksam, 
daß ungeachtet der festgeslelllen Tendenz indivi- 
duelle Merkmaie, wie die Art der Diagnose und 
Schwere der Erkrankung, den Vorladungszeitpunkt 
bestimmten; dabei wurden auch sogenannte Indika- 
tionslisten, welche Angaben über die übliche Dauer 
typischer Erkrankungen enthalten, zur Unterstüt- 
zung der Zeltpunktbestimmung verwandt. Auch 
wenn für die Situation der letzten Jahre vor Inkraft- 
treten der Neuregelung im Lohnfortzahlungsgesetz 
nicht typisch, so müssen gleichwohl gelegentliche 
Fälle von Vorladungen „zur Unzeit“ mitbestimmend 
für die Beurteilung sein, daß auch die Zeitpunkt- 
bestimmung durch die Krankenkassen weitgehend 
als Folge einer zu schematischen Handhabung des 
gesamten Auswahlverfahrens Mängel zeigte. 
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29. Zur Erldärung solcher Mängel wird darauf hin- 
gewiesen, daß die ArbeitsunföhigkelisbescheinigLing 
der Kassenärzte sowohl von ihrer formalen Anlage 
her als audi zu einem großen Teil in ihrem Inhalt — 
insbesondere wegen der weitgehend fehlenden Ter- 
minierung des Arbeitsunfähigkeitsendes (dazu nach- 
stehend Tz. 31) — keine ausreichende Grundlage für 
eine differenzierte Auswahlpraxis sein konnte. 
Ebensowenig wurde bei der hier gekennzeidmelen 
Praxis der VäD vor einer Vorladung eines Ver- 
sicherten zur Beratung hinzugezogen. So erscheint 
die untergeordnete Berücksichtigung medizinischer 
Gesichtspunkte in der Auswahlpraxis der Kranken- 
kassen verständlich, legt dies aber zugleich als 
systemimmanenten Mangel bloß, da die primär auf 
Kontrolle zielende Nachuntersuchungspraxis eben 
selbst die Vernachlässigung der ärztlichen Entschei- 
dungshilfe mit bedingt. 

30. Wie schon angesprochen (vgl. Tz. 29), wurde 
der VäD im Rahmen der hier gekennzeichneten üb- 
lichen Praxis nur selten vor einer Vorladung eines 
Versicherten zur Beratung herangezogen. Damit war 
dem VäD auch die Möglichkeit einer Einflußnalime 
auf die Quantität der Nachprüfungsaufträge genom- 
men, die eine Koordination mit den organisatori- 
schen Möglichkeiten des VäD zum Zwecke sozial- 
medizinisch effektiver Tätigkeit erlaubt hätte. Die 
verbreitete Praxis der umiassenden Auswahl der 
Versicherten belastete in der Tat die Kapazität des 
VäD, Berichtet wird, daß ein Vertrauensarzt in Zeit- 
räumen starker Beanspruchung nicht selten über 50 
körperliche Untersuchungen arbeitstäglich vorzu- 
nehmen hatte. Als Beispiel für die Belaistung eines 
Vertrauensarztes durch körperliche Untersuchungen 
wird aUif die Angaben in Übersicht 1 hingewiesen, 
die die Land esversi che rrmgsanstalt Braunschweig in 
ihrem Bericht an den Niedersächsischen Sozialmini- 
ster gemacht hat: 

Übersicht 1 

Gesamtbezirk LVA Braunschwelg 


Die Landesversicherungsanstalt Braunschweig führt 
dazu aus. daß die Durchschnittszahlen nicht erken- 
nen lassen, daß in Wintermonalen, insbesondere 
in Epidemiezeiten, über längere Zeiträume hinweg 
durchschnittlich 30 bis 40, nicht selten auch 40 bis 50 
Untersuchungen täglich erforderlich gewesen seien. 
Soldie Quantitäten im Untersuchungsanfall führten 
weitgehend zu der in den letzten Jahren immer stär- 
ker kritisierten Erscheinung des , Massenbetriebs'’ , 
bei dem einerseits der Vertrauensarzt auf den ein- 
zelnen Versicherten nur kurziristige Untersuchungs- 
Zeiten verwenden konnte, bei dem andererseits 
lange Wartezeiten in überfüllten Räumen in Kauf 
zu nehmen waren. 

31. Es wird heule als Grund für die weitgehend 
umfassende Vorladungspraxis die verbreitete Vor- 
stellung angeführt, durch Vorladung möglichst aller 
arbeitsunfähig Kranker Einfluß auf den Kranken- 
stand nehmen zu können. Es spricht eine Vermutung 
dafür, daß Krankenkassen durch die relativ hohe 
Quote der nicht zur Vorladung zum VäD erschei- 
nenden Versicherten, die also sofort arbeitsfähig 
angesehen wurden, die Kontrolleffizienz dieser 
Praxis bestätigt sahen. Das Verhältnis der zur ver- 
IrauensärzUichen Untersuchung Erschienenen zu den 
Nicht-Erschienenen in den letzten Jahren macht die 
Übersicht 2 deutlich. 


Übersicht 2 


1967 

1 

von 10 359 039 Vorgeladenen 
(100 v.H.) 

erschienen 

5 922 108 = 57,17 V. H. 

nicht erschienen 

4 436 931 = 42,83 v. H. 

1968 

von 1 1 441 902 Vorgeladenen 
(100 V. H.) 

erschienen 

6 351 940 = 55,51 v. H. 

nicht erschienen 

5 089 954 = 44,49 v. H. 

1969 

1 

von 11 477 771 Vorgeladenen 
(100 V. R) 

erschienen 

6 352 857 = 55,35 v. H. 

nicht erschienen 

5 124 914 - 44,65 V. R 


Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Geineinschaftsaufgaben 
der Krankenversicherung in Essen 


Eine Aufgliederung dieser Zahlen nach Bereichen 
der Landesversicherungsanslallen sowie RVO-Kran- 
kenkassen und Ersatzkassen ist aus den Aufstellun- 
gen im .Anhang Teil C Nummern 4 bis 6 ersichtlich. 
Die relativ hohe Quote der nicht erschienenen 
Arbeitsfähigen kann damit erklärt werden, daß viel- 


Jahr 

Begut- 

achtungen 

Körper- 

liche 

Unter- 

suchungen 

Tägliche 
durch- 
schnitt- 
Udie 
körper- 
liche 
Unter- 
suchungen 
je Arzt 

1965 

126 237 

110 097 

23,6 

1966 

118 361 

104 678 

22,1 

1967 

90 432 

78 112 

17.1 

1968 

94 139 

82 860 

18,9 

1969 

78 433 

66 360 

16,5 

1970 

27 504 

18 501 

4,9 

1971 

(1. Halbjahr) . 

13 206 

9 972 

5.6 


Quelle: Landesversicherungsanstall Braunschweig 
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fach die Arbeitsunfähigkeit tatsädiüdi beendet ge- 
wesen sein dürfte, als der Versidierte die Aufforde- 
rung zur Vorstellung zum Vertrauensarzt erhielt. 
Gleidiwohl legt aber die Verhallensweise der Ver- 
sicherten einen Sadizwang des Vorladungssystems 
bloß, der sidi negativ auf die Funkfion des VöD aus- 
wirkte und ihn in seiner Rolle als „Kontrolleur*' ver- 
festigte. Weil nahezu jeder Arbeitsunfähige kurz- 
fristig zum VäD vorgeladen wurde, verzichteten 
häufig schon die behandelnden Ärzte auf Befristung 
der ArbaiUuidähLgkeit und überließen die Feststel- 
lung ihres Endes dem VäD. Der Versidierte wurde 
dadurch In der Vorstellung bestärkt, im VäD die 
maßgebliche Institution zur Bestimmung der Aibeiis- 
unfähig keitsdauer zu sehen; er wartete weitgehend 
ungeachtet der subjektiven Einschätzung seines Lei- 
stungsvermögens che Vorladung zur vertrauensärzt- 
Jichen Untersuchung aib, in der er zugleich die 
Aufforderung sehen mußte, die Arbeitsaufnaliine 
wieder in Erwägung zu ziehen. 

32. Das einer umfassenden Vorladungspraxis im- 
manente ^Mißtrauensvotum'' prägte die Einschät- 
zung des VäD bei den Versicherteiir die ihn als in- 
stitutionalisierte Kontrolle, weniger als medizinische 
Müfe ansahen. Massenbeguladitungen und Minuten- 
Untersudiungen boten sich den Versicherten nur als 
die zwangsläufigen Erscheinungen einer Institution, 
welche sich in der durch den Systemzwang auf- 
gedrängten Rolle als „Gesundschreiber*' verstehen 
mußte. An dieser allgemeinen Einschätzung haben 
Eriohiungen mit Systemen gezielter Verladungen, 
die eine weitgehende Besserung der Verhältnisse 
braditen, grundlegend nichts geändert, auch wenn 
sie im konkreten Falle zu einem Ansebenswonde/ 
des VäD berget ragen haben mögen. 

c) Erfahrungen mit der Praxis verbesserter Vor- 
ladungsverfahren {Systeme gezielter Vorladungen. 
Haüsarztverfahren) 

33. Die Einsicht in die Notwendigkeit, den — unter 
dem Gesichtspunkt eines sozialmedizinischen sinn- 
vollen Einsatzes des VäD gesehen — Fehlentwick- 
lungen abhelfen zu müssen, führte im Laufe der 60er 
Jahre zu praktischen Bemühungen und Enfw/ck/ung 
von Mode/Jen, die unter Ausschöpfung der recht- 
lichen Gestaltungsraöglichkeiten nach § 369 b RVO 
alter Fassung die Nadiprüfung der Arbeitsunfähig- 
keit neu gestüJfen und einen veränderten Einsatz 
des VäD ermöglichen sollten. Das Ziel bestand darin, 

— den behandelnden Arzt stärker in die Verant- 
wortung für die Feststellung und TerminderuBg 
der ArbeitsuMähigkeit einzubeziehen, 

— das AusfwaM verfahren zur Vorstellung von Ver- 
sicherten zum VäiD zu vei^bessern, 

— dabei ein besseres Zusammenwüken zwischen 
Kassenarzt, Vertrauensarzt und Krankenkasse zu 
ermöglichen, 

— nicht zuletzt auch: den VäD von Überlastung 
durch eine sozialmedizinisch unwirksame Kcm- 
trollauigabe zu entlasten und Kapazitäten zu 
sozialmediziiiisch wirksamer Betäügping frdzu- 
setzen. 


34. Bei einer vereinfachenden Belrachtimg lassen 
sich zwei Grundmodelle weiter entwickelter Vor- 
ladungspraxiis abbilden, die in den Jahren 1966/67 
von einer von der Arbeitsgemeinschaft für Ge- 
meinsdiafts auf gaben der Krankenversicherung, Es- 
sen, eingesetzten Kommission „Vertrauensärztlicher 
Dienst*' den Kranlkenkassen zur Einführung zuim 
Zwecke „einer Verbesserung des gegenw'ärtigen 
Verfahxem zur Auswahl der zur Vertrauens ärzt- 
lichen Begutachtung Vorzuladenden'* empfo^hlen 
wurden. 

Modell A: 


Kassenarzt 


(Düren Schrift der Arbeits- 
^ untähigkeitsbescheinigüngj 


Versicherter 


„^Krankenkasse 

(VoriadLing) 


VäD^ 


(Entscheidung der Kranken- 
kasse ütser Vonabung des 
Versicherten) 


Bei diesem Verfahren setzte die Krankenkasse den 
Nachnntersüchungslermin ohne Mitwirkung des 
VäD fest. Bel der Entscheidimg darüber, ob und 
wann eine Vertrauens ärztliche Begutachtung vor- 
genommen werden soillte, riditete sie sich nach den 
Angaben des behandelnden Arztes; zu diesem 
Zweck versah er die der Krankenkaisse unmittelbar 
zuzu leitende Durdisduiift der Aiheitsunfähigknils- 
bescheinigung mit Angaben darüber, ob die Dia- 
gnose gesichert, aux vorläufig angenommen, und bis 
zu welchem Zeitpunkt mit Arbeitsunfähigkeit zu 
rechnen ist, gegebenenfalls ob und wann er eine 
vertrauensärztliche Untersuchung für angezeigt 
hielt. Dieses Verfahren übertrug die volle Verant- 
wortung für die Feststen ung und Bescheinigung der 
Arbeitsunfähig keil dem Kassenarzt. 


Modell B: 


Kassenarzt 



Bei diesem Verfahren wiurde der Vertrauensarzt 
sofort nach der Arbeitsunfähigkeitsfesitstellung 
durch den Kassenarzt dadurdi eingeschaltet, daß ihm 
ein Durchdiuck der ausfülulicheii Arbeitsunfähig- 
kei bsbeschei n igung des Kassenarztes unmittelbar 
übersandt wurde. Der VäD nahm zu den Angaben 
des Kassenarztes gegenüber der Krankenkasse Stel- 
lung. Die Krankenkasse verwertete diese Stellung- 
nahme bei der Enlscheidung, ob eine Vorladung 
erfolgen, sofort erfolgen oder ob der Kassenarzt 
um weitere Angaben gebeten werden sOUte. Bei 
diiesem Verfahren wurde im Gegensatz zum Ver- 
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fahren A die Funklion des Vertrauensarztes als 
raedizini scher Berater der Krankenkassen gestärkt. 
Die Kommission der Arbeitsgemeinschaft für Ge- 
meinschaftsaufgaben der Krankenversicherung kam 
zu dem Ergebnis, daß beide Verfahren eine „recht- 
zeitige"* Vertrauens ärztliche Begutachtung „in den 
erforderlichen Fällen“ gewährleisten würden. 

35. Mit den vorstehend skizzierten Verfahren im 
Zusammenhang zu sehen ist das sogenannle Haus- 
arztverfahren, auf das auch in der Begründung der 
Neuregelung des § 369 b RVO im Lohnfortzahlungs- 
gesetz hingewiesen wird. Dabei ist für die Praxis 
festzustellen, daß dieser Begriff teilweise auf alle 
entwickelten Nachuntersuchungsverfahren der vor- 
bezeichnelen Art ungeachtet ihrer verschiedenen 
Ausgestaltung angewandt, teilweise nur auf be- 
stimmte Verfahren bezogen wurde. Im ersten Falle 
verdeutlicht der Begriff nur eine Betrachtungsweise, 
die durch eine den beiden Grundmodellen gemein- 
same Stärkung der Stellung des den Versicherten 
behandelnden Kassenarztes (Hausarzt) gerechtfertigd 
ist: die Arbeitsunfähigkeit wird durch den Kassen- 
arzt näher begründet und — dies ist entscheidend — 
auch hiusichtlich ihrer (vorläufigen) Dauer beschei- 
nigt, so daß die ärztliche Bescheinigung eine hin- 
reichende Entscheidungsgrundlage für die Kranken- 
kasse zum Zwecke einer gezielten Vorladung bieten 
konnte. Im letzteren Begriffsverständnis handelt es 
sidi um ein sogenanntes uneingeschränktes Haus- 
arztverfahren, dessen Kennzeichen darin bestand, 
daß die Krankenkasse unter Verwendung der ihr zu- 
geleiteten Berichte des behandelnden Arztes den 
Versicherten veranlaßte, zu einer erneuten Fest- 
stellung der Arbeitsunfähigkeit bei seinem Hausarzt 
vorzusprechen; der VäD wurde hierbei nicht ein- 
geschaltet. Diese Lösung verdeutlicht, daß je nach 
der Praktizierung im einzelnen die Stellung des 
Hausarztes im Verhältnis zum Vertrauensarzt von 
unterschiedlicher Dominanz für die Auswahl von 
Versicherten zur vertrauensärztlichen Untersuchung 
sein konnte — mit der Folge, daß der Vertrauens- 
arzt auch weitgehend ausgeschaltet werden konnte. 
Unter diesem Gesichtspunkt gesehen, wird durch die 
undifferenzierte Verwendung des Begriffs „Haus- 
arztverfahren* für alle verbesserten Vorladungsver- 
fahren nicht erkennbar, daß es gerade ein beson- 
derer Vorzug dieser Nachuntersuchungspraxis und 
damit des „eingeschränkten" Hausarztverfahrens 
war, wenn dem VäD die Möglichkeit gegeben war, 
eine schwergewichtig sozialmedizLnische Vorla- 
dungsberatung der Krankenkasse als Entscheidungs- 
hilfe vornehmen zu können. Hier setzt auch die aus 
Erfahrungen mit der Praktizierung bestimmter un- 
eingeschränkter Hausarzt verfahren schließende Kri- 
tik an, wenn insbesondere von vertrauensärzüicher 
Seite gegen solche Verfahren eingewandt wurde, 
daß sie sich aus medizinischer Sicht zufolge der 
weitgehenden Ausschaltung des VäD und damit 
seiner sozialmedizinrschen Beratungsmöglichkeiten 
für die gesundheitlichen Interessen der Versicherten 
als bedenklich erweisen mußten. 

36. Eine verbesserte Nachuntersuchungspraxis im 
vorbezeidmeten Sinne wurde in einzelnen Landes- 


versicherungsanstaltsbereichen von verschiedenen 
Krankenkassen, insbesondere Orts-, Land- und In- 
nungskrankenkassen, praktiziert. Dabei waren un- 
terschiedliche Ausgestaltungen vorgenommen wor- 
den. Ein gezieltes Vorladungsverlahren war vor 
allem in Niedersachsen verbreitet. So hat beispiels- 
weise nach vorangegangenen praktischen Versuchen 
der Landesverband der Ortskrankenkassen Nieder- 
sdchsen mit der Kassenärztlichen Vereinigung Nie- 
dersadisen „Grundzüge eines neuen Vorladungsver- 
fahrens" verabschiedet, die für die Auswahl der 
erforderlichen Fälle weitgehend eine medizinische 
Beurteilung für maßgeblich bestimmt hatten und 
hierfür die Zusammenarbeit zwischen behandelnden 
Ärzten, Vertrauensärzten und Krankenkassen akti- 
vierten. Im Bereich des Landesverbandes der Orts- 
krahkenkassen Westfalen-Lippe praktizierten die 
Orlskrankenkassen überwiegend ein Hausarztver- 
fdhren, bei dem nach Ablauf der vom Kassenarzt 
auf der Arbeitsunfähigkeilsbescheinigung angege- 
benen voraussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähig- 
keit der Versicherte durch die Krankenkasse erneut 
zu seinem behandelnden Arzt bestellt wurde, der 
darüber zu entscheiden hatte, ob zur vertrauens- 
ärzfliclien Untersuchung vorgeladen werden sollte 
oder nidit. Gleiches gilt für die Innungskranken- 
kassen und Landkrankenkassen in diesem Bereich, 
ln Hessen verfuhren 22 Orts krank enkassen nach 
einem Verfahren, bei dem für die Entscheidung, ob 
und gegebenenfalls wann eine vertrauensärztliche 
Begutachtung stattfinden sollte, hauptsächlich die 
Angaben des behandelnden Arztes entscheidend 
waren. Der VäD war bei der Auswahl der Vorzu- 
ladenden — von Sonderfällen abgesehen — nicht 
beteiligt. 

Neben den bereits erwähnten Vorbehalten aus 
sozialmediziniscfaer Sicht wurden gegen solche Ver- 
fahren, die zu einer mehr cxier weniger weitgehen- 
den Ausschaltung des VäD führten, auch rechtliche 
Einwände geltend gemacht, die die Unvereinbarkeit 
mit der damaligen Regelung des § 369 b RVO be- 
haupteten, da die Erforderlichkeit und Rechtzeitig- 
keit einer vertrauensärztlichen Untersuchung wegen 
der fehlenden Beteihgung des VäD nicht mehr ge- 
währleistet sein könne. 

37. Sowohl bei einer gezielten Auswahl als auch 
bei Hausarztverfahren wird allgemein von einem 
auffälligen Rückgang der Zahl der Untersüäiungen 
berichtet. So wurde schon darauf hingewiesen (vor- 
stehend Nr. 26), daß im Bereich der Landes Versiche- 
rungsanstalt Hannover die Vorladungsquote er- 
heblich unter dem Bundesdurchschnitl lag. Einen 
augenfälligen Vergleich bietet auch eine Zahlen- 
aufstellung des Landesverbandes der Ortskranken- 
sen in Hessen (Anhang Teil C Nr. 7), in der die 
Vorladungscfuoten aller Ortskrankenkassen aufge- 
führt sind; die Ortskrankenkassen, bei denen ein 
Hausarztverfahren praktiziert wurde, weisen relativ 
niedrige Vorladungsquoten auf. 

Es läßt sich als allgemeiner Eindruck der Erfahrun- 
gen mit den Verfahren gezielter Vorladungen fest- 
halten, daß sie sich auch positiv für die Aufgaben- 
bewältigung durch den VäD und für das Verhältnis 
zwischen Versicherten und Vertrauensärzten aus- 
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gewirkt haben. Allerdings ist hinsichtlich der letzte- 
ren Feststellung bemerkenswert, daß solche positi- 
ven Momente kaum einen Einfluß auf die Relation 
zwischen zur vertrau ensärzUichen Untersuchung Er- 
schienenen und Nichterschienenen gehabt haben 
(vgl. zu dieser Relation vorstehend Tz. 31). 

4. Zusammenfassender Überblick über die Praxis 
der Arbeitsunfähigkeitsnachuntersuchung durch 
den VäD unmittelbar vor Inkrafttreten der Neu- 
regelung des § 369 b RVO im Lohnfortzahlungs- 
gesetz 

38. Die Praxis war uneinheil/ich. Weitgehend war 
sie bestimmt durch die undifferenzierte Vorladungs- 
praxis, die sich ihrer Motivation nach als Kontrolle 
und Steuerungsmechanismus des Krankenstandes 
verstand und zu den aufgezeigten Fehlentwicklun- 
gen der Massenvorladungen und sozialmedizinisch 
unzureichenden Untersuchungspraxis des VäD führte 
imd das Verhältnis zwischen Versicherten und Ver- 
trauensärzten belastete. Teilweise wurden verbes- 
serte Verfahren, die sich durch gezielte, stärker an 
medizinischen Kriterien orientierende Auswahl der 
Versicherten unter beratender Assistenz des VäD 
kennzeichnen lassen, in Anwendung des § 369 b 
RVO praktiziert. Einzelne Ausgestaltungen, wie z. B. 
ein uneingeschränktes Hausarztverfahren, dos zur 
weitgehenden Ausschaltung des VäD führte, wurden 
unter rechtlichen und sozialmedizinischen Gesichts- 
punkten kritisch beurteilt. 

39. Die uneinheitliche Praxis führte zu Ungleich- 
behandlungen der Versicherten. Dabei trat als zu- 
sätzliches Merkmal hinzu, daß die Vorladungspraxis 
auch zwischen Angestellten und Arbeitern diffe- 


rierte; die Ursache dafür war in dem für die Aus- 
wahl der Versicherten zum VäD weitgehend be- 
stimmenden Leitmerkmal des Anspruches auf Kran- 
kengeld zu sehen, der für Angestellte üblicherweise 
aufgrund ihrer arbeits vertraglichen Berechtigung 
auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle für die 
ersten 6 Wochen der Krankheit ruhte, 

40. Auch wenn in den letzten Jahren vor Inkraft- 
treten der Neuregelung durch das Lohnfortzahlungs- 
gesetz die Bemühungen Zunahmen, die Arbeits- 
unfähigkeitsnachuntersuchung im Rahmen der durch 
§ 369 b RVO alter Fassung durchaus gegebenen Ge- 
staltungsmöglichkeiten in sozialmedizinisch befriedi- 
genderen Verfahren zu ordnen, bleibt doch festzu- 
stellen, daß die praktizierten Modelle (z. B. Haus- 
arztverfahren) keinen allgemeinen, grundlegenden 
und in jeder Hinsicht befriedigenden Wandel der 
üblichen Praxis eingeleitet haben. Dabei wird teil- 
weise von Einfluß gewesen sein, daß die gesetzliche 
Grundlage nicht als ausreichende Stütze besserer 
Gestaltungen angesehen wurde. Teilweise war auch 
der Erfahrungszeitraum der Praktizierung mancher 
Modelle noch zu kurz, um sie in breiterem Umfang 
und allgemein zu realisieren. Nicht unerheblich 
dürfte gewesen sein, daß das durch die lange ein- 
seitige Entwicklung des VäD als „ Kon troll ins tru- 
ment“ verständliche Kontrolldenken der Leistungs- 
verwaltung ein beharrendes Element dargestellt hat, 
das der Flexibilität vieler Selbstverwaltungen ent- 
gegengewirkt haben mag. Auf jeden Fall bestand 
aber der Erfahrungswert dieser Modelle und Ver- 
faliren in der Darstellung einer tauglichen Alter- 
native zu dem weitgehend als unbefriedigend 
empfundenen System der Massenvorladungen und 
-begutachtungen. 


II. Erfahrungen mit der Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit unter der 
Geltung des § 369 b RVO in der Fassung des Lohnfortzahlungsgesetzes 


1. Wesentlicher Gehalt der Neuregelung 

41. Wie schon erwähnt, wurde die seit der Ver- 
ordnung über die kassenärztliche Versorgung vom 
14. Januar 1932 (vgl. Tz. 18) gültige Fassung des 
§ 369 b RVO durch das Gesetz über die Fortzahlung 
des Arbeitsentgeltes im Krankheitsfalle und über 
Änderungen des Rechts der gesetzlichen Kranken- 
versidierung vom 27. Juli 1969 (Artikel 2 Nr. 15) ge- 
ändert. Dem Bericht über die Beratungen des Kran- 
kenversicherungsrechtlichen Teiles des vorgenann- 
ten Gesetzes im Ausschuß für Sozialpolitik ’) (vgl. 
Anhang Teil A Nr. 5) können die maßgeblichen Vor- 
stellungen für das Gesetzgebungsverfahren ent- 
nommen werden. Daraus ergibt sich als mit der Neu- 
regelung verbundene Erwartung in erster Linie, daß 
— entsprechend dem in der Praxis in Modellen 
gegebenen Beispiel das Zusammenwirken zwi- 
schen Kassenärzten, Krankenkassen und VäD bei 
der Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit ver- 
bessert werden sollte, 

^) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit — 
3m Drucksache V/4285 — , Teil II, Seite 7 zu Nr. 15 


— künftig nur „gezielte Vorladungen“ vorgenom- 
men werden sollten, 

— der VäD durch Entlastung von Bewältigung un- 
gezielter und massierter Begutachtungsaufträge 
sich einer sozialmedizinischen Aufgabe stärker 
widmen sollte, 

— der VäD daher auch eine „Leitfunktion bei Re- 
habilitationsmaßnahmen" übernehmen sollte. 

Dementsprechend sind die Begutachtungsgründe 
ausgestaltet. Dabei steht die „Sicherung des Heil- 
erfolges" im Vordergnmd. Der Bericht weist auch 
auf den Zusammenhang mit der Lohnfortzahlungs- 
verpflichlung des Arbeitgebers in den ersten 6 Wo- 
chen der Krankheit hin und führt aus: . . . „Der 
Arbeitgeber muß hierbei die Gewähr haben, daß die 
Arbeitsunfähigkeit bei begründetem Zweifel nach- 
geprüft wird. Es soll daher gesetzlich bestimmt wer- 
den, warm die Krankenkasse die Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit durch den VäD zu veranlassen 
hat . . 

Außerdem sollte mit dieser Regelung „für die Be- 
gutachtung der Arbeitsunfähigkeit durch den VäD 
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gleiches Recht für Arbeiter und Angestellte ge- 
schaffen“ werden ^). 

42. Entscheidende Merkmale der Neuregelung sind 

— Bestimmung der Begulachtungsanlässe (»zur Be- 
seitigung begründeter Zweifel“ oder »zur Siche- 
rung des Heilerfolges“), 

— Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit zur Siche- 
rung des Heilerfolges als sozialmedizinische 
Schwerpunktaufgabe des VäD, 

— Mitteilungspflicht der Krankenkassen gegen- 
über Arbeitgebern bei von der kassenärztlichen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung abweichenden 
ßegulachlimgsergebnissen des Vertrauensarztes. 

2. Vorbereitungen zur Durchführung der 
Neuregelung 

43. Noch vor Inkrafttreten der Neuregelung am 
1. Januar 1970 veranstaltete der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund unter Mitwirkung der an der Durch- 
führung maßgeblich Beteiligten eine Arbeitstagung 
über das Thema: »Reform des Vertrauensärztlichen 
Dienstes“ am lü./ll. Dezember 1969. Ebenso hat sich 
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände in Veranstaltungen mit der Neuregelung 
befaßt, so unter anderem im Mai 1970 unter Beteili- 
gung des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der 
Spitzenverbände der Krankenversicherungsträger 
und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung sowie 
von Vertrauensärzten. Darüber hinaus haben der 
Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschaftsbun- 
des und die Bundesvereinigung der Deutsdien Ar- 
beitgeberverbände am 6. November 1969 an die 
Spitzenverbände der Krankenkassen eine gemein- 
same »Empfehlung für ein neues Auswahlverfahren 
zum Vertrauensärztlichen Dienst“ abgegeben. Diese 
Empfehlung wurde in einem Rundschreiben der 
Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaf tsaufgaben der 
Krankenversicherung am 4. Dezember 1969 ver- 
öffentlicht und durch Erläuterungen ergänzt (Wort- 
laut des Rundschreibens vgl. Anhang Teil A Nr. 6). 
Damit wurde sie allen Krankenkassen und Ver- 
trauensärztlichen Dienststellen zugänglich gemacht. 

Unter Hinweis auf die gesetzgeberischen Absichten 
der Neuregelung wird in der Empfehlung u. a, ins- 
besondere betont: 

»Seiner Aufgabenstellung kann der VäD nur ge- 
recht werden, wenn anstelle von Massenvorladun- 
gen ein geeignetes Verfahren tritt, das gezielte 
und eingehende Untersuchungen des einzelnen 
Versicherten ermöglicht". 

44. Die Partner des Bundesmantelvertrages — 
Ärzte, die Kassenärztliche Bundesvereinigung und 
die Bundesverbände der RVO-Krankenkassen ^ — ha- 
ben im Hinblick auf die Aufgaben des Kassenarztes 
bei der Feststellung der Arbeitsunfähigkeit die hier- 
für maßgeblichen Bestimmungen, insbesondere § 12, 
der die Arbeitsunfähigkeitsfeststellung regelt, mit 
Wirkung vom 1. Januar 1970 neu gefaßt. Die Neu- 
fassung ist im Anhang Teil A Nr. 7 wiedergegeben. 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit a. a. O., 
Seite 2 


Auch das Muster der Arbeitsunfähigkeitsbescheinl 
gung wurde neu vereinbart (vgl. Anhang Teil A 
Nr. 8). 

3. Einzelne Erfahrungen mit der 

Arbeitsunfähigkeitsfeststellung durch die 
Kassenärzte 

45. Die Neuregelung umschließt entsprechend den 
gesetzgeberischen Absiditen, die sich auch an frühe- 
ren Hausarzlverfahren orientiert haben (vgl. Aus- 
schußbericht ira Anhang Teil A Nr. 5), die Aufgabe 
der Kassenärzte (behandelnden Ärzte) zur Fest- 
legung und zeitlichen Bemessung der Arbeitsun- 
fähigkeit. Schon die gesetzlichen Auswahlgründe in 
§ 369 b RVO machen es erforderlich, daß die Arbeits- 
unfdhigkeitsbescheinigung des Arztes mit den für die 
Beurteilung durch die Krankenkassen notwendigen 
Angaben versehen ist. § 3 Lohnfortzahlungsgesetz 
setzt diese Verpilichtung des Arztes im Zusammen- 
hang mit den Anzeige- und Nachweispflichten des 
Arbeiters ausdrücklich voraus, wenn bestimmt wird, 
daß die — dem Arbeitgeber vorzulegende — ärzt- 
liche Bescheinigung einen Vermerk darüber ent- 
halten muß, daß dem Träger der geselzlidien Kran- 
kenversicherung unverzügliich eine Bescheinigung 
über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den 
Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeits- 
unfähigkeit übersandt w<ird. Dementsprechend ist 
dos Muster der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
(vgl Anhang Teil A Nr. 8) dreigetollt. Die Beschei- 
nigung enthält eine Ausfertigung 

— für den Arbeitgeber (oline Angaben zu Diagnose 
und Befund), 

— für die Krankenkasse (mit Angaben zu Diagnose 
und Befund), 

— für den Arzt. 

46. Die Übersendung der Arbeitsuniähigkeitsbe- 
scheinigujig an die Krankenkassen erfolgt auf unter- 
schicdldche Weise: 

a) der Arzt sendet die entsprechenden Erklärungen 
an eine von den Krankenkassen eingerichtete 
Sammelstelle, die ihrerseits die Weiterleilung an 
die einzelnen Krankenkassen übernimmt; 

b) der Arzt sendet die Bescheinigungen an die für 
seinen Arzlsitz zuständige Kassenärzlliche Ver- 
einigung, die die Weiterleilung an die Kranken- 
kasse durchführt; 

c) der Arzt sendet die Bescheinigung unmittelbar 
an die Krankenkasse; 

d) der Versicherte ledtet die Bescheinigung an die 
Krankenkasse selbst weiter. 

Nach dem Bericht der Kassenärztlichen Bund-esver- 
elnigung hat sich jede der gewählten Methoden 
grundsätzlich bewährt, auch wenn vereinzelt über 
zeitliche Verzögerungen in der Weiterledtung ge- 
klagt wird. Der Bundesverband der Betriebskran- 
kenkassen hält eine Weitergabe der Arbeilsunfähig- 
keitsbescheinigungen über Sammelstellen wegen der 
zu großen zeitlichen Verzögerung für nachteilig, da 
vielfach im Zeitpunkt des Eingangs bei der Kranken- 
kasse die Arbeitsunfähigkeit schon beendet sei. 
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47 . Von seiten der Spitzenverbände der Kranken- 
kassen werden allgemein, wenn auch mit unter- 
schiedlichen Angaben zu Art und Ausmaß, Mängel 
bei der Ausfüllung der Arbeitsunfähigkeitsbesdieini’ 
gungen durch die Kassenärzte festgestelU. Im Vor- 
dergrund stehen dabei Klagen über 

— fehlende Angaben über die voraussichtliche 
Dauer der Arbeitsunfähigkeit, 

— fehlende oder unklare Angaben zur Diagnose, 

— fehlende, unvollständige oder unklare Angaben 
zum Befund, 

— fehlende Angaben über die Einleitung von Maß- 
nahmen. 

Genaue Zahlenangaben fehlen,» jedoch wird von 
seiten der Bundesverbände der Krankenkassen den 
Mängeln allgemein ein ins Gewicht fallendes Aus- 
maß zugemessen. Aus der Sicht des Bundesverban- 
des der Betriebskrankenkassen war in 50 v. H. der 
Fälle eine fehlende oder unzureichende Befundan- 
gabe festzustellen. Der Bundesverband der Innungs- 
krankenkassen berichtet, daß nahezu 30 v. H. der 
Arbeilsunfähigkeitsbescheinigungen ohne Rück- 
frage beim behandelnden Arzt nicht ausgewertet 
und bearbeitet werden konnten. Nach Mitteilung 
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
sollen in Bereichen einzelner Landesversicherungs- 
anstalten bis zu 60 V. H. aller Arbeitsunfähigkeils- 
bescheinigungen ganz oder teilweise für medizinisch 
nicht verwertbar angesehen worden sein. Behaup- 
tungen über Mängel solchen Ausmaßes ist jedoch 
auch widersprochen worden. Namentlich die Kas- 
senärztliche Bundesvereinigung weist darauf hin, 
daß Beanstandungen hauptsächlich zu Beginn der 
Praktizierung des neuen Rechts vorgebracht worden 
seien, als naturgemäß «Anlaufschwierigkeiten** auf- 
getreten sind; deshalb seien die Krankenkassen ge- 
beten worden, den Kassenärztlichen Vereinigungen 
als mangelhaft bezeichnete Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigungen zugänglich zu machen, damit Mängel 
beseitigt werden könnten. Insgesamt lasse sich da- 
bei feststellen, daß die Zahl solcher Arbeitsunfähig- 
keitsbescheinigungen, die sich bei gemeinsamer 
Überprüfung als mangelhaft, unvollständig oder 
fehlerhaft heraus gestellt hätten, verschwindend ge- 
ring im Vergleich zur Gesamtzahl der Arbeitsun- 
fähigkeitsbescheinigungen sei. 

48 . Hinsichtlich des medizinischen Gehalts der Ar- 
beitsunfähigkeitsbesäieinlgungen, soweit es Dia- 
gnose und Befund angeht, wird von vertrauensärzt- 
licher Seite auf die kommunikativen Schwierigkeiten 
aufmerksam gemacht, denen der Begriff „Diagnose“ 
in der medizinischen Wissenschaft und der medizini- 
schen Praxis unterliegt. Unter diesem Blickwinkel ist 
die Feststellung des Bundesverbandes der Ver- 
trauensärzte zu sehen, daß „die in der ambulanten 
Behandlung angegebenen Diagnosen in hohem Pro- 
zentsatz für die Begründung des Versicherungsfalles 
nicht ausreichend und in einem bedenklichen Aus- 
maß für den tatsächlich bestehenden Leidenszustand 
nicht aussagefähig" seien. 

Bei der Bewertung eines solchen Hinweises muß 
allerdings bedacht werden, daß der vom Patienten 


aufgesuchte Arzt zu dem Zeitpunkt der Ausstellung 
der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung oft nur eine 
vorläufige Diagnose stellen und sie erst im späte- 
ren Verlauf der Krankheit präzisieren kann. 

49 . Verschiedentlich wird auch die ärztliche Bemes- 
sung der Arbeitsuniähigkeitsdauer beanstandet. Die 
Beanstandungen geben allerdings kein klares Bild 
und erscheinen widersprüchlich. 

Die Spitzen verbände der Krankenkassen stellen in- 
soweit eine vielfach zu kurz bemessene Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit fest, so daß es zu mehrfachen 
Folgebescheinigungen kommen muß. Es wird dabei 
auf einen möglichen, aber nicht nachweisbaren Zu- 
sammenhang mit der gesonderten Vergütung der 
ärztlichen Arbeitsunfähigkeilsbescheinigung durch 
die Krankenkassen aufmerksam gemacht. Eine ge- 
nauere cjuantitative Erfassung dieser Erscheinung 
liegt nicht vor; die Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversicherung hat daher 
angekündigt, sich in nächster Zeit mit diesem Pro- 
blem näher zu befassen und ggf. eine gezielte Er- 
hebung vorzunehmen. Hingewiesen wird auch auf 
die Angabe einer im Verhältnis zum üblichen Ab- 
lauf der diagnostizierten Erkrankungen zu langen 
Arbeitsunfähigkeitsdauer. Diese Beanstandung er- 
hebt insbesondere die Bundesvereinigung der Deut- 
schen Arbeitgeberverbände, Sie weist in ihrem Be- 
richt darauf hin, daß in Erstbescheinigungen die be- 
scheinigte Arbeitsunfähigkeitsdauer regelmäßig min- 
destens 6 bis 10 Tage betrage, was bei „leichteren 
Erkrankungen“ als zu lang empfunden werden 
müsse. Zum Beleg werden die Ergebnisse einer Er- 
hebung in einem Kassenbezirk mit ca. 30 000 Ver- 
sicherten im Juni 1970 an 1720 Arbeitsunfähigkeits- 
Erslbescheinigungen von 56 Kassenärzten aufge- 
führt; dabei ergab sich: 


bescheinigte Dauer der AU 

Häufigkeit 

V. H. 

6 Tage*) 

33,3 

7 Tage 

7,8 

8 und 9 Tage 

22,5 

10 bis 12 Tage 

18,5 

13 bis 14 Tage 

6.1 

mehr als 14 Tage 

11,8 


100 


Als Indiz für den häufig zu langen Ansatz der vor- 
aussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit wird 
auch bewertet, daß nicht selten Arbeitnehmer sich 
vor Ablauf der bescheinigten Arbeitsunfähigkeits- 
zeit zur Wiederaufnahme der Arbeit in den Betrie- 
ben einfinden. Die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände sieht es als eine aus der recht- 
lichen Regelung zu ziehenden Konsequenz an, daß 
die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit 

•) ArbeitsunfähigkeitsbescheinigungeD mit Arbeitsimfä- 

higkeitsdauer unter 6 Tagen kamen in diesem Bezirk 
unter den erfaßten Bescheinigungen nicht vor. 
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„in Zweifelsfällen kürzer bemessen* und der Ver- 
sicherte vor Fristablauf noch einmal zur Nachunter- 
sudiung oder Fortsetzung der Behandlung bestellt 
werden sollte. 

Zahlen, die den von der Bundesvereinigtmg der 
Deutschen Arbeitgeberverbände vermittelten Ein- 
druck nicht bestätigen, hat die Kassenärztliche Bun- 
desvereinigung vorgelegt. Sie hat u. a. Ergebnisse 
einer — auf die Feststellung der bescheinigten vor- 
aussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit gerich- 
teten — Auswertung von 18 829 Arbeitsunfähig- 
keits-Erstbescheinigungen vorgelegt, die im Septem- 
ber 1971 den Orts-, Betriebs- und Tnnungskranken- 
kassen in einem westfälischen Bereich zugeleitet 
worden sind. Aus dieser Auswertung ergibt sich, 
daß 

— 28 V. H. der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
eine Arbeitsunfähigkeitsdauer von 1 bis 5 Tagen 
bescheinigen, davon 12,5 v. H. l bis 3 Tage. 

Die neueren Zahlen über die Arbeitsunfähigkeits- 
fälle und Arbeitsunfähigkeitsdauer auf Grund der 
Rechnungsergebnisse der Krankenkassen lassen die 
Folgerung zu, daß das von der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände mitgeteille Er- 
gebnis über die Häufigkeitsverteilung der Bescheini- 
gungen mit kurzfristiger Arbeitsunfähigkeitsdauer 
(keine unter 6 Tagen) nicht typisch ist. 

In diesem Zusammenhang ist auch von Interesse, 
daß nach den Statistiken der Arbeitsgemeinschaft 
für Gemeinschaftsaufgaben, in denen seit 1. Januar 
1971 auch das Ergebnis der vertrauensärztlichen Be- 
gutachtung unter dem Gesichtspunkt einer mög- 
lidien Abweichung von der hausärztlich bescheinig- 
ten voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeitsdauer er- 
faßt wird, durchschnittlich für die Zeit vom 1. Januar 
1971 bis 30. Juni 1971 sich bei 77,30 Vo der Begut- 
achtungen keine Abweichungen von den ärztlichen 
Feststellungen ergeben haben. 

4. Erfahrungen mll der Praxis der Auswahl der zur 
vertrauensärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbegut- 
achtung vorzustellenden Versicherten 

50. Als allgemeine positive Erfahriing kann nach 
übereinstimmenden Berichten für das Vorladungs- 
verfahren als Folge der Neuregelung 

— ein gezieltes, sozialmedizinisch ergiebigeres Aus- 
wahlverfahren, 

— ein erheblicher Rückgang der Vorladungsquote, 

— ein Anstieg der Zahl der zur vertrauensärzt- 
lichen Begutachtung tatsächlich erscheinenden 
Versicherten im Verhältnis zur Zahl der Vorge- 
ladenen, 

— eine weitgehende vorherige Beratungsbeteili- 
gung des VäD an der Auswahl der Versicherten 
zur vertrauensärztlichen Begutachtung 

festgestellt werden. Dessenungeachtet hat aber die 

— Anwendung des § 369 b RVO hinsichtlich der 
praktischen Möglichkeit eindeutiger und alter- 
nativer Fixierung des vorgesehenen Vorladungs- 
grundes 

zu Schwierigkeiten geführt. Ebenso lassen verschie- 
dene Erfahrungen mit der Praktizierung der Neu- 
regelung auf 


— verschiedene Unausgewogenheilen hinsichtlich 
der Auswahl der Versicherten und der Beteili- 
gung des VäD schließen. 

51. Der äußere Ablauf der für Auswahl und gege- 
benenfalls Aufforderung des Versicherten zur ver- 
trauensärztlichen Untersuchung im Rahmen der Ar- 
beitsunlähigkeitsbegutachtung maßgeblichen Vor- 
gänge und Entscheidungen gestaltet sich allgemein 
wie folgt: 

a) Die der Krankenkasse auf eine der in Tz. 46 dar- 
gestellten Organisations weisen übermittelte ärzt- 
liche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung wird von 
der Krankenkasse auf Vollständigkeit überprüft. 
Eine unvollständige Ausfüllung kann für die 
Krankenkasse Anlaß sein, Rückfrage beim Kas- 
senarzt zu halten, sich mit dem Vertrauensarzt 
zu besprechen, unter Umständen auch für sich 
schon Anlaß zu einer Aufforderung des Ver- 
sicherten zur vertrauensärztlichen Begutachtung 
sein. 

b) Wenn die Krankenkasse die Voraussetzungen 
für eine Begutachtung der Arbeitsimfähigkeit für 
gegeben hält — teilweise berät sie sich vorher 
zur Entscheidung darüber mit dem Vertrauens- 
arzt — , fordert sie den Versicherten zu der 
Untersuchung in die Vertrauensärztliche Dienst- 
stelle auf. Diese Aufforderung wird schriftlich 
vorgenommen (vgl. Beispiele Anhang Teil A 
Nr. 9). 

c) Die Krankenkassen übersenden dem VäD gleich- 
zeitig eine schriftliche Mitteilung, aus welchen 
Gründen die vertrauensärztliche Begutachtung 
angezeigt ist (vgl. Beispiel Anhang Teil A Nr. 10). 

d) Wenn der Versicherte der Aufforderung nicht 
nachgekommen ist, erhält er eine weitere Auf- 
forderung (vgL Beispiel im Anhang Teil A 
Nr. 11). Sie enthält in der Regel einen Hinweis 
darauf, daß bei unbegründetem Fernbleiben der 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung gegen den Ar- 
beitgeber in Frage gestellt sei oder der Anspruch 
auf Krankengeld ganz oder teilweise auf Zeit 
versagt werden könne. 

e) Folgt der Versicherte der Aufforderung, so wer- 
den entweder eine abschließende Begutachtung 
oder weitere fachärztliche Untersuchungen ver- 
anlaßt. Für das Gutachten des Vertrauensarztes 
hat die Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschafts- 
aufgaben der Krankenversicherung ein Muster 
gestaltet, das ab 1. Januar 1972 einheitlich ver- 
wandt werden soll (vgl. Anhang Teil A Nr. 12). 

f) Das Ergebnis der Begutachtung ist der Kranken- 
kasse und dem behandelnden Arzt durch den 
Vertrauensarzt mitzuteilen. 

g) Nach § 369 b Abs. 3 RVO hat die Kasse dem 
Arbeitgeber das Ergebnis der Begutachtung mit- 
zuteilen, werm das Gutachten des Vertrauens- 
arztes mit der Bescheinigung des Kassenarztes 
im Ergebnis nidit übereinstimrat. 

52. Die bisher vorliegenden Erfahrungen mit der 
Anwendung der Neuregelung lassen zunächst die 
allgemeine Feststellung zu, daß die Zahl der zur 
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Übersicht 3 

Gesamtzahl der Vorladungen zur vertrauensärztlichen Begutachtung im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Im Berichtszeitraum eingegangenen Erstbescheinigungen über 

Arbeitsunfähigkeit 

(Erhebungszeitraum: September 1970) 


Kassenart 

Pflichtmilglieder 

freiwillige Mitglieder 

Arbeiter | 

ln V, H. 

Angestellte 
in V. H. 

Arbeitnehmer 
in V. H. 

mfinDnai 

weiblich 1 

maimlidi 1 

weiblich 

mÄnnlich 

1 weiblich 

Ortskrankenkassen 

9 

11 

6 

7 

6 

7 

Landkrankenkassen , , 

12 

12 

11 

3 

7 

4 

Belriebskrankenkassen 

10 

11 

5 

5 

3 

3 

Innungskrankenkassen 

8 

10 

9 

8 

8 

14 

Arbeiter-Ersatzkassen 

8 

7 

•) 

•) 

•) 

•) 

Angestelltenkrankenkassen 

•) 

•) 

5 

5 

2 

1 

Bundesdurchsdinitt 

9 

11 

5 

5 

2 

2 

Streubreite von/bis 

0 bis 30 

0 bis 30 

0 bis 
über 40 

0 bis 
über 40 

0 bis 
über 40 

0 bis 
über 40 


*) Werte statistisch nicht gesichert 

Einzelheiten siehe Tabellen 1 und 1 a im Anhang Teil ß 


Übersicht 3a 

Gesamtzahl der Vorladungen zur vertrauensärztlichen Begutachtung im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Erstbescheinigungen über 

Arbeitsunfähigkeit 

(Erhebungszeitraum; Februar/März 1971) 




Pflichtmltglieder 


freiwillige Mitglieder 

Kassenart 

Arbeiter 
in V. H. 

Angestellte 
ln V, H. 

Arbeitnehmer 
in V. H. 


m&milJch 

1 weiblich 

m&nniich | 

woibUth 

männlich 

1 weiblich 

Ortskrankenkassen 

9 

10 

5 

6 

6 

6 

Landkrankenkassen 

12 

11 

17 

10 

15 

9 

Betriebskrankenkassen .......... 

11 

14 

4 

5 

3 

3 

Innungskrankenkassen 

8 

10 

4 

7 

7 

7 

Arbeiter-Ersatzkassen 

8 

17 

•) 

•) 

•) 

•) 

Angestelltenkiankenkassen 

•) 

•) 

3 

2 

3 

3 

Bundesdurchschnitl 

9 

11 

4 

4 

3 

3 

Streubreite von/bis 

O bis 30 

Obis 
über 40 

0 bis 
über 40 

0 bis 30 

0 bis 
über 40 

0 bis 
über 40 


*) Werte statistisch nicht gesichert 

Einzelheiten siehe Tabellen 1 und 1 a im Anhang Teil B 
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vertrauensärztlichen Untersuchung auf gef orderten 
Versicherten in erheblichem Ausmaß abgenommen 
hat Während im Jahre 1969 noch insgesamt 
11 477 771 Versicherte zur vertrauensärzllichen Be- 
gutachtung der Arbeitsunfähigkeit aufgefordert 
wurden, waren es im Jalire 1970 2 127 823 Ver- 
sidierte. Dies entspricht einem Rückgang von 81,46 
V. H, Im ersten Halbjahr 1971 wurden 936 487 Ver- 
sicherte vorgeladen I diese Zahl bestätigt die be- 
zeichnete Tendenz. Diese Feststellung kann im ein- 
zelnen durch die Höhe der Vorladungsquoten be- 
legt werden. Aus der nach dem statistischen Pro- 
gramm des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung (vgl. Anhang Teil B) durchgeführlen Er- 
hebung ergibt sich für das Verhältnis der im Be- 
richtszeitraum eingegangenen Arbeitsunfähigkeits- 
bescheinigungen (September 1970/15. Februar bis 
15. März 1971) zur Zahl der zur Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit Vorgeladenen das aus den Über- 
sichten 3 und 3 a ersichtliche Bild. Aus den Über- 
sichten ist zu entnehmen, daß die Vorladungsquoten 
erheblich abgenommen haben, wobei aber noch grö- 
ßere Streubreiten zwischen den einzelnen Kassen- 
arten festzustellen sind (vgl. insoweit Tabellen l 
und 1 a im Anhang Teil B). 

Von den aus den Übersichten zu entnehmenden 
Durchschnittscjuoten im Vergleich der einzelnen 
Kassenarten weichen teilweise die — allerdings 
statistisch nicht belegten — allgemeinen Erfahrim- 
gen des Bundesverbandes der Vertrauensärzte ab. 
Danach bestehe die höchste Vorladungscpiote bei 
den Betriebskrankenkassen, gefolgt von den h\- 
nungskrankenkassen, eine geringere Quote bei 
Ortskrankenkassen und Landkrankenkassen; die 
Ersatzkassen würden im allgemeinen nur dann vor- 
laden, wenn sie leistimgspflichtig werden. Die Sta- 
tistiken der Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschafts- 
aufgaben geben insoweit keinen Beleg, da sie keine 
möglichen Bezugsgrößen der Vorladungen, beispiels- 
weise Zahl der Arbeitsunfähigkeilsfälle, Zahl der 
ArbeitsunfähigkeilsbescheinJgungen enthalten. 

53. Die Tatsache eines erheblichen Rückgangs der 
Vorladungsquote läßt zwar den Schluß zu, daß — 
von einzelnen Fällen abgesehen — allgemein Mas- 
senvorladungen, wie sie noch unter dem alten 
Rechtszustand praktiziert wurden, nicht mehr Vor- 
kommen, über die Praxis der Anwendung der Neu- 
regelung ist damit noch nichts Abschließendes aus- 
gesagt. Insoweit läßt sich nach den Berichten gegen- 
wärtig allgemein lediglich feststellen, daß noch un- 
einheiiliche Auffassungen über ihre Anwendung be- 
stehen, die sich insbesondere in 

— den Auswahlmethoden, 

— der Einbeziehung des VäD in die Auswahlent- 
scheidung („Vorladeberatung“) 

niederschlagen. 

54. Auffallend sind einmal die aus den Ergebnissen 
der Übersichten 3 und 3 a zu entnehmenden unter- 
schiedlichen Vorladungsquoten bei Arbeitern und 
Angestellten sowie bei Pflicht- und freiwilligen Mit- 
gliedern. 


Ein Indiz für eine weitere Unausgewogenheit der 
Auswahlmethode, soweit sie sich auf den Zeitpunkt 
der .Begutachtung bezieht, ist die Folgerung, die aus 
der Statistik der Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
schaftsausgaben der Krankenversicherung gezogen 
werden kann. Danach ergibt sich bei den im Jahre 
1971 (1. Januar bis 30. Juni) zur Untersuchung imd 
Begutachtung erschienenen 593 215 Versicherten 
(ohne Berlin) folgendes Bild (100 v. H.): 


Erstbegutachtung 

am 

. . . Tage der ALT 

1. bis 15. 

16. bis 42. 

43 und mehr 

13,38 V. H. 

36.10 v.H. 

50,52 V. H. 


Für den Zeitraum vom l. Januar 1971 bis 30. Juni 
1971 ist also festzustellen, daß die Hälfte der begut- 
achteten .Arbeitsunfähigkeitsfälle nach der 6. Woche 
der Arbeitsunfähigkeit erstmals begutachtet wird, 
wobei allerdings zu beachten ist, daß dieser Anteil 
auch Erslbegutachlungen umfaßt, die zu einem er- 
heblich späteren Zeitpunkt als unmittelbar nach dem 
43. Tag liegen. Angesichts der Tatsache, daß Krank- 
heitsfälle mit einer Arbeitsunfähigkeitsdauer von 
mehr als 6 Wochen in verhältnismäßig geringer Zahl 
auftreten, wird für einen Teil dieser Fälle ein Zu- 
sammenhang mit dem üblichen Fälligwerden des 
Krankengeldanspruchs des Versicherten nach Be- 
endigung der Lohnfortzahlung durch den Arbeit- 
geber nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen 
sein. Dieser Zusammenhang dürfte als Anzeichen 
dafür zu werten sein, daß bei einigen Krankenkassen 
nach wie vor eine primär — durch das Einsetzen der 
Barleistungspflicht und die Kontrolle der Inansprudi- 
nahmeberechtigung motivierte — wirtsdiaJtiidie 
Orientierung die Praktizierung der Neuregelung 
steuert. So hat die Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversicherung am 
23. Juni 1971 u. a. folgendes bemerkt (vgl. Anhang 
Teil A Nr. 6): 

„Einige Krankenkassen beachten das Rundschrei- 
ben der Arbeitsgemeinschaft vom 4. Dezember 
1969 nicht und verhalten sich nach wie vor passiv; 
sie werden erst dann aktiv, wenn Leistungen, ins- 
besondere Barleistungen der Krankenversiche- 
rung zu gewähren sind, dann aber in jedem Falle". 

In diesem Rundschreiben wird dazu noch auf folgen- 
des hingewiesen: 

1. In den Fällen, in denen dem Vertrauensä rzt- 
Hchen Dienst Versicherte vorgesteUt werden, 
bei denen das Bestehen oder Nichtbestehen 
von Arbeitsunfähigkeit beurteilt werden soll, 
verfahren manche Krankenkassen zu einseitig. 
Versicherte, bei denen Begutachtungen zur 
Sicherung des Heilerfolges vorgenommen wer- 
den könnten oder bei denen begründete Zwei- 
fel an der Arbeitsunfähigkeit bestehen, erhält 
der Vertrauensärztliche Ebenst nicht zugeführt. 

2. Der Vertrauensärztliche Dienst bekommt diese 
Fälle in der Hauptsache aber auch erst um den 
42. Tag der Arbeitsunfähigkeit herum vor- 
gelegt. . . 
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Eine solche Handhabung der Auswahl dürfte als 
Verkennung der Aufgabenstellung des VäD, wie sie 
sich nach der Neuregelung verstehen muß, zu#be- 
zeichnen sein. Ungeachtet des Problems, inwieweit 
^begründete Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit“ eine 
Rolle spielen, stellt sich nämlich die Frage, ob der 
sozialmedizinischen Funktion der vertrauensärzt- 
lichen Untersuchung hinreichend Rechnung getragen 
wird, wenn dieses Instrument nicht „zur Sicherung 
des Heilerfolges" eingesetzt wird, und ob die Ent- 
faltung einer solchen Untersuchungsaufgabe dadurch 
nicht insgesamt gehemmt wird. Die Ursache solcher 
Praxis kann in einer nicht genügend ausgeprägten 
Anpassungsfähigkeit an die geänderte Situation ge- 
sehen werden. Dabei hat sich nach übereinstimmen- 
der Meinung gezeigt, daß die „Umstellung“ auf die 
neuen Anwendungsformen dort reibungsloser und 
schneller vollzogen wurde, wo verbesserte Vorla- 
dungsverfahren vor dem Inkrafttreten der Neurege- 
lung verbreitet waren. Andererseits bestehen An- 
zeidien dafür, daß es sich bei den gekennzeichneten 
Unausgewogenheiten um ^Übergangserscheinungen"' 
handelt, d'ie in ihrem Ausmaß mit der weiteren 
Praktizierung des neuen Rechts abnehmen werden. 
Dazu wird auch das Rundschreiben der Arbeitsge- 
meinschaft beitragen können, das am 23. Juni 1971 
im Interesse einer einheitlichen und zweckentspre- 
chenden Praxis erneut Anwendungsgrundsätze des 
§ 369 b RVO den Krankenkassen und den Dienst- 
stellen des VäD zur Kenntnis gegeben hat (vgl. 
Anhang Teil A Nr. 6). 

55. ln einer allgemeineren Welse werden von der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver' 
bände die Erfahrungen mit der Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit als negativ dargestellt. Nach 
ihrer Auffassung, die durch die Berichte der übrigen 
Beteiligten (insbesondere Deutscher Gewerkschafts- 
bund, Spitzenverbände der Krankenversicherungs- 
träger) nicht gestützt wird, ist „eine rasche und ge- 
zielte Überprüfung des Krankenstandes in den 
ersten 6 Wochren der Arbeitsunfähigkeit nicht aus- 
reichend gewährleistet". 

Die Bundesvereinigung sieht in dem bereits ange- 
sprochenen erheblichen Rückgang der Vorladungen 
vor und ab der 7. Woche aber auch in dem unausge- 
wogenen Verhältnis der Vorladungsquote (siehe 
Tz. 54) ein Indiz dafür, daß die mit § 369 b RVO n. F. 
verbundenen gesetzgeberischen Intentionen, die 
auch den Schutz der Betriebe „vor ungerechtfertigter 
Inanspruchnahme von Leistungen" umfassen, teil- 
weise nicht erfüllt werden. Die Kritik zielt im Er- 
gebnis auf die — auch durch die rechtliche Konstruk- 
tion des § 369 b eingeengte — Initiative der Kran- 
kenkassen zur Informationsbeschaffung und damit 
die Unvollkommenheit der Entscheidungsgrundlage 
für die Beurteilung der Auswahl und Untersuchungs- 
notwendigkeit. So weist die Bundesvereinigung dar- 
auf hin, daß die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
der Ärzte während der ersten 6 Wochen der Arbeits- 
unfähigkeit keinen Hinweis auf vom Arzt dem Ver- 
sicherten aufgetragene Verhaltensweisen (z. B. Bett- 
ruhe. Ausgang) enthielten; ein solcher Hinweis böte 
aber Anhaltspunkte für eine Verhaltensbeurteilung 
des Arbeitsunfähigen, die gegebenenfalls Anlaß für 
eine vertrauensärztliche Untersuchung geben könne. 


Sdiließlich wird auch auf die Institution des Kran- 
kenbesuchers aufmerksam gemacht, dessen für not- 
wendig angesehene stärkere Einschaltung durch 
gezieltere Informationen der Krankenkasse bessere 
Entscheidungskriterien für die Notwendigkeit einer 
Inanspruchnahme vertrauensärztlicher Begutachtung 
geben könnte. 

56. Wie schon angedeutet, wird auch die rechtliche 
Konstruktion des § 369 b RVO mehrfach als Ursache 
der immer noch festzustellenden uneinheitlichen An- 
wendung der Neuregelung im Hinblick auf die Aus- 
wahl der Versicherten zur Vorstellung zum VäD ge- 
nannt. Dazu läßt sich aufgrund der Berichte folgen- 
des bemerken: 

Das Gesetz definiert, in Abweichungen von der frü- 
heren Fassung, die für das Entscheidungskriterium 
einer Vorladung auf den „erforderlichen Fall" ab- 
stellte, die Vorladungsgründe näher. Zur Praktikabi- 
lität der Norm wird vielfach bemerkt, daß die im 
Gesetz getroffene Untersdieidung zwischen Begut- 
achtungen „zur Beseitigung begründeter Zweifel" 
und „zur Sicherung des Heilerfolges" nur mit 
Schwierigkeiten vorgenommen werden könne. Ein- 
mal könnten „begründete Zweifel“ nicht nur im Ver- 
halten des Versicherten zu sehende, sondern auch 
solche medizinischer Art sein; damit liege aber eine 
Überschneidung mit dem vorwiegend medizinisch zu 
sehenden Sachverhalt „der Sicherung des Heilerfol- 
ges" vor. Des weiteren lasse ein zu beurteilender 
Krankheitssachverhalt häufig die beiden unter- 
schiedlichen Zuordnungen zu. Beispielsweise könne 
eine Häufung kurzzeitiger Arbeitsunfähigkeitsfälle 
aufgrund unspezifischer Erkrankungen zufällig sein, 
auf eine unberechtigte Inanspruchnahme von Lei- 
stungen schließen lassen („begründete Zweifel") 
oder Folge eines bisher unerkannt gebliebenen Lei- 
dens sein („Sicherung des Heilerfolges“). Daraus 
wird beispielsweise von der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände die Annahme abge- 
leitet, daß die Krankenkassen „im Zweifel" eine 
Begutachtung zur Sicherung des Heilerfolges veran- 
lassen würden. Von Arbeitgeberseite wird zudem 
die Auffassung vertreten, daß das Tatbestandsmerk- 
mal „begründete Zweifel" mangels Konkretisierung 
im Gesetz für die Praxis ungeeignet sei. 

Abgesehen von dieser Beurteilung der Neuregelung 
durch die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit- 
geberverbände werden Erfahrungen darüber, ob und 
wie sich die aufgezeigten Schwierigkeiten bei der 
Rechtsanwendung für die Auswahlpraxis der Kran- 
kenkassen nachteilig ausgewirkt haben, nicht mitge- 
teilt. Es ist allerdings einzelnen Berichten zu ent- 
nehmen, daß insbesondere zu Beginn der Praktizie- 
rung der Neuregelung die Beobachtung der genauen 
rechtlichen Anweisungen vereinzelt angesichts noch 
fehlender Abklärung zu ungewöhnlich restriktiver 
Auswahlpraxis geführt hat, die bei der sozialmedizi- 
nischen 2Lielsetzung der Neuregelung als unbefriedi- 
gend erscheinen mußte. Andererseits ist aber auch 
gegenüber einzelnen mit dem Rückgang der Vor- 
ladungszahlen verbundenen Beurteilungen, insbe- 
sondere der Meinung einer nicht genügend ausge- 
prägten „Krankenslandskontrolle", festzustellen, 
daß es mit der gesetzgeberischen Intention der Neu- 
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regelimg in Einklang steht, wenn durch die recht- 
liche Fixierung der Vorladungsgriinde die Korrektur 
einer Praxis ungeordneter und nicht notwendiger 
Vorladung bewnrkt wurde und der VäD niciit mehr 
als massiv einzusetzendes vermeinüidies Steue- 
ningsinstrument des Krankenstandes verstanden 
werden kann. 

Es bleibt abzuw arten* inwieweit die durch die Rund- 
schreiben der Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
Schaftsaufgaben der Krankenversicherung ange- 
strebte Vereiiiheillichimg der Rechts an wendung im 
weiteren Veriauf der Praktiziemng des neuen Rechts 
zu einer Änderung führen kann. 

57, Als Folge der bezeidinelen praktisdien Schwie- 
rigkeit, einen Vorladungsgrimd eindeutig festzu- 
legen, wird es bezeichnet, wenn Krankenkassen den 
Versidierten bei der Aufforderung zur Vertrauens- 
ärztlidien Untersuchung einen Grund überhaupt 
nicht oder nicht eindeutig angeben. Ein zahlenmäßig 
genauer überblidc, wie hier verfahren wird, liegt 
nidvt vor? es besteht jedoch der Eindruck, daß diese 
Mitteilung zumindest in einem ins Gewicht fallen- 
den Ausmaß unterlassen wird. 

58, Als nachteilige Folgen der Auswalilpraxis der 
Krankenkassen werden, von Arbeitgeberseite die Er- 
fahrungen aogesehen. die das Verhahen der Kran- 
kenkassen gegenüber den Anlegungen der Arbeit- 
geber heireffen, im Einzelfall eine Begutachtung 
durchzufühien. biier wird die aus der rechtlldtien 
KonstrukUon der Neufassung des § 369 b RVO fol- 
gende Unsicherheit in der Praktizierung des Talbe- 
standsmerkmals „begründete Zweifel" als wesent- 
liche Ursache angeführt Nach dem Bericht der Bun- 
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
bestellt Unsicherheit sowohl bei Krankenkassen wie 
bei Betrieben über das Ausmaß der Begründungs- 
notwendigkeit auf getretener « Zweifel**. Insgesamt 
führe dies dazu, daß nur in geringem Umfang Anre- 


gungen durch Betriebe an Krankenkassen erfolgen 
würden. Der geiingfügige Vmiung solcJier Anregun- 
gen seitens der Arbeilgeber wird durch die Ergeb- 
nisse der Erhebung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung bestätigt (Übersicht 4). 

Dem Bericht der Bundes Vereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände zufolge sind bei einer Ermitt- 
lung in der Metallindustrie bei 244 Unternehmen mit 
ca, 118 000 Beschäftigten 51 Unternehmen festge- 
stelit worden, die 314 „Zweifelst alle" an die Kran- 
kenkassen herangetragen haben; Ln 84 Fällen haben 
sich die Krankenkassen nicht geäußert. Es wird wei- 
ter beriditet, daß die Verhaltensweise der Kranken- 
kassen auf Anregungen der Arbeitgeber unter- 
schiedlich ist? teilweise sei die Bereitschaft vorhan- 
den, jedem geäußerten Zweifel an der Arbeitsun- 
fähigkeit nadizugehen, teilweise werde diese regel- 
mäßig abgelehnt. Die Bundesvereinigung weist dar- 
auf hin, die Krankenkassen gesetzlich zu verpflich- 
ten, dem Arbeitgeber, der die Einschaltung des VäD 
angeregt hat, mitzuteileo, „ob und mit welchem 
Ergebnis seiner Anregung gefolgt wurde bzw, war- 
um dies nichl geschieht". 

59, Als uneinheiUich sowohl hinsichtüch des Um- 
fangs als audi der Verfahrensweisen erweist sich ge- 
genwärtig auch die Praxis der Krankenkassen, sich 
verliauensärztlicher Entscheid ungshilfe bei der 
Auswahl der zur Vertrauens ärztlichen Untersu- 
chung auf zu fordernden Versicherten zu bedienen. 

Uber den Umfang der InaiLsprudmahme dieser Be- 
ratung vermittelt die Übersicht 5 ein Bild. Der da- 
nach festzusleilende Unlersdiied zwischen der Ge- 
samtzahl der Vorgeladenen und der auf Anregung 
des VäD Vorgeladenen wird damit zu begründen 
sein, daß teilweise Krankenkassen sich nicht be- 
raten lassen, möglicherweise aber auch einer Emp- 
fehlung des Vertrauensarztes teilweise nicht fol- 
gen. 


Ubersiclit 4 

Anregungen des Arbeitgebers im Verhältnis zur Gesamtzahl der Vorladungen 
Bundesdurchsdiniltlidie Werte 


Erhebungszeitrauii] 

Streubreite 

Pflirfilmitglleder 

freiwillige Mitglieder 

Arbeiter | 

in V. H, 1 

Angestellte 
ln V. H. 

Arbeitnehmer 
in V. H. 

imÄnT^ffdi 

1 wDihUch i 

mfejinlich 

[ welblldi 

niännhdh 

1 weiblich 

September 1970 . . , , . 

5 

4 

4 

6 

2 

2 

Streubreite 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 


über 10 

über 10 

über 10 

über 10 

über 10 

über 10 

Februar/März 1971 

5 

4 

5 

4 

2 

3 

Streubreite 

0 bis 

Obis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 


über 10 

über 10 

über 10 

über 10 

über 10 

über 10 


Einzelheiten siehe Tabellen 7, 7 a Im Anhang Teil B 
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Hinsichtlich der Verfahrensweise werden folgende 
Möglichkeiten berichtet: 

Der Vertrauensarzt berät die Krankenkassen 

— zu allen eingegangenen Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigungen (Erst-, Zweit-, Folgebescheinigun- 
gen). 

— nur zu den Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen, 
die aus der Gesamtzahl aller eingegangenen Be- 
scheinigungen durch die Krankenkassen ausge- 
wählt wurden, 

— nur zu Zweit- und Folgebescheinigungen (entwe- 
der allen oder von der Krankenkasse ausgewähl- 
ten), 

— nur von Fall zu Fall auf besondere Veranlas- 
sung der Krankenkassen, 

— in keinem Falle. 

Nach den Feststellungen des Bundesverbandes der 
Vertrauensärzte soll eine Gesamtberalung (Beratung 
zu allen eingegangenen Arbeitsunfähigkeitsbeschei- 
nigungen) vermehrt durch Betriebs- und Innungs- 
krankenkassen, in geringerem Umfang durch Orts- 
krankenkassen veranlaßt werden. Die Beratung 
hinsichtlich ausgewählter Arbeitsunfähigkeitsbe- 


scheinigungen stelle die häufigste Form der Vorla- 
dungsberatung dar. Die Beratung von Zweit- und 
Folgebescheinigungen werde vermehrt von größe- 
ren Krankenkassen veranlaßt, die fallweise Bera- 
tung komme ebenfalls häufig vor. Teilweise werde 
allerdings auch auf eine Beratung verzichtet, und 
zwar bei Krankenkassen aller Kassenarten, in grö- 
ßerem Umfang bei den Angestellten-Ersatzkassen. 
Beanstandungen, die die Inanspruchnahme von Be- 
ratung durch den VäD betreffen, werden im Ergän- 
zungsschreiben der Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversicherung vom 
23. Juni 1971 näher dargestellt (vgl. Anhang Teil A 
Nr. 6). 

60. Bei der Auswahl von Versicherten zur ver- 
trauensärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbegutachtung 
lassen sich die Krankenkassen auch von Anregungen 
der behandelnden Ärzte, der Vertrauensärzte (außer- 
halb einer „Vorladeberatung“) sowie der Versicher- 
ten selbst leiten. 

Einen ungefähren .'\nhaltspunkt über die Größen- 
ordnung bietet die Erhebung des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung (vgl. Übersicht 6). Die 


Übersicht 5 

Vorladungen nach vorhergehender Beratung mit dem VäD 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der Vorladungen 


Kassenart 

Hrhebungszeitraum 

Pflichtversicherte 

freiwillig 

Versicherte 

Arbeiter 
ln V. H. 

Angestellte 
in v.H. 

Arbeitnehmer 
in v.H. 

mftnn- 

licti 

weib- 

lich 

mfinn- 

lieh 

weib- 

lich 

männ- 

lich 

weib- 

lich 

Ortskrankenkassen 

September 1970 

61 

62 

60 

60 

55 

43 


Februar/März 1971 

64 

65 

63 

65 

62 

70 

Landkrankenkassen 

September 1970 

45 

44 

43 

— 

— 

— 


Februar/März 1971 

50 

46 

64 

25 

36 

100 

Betriebskrankenkassen 

September 1970 

49 

49 

38 

43 

47 

60 


Februar/März 1971 

52 

54 

43 

34 

51 

58 

I nnung skrankenk assen 

September 1970 

57 

60 

64 

72 

63 

57 


Februar/März 1971 

57 

57 

55 

77 

49 

57 

Arbeiter-Ersatzkassen 

September 1970 

60 

75 

— 

— 

— 

— 


Februar/März 1971 ......... 

53 

31 

— 

— 

— 

— 

Angestelltenkrankenkassen 

September 1970 

— 

— 

11 

12 

15 

16 


Februar/März 1971 

— 

— 

12 

14 

14 

18 

Bundesdurchschnitt 

September 1970 

58 

60 

28 

24 

31 

24 


Februar/März 1971 

60 

62 

32 

29 

35 

33 


Streubreite 

Obis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

Obis 



100 

100 

100 

100 

100 

100 


Einzelheiten siehe Tabellen 1 1 und 1 1 a im Anhang Teil B 
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Übersicht 6 

Vorladungen auf Anregung 

a) des behandelnden Arztes 

b) des Versicherten 

c) des VäD {ohne vorhergehende Beratung) 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der Voriadungen 

BundesdurchsdiniUlidie Werte 


Anregung zu 


Erbebüngszeilrauiu 


Pf I idit versidierte 


freiwillig 

Versidierle 


Arbeiter Angestellte 

in v/f L in v. H. 


Arbeitnehmer 
in V. H. 


Riännlidi t s^^ulbikti 




ittdnnUdt I wvlblirlv 


a) 


September 1970 . 
Februar/März 1971 

September 1970 . . 
Februar^ärz 1971 

September 1970 . . 
Februar/Marz 1 97 1 


6 

5 

21 

21 

19 

20 

7 

5 

19 

19 

16 

22 

t 

0 

t 

1 

2 

3 

2 

0 

2 

1 

2 

2 

16 

16 

18 

18 

18 

22 

15 

15 

14 

16 

15 

15 


Einzetheiten siehe Tabellen 8, 8 a, 9, 9 a, 10. 10 a im Anhang Teil B 


in der Übersicht 6 angegebenen Quoten sind auf 
die Gesamtzahl der Vorladungen in den angegebe- 
nen Beriditszeiträumen bezogen. Ihre Genauigkeit 
ist durch die nach der Axt der Erhebung nicht aus- 
zuschaltende Fehlermöglidikeit beeinträchtigt, daß 
„Anregungen" mitgezählt wurden, die nicht zu 
einer Vorladung geführt haben. Insgesamt aber 
dürfte dieser Fehlermoglichkeit bei der hier ver- 
wandten Aggregaiion (Bundesdurdisdinitt aller 
Kassen) die Aussagefähigkeil nicht zu stark beein- 
trächügt haben. 

61. Nach einer Äußerung der Kassenarzttidien Bun- 
des Vereinigung ist zwar von Kassenärzten darüber 
geklagt worden^ daß ihrer Anregung, die Versicher- 
ten dem VäD zur Untersuchung vorzuslellen, n/dfi 
(oder nur zögernd) entsprochen worden sei, es sich 
hierbei aber um Ausnahme/aiie handele. Welche 
Gründe im einzelnen für soldie Anregungen durch 
behandelnde Ärzte ausschlaggebend sind, ist im ein- 
zelnen nicht festgestellt worden. Die Landesver- 
sicherungsanslalt Braunsdiweig hat folgende als 
nach ihren Erfahrungen für solche Anregungen „of- 
fenbar vorherrschende" Gesichtspunkte genannt: der 
Wunsch nach einer diagnostischen Unterstützung in 
fachärztlidier und technisdier Hinsichl, ebenso aber 
auch: die Vermeidung von gelegentlich drohenden 
ALiseinandersetzungen mit den Patienten bei Be- 
kanntgabe einer Arbeitsunfähigkeitsbeendlgxmg. In 
diesem Zusammenhang ist auch auf eine Äußerung 
des Verbandes der Niedergelassenen Ärzte Deutsch- 
lands hinzu weisen ^*'). Der Verband empfiehlt seinen 
Ärzten, bei Verdacht, daß der Patient dem' Arzt „et* 

in: „der niedergejassene arzt“ vom 22, November 

1971, S. 32 


was Vormacht", auf der Arbeitsunfähigkeitsbeschei* 
nigung nur ein „c. n.‘* (caput niger) zu vermerken: 
„Dann muß sich der Patient eine Untersuchung auch 
beim Vertrauensarzt gefallen lassen* So können 
sich die Ärzte gegen „faule Falle** absichern.*' 

Eine solche Empfehlung wirft allerdings die Frage 
auf, ob hier nicht ein Mißverständnis über die dem 
behandelnden Arzt obliegende Verantwortung Lm 
Zusammenhang mit der Arbeitsunfähigkeitsfeststel- 
lung besteht. Diese Abgrenzung der Verantwor- 
tungsbereiche von Kassenärzten und Vertrauensärz- 
ten hinsichtlich der primären Verantwortung der 
Arbejisunfähigkeilsfeslstellung betont auch die Emp* 
fehlung der Arbeitsgemeinschaft für Gerne ins diafts- 
auf gaben in ihrem Ergänzungsrundschreiben vom 
23. Juni 197h 

„Anregungen der praktizierenden Ärzteschaft zur 
Vorstellung beim Vertrauensarzt sollte nachge- 
gangen werden. Das darf nicht dazu führen, daß 
- die notwendige Entscheidung des behandelnden 
Arztes durch die Beguladitung des Vertrauens- 
arztes ersetzt werden soH". 

62. Nach Mitteilung des Deutschen Gewerkschafts- 
hundes ist die Zahl der Vers/drerfen, die aus eige- 
ner iniliative eine ßegulGcfitung wünschen, anstei- 
gend, Dies entspricht audi der Beobachtung der 
Vertrauensärzte, Hierbei wird bemerkt, daß die 
RVO-Krankenkassen fast regelmäßig einer solchen 
Aufforderung entsprechen w'ürden, die Ersatzkassen 
dagegen „hänllg" nicht Als Gründe für diese Ini- 
tiativen von Versicherten werden Zweifel an der 
Diagnose des behandelnden Arztes oder die An- 
natxme einer unzureichenden Unlersudiung ange- 
geben, nicht selten aber auch die Absicht, eine Fest- 
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Stellung der Arbeilsunfäliigkeit zu erlangBn^ wenn 
sie vom behandelnden Arzt nidit getrofien worden 
war (Landesversidierungsafistail Braunsdiweig). 
Diese Entwicklung wird insbesondere von ver- 
tiauensäTztlidier Seite begrüßt Teilweise wird je- 
dodi die reditlidie Regelung des § 369 b RVO als 
nidit ausreidiend angesehen, um der als wünsdiens- 
wert angesehenen Möglidikeit der primären Fnan- 
sprudinahme des Vertrauensarztes durdi den Ver- 
sicherten Redinung zu tragen^ da § 369 b RVO vom 
Eatsdieidungsprimat der Krankenkasse über die 
Veranlassung einer vertTauensärztlidien Begutadi- 
tung ausgeht. Ebenso bedarf es bei einer Eröffnung 
der Möglidikeit der primären Inanspmdinahme des 
Vertrauensarztes durch Versicherte audi, wie sich 
einzelnen Bendxten entnehmen läßt, einer Abklä- 
rung des Venhältnisses zum Kassenarzt. So hat bei- 
spielsweise die Kassenärztliche Vereinigung 
Bayerns in ihrer Daxstellung es als mit § 369 b RVO 
nicht vereinbar beurteilt, wenn in den zwischen der 
Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen Landesver- 
sichernngsonstaileiL und der Arbeilsgemeinsdiait 
der Bayerischen Krankenkassen verbände vereinbar- 
ten Grundsätzen für die sozialmedizinisdie Begul- 
aditung durch den Vertrauensärztlidien Dienst u. a. 
festgelegt ist: 


„Der Vertrauensarzt kann auch Versicherte oder 
Familienangehörige untersuchen und sozialmedi- 
zinisdi berateoi die ihn aus eigener Veranlassung 
aufsuchen* Der Vertrauensarzt vergewissert sldi 
vorher bei der zuständigen Krankenkasse über 
das Bestehen eines Versicherungsverhältnisses", 

Die KassenärzÜidie Vereinigung Niedersadisen hält 
es für falsch und mit der Gefahr erheblicher Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Kassenärzten, 
Krankenkassen und Vertrauensärzten verbunden, 
wenn den Versicherten allgemein eine Art „freier 
Vertrauensarztwahl" durch direkte Inanspruch- 
nahme eröffnet werden sollte ; nach Meinung der 
Kassenärztlichen Vereinigung sei der VäD im übri- 
gen einer ~ ihm im Hinblick auf die Motive einer 
soldien Aufgabenslellung wohl zugedachten — „Er* 
Satzfunktion" für die kassenärzllidie Tätigkeit nicht 
gewachsen, 

63. Wie sich den Ergebnissen der Erhebung auf- 
grund des statistischen Programms des Bundesmini- 
Sters für Arbeit und Sozialordnung entnehmen läßt, 
veranlassen die Krankenkassen zum weit überwie- 
genden Teil eine vertrauensäiztkiche Untersuchung 
„zur Sicherung des Heilerfolges'* (Übersicht 7), 


Übersicht ? 


Vorladungen 

a} zur Sicherung des Heilerfolges 

b) wegen begründeter Zweifei an der Arbeitsunfähigkeit 

im Verhältnis zur Gesamtzahl der Vorladungen 


Bundesdurchsdinittlidie Werte 


Grund der 
Vorladung 

Erhebun g szeit raum 
Streubreite 


Pfli ditmi tgli eder 


freiwillige 

Mitglieder 

Arbeiter 
in V, H. 

Angestellte 
in V, H. 

Arbeitnehmer 
in v.H. 



m&iuilidi 1 

svelbltdi 

majfiÄUdb 

\ wülbUdi 

mlnuUfti 1 

WRiblidi 

a) 

September 1 970 

69 

69 

60 

5? 

65 

64 

al 

Streubreite 

0 bis 
100 

Obis 

100 

0 bis 
100 

0 bis 
100 

0 bis 

too 

0 bis 

100 

a) 

Februar/März 1971 . 

75 

74 

65 

64 

72 

68 

a) 

Streubreite 

0 bis 

too 

0 bis 

too 

0 bis 
100 

0 bis 
100 

0 bis 
100 

Obis 

100 

b) 

September 1 9?0 

27 

27 

37 

41 

32 

32 

b) 

Streub reibe 

1 

0 bis 
300 

Obis 

100 

0 bis 
100 

0 bis 
100 

0 bis 
100 

0 bis , 
100 

b) 

Februar/März 1971 

24 

23 

33 

35 

24 

31 

b) 

' Streubreite 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 

0 bis 



100 

100 

100 

100 

100 

100 


Einzelheiten siehe Tabellen 2, 2 a, 3 und 3 a Lsn Anhang Teil B 
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Die aus der Ubersidit 7 zu. entnehmenden Durdi- 
schnittsergebnisse sind nur sehr emgesdirankt 
repräsentativ für die allgemeine Praxis, die inso- 
weit Uneinheitliäikeit aufzuweisen scheint. Ein An- 
zeichen dafür bieten die durdi die Tabellen 2 a und 
3 a im Anhang Teil B belegten Streuungen innerhalb 
der einzelnen Kassenarten und unter den einzelnen 
Kassen. Bei Beurteilung der Aussagefähigkeit dieses 
Ergebnisses muß auch berücksiditjgt werden, daß, 
worauf bereits hingewiesen wurde, versdiied-enllich 
eine Unterscheidung zwischen den beiden Degut- 
aditungsgründen in § 369 b RVO in der Praxis nicht 
getroffen werden kann und nicht getroffen wird. Das 
Ergebnis dürfte daher nicht mehr, aber auch nidil 
weniger als der Beleg einer Tendenz sein. Das 
statistische Ergebnis läßt ferner auch nur eine Zu- 
ordn ungspriori tat für den sozialmedizinisdien Vor- 
ladungsgrund erkennen, was im Sinne der gesetz- 
lichen Regelung hegt, läßt aber in dieser Hinsicht 
keine Schlüsse auf die Wirksamkeit der Auswahl- 
methodik der Krankenkassen selbst zu. Es dürfte 
dabei um das Problem gehen, inwieweit überhaupt 
und unter welchen medizinischen Kategorien bei den 
gegebenen Grundlagen eine soziaimedizinisdi 
orientierte Auswahl erfolgen kann und erfolgt Ge- 
wisse Sditüsse auf die Wirksamkeit der Auswabl- 
methodik der Krankenkassen können jedoch aus 
den Ergebnissen der Begutachtungen selbst gezogen 
werden [siehe dazu Tz. 75), 

64, Nach den bisherigen Feststellungen ist im Ver- 
gleich zur Situation vor dem 1. Januar 1970 der ,An- 
teil derjenigen Versicherten, die der Aufforderung 
zur vertrauensärztlichen Begutachtung der Arbeits- 
unfähigkeit nadikommeni gestiegen [vgl. Über- 
sicht 8). 

Es dürfte dies — so wird dieses Ergebnis teilweise 
interpretiert — möglicherweise auf eine veränderte 
Einstellung zu Zweck und Wirksamkeit dieser Un- 
tersuchungen bei den Versicherten zurückzuführen 
sein, was wiederum Folge der Verbesserung des 
pUnlersuchungsklimas", insbesondere der Intensität 
und des erhöhten Zeitaufwands der Einzelunter- 
suchungen, isU Der Grund hierfür könnte aber auch 
in einer Verbesserung der Auswahlmethode zu 
sehen sein, da die ZeitpimktbesUmmung für die Be- 
gutachtungsaufforderung sidi an der voraussicht- 
lichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit orientieren 
muß. 

5. Erfahrungen mit der Durchführung der Begut- 
achtung durch den Vertrauensärzlllchen Dienst 

65. Der Rückgang der Zahl der zur Begutachtung 
Aufgeforderten und Erschienenen hat allgemein zu 
einer spürbaren Enilastiuig des VüD geführf. Als 
Folge davon hat sich eine Intensivierung der Unter- 
suchungen ergeben, die eine stärkere Konzentra- 
tion auf die sozialmedizmischen Aufgaben des ärzt- 
lichen Dienstes möglich machte So sehr sich die Neu- 
regelung damit auf die Aufgabenbewäl tigung durch 
den VäD wie auch das Selbslverständnis der Ver- 
trauensärzte selbst günstig ausgewirkt hat, so sind 
gleichwohl personelle und organisatorische Pro- 
bleme spürbar geworden. 


Übersicht 0 


1967 

von 10 359 039 Vorgeladenen 
(lÜO V. H.) 

erschienen r 

5 922 108 ^ 57,17 V.H. 

nicht erschienen: 

4 436 931 = 42.83 V.H. 

1968 

von 11 441 902 Vorgeladenen 
(100 V, H.) 

ersdiienen: 

6 351948 ^ 55,51 v.R 

nicht ersdiienen: 

5 089 954 = 44,49 V.H- 

1969 

1 

von il 477 771 Vorgeladenen 
(lOOv. H.) 

erschienen: 

6 352 05? 55,33 V. H- 

nicht erschienen! 

5 124 914 = 44,65 V.H- 

1970 

von 2 127 823 Vorgeladenen 
(lOÜ V, H.) 

erschienen *): 

I 269 003 = 59,64 v. H. 

nicht erschienen: 

858 820 ^ 40.36 v. R 

i . Januar 
bis 30. Juni 
1971 

von 936 487 Vorgeladenen 
(100 V. R) 

ersdiienen *}: 

593 215 = 63,34 v*R 

nicht erschienen: 

343 272 = 36,66 v. H- 


*) Die Quote der Ersdiienenen weist je nach dem Vor- 
ladungsgrund eine untersdiiediidie Höhe aufj wegen 
der Einzelheiten und Streuung vergleiche die Tabel- 
len 4, 5, 6 und 4 a, 5 a und 6 a im Anhang Teil B. 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gemeinsdiaftsaufgaben 
der Kranken versieh enmg 

66- Einzelheiten über die Arbeitsbeiastung der Ver- 
trauensärzte, die sich aus der Begutadilung der Ar- 
beitsunfähigkeit ergibt, sind der Aufstellung der 
Arbeitsgemeinsdiaft für Gemeinsdtiaftsaufgaben 
(Aufstellung im Anhang Teil C Nr, 8) sowie der Er- 
hebung des Bun de sinini Sters für Arbeit und Sozial- 
ordnung (Austeilungen im Anhang Teil C Nummern 
9 und 10) zu entnehmen. 

67. Wie ailgemein berichtet wird, haben sich die 
Vertrauensärzte weitgehend auf die — durch die 
Neuregelung initiierte — mfensjvere Betreuung der 
Versjchejfen eingestellt. Dazu gibt die in der Zahl 
reduzierte Vorladungspraxis der Krankenkassen 
Raum. Die Untersuchungen sind zeitlich ausgedehn- 
ter und intensiver geworden. Sie nehmen teilweise 
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‘/j bis 1 Stunde in Anspruch (vgl. die Aulstellungen 
Nr. 9 und 10 im Anhang Teil C). Wie diese Aufstel- 
lungen zeigen, sdieinen heute arbeitstäglich etwa 7 
bis 9 Untersuchungen durchschnittlich vorgenommen 
zu werden, über die im Rahmen arbeits- und sozial- 
medizinischer Tätigkeit günstigste Größenordnung 
scheint allerdings noch keine einhellige Auffassung 
zu bestehen. Teilweise werden 8 bis 9 Untersuchun- 
gen als durch Testuntersuchungen erwiesenes gün- 
stiges Größenverhältnis (Deutscher Gewerkschafts- 
bund), teilweise 10 bis 15 körperliche Begutachtun- 
gen als .angemessene durchscimittliche tägliche Ar- 
beitsleistung eines Vertrauensarztes* (Landesver- 
sicherungsanstalt Hessen) bezeichnet. Nach der Mit- 
teilung des Deutschen Gewerkschaftsbundes bemü- 
hen sich Vertrauensärzte im Rahmen ihr-er Bera- 
tungsfunktion .in nicht wenigen Fällen* auch, für 
Versicherte in Betrieben eine Änderung des Ar- 
beitsplatzes oder der Tätigkeitsbedingungen in Ge- 
sprächen mit Arbeitgebern zu erreichen. 

68. Ungeachtet dieser allgemein positiv zu bewer- 
tenden Entwicklung, die sich seil dem Inkrafttreten 
der Neuregelung vollzogen hat, bleiben einzelne 
Unzulänglichkeiten festzuhalten, auf die z. B. von der 
Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der 
Krankenversicherung hingewiesen wird (vgl. An- 
hang Teil A Nr. 6). 

69. Die Praktizierung einer Vor ladungs^v eise bei 
einzelnen Krankenkassen, die sich durch die von der 
Arbeitsgemeinschaft beanstandete .Passivität* ge- 
genüber der Aufgabe aus § 369 b RVO kennzeichnen 
läßt, hat verschiedentlich zu einer so starken Ent- 
lastung einzelner Vertrauensärztlicher Dienststellen 
geführt, daß die frage ihrer Auflösung oder sonsti- 
ger organisatorischer Veränderungen gestellt wurde. 
Von der Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsauf- 
gaben wurden orgcinisatorische Veränderungen 
allein aus diesem Anlaß als „voreilig* bewertet, da 
eine einheitliche Praxis der Vorladungen, die eine 
endgültige Beurteilung der notwendigen Kapazitäten 
für den VäD zuließen, sich noch nicht herausgebildet 
hat. Andererseits führten die angesichts einer ver- 
änderten Aufgabenstellung notwendigen Überlegun- 
gen der Landesversicherungsanstalten zu organisa- 
torischen Veränderungen (Auflösung kleiner Dienst- 
stellen, Konzentration), die aus der Notwendigkeit 
zur funktionsgerechten Verteilung der ärztlichen 
Kapazität im Rahmen der vorwiegend sozialmedi- 
zinischen Betreuung der Versicherten folgt. 

70. Gerade diese nunmehr stark hervorgetretene 
Aufgabe hat Probleme schärfer konturiert, mit denen 
der VäD in personeller und organisatorischer Hin- 
sicht teilweise schon früher konfrontiert war. Allge- 
mein ist für den VäD ein Mangel an qualifiziertem 
ärztlichem, insbesondere fachärztlichem Nadiwuchs 
festzuhalten. Dies tritt deutlich aus der AUersstruk- 
tur des VäD zutage (siehe Anhang Teil C Nr. 11). 
Von seiten der Vertrauensärzte wird darauf hinge- 
wiesen, daß ungeachtet des mit der Neuregelung des 
Arbeitsunfähigkeitsbegutachtungswesens verbunde- 
nen cpiantitativen Rückgangs der Begutachtungsfälle 
— der aber nunmehr durch intensivere Untersuchun- 
gen weitgehend ausgeglichen wird — die Durchfüh- 
rung dieser Aufgaben in sozialmedizinisch optimaler 


Weise mehr und mehr gefährdet ist. Dies hat seine 
Ursache nicht nur im Mangel an ärztlichem, insbe- 
sondere fachärztlichem Personal, sowie in einem 
spürbar gewordenen Mangel an medizinisch-techni- 
schen fliliskräiten, sondern auch in einer teilweise 
unzureichenden raedizinisch-technisdien Ausrüstung. 
Dieser Mangel bestehe insbesondere bei kleineren 
Vertrauensärztlichen Dienststellen, da unter dem 
Gesichtspunkt wirtschaftlich sinnvoller Nutzung eine 
aufwendige medizinisch-technische Investition in 
einer solchen Dienststelle nicht vertretbar ist, ob- 
gleich sie zur optimalen Erfüllung der medizinischen 
Aufgaben notwendig sei. Manciie Lösungen tendie- 
ren in Richtung auf Konzentration zu größeren Ein- 
heiten, wobei ersichtlich für den Versicherten die 
Frage der zumutbaren Entfernung zur Vertrauens- 
ärztiidien Dienststelle auftritt. Der Bundesverband 
der Vertrauensärzte hat in seinem Bericht darauf 
aufmerksam gemacht, daß qualifizierte Ärzte und 
medizinisch-technisches Hilfspersonal nach der Er- 
fahrung der letzten Jahre für die Einstellung im VäD 
nicht mehr zu gewinnen seien; in organisatorischer 
Hinsicht fehle eine ausreidiende kooperative Zusam- 
menarbeit der einzelnen Vertrauensärztlichen 
Dienststellen im Sinne der Leistungssteigerung; es 
sei nicht mehr möglich, die kleinen, mit einem Arzte 
besetzten Dienststellen so auszustatten, daß diese 
entsprechend dem Fortschritt der medizinischen Wis- 
senschaft die Begutachtung in vielen Fällen ohne 
Mitberatung einer größeren, personell und technisch 
umfangreicher ausgestatteten Dienststelle durchfüh- 
ren können; die Entwicklung der wissensdiaftlichen 
Medizin mache im VäD umfangreiche technisdie 
Investitionen erforderlich. 

Zu Einzelheiten der personellen Situation im VäD 
geben die Aufstellungen der Arbeitsgemeinschaft 
für Gemeinschaftsaufgaben (Anhang Teil C Nr. 11) 
einen Überblick. 

71. Die geringer gewordene Anzahl der Arbeits- 
unfähigkeitsbegutachtungsfälle hat — allerdings 
unter den nicht immer als optimal geltenden organi- 
satorischen und personellen Bedingungen — die 
Möglichkeit geschaffen, die sozialmedizinische Be- 
treuung der Versicherten zu intensivieren. Allge- 
mein wird davon gesprochen, daß diese Zielsetzung 
besser als früher verwirklicht worden ist. Diese Aus- 
sage zu quantifizieren ist aufgrund des vorhandenen 
Materials nicht möglich. Gleichwohl geben aber ein- 
zelne Ergebnisse der Untersuchungen (Erhebung des 
Bundesminislers für Arbeit und Sozialordnung) ge- 
wisse Anhaltspunkte für die sozialmedizinisÄe 
Wirksamkeit des VäD. 

Die Vertrauensärzte führen, wie mehrfach berichtet 
wird, die Begutachtung imabhängig von dem im Vor- 
ladungsgrund angesprochenen Begutachtungszweck 
mit weitergehender sozialmedizinischer Zielsetzung 
durch. Es kommt mithin vor, daß auch bei den von 
den Krankenkassen nur zur Beseitigung begründeter 
Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit veranlaßten Be- 
gutachtungen der Arbeitsunfähigkeit der Ver- 
trauensarzt sich nicht auf die positive oder negative 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit beschränkt, son- 
dern z. B. auch unter dem Gesichtspunkt möglicher 
Maßnahmen zur Erhaltung. Besserung oder Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit den Gesundheits- 
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zusland des Versicherten überprüft. So ergibt sich 
auch aus den Ergebnissen der Erhebung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung, daß bei Vor- 
ladung wegen begründeter Zweifel an der Arbeits- 
unfähigkeit Maßnahmen zur Sicherung des Heil- 
erfolges eingeleitet worden sind. Zu einer solchen 
umfassenden Untersuchungsweise trägt naturgemäß 
bei, daß die Krankenkassen selbst vielfach nicht auf 
einen einzigen Begutachtungsgrund abstellen und 
auch dein VäD einen solchen Grund nicht immer 
angeben; ebenso dürfte aber ein Verständnis der 
Neuregelung zugrunde liegen, das in der Sicherung 
des Heilerfolges das in jedem Falle maßgebliche und 
primäre Untersuchungsziel der Begutachtung sieht. 
Dieses Verständnis hat faktisch für sich, daß es zu 
intensiver medizinischer Betreuung der Versicherten 
führt. 

Einen Anhaltspunkt für eine Hinwendung zur inten- 
siveren Betreuung der Versicherten ergibt sich auch 
aus dem Umiang der mit Einleitung von Maßnahmen 
zur Sidierung des Heileriolges verbundenen Unter- 
suchungen. In den beiden Untersudiungszeiträumen 
der Erhebung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung ergab sich die aus Übersicht 9 er- 
sichtliche Quote der bei Begutaditungen „zur Siche- 
rung des Heilerfolges** empfohlenen Maßnahmen. 

72. Eine vom Gesetzgeber mit der Neuregelung 
verbundene Erwartung war audi die Intensivierung 
der Betreuung „sozialmedizinischer Problemfälle**. 
Soweit sich aus den vorerwähnten Veränderungen 
die Tendenz zur Intensivierung der Untersuchungen 
und Betreuungen allgemein erkennen läßt, kommt 
sie auch der gekennzeichneten Absicht entgegen. 
Wenn daher in Berichten zum Ausdruck kommt, daß 
eine noch bessere Verwirklichung dieser Aufgabe in 
Zukunft wünschenswert wäre, so bestätigt dies die 
eingeleitele positive Entwicklung, aber auch die 
noch nidit überall gegebenen organisatorischen per- 
sonellen und medizinisch- technischen Voraussetzun- 
gen. Dabei erweist sich gerade dieser Bereich der 
Tätigkeit des VäD als durch die Neuregelung ausge- 
löster Ansatz einer Entwicklung eines neuen Selbst- 
verständnisses und der Riditung möglicher Weiter- 
enlwidiJungen, So sieht der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund in seiner Darstellung den „Angelpunkt**, 
der Tätigkeit der Vertrauensärzte in den Maßnah- 


men zur Sicherung des Heilerfolgs und der Einlei- 
tung von Rehabilitalionsmaßnahmen. Die angedeu- 
tete Entwicklung wird ausdrücklich mit dem Hinweis 
begrüßt, daß der VäD bei entsprechender personeller 
und medizinisdi-technischer Ausstattung ein „im 
Interesse der Gesamtheit der Versicherten wert- 
volles, die freie Praxis und das Krankenhaus in be- 
stimmten Fragen (Rehabilitation, arbeits- und sozial- 
medizinische Problemfälle) ergänzendes Instrument 
zur Gesundheilssidierung* darslellen könne. 

Über die Betreuung sozialmedizinischer Problemfälle 
sind statistische Angaben nicht gemacht worden. Da- 
bei dürfte auch eine Rolle spielen, daß noch keine 
aJlgcmeingüJtige Definition des ^sozialmedizinischen 
Problemlalls'' besteht. Der Bundesverband der Ver- 
trauensärzte hat dazu die Auffassung gebildet, daß 
die kranken Versicherten, die medizinisch als „Pro- 
blemfälle" angesprochen werden müssen, bestimm- 
ter Maßnahmen bedürfen, die nach der bei Sozial- 
medizinern vorhandenen Erfahrung den Versiche- 
rungsträgern mit einer Begutachtung dargelegt wer- 
den können. Es wird darauf hingewiesen, daß die 
angestrebte Konzentration des VäD auf diese sozial- 
medizinischen Problemfälle notwendig der Zusam- 
menarbeit mit den Krankenkassen in der durch die 
Empfehlung der Sozialpartner aufgezeigten Richtung 
bedürfe. 

73. ln diesem Zusammenhang zu sehen ist auch die 
durch die Neuregelung betonte ^Leitfunktion bei 
Rehabilitalionsmaßnahmen** (vgl. Bericht des Aus- 
schusses für .Arbeit, Anhang Teil A Nr. 5). Nach 
§ 1244 RVO sind die Krankenversicherungsträger 
verpflichlcl, die Rentenversicherungsträger auf Re- 
habilitationsfälle hinzuweisen. Um diese Aufgaben 
erfüllen zu können, muß sich die Krankenkasse des 
VäD als Berater bedienen können. Es wird allgemein 
festgestellt, daß hierbei* der VäD durch die Neu- 
regelung seines Aufgabenbereichs wirksamer hat 
tätig werden können. Es läßt sich dies aus einer ge- 
stiegenen Zahl von Heilverfahrensanträgen entneh- 
men. Gleichwohl ist aber der Erfahrung des Ver- 
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger ent- 
sprechend — absolut gesehen — die Zahl solcher 
Mitteilungen von Rehabiütationsfällen nach wie vor 
gering. Daher wird zugleich auf die Notwendigkeit 
aufmerksam gemacht, die zur Veranlassung und Be- 
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Erhebungszeilraum 

Pflichtversicherte 

1 Arbeiter 

in V. H. 

Angestellte 
in V. H. 

minnlidi 1 

weiblich 

männlich 

1 welblifh 

September 1970 *) ”) . - - 


Obis 100 

0 bis 80 

Obis 100 

Obis 100 



33 

27 

36 

33 

Februar/^ärz 1971 *) *•) 


Obis 100 

0 bis 100 ' 

Obis 100 

Obis 100 



36 

27 

38 

34 


•) Streubreite von / bis 

••) Bundesduichschnilt 
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treuung von Rehabilitationsmaßnahmen notwendige 
KooperaiJon und Koordination zwischen den in 
Frage kommenden Sozialleistungsträgern zu verbes- 
sern, auch wenn alllgemein die hierzu gemachten Er- 
fahrungen nicht auf wesentliche Beanstandungen 
schließen lassen. Als nützlich hat sich nadi allgemei- 
ner Auffassung erwiesen, daß die Gutachten des 
VäD seit der Neuregelung an Ausführlichkeit ge- 
wonnen haben und damit eine bessere Entschei- 
dungsunterlage geworden sind. 

74. Erwogen wird dabei in einzelnen Berichten (ins- 
besondere Verband Deutscher Rentenversicherungs- 
träger, Bundesverband der Vertrauensärzte), ob die 
stärkere Mitwirkung des VäD nidil durch die aus 
der gesetzlichen Regelung abzuleilende Beschrän- 
kung auf die Arbeitsunfähigkeilsbegutaditung ge- 
hemmt werde. Auf diese Weise würde nämlich ein 
im Interesse der gesundheitlichen Gesamtsituation 
der Versicherten notwendiges Tätigwerden des VäD 
wegen Wegfalls eines Vorladungsanlasses ^unter- 
laufen", wenn vor beabsichtigter Vorstellung des 
Versicherten zum VäD die Arbeitsunfähigkeit be- 
endet ist oder der Versicherte die Arbeit wiederauf- 
genomraen hat. 

6. Ergebnisse der Begutachtungen der 
Arbeitsunfähigkeit durch den VäD 

75. Nachfolgend werden einige Begutachtungs- 
ergebnisse wiedergegeben, wie sie bei der Erhe- 
bung nach dem Statistischen Programm des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung ermittelt 
worden sind (vgl. Übersichten 10 bis I7)r “) 

Übersicht 10 

Übereinstimmung mit dem Ergebnis der kassenärzt- 
lichen Bescheinigung im Verhältnis zur Gesamtzahl 
der Begutachtungen bei Vorladungen wegen begrün- 
deter Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit. In den 
Fällen, in denen keine Übereinstimmung vorlag, 
bezog sich im Gesamtdurchschnitt die Abweichung 
bei knapp 50 v. H. der Fälle auf die bescheinigte 
Dauer 

Bundesdurchschiiittliche Werte aller Kassenarten im 
Erhebungszeitraum 

a) September 1970 

b) Februai/März 1971 



Pflichtmitglieder 

Freiwillige 

Mitglieder 


Arbeiter 
in V. H. 

Angestellte 
ln V. H. 

Arbeitnehmer 
in v .R 


mana- 

Udi 

welb* 

lidi 

mdnn« 

lieh 

weib- 

lidi 

mdzu* 

lidt 

wclb- 

•Ich 

a) 

59 

60 

75 

66 

78 

74 

b) 

61 

59 

76 

68 

75 

76 


Einzelheiten und Streuungen siehe Tabellen 19. 19 a im 
Anhang Teil B 


“) wegen der Einzelergebnisse vergleiche die Tabelle im 
Anhang Teil B 


Übersicht 11 

Einleitung von Maßnahmen im Verhältnis zu den 
Begutachtungen bei Vorladungen zur Sicherung des 
Heilerfolges 

Bundesdurchschnittliche Werte 
im Erhebungszeitraum 

a) September 1970 

b) Februar/März 1971 



Pflichtmitglieder 

Freiwillige 

Mitglieder 


Arbeiter 1 

1 Angestellte 

Arbeitnehmer 


in V. H. 1 

j in V. H. 

1 

V. H. 


minn- 

weih- 

■ mdnn- 

wetb- 

männ* 

1 wetb* 


{\<h 

Udi 1 

1 lid} 

lieh 

1 lieh 

1 lieh 

a) 

33 

27 

36 

33 

40 

40 

b) 

36 

27 

38 

34 

41 

44 


Einzelheiten und Streuungen siehe Tabellen \2, 12 a im 
Anhang Teil B 


7. Erfahrungen über das Zusammenwirken von 
Kassenärzten, Vertrauensärzten und 
Krankenkassen 

76. Die wirksame PrakÜzierung des durch § 369 b 
RVO gestalteten Begutachtungs Verfahrens der Ar- 
beitsunfähigkeit erfordert ein Zusammenwirken von 
Kassenärzten, Krankenkassen und Vertrauensärzten. 
Es ist geprägt von einem — durch die ärztliche Ar- 
beitsunfähigkeitsfeststeUung und ihre vertrauens- 
ärztliche Begutachtung bei bestimmtem Anlaß und 
zu bestimmten Zwecken vorbezeichneten — Tätig- 


Übersicht 12 

Einleitung eines Heilverfahrens Im Verhältnis zur 
Gesamtzahl der Maßnahmen bei Vorladungen zur 
Sicherung des Heilerfolges 

Bundesdurchschnittliche Werte 
im Erhebungszeitraum 

a) September 1970 

b) Februar/März 1971 



Pflichtmi tglieder 

Freiwillige 

Mitglieder 


Arbeiter 
in V. H. 

Angestellte 
ln V. H. 

Arbeitnehmer 
ln V. H. 


männ- 

lich 

weib- 

lich 

männ- 

lich 

weib- 

lich 

männ- 

lich 

wclb- 

lifh 

a) 

40 

37 

44 

42 

51 

48 

b) 

43 

40 

52 

47 

57 

45 


Einzelheiten und Streuungen siehe Tabellen 13, 13 a im 
Anhang Teil B 
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Übersicht !3 

Einleitung von Kfankenhausbehandlung im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Maßnahmen bei Vorladungen 
zur Sicherung des Heilerfolges 

ßundesdurciischnittljcbe Werte 
im Erhebungszeitraum 

a) September 1970 

b) Februar’März 1971 




Pflichtmitglieder 


FreiwilUge 

Mitglieder 


Arbeiter 
in V, H* 

' Angeslellte 

1 in V H. 

ArheitnehmeT 
in V. H, 


miJlTin“ 

lidv 

1 w&lb- 

i Ikh 

mÄnn* j 
llrh J 

welb- 

liflr 

mÄnn- 

|idi 

} wrlb. 

1 Ihh 

a) 

1 17 

17 

24 

19 

lf> 

Ib 

b] 

20 

Ib 

la 

19 

13 

16 


Einzelheiten und Streiinngen siehe Tabellen 14, 14 a im 
Anhang Teil B 


Vorladeberatimg des VäD wurden bereits Ausfuh- 
lungen gemacht (siehe Tz, 44 fh). Hierbei bestehen 
I auch nadi der Anlaufzeit der Neuregelung noch ein- 
zelne Mängel, auf die die Arbeitsgemeinsdiaft für 
Gerne insdiaftsauf gaben in ihrem Ergänzungsrund- 
schreiben vom 23, Juni 1971 besonders aufmerksam 
gemadtt hat (vgl. Anhang Teil A Nr. 0), 

78. Nadt § 3b9 b Absatz 2 RVO neuer Fassung hat 
der Vertrauensarzt das Ergebnis der ßegutachiung 
sowie die Angaben über den Befund der Kranken- 
kasse und dem behandelnden Arzt mitzuteHen, 


Übersicht 13 

Einleitung von sonstigen Maßnahnien im Verhältnis 
zur Gesamtzahl von Maßnahmen bei Vorladungen 
zur Sicherung des Heilerfolges 

Bundesdurchschnittliche Werte 
im Erhebungszeilraum 

A] Seplember 1970 
b) Februar/März 1971 


keils- und InformaUonsabiauJr der im idealen Falle | 
die wediselseitige Information der an der Betreu- . 
ujjg der Versicherten Beteiligten gewährleistet und 
damit che Basis für auf den Heilerfolg zielende aizt- | 
liehe MaBnahmen und Versicherungsleistungen legi | 
(vgl Sdhaubild U, | 

77- Über die Aufgabe des Kassenarztes im Zusam- 
menhang mit der Arbeitsunfähig keitsJeststellung 
und ihrer Mitteilung an die Krankenkassen sowie 
die Erfahrungen zur Auswahl der Versicherten durch 
die Krankenkassen und die dabei übliche Praxis der 


PfUchlmitgUeder 


Freiwillige 

Mitglieder 



Arbeiler 
in V. H. 

Angestellte 
in V. H, 

Arbeitnehmei 

1 Ifl V H. 


1 TnäELtt^ 

! lldi 

1 welb- 
1 lieb 

miliini« 

hdi 

1 wqib- 
1 Itai 

tDäflp- 

Kd) 

1 wejb- 

1 lieh 

a] 

31 

39 

25 

35 

30 

33 

bl 

28 

38 

24 

31 

26 

37 


Einzelheiten und Streuungen siehe Tabellen 1^, 16 a im 
Anhang Teil B 


Übersicht 14 

Einletlung von beruflichen Maßnahmen im Verhältnis 
zur Gesamtzahl der Maßnahmen bei Vorladung zur 
Sicherung des Heilerfolges 

Bundesdurdisduiittliche Werte 
Ira Erhebung szei träum 

a) September 1970 

b) Febmar/März 1971 


Übersicht 16 

I Stellung eines Rentenantrages im Verhältnis zu den 
I Begutachtungen bei Vorladungen zur Sicherung des 
Heilerfolges 

' Buudesdurdisdrnittlidie Werte 

. im Erhebu&gszeiLraum 

a) September 1970 

b) Februar/März 1971 



Pfliditmitgtleder 

Freiwillige 

Mitglieder 


Arbeiter 
in V. H. 

Angestellte 
in V. H 

Arbeitnehmer 
in V, H- 


im 

Wcib> 

Udi 

mänij- 1 
Uch 1 

weiü^ 

lieh 

E 

^v«lb - 
iim 

a) 

12 

7 

3 

4 

4 

2 

b) 

9 

6 

6 

3 

4 

3 


Emzelheilen und Streuungen siehe Tabeilet] L5, t5 a ün 
Anhang Teil B 



PriidiLmilgliedej 

Freiwillige 

Mitglieder 


Aibeller 
in V- H. 

Angestellte 
in V, H. 

Arbeitnehmer 
in V. R 


männ- ] welb* 
um 1 lieh 

tnättP- 

Lldi 

weih* 

Jfdi 

ijdi 

weib- 

lldü 

a) 

i 

7 4 

11 

6 

12 

10 

b) 

6 4 

10 

5 

11 

8 


I Einzelheiten und Streuungen siehe Ta beiten 18, 18 a im 
I Anhang Teil ö 
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Schaubild 1 



Mitteilung der Au*Feststellungen 


Entscheidung über vertrauens- 
ärzttiche Begutachtung, 
hierbei ggf. Beratung durch 
den VäD, 

dabei u^U. auch Kontakt- 
aufnahme des Venrauansarztes 
mit Kassenarzt 


Mitteilung des Ergebnisses 
der Begutachtung und des 
Befundes an Krankenkasse, 
ggf. Vorschlag 


Versicherter 


Mitteilung des Ergebnisses 
der Begutachtung und des 
Befundes an Kassenarzt, 
ggf. Anregungen 


Krankenkasse 


Dies wird nach den vorliegenden Berichten ord- 
nungsgemäß vorgenommen. Dabei wird positiv her- 
vorgehoben, daß die schriitlichen Gutachten des 
Vertrauensarztes vollständiger und ausführlicher 
sind als früher und daher für den Arzt nützlicher. 

79. Genaue Angaben darüber, inwieweit die Ver- 
irauensärzte den behandelnden Ärzten Anregungen 
geben, die sich auf die Sicherung des Heilerfolges 
beziehen, liegen nicht vor. Es wird aber allgemein 
von solchen Anregungen berichtet. Dazu ist durch 
den Bundesverband der Innungskrankenkassen die 
Vermutung geäußert worden, daß einzelne Ärzte 
aus solchen Anregungen für die Behandlung des 
Versicherten jedoch keine Folgerung ziehen würden, 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Vertrauens- 
arzt und Kassenarzt sind, soweit sie vereinzelt auf- 
getreten sind, beigelegt worden. Wenn es sich hier- 
bei um Meinungsverschiedenheiten über die Begut- 
achtung der Arbeitsunfähigkeit handelt und eine 
Einigung nicht zustande kommt, wird ein Obergut- 
achten eingeholt (entsprechend § 12 Bundesmantel- 
vertrag — Ärzte; vgl. Anhang Teil A Nr. 7). § 369 b 
RVO enthält für den Vertrauensarzt auch das Ver- 
bot, ln die Behandlung des Kassenarztes einzugrei- 
fen. Fälle solcher unzulässiger Eingriffe wurden 
nicht berichtet 

80. Nach den Einzelberichten hat sich das Zusam- 
menwirken der Beteiligten nach Inkrafttreten der 
Neuregelung insbesondere in Bereichen weitgehend 
reibungslos entwickelt, wo zuvor verbesserte Vor- 
ladeverfahren, insbesondere Hausarztvertahren, an- 
gewandt worden sind. Es war auch eine der Erwar- 
tungen im Gesetzgebungsverfahren, durch die Neu- 


regelung „hinsichtlich des Hausarztsystems eine 
Weiterentwicklung" zu ermöglichen (vgl. Schrift- 
licher Bericht des Ausschusses für Arbeit, Anhang 
Teil A Nr. 5). Insoweit sind aber Schritte zur Ent- 
wicklung von neuen Modellen nicht mehr imter- 
nommen worden. Dies hat seinen Grund darin, daß 
das Verfahren zur Arbeitsunfähigkeitsbegutachtung 
durch den VäD als durch das Gesetz auch in Einzel- 
heiten präzisiert angesehen wird und insoweit den 
vor Inkrafttreten der Neuregelung praktizierten 
Hausarztverfahren gleichkomml. Denn wie in 
solchen Hausarztverfahren — ungeachtet der Un- 
terschiedlichkeit der einzelnen Modelle — hat nach 
der Neuregelung der behandelnde Kassenarzt die 
Verantwortung für die Featsteilung der Arbeits- 
unfähigkeit und ihrer voraussichtlichen Dauer; 
ebenso wird durch eine an vorwiegend medi- 
zinischen Kriterien orientierte Auswahl der Ver- 
sicherten für eine vertrauensärztliche Untersuchung 
eine sozialmedizinisch wirksame und differenzierte 
Begutachtungspraxis des VäD angeslrebt. Als 
„Weiterentwicklung" wird daher weitgehend das 
Bemühen angesehen, die vom Gesetz nunmehr auf- 
gegebene Gestaltung in der Praxis wirkungsvoll zu 
realisieren und die aufgezeigten einzelnen Mängel 
zu beseitigen. 

81. Zusammenfassend ist festzustellen, daß sich die 
Neuregelung günstig auf das Zusammenwirken der 
genannten Beteiligten ausgewirkt hat Es wird aber 
noch weilererEr/a/irungen bedürfen, um abschließend 
beeurteilen zu können, ob sich die praktizierten 
KooperaÜonsweisen den fortbestehenden Erwartim- 
gen und von den Beteiligten gegebenen Empfeh- 
lungen angepaßt haben. 
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8. Verhältnis der Krankenkassen zu den 

Arbeitgebern in bezug auf die Mitteiiungspfiicht 
der Krankenkassen gegenüber den Arbeitgebern 

82. Die Krankenkasse hat, solange ein Anspruch 
auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts während der 
Krankheit besteht, dem Arbeitgeber nach § 369 b 
Absatz 3 RVO neuer Fassung ..das Ergebnis der Be- 
gutachtung über die Arbeitsunfähigkeit mitzuteilen, 
wenn das Gutachten des Vertrauensarztes mit der 
Bescheinigung des Kassenarztes im Ergebnis nicht 
übereinstimml.“ Seitens der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände wird dazu bemerkt, 
daß von Arbeitgebern auf eine ^unterschiedlidie 
Mitteilungspraxis'" der Krankenkassen hingewiesen 
werde: teils erfolge die Benachrichtigung des Arbeit- i 
gebers regelmäßig, teils überhaupt nicht, teils nur. ' 
wenn der Arbeitgeber selbst auf »begründete Zwei- 
fel an der Arbeitsunfähigkeit*' hingewiesen habe. 
Bereits kurz nach Inkrafttreten der Neuregelung ist 
in diesem Zusammenhang die Reditsfrage entstan- 
den. ob eine Mitteilung durch die Krankenkasse an 
den Arbeitgeber auch zu erfolgen habe, wenn der 
Versicherte einer Autiorderung zur vertrauensärzt- 
lichen Begutachtung seiner Arbeitsunfähigkeit nicht 
nachkomine. Der Bundesminisler für Arbeit und So- 
zialordnung hat diese Frage ira Ergebnis bejaht, 
wenn der Versicherte eine Begutachtung ohne wich- 
tigen Grund abgelehnt hat und die Begutachtung der 
Arbeitsunfähigkeit des Versicherten »zur Beseiti- 
gung begründeter Zweifel an der Arbeitsunfähig- 
keit" veranlaßt worden ist. Die Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände hat diese Aus- 
legung nicht geteilt und darauf aufmerksam gemacht, 
daß sie angesichts der praktisch schwierigen Unter- 
scheidbarkeit der Vorladungsanlässe in § 369 b RVO 
die Krankenkassen für den weniger konfliklvollen 
Weg einnehmen würde. ..im Zweifel" eine Begutach- 


tung der Arbeitsunfähigkeit »zur Sicherung des Heil- 
erfolges" zu veranlassen. Die Bundesvereinigung 
hält es für erforderlich, die Krankenkassen ausdrück- 
lich gesetzlich zu verpflichten, den Arbeitgeber in 
jedem Falle zu informieren, wenn der Versicherte 
einer Aufforderung zur vertrauensärztlichen Begut- 
aditung »ohne ausreichenden Grund" nicht nach- 
kommt. 


9. Verhältnis der Versicherten zum 
Vertrauensärztlic^hen Dienst 

83. Von den Krankenkassen wird allgemein be- 
richtet, daß das Verhältnis der Versicherten zur In- 
stitution des VäD sich gegenüber früher gebessert 
habe, die Institution positiv gesehen und ihre ge- 
wandelte Aufgabe begrüßt werde. Es wird darauf 
hingewiesen, daß zunehmend mehr Versicherte auch 
eine unmittelbare Untersuchung beim Vertrauens- 
arzt in Anspruch nehmen wollen (vgl. dazu Tz. 60). 
Der mitgeteilte Eindruck wird in der Tatsache eine 
Stütze finden können, daß durch die Neuregelung 
weitgehend Jene Erscheinungen beseitigt worden 
sind, die von jeher die Stellung des Vertrauens- 
arztes gegenüber dem Versicherten belastet haben: 
die wahllosen Massenvorladungen zum VäD mit 
ihren negativen Folgen für Untersuchungspraxis und 
-dauer sowie die aus dem Systemzwang den Ver- 
trauensärzten erwachsene Rolle des .Gesundschrei- 
bers". Allerdings ist auch auf den Fortbestand von 
Vorbehalten oder noch nicht genügend verbreitetem 
Verständnis für die gewandelten Aufgaben des 
Verlrauensarztes zu schließen, wenn noch ein Teil 
von Versicherten eine Begutachtungsmöglichkeil 
nicht wahrnimrat, obwohl sie gerade im Interesse 
der Versicherten zur Sicherung des Heilerfolges ver- 
anlaßt worden ist. 


III. Entwicklung des Krankenstandes 

1. Allgemeine Bemerkungen 

84. Bevor auf die zahlenmäßige Entwicklung des 
Krcinkenstandes im einzelnen eingegangen wird, 
werden einige Hinweise zur methodisdien Erfassung 
und zu besonderen Bestimmungsfaktoren des Kran- 
kenstandes gegeben. Diese Faktoren sind im allge- 
meinen unabhängig von Rechtsänderungen wirksam 
und erschweren die Feststellung eines nur von me- 
dizinischen Einflußgrößen bestimmten Krankenstan- 
desj dies muß bei der Beurteilung der in der Sta- 
tistik ausgewiesenen Zahlen bedacht werden. 

Der Krankenstand wird von den Trägern der gesetz- 
lichen Krankenversicherung laufend nach dem Stand 
vom Ersten des Monats festgestellt. Er drückt nach 
der gegebenen Definition 

— das Verhältnis der Zahl von an diesem Stich- 
tag arbeitsunfähig kranken Versicherten einer 
bestimmten Milgliedergruppe zur Gesamtzahl 
der Versicherten dieser Gruppe aus. Dabei blei- 
ben Versicherte, die sich in einem Heilverfahren 


befinden, für das ein anderer Sozialleislungs’- 
iräger (z. B. Unfallversicherxmg) die vollen Ko- 
sten trägt, unberücksichtigt. 

Natürlich lassen sich auch noch andere Beziehungs- 
zahlen bilden, die als Ausdruck der Morbidität der 
Kassenmitglieder angesehen werden können, wie 
z. B. die Zahl der Arbeitsunfähigkeits/äiie je 100 
Versicherte cxler die Zahl der Arbeilsunfähigkeits- 
lage, bezogen auf 100 Versicherte. Diese Verhältnis- 
zahlen fallen jedodi nur für Jahreszellräume an und 
eignen sich deshalb nicht für kurzfristige Betrach- 
tungen. Aus diesem Grunde benutzt man bei den 
Krankenkassen in aller Regel monatliche Stichtags- 
zahlen, d. h. man stellt fest, wieviel Prozent der Mit- 
glieder oder einer bestimmten Mitgliedergruppe an 
einem bestimmten Tag — zur Zeit am Ersten jedes 
Monats — bei der Krankenkasse arbeitsunfällig 
krank gemeldet sind. Zur Ermittlung von Jahres- 
durchschnittswerten werden die Krankenbestände 
der Monate Januar bis Dezember eines Jahres 
herangezogen. 
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85. Die Besdiiänkung aui einen StidUag gesdiieht 
aus arbeitsökonomischen Gründen und birgt Un- 
sicherheiten in der Erfassung in sich. Diesem Ver- 
fahren haftet der Mangel an, daß den Kassen die 
Arbeitsunfähigkeit, die iiinen in der Regel durch 
eine vom Arzt ausgestellte Arbeitsuniähigkeits- 
bescheinigung zur Kenntnis gelangt, nicht immer am 
Stichtag bekannt ist. Wenn sie auch bemüht sind, | 
noch die nach dem Stichtag eingehenden und für den ’ 
Monalsersten geltenden ärztlichen Bescheinigungen 
zu berücksichtigen, so können sie bis zu dem vor- 
gesehenen Abgabetermin für die Monatsmeldung 
doch nicht immer alle Arbeitsunfähigkeitsfälle er- 
fassen. Weiter gibt es nach der Erfahrung um den 
Monatsersten auch mehr oder weniger starke 
Schwankungen im Mitgliederbestand, die durch Ver- 
änderungen des Besdiäftigungsverhältnisses der 
Versicherten verursacht sind und der Kasse häufig 
erst einige Zeit nach diesem Termin bekannt wer- 
den. 

Diese verfahrensfäßigen Mängel beeinträchtigen die 
exakte Feststellung der Daten, die zur Berechnung 
des Krankenstandes herangezogen werdeiL Hinzu 
kommt aber als noch bedeutsamer, daß es sich bei 
einer derartigen Stichtagsaufnahme um ein reines 
Zufallsergebnis handelt, das lediglich die Verhält- 
nisse an einem Tag des Monats widerspiegelt und 
die der übrigen Tage außer acht läßt. An sich wäre 
es sinnvoll, an jedem Tag des Monats die Zahl der 
Arbeitsunfähigen und der entsprechenden Mitglie- | 
der durch Fortschreibung festzustellen, um damit j 
täglich oder durch Bildung von Monatsdurchschnit- 
ten eine zutreffendere Aussage über die Höhe der 
Krankheitshäufigkeit machen zu können. Wegen des 
damit verbundenen hohen Arbeitsaufwandes be- 
schränkt sich die monatliche Feststellung der Ar- 
beitsunfähigkeit für Zwecke der Bundesstatistik der- 
zeit aui den Monatsersten. Allerdings zeigt die Er- 
fahrung, daß eine derartig ermittelte Verhältniszahl 
langfristig dann als ein globaler Gradmesser für 
die Entwicklung der Krankheitshäufigkeit benutzt 
werden kann, wenn keine Änderungen in den ge- 
setzlichen Leistungsvoraussetzungen und in den 
verwaltungsmäßigen oder statistisch-methodischen 
Verfahren entstehen, die die in die Krankenstands- 
ziffer eingehenden Daten beeinflussen. 


86. Außer den vorgenannten Einflußgrößen gibt es 
bekanntlich auch noch eine Vielzahl anderer Fak- 
toren, die die genaue Ermittlung eines raedizinisdi 
exakten und aussagefähigen Krankenstandes er- 
schweren. 

Krankheit kann nämlich nicht nur nadi medizini- 
sdien Kategorien beurteilt werden; vielmehr wirken 
ökonomische, psychologisdie und soziologische Fak- 
toren hier ein. Es ist aber außerordentlich schwer 
und insbesondere den Krankenkassen nicht möglich, 
diese Determinanten im einzelnen genauer zu er- 
mitteln und zu quantifizieren, da die angesproche- 
nen Bereiche häufig einer exakten zahlenmäßigen 
Analyse nicht zugänglidi sind. Jedoch ist durch eine 
Reihe von gezielten Einzel Untersuchungen in Be- 
trieben der Einfluß dieser Faktoren beim Zustande- 


kommen von Arbeitsunfähigkeitszeiten nachgewie- 
sen worden, so daß man annehmen kann, daß sie 
audi die von den Krankenkassen festgestelUen Fehl- 
zeiten und damit den Krankenstand mitbestimmen. 
Hinzu kommt noch, daß diese Größen in den ver- 
schiedenen Beobachtungszeiträumen in unterschied- 
lidiem Maße wirksam sein können. Die nichtmedizi- 
nisdien Faktoren lassen sldi etwa in drei Grup- 
pen gliedern, und zwar ln 

a) Faktoren, die im Zusammenhang mit der Ar- 
beitsstelle stehen (Personalführung. Arbeitsbe- 
dingungen, technische Einflüsse, Stellung im 
Betrieb), 

b) Faktoren, die nicht von der Arbeitsstelle abhän- 
gen und im privaten bzw. persönlichen Bereich 
liegen (wirtschaftliche und familiäre Verhält- 
nisse, Eigenart der Persönlichkeit, seelisdie Ur- 
sachen), 

c) sonstige Faktoren (Arbeilsraarktlage, bioklima- 
lische Einflüsse). 

Diese Faktoren, die erfahrungsgemäß zu Störungen 
im gesundheitlichen Befinden des Menschen führen 
können, dürfen nicht unbeachtet bleiben, wenn man 
die nadifolgend genannten Zahlen (vgl. Tz. 90 ff.) 
über den Krankenstand und seine Veränderungen 
beurteilen will. Sie können auf die Höhe des Kran- 
kenstandes einwirken, haben aber im allgemeinen 
keine unmittelbare Beziehung zu einzelnen, durch 
eine bestimmte Rechtslage gekennzeichneten Zeit- 
räiune. Sie zeigen jedoch — wie die obengenannten 
verfahrensmäßigen Unsicherheiten — die Scfiw/erfg- 
j keifen auf, Schwankungen im statistisch ausgewiese- 
nen Krankenstand schlüssig und zutreffend za er- 
I klären bzw, auf die eine oder andere Ursache zu- 
I rückzuführen. 


2, Die Ermittlung des Krankenstandes 

87, ln den folgenden Abschnitten werden Höhe 
und zeitliche Entwicklung des Krankenstandes an- 
hand dos von den Krankenkassen gelieferten stati- 
stischen Materials näher dargestellt. Dabei wird der 
Zeitraum seit Inkrafttreten des Lohnfortzahlungs- 
gesetzes — 1970 und 1971 — getrennt von den da- 
vor liegenden Jahren behandelt, um die auf Gnmd 
des Lolmfortzahlungsgesetzes geschaffene Situation 
deutlicher von den vorher herrschenden Verhältnis- 
sen abzugrenzen. Das ist notweiKÜg, weil sich seit 
1970 die Möglichkeiten der Krankenkassen zur Er- 
I fassung des monatlichen Krankenstandes geändert 
haben. Bei der Darstellung wird sich zeigen, daß — 
abgesehen von den schon genannten Einflußfakto- 
ren — noch ganz spezifische Verhältnisse jeweils in 
den beiden Zeiträumen aui die Ermittlung und die 
Höhe des Krankenstandes eingewirkt haben. Als 
Vergleichszahlen für die Zeit vor 1970 sind nur die 
Daten von 1965 bis 1969 angegeben worden. Eine 
Berücksichtigung der Krankenstandsziffern früherer 
Jahre hätte eine eingehende Analyse der besonde- 
ren Einflußgrößen dieser früheren Zeiträume erfor- 
derlich gemacht, die über den Rohmen und die 
Zielsetzung dieses Berichtes hinausgehen würde. 
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a) Die Ermittlung des Krankenstandes bis zum 
31, Dezember 1969 

88. Die Aussagekraft des Krankenßtandes hängt 
auch von den jeweils gellenden Rechts\'OTsdiTiiten 
ab. ln dem hier beobachteten Zeitraum von 1965 
bis 1969 wurden Krankenpflege und Krankengeld 
zeitlich unbegrenzt mit der Einsdirankung gewährt, 
daß Krankengeld wegen derselben Krankheit von 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit an für höchstens 78 
Wodien innerhalb von 3 Jahren zu zahlen war. 
Bel Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten wurde 
Krankengeld bereits vom Tage der ärztlichen Ar- 
beitsunfähigkeitsfeststellung, in allen anderen Fäl- 
len vom darauffolgenden Tage an zugebilligt. 

89. Die Krankenkassen konnten in aller Regel die 
Arbeitsunfähigkeit eines Versicherten erst dann 
statistisch festhalten, wenn der Versicherte Kron- 
kengetd beanspruchte oder eine Krankenhaus- 
aufnahrne notwendig w’urde. Der Krankengeld- 
anspruch war daher das ausschlaggebende Kriterium 
für die Kassen, die Arbeitsunfähigkeit eines Ver- 
sicherten bei ambulanter ärztlicher Behandlung ln 
die Statistik aufzunehmen, wobei die ärztlich be- 
scheinigte Arbeitsunfähigkeit die Grundlage für den 
Leistungsansprudi der Versidierten bildete. Dieses 
Verfahren versetzte die Krankenkassen in die Lage, 
den Krankenstand jener Pflichtmitglieder (ohne 
Rentner) ziemlich vollständig zu erfassen, die einen 
sofortigen Anspruch auf Barleistungen der Kranken- 
hilfe hatten; bei diesen Versicherten handelte es 
sich hauptsächlich um Arbeiter. Im Jahre 1969 hatten 
z. B. 69 V. H. der Versicherungspflichligen ohne 
Rentner bei Eintreten der Arbeitsunfähigkeit einen 
sofortigen Anspruch auf Krankengeld. 

Bei den PfUdhtmiigliedern ohne sofortigen Anspruch 
auf Barleistungen wurden den Krankenkassen die 
Arbeitsunfälligkeilsfälle im allgemeinen erst zu dem 
Zeitpunkt bekannt, zu dem die EntgeltfortzahJung 
endete und die Gewährung von Krankengeld durch 
die Kasse begann. Es handelte sich bei diesen Ver- 
sidierten vorwiegend um Angestellte mit einem 
Gehaltsansprudi von sechs und mehr Wochen. Für 
die Versidierungslräger bedeutete dieser Sachstand, 
daß die innerhalb dieser Frist beendeten Erkrankun- 
gen hödist unvollständig festgehalten werden konn- 
ten, sofern sie nicht zu einer Krankenhausaufnahme 
geführt hatten, die von den Krankenkassen zu ge- 
nehmigen war. Allein aus diesem Grunde lag die 
statistisch ausgewiesene Krankheitshäufigkeit für 
Pflichtmitglleder ohne sofortigen Barleistungs- 
anspruch belrächllich unterhalb der Quote für die 
übrigen beschäftigten Pflichtversicherten. Dieser 
erfassungsmethodisch hervorgerufene Unterschied 
im Krankenstand zwischen den beiden Versidier- 
tengruppen wurde verstärkt durch die berufsbe- 
dingte Risikosteigerung bei Arbeitern in Form von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, Ähnliche 
Erfassungsschwierigkeiten bestanden bei den frei- 
willigen Mitgliedern, weshalb auf eine Darstellung 
der Ursachen verzichtet werden kann. 

90. Die dargestellten Mange/ der Statistik bewirk- 
ten also, daß bis 1969 allein die Krankenstands- 


ziffern für die Pflichtversicherten mit sofortigem An- 
spruch auf Barleistungen ein genaueres Bild über 
ihre mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Krankheils- 
häufigkeit vermittelten. Deshalb wurde auch die 
allgemeine Arbeilsunfahigkeitsquote sowohl von 
den Versicherungsträgern als auch in der öffent- 
lidien Diskussion fast ausschließlich durch den Kran- 
kenstand dieser Mitgliedergruppe, also der Arbei- 
ter ausgedrückt, während die Krankenstandsziffern 
der übrigen Milgliedergruppen wegen ihrer gerin- 
gen Aussagekraft im allgemeinen unbeachtet blie- 
ben. 

Aus den genannten Gründen wird in der nach- 
folgenden Darstellung die Entwicklung des Kranken- 
standes bis Ende 1969 nur anhand der Werte für die 
Pflichlmitglieder mit sofortigem Anspruch auf Bar- 
leistungen behandelt. In den Ausführungen unter 
Tz. 95 ff., in denen auf die Veränderung des Kran- 
kenstandes seit 1970 eingegangen wird, ist aller- 
dings zura Vergleich für die Zeit vor 1970 der Kran- 
kenstand aller Pflichtmitglieder herangezogen wor- 
den, weil von 1970 an nur die Krankheitshäufigkeif 
Jur diese Mitgiiedergruppe feststellbar ist. Darauf 
wird jetzt schon zur Klarstellung aufmerksam ge- 
macht. 

91. Die Übersicht 17 enthält, getrennt nach Kassen- 
arten, den jahresdurdischniit liehen Krankenstand 
von 1965 bis 1969; die JahresdurchschniHe wurden 
aus den monatlichen Stichtagsergebnissen errech- 
net. Die Jahre 1965 bis 1969 umfassen etwa einen 
vollen Konjunkturzyklus mit Zeiten einer Hoch- 
konjunktur, eines Abschwungs und eines erneuten 
wirtschaftlichen Aufschwungs; sie wurden als Ver- 
gleichsjahre gew^ählt, um den Einfluß wirtschaft- 
licher Faktoren auf den Krankenstand erkennen 
zu lassen. 

ln den Jahren 1965 und 1966, die weitgehend durch 
eine wirtschaftliche Hochkonjunktur gekennzeichnet 
waren, sind keine nennenswerten Veränderungen 
feststellbar. Dagegen fällt das Jahr 1967 mit einem 
niedrigeren Krankenstand auf, der offensichtlich 
eine Folge der wirtschaftlichen Rezession war. Es 
ist eine audi schon während früherer Konjunktur- 
abschwächungen gemachte Beobachtung, daß eine 
derartige mit Beschäftigungseinschränkungen ver- 
bimdene wirtschaftliche Situation einen solchen 
Effekt hat. Als Ursachen dafür kommen vor allem 
in Betracht 

— der nachlassende Arbeitsdruck, 

— die Verkürzung der .Arbeitszeit bzw. der Abbau 
von Überstunden, 

— • das durch kürzere Arbeitszeiten verminderte Un- 
fallrisiko, 

— die Entlassung von gesundheitlich anfälligeren 
Personen. 

Es ist in diesem Zusammenhang auch vermutet 
w^orden, daß Versicherte bei Beschäftigungsein- 
schränkungen eine an sich notw^endige ärztliche Be- 
handlung nicht durchführen, die sie dann — bei 
einer Sicherung des Arbeitsplatzes in der Hoch- 
konjunktur — nachholen (was dann den Kranken- 
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Übersicht 17 


Der jahresdurchschnittliche Krankenstand der Pfllchtmitglleder mit sorfortigem 
Anspruch auf Barleistungen nach Kassenarten 


Kassenarten 



Jahresdurchschnitt 



1965 1 

1966 

1 1967 1 

1968 1 

1969 

Ortskrankenkassen 

5,5 

5,6 

4,9 

5,4 

5,5 

Landkrankenkassen 

3,0 

3,1 

2,9 

3,2 

3.3 

Betriebskrankenkassen 

5,9 

6.0 

5.1 

6.0 

6.3 

' Innungskrankenkassen 

4,7 

4.7 

4,3 

4.7 

4,7 

See-Krankenkasse 

3,5 

4.1 

4,3 

4.0 

3,9 

1 

Knappschaftliche Krankenkassen 
(Bundesknappsdiafl) 

8,2 

8.4 

7,0 

8.0 

8,6 

Ersatzkassen für Arbeiter 

5,1 

5.2 

4,6 

5,0 

5,1 

Ersatzkassen für Angestellte 

6,3 

6,2 

5,4 

6.0 

6,7 

insgesamt . . . 

5,6 

5,7 

4.9 

5,5 

5,7 


stand erhöht); das mag, wenn es zutrifft, hier eben- 
falls eine Rolle spielen. 

Mit dem Einsetzen der konjunkturellen Auf- 
schwungphase stieg der Krankenstand und er- 
reichte 1969 im Durchschnitt aller Kassenarten mit 
5,7 V. H. wieder das Niveau von 1966. Hier ver- 
kehren sich die oben für einen Rückgang des Kran- 
kenstandes genannten Ursachen ins Gegenteil und 
tragen zu einer Zunahme der Arbeitsunfähigkeit 
bei. 

92. Bei einer Betradiiung nach Kassenarten fällt die 
unterschiedliche Höhe der Krankheitshäuiigkeii auf, 
die sich mehr oder weniger in allen Jahren in glei- 
cher Weise zeigt. Die knappschaftlichen Kranken- 
kassen, die vom 1. August 1969 an in der Bun- 
desknappschaft aufgegangen sind, haben von jeher 
einen höheren Krankenstand gehabt, weil hier die 
Schwere der Arbeit einerseits und das relativ hohe 
Risiko von Unfällen und Berufskrankheiten ande- 
rerseits besondere gesundheitliche Belastungen 
darstellen. 

Die gleichen Einflußgrößen tragen dazu bei, daß 
auch bei den Betriebskrankenkassen stets ein über 
dem Bundesdurchschnitt liegender Krankenstand 
zu beobachten ist; denn ein Teil der Kassen dieser 
Art besteht bei solchen Betrieben, deren Arbeits- 
weise eine verhältnismäßig hohe gesundheitliche 
Belastung nach sich zieht oder stark unfallgefähr- 
det ist. Hinzu kommt, daß die Betriebskrankenkas- 
sen wegen ihrer Betriebsnähe die Fehlzeiten wegen 
Krankheit vollständiger als andere Kassen erfas- 
sen können. Der Krankenstand bei den Ersatzkas- 
sen für Angestellte hat keine besondere Aussage- 
kraft, da er nur für eine verhältnismäßig geringe 
Zahl von Versicherten gilt. 


93. 

Übersicht 18 


Der jahresdurchschnittliche Krankenstand der Pflicht- 
mitglieder mit sofortigem Anspruch auf Barleistungen 
nach dem Geschlecht 


Jahr 

Krankenstand der 

Männer 

Frauen 

Männer 
und Frauen 

1965 

5,5 

5,8 

5.6 

1966 

5.6 

5.9 

5.7 

1967 

4.8 

5.1 

4.9 

1968 

5.4 

5.7 

5,5 

1969 

5,5 

6,0 

5.7 


Die Übersicht 18 (siehe auch Schaubild 2) zeigt 
die Unterschiede im Krankenstand der männlichen 
und weiblichen Pflichlmitglieder. Die Krankheits- 
häufigkeit der weiblichen Pflichtversicherten mit so- 
fortigem BarJeistungsanspruch ist seit 1965 stets 
höher als die der männlichen Versicherten gewesen, 
eine Situation, die in den Jahren vor 1965 nicht 
oder nicht in dieser Deutlichkeit bestand. Vor 1960 
war der Krankenstand der Frauen dieser Versi- 
chertengruppe sogar in der Regel etwas niedriger 
als der der Männer. Die höhere Morbidität der Ar- 
beiterinnen dürfte u. a. darauf zurückzuführen sein, 
daß im letzten Jahrzehnt im Zuge der Vollbeschäf- 
tigung mehr und mehr Frauen in den Arbeitsprozeß 
gelangt sind, die ^ — oft auch in höherem Alter 
stehend — entweder konstitutionell der angenom- 
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S c h ü u b i 1 d 2 

Krankenstand der PflldilmltgUeder mit sofortigem Anspruch auf Barleistungen 

1965 bis 1969 



menen Arbeit oft nidii voll gewadisen oder durdi 
Führung eines Haushalts neben der Arbeit beson- 
ders stark beansprucht sind, 

94. Der EifüJüß von saisonalen Faktoren auf die 
Krankheitshäufigkeit im Jahresverlauf wird aus der 
Dbersicfil 19 deutlich, in der die monatliche Ent- 
wicklung des Krankenstandes wiedergegeben wird. 
Bei der Betraditung der monatlichen Verhältnis- 
zahlen zeigt sich in allen Jahren ein am 1. Okfober 
elnBetiender Trend zu steigenden Krankenständen, 
der bekanntlich durch die ungimstiger werdende 
Witterung des Herbstes und Winters verursacht 
wird. Er hat in der Regel entweder am !, Februar 
oder am 1. März seinen Kulminationspunkt, der in 
manchen Jahren durch das epideniisdie Auftreten 
von Grippeerkrankungen noch zusätzlidi ungünstig 
beeinflußt wird, um dann bis Mitte des Jahres 
wieder zurückzugehen. 

Auffällig ist das in fast allen Jahren sich wieder- 
holende vorübergehende Abs/nken des winterlichere 


Krankenstandes am 1. Januar. Dies dürfte weniger 
auf einer echten Abnahme der Morbidität beruhen; 
vielmehr dürfte hierbei nach Beobachtungen der 
Krankenkassen die Neigung der Versicherten eine 
Rolle spielen, vor den Feiertagen am Jahresende 
die Arbeit wieder aufzunehmen oder bei einem 
Krankenhausaufenthalt möglichst vorher entlassen 
zu werden. 


b) Die Ermittlung des Krankenstandes seit 
Inkrafttreten des Lohnfortzahlungsgesetzes 
am t. Januar 1970 

95. Die durch das Lo?iJi/orizafiJungsge$efz bewirk- 
ten Rechtsändemngen haben sich auch auf die Sta- 
tistiken der gesetzlichen Krank enversidierung imd 
insbesondere auf die Erfassung des Krankenstandes 
Qusgewirkt. Während sich die statistische Feststel- 
lung der Arbeitsunfähigkeit der Arbeiter durch die 
Krankenkassen bis Ende 1969 vor allem am Kran- 
ken ge Id ansprudti orientierte, ist für eine solche 
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Verfahrensweise seit Inkrafttreten des Lohnfort- 
zahlungsgeset^es kein Raum mehr. Eine Beibehal- 
tung hätte sonst dazu geführt, daB von 1970 an 
audi für die Arbeiter nur nodi die Arbeitsunfähig- 
keitsfälle von der 7. Wodie der Arbeitsunfähigkeit 
an Ln die Krankenstandserfassuiig einbezogen wor- 
den wären. Derartig ermitteUe Krank enstandszif* 
fern hätten keinerlei Aussagekraft mehr gehabt^ 
da nur tO bis 20 v. H. aller Arbeitsunfähigkeitsfälle 
länger als 6 Wochen dauern. Hinzu kommt, daß die 
Krankenkassen von 1970 an nur noch Pfliditver- 
sidierte mit einem Lolinforlzahlungsansprudi von 
6 Wochen und länger einerseits und mit einem sol- 
chen Anspruch von unter 6 Wochen (bzw. ohne An- 
spruch) andererseits unterscheiden. 

Deshalb eiiassen die Krankenkassen den nro- 
naHidren Kranke ns fand von 1970 an für die Gesamt- 
heit der PlUchtmitglieder, wobei der Berechnungs- 
modus und die Feststellung zum Ersten jedes Mo- 
nats nicht geändert wurden. Grundlage dafür bildet 
nach wie vor für die pflichtversicherten Arbeiter in 
erster Linie die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
des behandelnden Arztes. Nach § 3 Abs. l Lohnfort- 
zahlungsgesetz ist der Arzt verpflichtet, dem Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung unverzüglich 
eine Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit 
Angaben über den Befund und die voraussichtliche 
Dauer zuzuleiten j nach Ablauf der voraussichtlichen I 
Erkrankungsdauer stellt der Arzt bei weiterbeste^ 
hender Arbeitsunfähigkeit eine Anschlußhescheini- 
gung aus. Die Krankenkassen erfahren also nicht 


immer — wie bis Ende 1969 — das tatsäcfalidie Ende 
der Arbeitsunfähigkeit bei ambulanter ärztlicher Be- 
handlung, ein Tatbestand, auf den später bet der 
Analyse der Krankenstandziffem noch einzugehen 
sein wird. 

Die Übersendung der ärztlichen Bescheinigung an 
die zuständige Krankenkasse (vgL Tz, 46) ermöglicht 
trotz des geänderten Barleistungsanspruchs eine 
weif gehende Ermittiiing des Krankheitsverlaufs der 
Arbeiter. 

Hinsichtlich der Angesfe/flen sind auf Grund der 
Vorschriiten der Reichs versicherungsorcinung zwi- 
schen Ärzten und Krankenkassen hzw, ihren Ver- 
bänden Vereinbarungen getroffen, den neu ent- 
wickelten Vordruck für eine Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigung auch für Angestellte zu verwenden und 
ein Exemplar dieser Bescheinigungen ln gleicher 
Weise wie für Arbeiter an die Kassen weiterzuleT 
ten. Auf die Auswirkungen dieser Regelung wird 
weiter unten noch zurückzukommen sein. 

97, Die vorgenannten, sich aus der Einführung der 
Lohnfortzahlung an Arbeiter ergebenden ver- 
lahrensmäßigen Änderungen sind zu beacbfen, wenn 
die Zahlen von 1970 an beurteilt werden sollen, die 
aus der Übersicht 20 hervorgehen. Um die Unter- 
schiede gegenüber der Zeit vor Inkrafttreten des 
I LohnfortzahLungsgesetzes deutlich zu machen^ sind 
in der Übersicht auch die jahresdurchschnitUichen 
Krankenstände für die Pfüchtmitglieder aus dem 
Jahre 1969 angegeben worden. 


Übersicht 19 


Der monatliche Krankenstand der Pflichtmitglieder mit sofortigem Anspruch 

auf Barleistungen 


such lag 

1965 

190« 

t9ti7 j 

1963 1 

1969 

1. Januar 

4,9 

5.7 

4.8 

4,6 

5,0 

l, Februar 

6,4 

7.1 

5,5 

8.1 

6,3 

1, März , . . 

6,9 

6,6 

5,7 

6,9 

7,5 

1. April 

6,2 

6,4 

4,6 

5.4 

6,4 

1 , Mai 

5,1 

5,8 

4,7 

4.9 

5,4 

l, Juni ' 

4,9 

4,9 

4,4 

4,8 

4,8 

l. Juli 

4,9 

5,2 

4,6 

4,7 

4.9 

l , August 

4,8 

4.9 

4,5 

4,7 

5,0 

l. September 

5,0 

5,0 

4,7 

5,0 

5,3 

1. Oktober 

5.8 

5,4 

5,0 

5,3 

5,5 

1 . November 

6,0 

5,6 

5,3 

5,7 

5,9 

1 . Dezember 

6,0 

5,4 

5.2 

5.4 

5,8 

Jahresdurchschnitt 

5,6 

5,7 

4,9 

5,5 

5,7 
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Übersicht 20 


Der jahresdurchschnittliche Krankenstand 
der Pflichtmitglieder nach Kassenarten 


Kassenarten | 

1 1969 

1 1970 

1 1971 

Orlskrankenkassen . . 

5,2 

5.6 

5,1 

Landkrankenkassen . • 

3.0 

3,1 

2.9 

Betriebskrankenkassen 

6,1 

7,2 

6,9 

Tnnungskrankenkassen 

4,3 

4.7 

4,5 

See-Krankenkasse . . . • 

3.9 

5,0 

6,0 

Knappschaftliche Kran- 
kenkassen 




(Bundesknappschaft) 

7.7 

9,5 

9,4 

Ersatzkassen 




für Arbeiter 

4,9 

5.2 

5,3 

Ersatzkassen 

für Angestellte ..... 

3.8 

4,6 

4.7 

insgesamt . . . 

5,1 

5,6 

5,3 


Der stalisüsdi ausgewiesene Krankenstand im 
Durchsdmitl des Jahres 1970 ist höher als im 
vorhergehenden Jahr gewesen, wobei allerdings die 
Änderung in der Erfassungsmethode (vgl. Tz. 96/100) 
zu beachten ist. Dabei stellt sich die Frage nach dem 
EinfloB des Lohnfortzahlungsgesetzes. Aus der Höhe 
der monatlidien Krankenstandsziffem, die in der 
Übersicht 21 wiedergegeben sind, zeigt sidi, daß die 
Stichtage des ersten Quartals 1970 unverhäJtnismä- 


übersicht 21 


Der monatliche Krankenstand der Pflichtmitglieder 


Stichtag 

1969 

1970 

1 

1971 1 

l. Januar ^ 

« 

8.7 

5.0 1 

1 . Februar ! 

! 5.5 

6,6 

5.8 1 

l.März 

6.7 

6,4 

6,0 

1. April 1 

1 5,9 

5,1 

6.1 

1. Mai 

4,9 

5,3 

5.4 

l.Juni i 

1 

4,7 

4,9 

1. Juli 

j 

4,4 

1 

4,8 

5.0 

1 

1. August 1 

4,5 

4,7 

4,7 

1. September 

4.6 

4,6 

4.7 

1. Oktober 

4,9 

5,2 

5,3 

1. November 

5.3 

5,8 

5,5 

l. Dezember 

5,2 

5,5 

5.6 

JahresdurchschniLl 

5,1 

5,6 

5.3 

1 


ßig hohe Werte haben? sie wurden damals durch 
zahlreiche Grippeerkrankungen verursacht und ha- 
ben den Jahresdurchschnitt natürlich erheblich be- 
einträchtigt. Der Jahresdurchschnitt 1970 reduziert 
sich auf etwa 5,2 bis 5,3, wenn für die Monate Ja- 
nuar bis März 1970 mit früheren Jahren etwa ver- 
gleichbare Verhältniszahlen eingesetzt werden. Bei 
Ausschalten des Grippeeinflusses kann also von 
einem ins Gewicht fallenden Ansteigen für 1970 ge- 
genüber 1969 nicht gesprochen werden. 

98. Im Jahre 1971 läßt der Verlauf der monatlichen 
Krankenstandskurve gegenüber 1969 — zum Teil 
auch gegenüber 1970 — ebenfalls eine leichte Zu- 
nahme erkennen, so daß sich im ganzen auch ein 
etwas höherer Jahresdurchschnitt als 1969 ergibt. 
Für 1970.^1 ist also im Vergleich zu den Vorjahren, 
insbesondere zu dem hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Situation noch am besten vergleichbaren Jahr 1969, 
ein Trend zu leicht steigenden Krankenstandsziffem 
festzuslellen. 

Bei einer Betrachtung der Jahresdurchschnitte von 
1969 und 1970/71 nach Kassenarien ist eine unter- 
schiedliche Steigerung zu beobachten (siehe Über- 
sicht 20). Sie fällt besonders ins Gewicht bei den 
Betriebskrankenkassen, bei der Bundesknappschaft 
und bei der See-Krankenkasse. 

99. 


Übersicht 22 

Der Krankenstand der Pflichtmllglleder 
nach dem Geschlecht 



Krankenstand der 

Jahr 

Männer 

Frauen 

Männer 
und Frauen 

1969 

5,2 

4,9 

5,1 

1970 

5,7 

5.4 

5,6 

1971 

5.4 

5.2 

5.3 

i 


Aus der Übersicht 22 geht hervor, daß der in der 
Statistik nachgewiesene Krankenstand der weib- 
lichen Pflichtmitglieder niedriger ist als der der 
männlichen. Bei den Arbeitnehmerinnen war bis 
1969 der Krankenstand höher als bei den Arbeitern, 
wie Übersicht 18 zeigt. Die Einbeziehung der pflicht- 
versicherten weiblichen Angestellten in die Kran- 
kenstandsberechnung führt also zu erheblich niedri- 
geren Werten für den Durchschnitt aller weiblichen 
Pflichtmitglieder. Das gilt für den Zeitraum vor 1970 
und nachher in gleicher Weise, Die Gründe sind nicht 
ohne weiteres ersichtlich. Es mag an Erfassungs- 
schwierigkeilen bei den Angestellten liegen, es mö- 
gen auch Unterschiede im Berufsrisiko zwischen den 
beiden Personenkxeisen eine Rolle spielen. Außer- 
dem ist zu bedenken, daß die pfli^tversicherten 
weiblichen Angestellten in stärkerem Maße als die 
Arbeiterinnen jüngeren Jahrgängen angehören, de- 
ren Morbidität im allgemeinen geringer ist als die 
der älteren Personen. 
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100. Zur Bewertung der gesamten Entwicklung seil 
1970 und ihrer Gründe sind zunächst die Auswir- 
kungen der verfahrensmäßigen und methodischen 
Änderungen za berücksichtigen, die in bezug auf die 
statistische Feststellung der Arbeitsunfähigkeit ein- 
getreten sind. 

ln Nummern 78 bis 80 wurde die mit der Stichtags- 
erfassung des Krankenstandes zusammenhängende 
Probtematik dargelegt Seil 1970 wird in der Arbeits- 
unfähigkeitsbescheinigung, wie schon ausgeführi 
(vgl. Tz. 96), nur das voraussichtliche Ende der Ar- 
beitsunfähigkeit vom Arzt bescheinigt. Nimmt ein 
Arbeitnehmer vor dem ärztlich bescheinigten vor- 
aussichtlichen Ende der Arbeitsunfähigkeit seine 
Tätigkeit wieder auf, so erfährt häufig die Kranken- 
kasse die vorzeitige Arbeitsaufnahme nicht. Fällt 
dieser Vorgang auf den für die Zählung des Kran- 
kenstandes maßgebenden Stichtag, so kann das zu 
einer Übererfassung von arbeitsunfähig kranken 
Pflichtmitgliedem führen. 

Andererseits gibt es eine Reihe von Ursachen, die 
auf eine Untererfassung des Krankenstandes hin- 
deuten. Für sehr kurzfristige Erkrankungen wird 
nach Aussage der Krankenkassen von manchen Ar- 
beitgebern auf die Vorlage einer Arbeitsunfähig- 
keitsbescheinigung für Arbeiter verzichtet, um den 
damit verbundenen Verwaltungsaufwand zu ver- 
meiden? in diesen Fällen wird auch der Kranken- 
kasse keine Bescheinigung übersandt. Ein weiterer 
Grund für eine Untererfassung könnten auch verspä- 
tet bei der Krankenkasse eingehende Arbeitsunfä- 
higkeitsbescheinigungen (einschließlich der Fortset- 
zungsbescheinigungen) sein, die nicht immer für die 
Statistik berücksichtigt werden können. Eine nach- 
trägliche Berichtigung würde bei der Vielzahl der 
Krankenkassen zu arbeitsaufwendig sein und zudem 
die Vorlage der Monatsstatistik zu sehr verzögern. 
Der Anteil der am Stichtag noch nicht vorliegenden, 
sondern erst später eingehenden Bescheinigungen, 
die jedoch den Stichtag betreffen, ist nach einer re- 
präsentativen Erhebung der Ortskrankenkassen von 
Anfang 1971 verhältnismäßig hoch (über 40 v. H.). 
Allerdings lag die Masse der Bescheinigungen bis 
zum 5. Folgetag nach dem Monalsersten vor. 

Schließlich kann durch die seit 1970 vorgenommene 
Einbeziehung der pflichtversicherten Angestellten 
in die Ermittlung des Krankenstandes der Unter- 
erfassungseffekt verstärkt werden, wenn diese Ver- 
sicherten bei einer Arbeitsunfähigkeitsdauer bis zu 
3 Tagen dem Arbeitgeber eine ärztliche Bescheini- 
gung nicht vorzulegen brauchen. 

Andererseits könnte die Regelung, daß seit dem 
Jahre 1970 auch Arbeitsunfähigkeitsbescheinigun- 
gen für Angestellte an die Kassen weitergeleitet 
werden, zu einer Anhebung der statistisch ausgewie- 
senen Krankenstände geführt haben. So ist auch der 
Verband der Angeslellten-Krankenkassen der Mei- 
nung, daß die Steigerung der Krankenstandsziffem, 
die bei den ihm angeschlossenen Kassen 1970 ca. 
21 V. H. gegenüber 1969 betrug, auf der besseren 
Erfassung und nicht auf einer Zunahme der Fälle be- 
ruht Im übrigen ist auch zu bedenken, daß die An- 
hebung der Versicherungspflichlgrenze die Zahl der 


pflichtversicherten Angestellten von 1970 an erhöht 
hat, so daß der Zahl dieser Versicherten in der 
Krankenslandsermitllung nunmehr ein größeres Ge- 
wicht zukommt. 

101. Damit stellt sich die frage, ob oder inwieweit 
der seil 1970 feslzustellende Trend leicht steigender 
Krankenstände eine tatsächlich größere Krankheits- 
häufigkeit widerspiegelt oder mit den Änderungen 
in der Erfassung in Zusammenhang steht. Sie wird 
von den Krankenkassenverbänden und den Sozial- 
partnern untersdiiedlich beantwortet. 

Die Bundesverbände der Orts-, Land-, Betriebs- und 
Innungskrankenkassen betonen weitgehend über- 
einstimmend. daß wegen der vielfältigen Schwierig- 
keiten bei der Erfassung der tatsächlichen Arbeits- 
unfähigkeit keine schlüssige Aussage über die Ur- 
sachen der in der Statistik nach gewiesenen Zunahme 
des Krankenstandes möglich sei. Es wird dabei u. a. 
auch als problematisch bezeichnet, aus dieser Ent- 
wicklung auf mögliche Zusammenhänge mit der Än- 
derung des Vertrauensärztlichen Dienstes zu schlie- 
ßen. Vielmehr sei bei dem Zusammenwirken so 
zahlreicher Einflußgrößen, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der sich aus der Hochkonjunktur er- 
gebenden Faktoren, eine definitive Beurteilung sehr 
erschwert 

Das stärkere Anwachsen des Krankenstandes bei 
den Belriebskrankenkassen im Vergleich zu dem der 
übrigen Kassen wird außerdem vom Bundesverband 
dieser Kassenart damit erklärt, daß hierfür vor allem 
die seit 1970 divergierenden statistischen Erfas- 
sungsmethoden verantwortlich seien (siehe auch die 
nachfolgend wiedergegebenen Ausführungen der 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände). Nach Mitteilung des Bundesverbandes der 
Betriebskrankenkassen werden zur Ermittlung der 
Fehlzeiten wegen Krankheit dem Grundsatz nach 
alle am Stichtag arbeitsunfähig kranken Mitglieder 
gezählt, gleichgültig, ob eine Arbeitsunfähigkeits- 
bescheinigung vorliegt oder nicht. Eine solche Erfas- 
sung werde durch die Betriebsnähe der Betriebs- 
krankenkassen ermöglicht. Bei den übrigen Kassen- 
arten ist das in der Tat in diesem Umfang nicht 
durchführbar. Hier können in der Regel nur die 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen herangezogen 
werden, soweit sie bei der Kasse rechtzeitig ein- 
gehen. 

Schließlich wird von einigen Bundesverbänden noch 
darauf hingewiesen, daß die Angaben über die Ge- 
samtzahl der Arbeitsunfähigkeitsfälle und -tage des 
Jahres 1970 erkennen lassen, daß die Zahl der ins- 
besondere kurz dauernden Fälle offenbar etwas zu- 
genommen habe, 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände äußert ebenfalls die Ansicht, daß der 
Krankenstand in der amtlichen Statistik „nicht 
mehr genau genug erfaßt“ werde. Sie weist einer- 
seits auf die vorgenannten allgemeine Erfassungs- 
lücken hin (zeitlldie Verzögerung bei der Über- 
sendung der Arbeitsunfähigkellsbescheinigungen, 
Fehlen von Bagatellfällen). Andererseits ist sie der 
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Meinung, daß diese Gründe bei den Betriebskran* 
kenkassen nicht durchsdilügen, wie das relativ 
stärkere Steigen der Krankenstände bei dieser Kas- 
senart und vor allem eme Krankenstandsstatistik 
der Betriebskrankenkassen beweise. Die Betriebs- 
krankenkassen erhielten wegen ihrer Beliiebsnähe 
und der Auswertung von sogenannten ,, sonstigen 
Unterlagen" außer den ärztlichen Arbeitsunfähig* 
keitsbesdieinigungen genauere Angaben über den 
Krankenstand* Die beträchtliche Zunahme im 
Jahre 1970 werde in einzelnen Verbandsbe reichen 
durch besondere Erhebungen bestätigt So sei z. B, 
der Krankenstand bei einem regionalen Arbeitge- 
berverband der Metallindutsrie (30 Betriebe, 165 000 
gewerbliche ArbeitnehmerJ im Durd^i schnitt von 
5,6 V, H, im Jahre 1969 auf 7,3 v* H, im Jahre 1970 
— bei Ausklammening der Grippewelle Januar 
bis März 1970 — gestiegen, was einer Zunahme 
um 30 V. H. entspreciie- In einem anderen Regional- 
bereich der Eisen- und Metallindustne (12 Finnen, 
15 200 Arbeiter) betrage die Steigerungsrate des 
Krankenstandes im Jahre 1970 17,6 v*H, gegen- 
über !969* Eine überproportional starke Zunahme 
werde auch aus dem Steinkohlenbergbau gemeldet. 
Hier habe sich der Krankenstand von 8,6 v, R im 
Jahre 1969 auf 11,1 v, H. im Jahre 1970 (= 28,5 v. H.) 
erhöht. 

Die in Betriebs- und Verbandsb er eichen durchge- 
führten Erhebungen über den Krankenstand legen 
nach Auffassung der Bundesvereinigung den 
Schluß nahe, daß vor allem Mittel- und Großbe- 
triebe von einer starken Zunahme des Kranken- 
standes betroffen seien, während dies iin allge- 
meinen für Kleinbetriebe nicht gelte. 

Der Bundesvorstand des Deutsdien Gewerkschafts- 
bundes macht bezüglidi der Veränderungen des 
Krankenstandes, die vor allem wegen der neuen 
Erhebungsmelhoden und der unterschiedlichen Er- 
fassung zwischen den einzelnen Kassenarten aidiL 
als gesichert gelten könnten, darauf aufmerksam, 
„daß solche geringfügigen und ini übrigen in einzel- 
nen Bereichen gegenläufigen Entwicklungen und 
Veränderungen nicht mit dem Lohnfortzahlungsge- 
setz und der Reduzierung der Begutaditungen ln 
Zusammenhang gebracht werden können*. Bereits 
frühere sozlalmedizinische Untersuchungen hätten 
erwiesen, daß eine ganze Reihe von Faktoren 
Kranken Stands Veränderungen verursachten, die sich 
nur schwer isolieren ließen. Außerdem könnten bei 
den Angestelltenersatzkassen, die durch das Lohn- 
fortzahl ungsg es etz nicht berührt worden seien, in 
etwa die gleichen Veränderungen beobachtet wer- 
den (Steigerung der Zahl der Arbeitsunfähig keits- 
fäJle, Minderung der Krankheitsdauer je Arbeitsim- 
fährgkeitsfall). Der Zusammenhang, der sozialwis- 
sensdiafilidi am ehesten als gesichert angesehen 
werden könne, sei jener zwischen Krankenstand 
und KonjunklLLrentwiddüng, Es sei schließlich nidit 
zu leugnen, daß während der Hochkonjunktur durdi 
die verschiedensten Umstände {z. B. Vollbeschäfti- 
gung und Eingliederung auch gesimdheitlich Lei- 
stungsgeminclerter in den Enverbsprozeß, stärkere 
berufliche Anspannung durch erhöhte Mehr- und 
Akkordarbeitr steigende Zahl von Arbeitsunfallen) 


der Krankenstand beeinflußt werde. Diese Um- 
stände wären nun genau mit der Einführung der 
Lo hnf ortza hl ung zusa m m eng ef a 1 1 en , 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung kann we- 
gen Fehlens eigener Zahlenangabeo keine Aussa- 
gen über die Entwiddung des Krankenstandes ma- 
chen. Sie ist jedoch der Meinung, daß nach allge- 
meinen Beobachtungen wegen der Andemng der 
Erfüssungsmethode die absolute Vergleidibarkeit 
der Zahlen nicht gegeben sei. Sie weist ferner dar- 
auf hin, daß nacii ihren Erfalirungen die Arbeitsun- 
fähigkeitscfuote zu den besonders konjunkturab- 
hängigen Erscheinungen gehört: „Das hat sich z, B* 
während der Rezession des Jahres 1967 besonders 
deutlich daran gezeigt, daß Arbeitnehmer sich in 
erheblichem Umfang weigerten, die vom behan- 
delnden Arzt für notwendig gehaltene Arbeitsiui- 
fähigkeit anzuerkennen, da sie offensichtlich nega- 
tive Auswirkungen aus dem Fehlen am Arbeits- 
platz infolge Arbeitsunfähigkeit befürchteten, wo- 
bei selbstverständlich dahingestellt bleiben muß, ob 
diese Befürchtung zu Recht oder Unrecht bestand. 
Diese Beobaditung betraf in ganz besonderem Maße 
ältere Arbeitnelimer, vuirde aber auch in der jün- 
geren Generation gemacht", 

3. Zusammenfassung 

102, Bis Ende 1969 wurde der Krankenstand im all- 
gemeinen nur an der ATbeitsunfähigkeit der Pflicht- 
mitglieder mit sofortigem Anspruch auf Barleistun- 
gen (hauptsä dil ich Arbeiter] gemessen, weil die 
Krankenkassen nur für sie wegen des sofortigen 
Ansprudis auf Krankengeld die Arbeitsunfähigkeit 
bei ambulanter ärztlicher Behandlung nahezu voll- 
ständig erfassen konnten. Trotzdem bestanden auch 
in dieser Zeit bestimmte verfahrensmäßige Män- 
gel, die sich u* a. aus der Slichlagserfassung erga- 
ben oder auf den unterschiedlichen Möglichkeiten 
der einzelnen Kassen arten zur Feststellung eines 
genauen Krankenstandes beruhten. 

Nach Inkrafttreten des Lobnfortzahlungsgesetzes 
werden in die Ermittlung des Krankenstandes alle 
PfLlcbtmitgiieder (ohne Rentner) — also auch die 
p flieh tversjdierten Angestellten — einbezogen, wo- 
durch die genaue Vergleidibarkeit mit den Zah- 
len aus der Zeit vor Lnkj^afitreten des Lohnfortzah- 
lungsgesetzes nidit mehr gegeben ist, Dies wird 
auch nicht erreicht, wenn für die Zeit vor 1970 
die Verliültniszahlen für die Gesamtheit der 
Pflichlmitglieder zum Vergleidi herangezogen 
werden, weil auf Grund des Lohnfortzahlungsge- 
setzes die MÖglidikeiten zur genauen Erfassung der 
in die Krankenslandsberedinung eingehenden Da- 
ten beeinträchtigt wurden und sich dadurdr die 
Zahl der Unsicherheitsfaktoren vermehrt hat (vgL 
auch Tz, 100 zweiter Absatz)* 

Die sidi von 1970 an zeigende Veränderung des 
Krankenstandes wird sowohl von den Spitzenver- 
bänden der Krankenkassen als auch vom Deutschen 
Gewerksdiaüsbund nad der KassenärztHchen Bun- 
desvereinigung nicht als Indikator für eine Auswir- 
kung des Lohnfortzahlungsgesetzes auf die Morbidi- 
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tat angesehen, sondern als Ergebnis des Zusammen- 
wirkens zahlreicher nicht quanlifizierbarer Einfluß* 
großen. Diese Auffassung wird von der Bundesver- 
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände nicht 
unbedingt geteilt, übereinstimmend wird auch auf die 
Auswirkungen der neuen Erhebungsmethoden und 
der unterschiedlichen Erfassungsmöglichkeilen bei 
den einzelnen Kassenarten hingewiesen mit der 
Schlußfolgerung, daß solche Veränderungen und 
teils gegenläufigen Entwicklungen — noch dazu in 
einer Hochkonjunktur — nicht ohne weiteres als 


negative Auswirkungen des Lohnfortzahlungsgeset- 
zes gewertet werden köimen. 

Es wird zu prüfen sein, ob die sich aus den unter- 
schiedlichen Erfassungsmethoden oder -möglichkei- 
ten ergebenden Einflußgrößen des Krankenstandes 
zum Teil ausgeschaltet werden können, um zumin- 
dest die Vergleichbarkeit der statistisch ausgewie- 
senen Zahlen, u. a. auch zwischen den einzelnen 
Krankenkassen, zu erhöhen. Das wird jedoch an den 
verwaltungsmäßigen Möglichkeiten der Kranken- 
kassen seine Grenze finden. 
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Ten A Nr. 1 


§ 369 b Reichsversidierungsordnung 


a) ia der Fassuiig der Verordnung über die kas* 
senärxllidie Versorgung vom 14, Januar 1932, 
RGBL I S. 19 (Fassung gültig bis 31. Dezember 
1969) 


§ 369 b 

(1) Die Kassen sind verpflichtet, die Arbeitsunfä- 
higkeit des Versicherten und sdie Verordnung von 
Versidierungsleistungen in den erforderlichen Fäl- 
len durch einen Arzt (Vertrauensarzt) rechtzeitig 
nachprüfen zu 'lassen. Der Vertrauensarzt ist nicht 
berechtigt in die Behandlung des Kassenarztes ein- 
zu greif en. 

(2) Die Kassen können zu diesem Zwecke Ver- 
trauensärzte auch ’hauptamüidi bestellen und neben 
den Vertrauensärzten oder an Ihrer Stelle einen aus 
Ärzten bestehenden Ausschuß bdlden. Die Bestel- 
lung von Vertrauensärzten und die Bildung eines 
Ausschusses ist audi für eine Mehrheit von Kassen 
oder für einen Kassenverband (| 406) zulässig, 

(3) Der Reichs aus sdiuß für Ärzte und Kranken- 
kassen erläßrt RichlUnien für die Tätigkeit der Ver- 
trauensärzte. 

(4) Der Vertrauensarzt untersteht nicht der 
Dienstordnung, Das Reichsversidieiinigsanit erläßt 
Bestimmungen für die AuswaDil der Verlxauens- 
ärzte, für den VerLragsinhalt und für die Sicherung 
der Unabhängigkeit Die Bestimmungen müssen 
auch den Kündigungsschutz betreffen. 


b) in der Fassung des Artikels 2 Nr. 15 des Geset- 
zes über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im 
Krankheitsfalle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
vom 27. Juli 1969, BGBL 1 S. 946 
(ln Kraft ab 3 . Januar 1970) 

g 369 b 

(1) Die Kassen sind verpflicjitet, 

1. die Verordnung von Versicherungsleistungen in 
den erforderlichen Fällen durch einen Arzt (Ver- 
trauensarzt) recbtzeitig nachprüfen zu lassen, 

2. eine Begutachtung der AibeUsunfähigkeit durch 
einen Vertrauensarzt zu veranlassen, wenn es 
zur Sicherung des Heilerfolges, inshesondere zur 
Einleitung von Maßnahmen der Sozi alle istungs^ 
träger für die Wiederherstellung der Arbeits- 
fähigkeit oder zur Besesitigung von begründeten 
Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit erforderlich 
erscheint. 

(2) Der Vertrauensarzt ist nicht beieditigt, in die 
Behandlung des Kassenarztes einzugxeifen. Der 
Vertrauensarzt hat dem Versidierten das Ergebnis 
der Begutachtung, dem Kassenarzt imid der Kasse 
auch die erforderlichen Angaben über den Befund 
mitzuteilen. 

(3) Die Kasse hat, solange ein Anspruch auf Fort- 
zahlung des Arbeltsenbgelts besteht, dem Arbeit- 
geber das Ergebnis der Bogufcaditung über die 
Arbeitsunfähigkeit mitzutBilen, wenn das Gutachten 
des Vertrauensarztes mit der Bescheinigung des 
Kassenarztes im Ergebnis nicht übe rein stimmt. Die 
Mitteilung an den Arbeitgeber darf keine Angaben 
über die Krankheit des Versicherten enthalten 

(4) Der Vertrauensarzt untersteht nicht der 
Dienstordnung, Das Reichsversicherungsamt erläßt 
Bestimmungen für die Auswahl der Vertrauens- 
ärzte, für den Verlragsinhalt und für die Sicherung 
der Unabhängigkeit. Die Bestimmungen müssen 
auch 'den Kündigungsschutz betreffen. 
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Schema 

zur Vorbereitung des Berichts der Bundesregierung 
an den Deutschen Bundestag 


L Erfahrungen mit der Begytachtung (Nadiprü- 
hing) der Arbeitsunfähigkeit durch den Ver- 
trauensärztlidien Dienst (VäD) 

J , bis zum 3L Dezember 1969 

a) Zum VorladungsverfahreD 
aa) System der Vorladung 
bb) Zahl der Vorladungen 
cc) «erfofderlidie Fälle" 
did) „Reditzeitigkeit" der Nachprüfungen 
ee) Durchführung der Nachpriifuiigen 

ff) Bedeutung der Arbeitsunfähigkeitsbe' 
scheinigung (haus ärztliches Zeugnis) 

gg) Ergebnisse der Verlad ojigen 
hh) Ergebnisse der Nadi Prüfungen 

'b) Zur Bewältigung der Hachprüfungen durch 
den VäD 

aa) in. personeller, organisatorischer und 
technischer Hinsicht 

bb) in zeitlither Hinsicht 
cc) in finanzieller Hins i dl t 

c) Zum VerhäHnis 

aa) Versicherter — Vertrauensarzit 
bb) Versicherter — Krankenkasse 
cc) Krankenkasse — Arbedlgeber 

d) Zum Feh'lei] von Ridittmien des Bundesaus- 
schusses der Ärzte (Zahnärzte) und Kranken- 
kassen über die Beurteilung der Arbeitsunfä- 
(hftgkeit (§ 368 p Abs, 1 RVO) 

2, ab l. Januar 1970 

a) Zum Vorladungsverf ahren 
aa) 'System der Vorladung 
bb) Zahl der Vorladungen 

cc) Ergebnisse der Vorladungen 

dd) bei Arbedtem und bei Angestellten 
[Besonderheiten zu aa) bis cc)] 

b) In welchem Umfang wurde die Begutachtung 
durch 

aa) 'den Aribeitgeber 


bb) den behandBlciden Arzt 
cc) den Versicherten 
dd) den VäD 
bei der Kasse angeregL? 

c) BegutadiLung der Arbeitsunfähigkeit 

aa) zur Sicherung des Heilerfolgs im allge- 
meinen 

bb) ‘miT Einleitung von Maßnahmen der So- 
zianeistungslräger für die Wiederher- 
stellung der Arbeitsfähigkeit 

cc) zur Beseitigung von begfünidelen Zwei- 
feln an der Arbeitsunfähigkeit 

dd) Durchführung der Begutachtungen 
ee) Ergebnisse der Begutaditungen 

ff) Bedeutung der Arbeitsunfähigkealsbe- 
sdieinigung (haus ärztliches Zeugnis) 

d) In weldiem Umfang mußte die Begutachtung 
durdi 

aa) gench Gliche Schritte 

bb) Einschalitung der Aufsichtsbehörde der 
Kasse 

durdigeselzt werden? 

e) Zur Bewältigung der Begutachtungen durch 
den VäD 

aa) in personeller, organisaitorisdier und 
tedinisdier Hinsicht 

bb) in zeitlicher Hinsicht 

cc) in finanzieller Hinsicht - 

dd) iandesfbuiidesleinheiÜiches Begutach- 
tungsformular, auch zum Zweck maschi- 
neller Auswertung? 

n Zum Verhältnis 

a a) Ve rs icherter ~ Ve rtr a uensa rzt 
bb) Versicherter — - Krankenkasse 
cc) Krankenkasse — .Arbeitgeber 

g) Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte 
[Zahnärzte) und Krankenkassen über che 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit (§ 368 p 
Abs. 1 RVO) 
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n. Erfahrungen Ober das Zusammenwirken der 
Kassenärzte (Kassenzahnärzte), der Kranken- 
kassen und des VäD 

1. bis zum 31. Dezember 1969 

a) Zusammenwirken zwischen 

aa) VäD und Kassenarzt (Kassenzahnarzl) 
bb) VäD und Krankenkasse 

cc) Kassenarzt (Kassenzahnarzt) und Kran- 
kenkasse 

dd) den Krankenkassen uikI den anderen 
Sozialleistungsträgem bei der Einleitung 
von Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Arbeits- 
fähigkeit 

b) Zum Hausarztv erfahren 

cj Förderung des Zusammenwirkens durch Lan- 
desausschüsse der Aizte (Zahnärzte) und 
Krankenkassen (§ 368 q RVO) 

d) Beurteilung 

2. ab 1. Januar 1970 

a) Zusammenwirken zwischen Vertrauensarzt 
und Kassenarzt (Kassenzalinarzt) 

aa) Nichteingriff in die Behandlung des Kas- 
senarztes (Kassenzahnarztes) 

bb) im Zuge des Begutachtungsverfahrens 

cc) Mitteilung des Begutachtungsergebnisses 
und der erforderlichen Angaben über 
den Befund 

dd) Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Kassenarzt (Kassenzahnarzt) und Ver- 
trauensarzt und ihre Beilegung 

b) Zusammenwirken zwischen VäD und Kran- 
kenkasse 


Teil A Nr. 2 

c) Zusammenwirken zwisdien Kassenarzt (Kas- 
senzahnarzt) und Krankenkasse 

aa) Mitteilungen, Bescheinigungen 

bb) hinsichtlich der laufenden Begulachtimg 
der Arbeitsunfähigkeit 

d) Zusammenwirken zwischen Ärzten (Zahnärz- 
ten), die nicht Kassenärzte (Kassenzahnärzle) 
sind, und Krankenkassen 

e) Förderung des Zusammenwirkens durch Lan- 
desausschüsse der Ärzte (Zahnärzte) und 
Krankenkassen (§ 368 q RVO) 

() Beurteilung 

g) Auswirkungen des neuen Rechts auf 

aa) die Stellung des Kassenarztes (Kassen- 
zahnarztes) 

bb) die Stellung des VäD 

cc) die angestrebte Entlastung des VäD und 
dessen Konzentration auf die sozialme- 
dizinischen Problemfälle 

dd) das Zusammenwirken z\\"ischen den 
Krankenkassen und den anderen Sozi al- 
leis tungsträgern bei der Einleitung von 
Maßnalunen zur Erhaltung, Besserung 
und Wiederherstellung der Arbeitsfähig- 
keit 

ee) die Weiterentwicklung des sogenannten 
Hausarztverfahrens. 


IIL Zur Entwicklung des Krankenstandes 
L bis zum 31. Dezember 1969 
2. ab l. Januar 1970 

unter Berücksichtigung der Erfährungen zu I und II. 
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Tabelle 1 

Land: 

LVA: 


Stdtistisciies Programm zum Beriditssdiema VäD 
(Zu den Punkten 11b — aa bis bb, i 2 e — aa bis bb) 

Stichtag: 

(31. Dezember 1965; 3L Dezember 1968; 31. Dezember 1969; 30. Juni 1970; 
31. Dezember 1970; 31. März 1971; 30. Juni 1971) 



Solibestand 

IsLbestand 


i 



1. Zahl der VäD-Dienststellen 

a) ständig besetzt mit 

aa) 1 Vertrauensarzt 

ab) 2 oder 3 Vertrauensärzten 

ac) 4 oder 5 Vertrauensärzten - * - 

möhr als 5 Vertrauensärztaii 

b) zeitweise beselzl 

2. Zalil der Ärzte *) 

a) hauptamtliche Vertrauensärzte 

aa) praküsdie Ärzte 

darunter weiblich 

ab) Fachärzte 

darunter weiblidi 

ac) Zahnärzte 

darunter weibüdi 

b) jiebenamtUdie Vertrauensärzte 

ba) praktische Ärzte 

darunter weiblich h 

bb) Fachärzte ..... 

!darunter weiblich 

cc) Zahnärzte 

darunter weiblich ....... 

3. Tedinisches Personäl 

a) medizinisdi-teduiische Assistenüimen . . , . . 
h) Laboranten(-iimen) und Laborgehilfen (-innen) 

c) Schwestern 

4. VerwaltungspersDnal 

a) Bamte 

b) Angestellte 

c) Arbeiter 

5. Technische Ausstattung 

a) Röntgenapparate 

b) EKG-Einrichtüngen 

c) Laboremrichtungeii 

6. Zahl der Kranken veraidierten je Vertrauensarzt 


die Zahl der weiblichen. Ärzte ist nur in der Spalte „IsthesUjid* anzugeben 
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Anleitung mir Ausfüllung der Tabelle 1 


Zu Position ! 

Hier ist je Landes versidienmgsanstall die Zahl der VaD-Stellen ent- 
sprechend ihrer Besetzung mit Vertrauensärzten (und iiidil die Zahl 
der Ärzte) in die vorgesehenen Zeilen einzulragen. Dahei ist die Zahl 
der VäD-Sleilen ln der Spalte ^^Sollbestand“ in derjenigen Zeile nach- 
zuweisen, die der Sollstärke der Vertrauensärzte entspricfat ln der 
Spalte Jst bestand** dagegen ist die Zahl der VäD-Stellen in derjeni- 
gen Zeüe aufzuführen, die der tatsadiUdien Besetzung mit Vertrauens- 
ärzten entspridiL Sind z. B. für eine VaD-Stelle stellenplanmmäßig 
4 Vertrauensärzte vorgesehen, jedoch nur 2 Ärzte tätig, so ist diese 
VäD-Stelle in der Spalte ^Söllbestand" in Zeile ac) und in der Spalte 
„IsLhestand* in der Zeile ab) zu erfassen- Ist z. B, eine VäD-Slelle, die 
ständig mit einem Vertrauensarzt besetzt sein soll, nur zeitweise 
besetzt, so ist sie in der Spalte „SoIIbestand*’ in Zeile aa), in der 
Spalte ff Istbestand" in der Zeile b) zu zählen. 

Zu den Pos/ Honen 2 bis 4 

Tn der Spalte „Sollbestand" ist das Personal entsprediend der Zahl der 
Im Stellenplan ausgewiesenen StelJeo anzugeben. In die Spalte „Ist- 
bestand" ist jeweils die Zahl der ^alsdchHch ßesdiäfUgten ehizutragen. 


Zu Posilion 5 

Hier ist die Zahl der tatsädilidi vorhandenen technischen Eiiiiiditun- 
gen anzugeben^ ohne Berücksichtigung ihrer unterschiedUdieD Größe 
oder technischen Ausstattung und Qualität- 


Zu Position 6 

Unter dieser Position sind Angaben über die durchsch/iifi/iche Zahl 
der Krankenkassenmitglieder (einschließiich Rentner) je Vertrauens- 
arzt Im Bereich der LVA zu machen . 
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Tabelle 2 
Land: 

LVA: 


Statistisdies Progratnm zum Berjchlsscbema VäD 
(zu den Punkten I 1 b bis bb^ I 2 e bis bb, l 1 b cc, 1 2 e bis cc) 

Zeitraum: 

(t* bis 30p September 1970, 15, Febmar bis 15. März 1971) 


Ergebnisse aller Begulachtungen der ArbeilsunfählgkeÜ durch den 
VäD 

1. Durdisdmittlidie Anzahl der Begutaditungen 

a) bei körperlicher Untersuchung in der VaD-Dienststelle . ^ . 

b) nach Unterlagen oder Besprechungen . . . 

c) bei Hausbesuchen * 

d) bei körperlicher Untersuchung ira Krankenhaus **...*.*.* 

e) nach Unterlagen oder Besprechungen im Krankenhaus . . . . 

2. Durdischn i t tlicher Zeitaufwand für Begutachtungen 

a) bei köqrerlicher Unlersudiung in der VöD-Dienststelle . 

b) nach Unterlagen oder Besprechungen 

c) bei Hausbesuchen 

d) bei körperlicher Untersuchung im Krankenhaus 

e) nach Unterlagen oder Besprechungen im Krankenhaus • . - , 

3. Durchschnittliche Mbeitszeit des Vertrauensarztes für die ge- 
setzliche Krankenversicherung in v. H. der Gesamt tätigkeit 

a) hauptamtlidier Vertrauensarzt 

b) nebenamtlicher Vertrauensarzt 


Je Arbeitstag und Arzt 


Je Fall 


Je Arbeitstag 
V. H. 
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T a b p 1 1 e 3 


Bezeidinung dei Krankenkasse Nu nun er der Krankenkasse 


Land 


StatisUschef» Programm zum Beriditsschema VäD 
(Zu den Punkten I 2 b, 1 l a — bb und gg, 1 2 a — bb bis dd) 
Zeitraum: . 

(K bis 30. September 1970, 15. Februar bis 15- Marz 1971) 




Zahl der Fälle 

Position 

Bezeichnung 

Pfliditnii tglieder 

Freiwillige Mitglieder 

Nt. 

Ajheitei 

Angestellte 

Arbeitnehmer Sonstige 



mlUui- 

lieh 

y^Älb- 

um 

jnÄnu:'' weih ■ 

üdi 1 Uch 

tmütia- 1 welb^ matiti- | weiU* 

lieh 1 lldi lieh 1 litt 


* 

lÜO 

L Gesamtzahl der im BerlditszeJt- 
raum eingegdugenen Erslbesdiel- 
nigiingen über Arbelisunfähigkelt 

IL Vorladungen zur vertrauensärzl- 
lidien Begutachtung 

L Aus den Gründen des § 369 b 
Abs. 1 Ziffer 2 RVO insgesamt, 
davon 

a) ersdiienen 

1 


1 


i 

1 



20 

200 



1 


1 




201 

bl niHit pr^jf+iiPTven . . - . . 

111; 

1 

1 ! 

1 

1 

209 

r) 7imflTTimen t 

1 1 1 

1 

1 1 

; 1 

1 

21 

210 

2. Darunter (Position IT 1) nur zur 
Sicherung des Heilerfolges, 
davon 

fll pr^srbipnpn 









211 

h) nicht PTsrhipnpn . .... 

1 1 1 

1 1 1 

219 

c) zilRatntnen ^ 

1 1 

1 1 ’ 

22 

220 

3, Darunter (Position 11 1) nur zur 
Beseitigung von begründeten 
Zweifeln an der Arbeitsun- 
fähigkeit, 
davon 

al erRfhiPTiPn 




1 

1 

1 

1 

1 


221 

h) nifht PTR^’blpTUpn 

1 1 1 

1 

i 

1 1 


229 

ziTRaimriPTi 

1 1 1 

1 

, 

1 

I ' 

30 

300 

m* Erste Anregung der Begutachtung 
durch: 

1. Arbeitgeber 

1 

[ 







301 

2. Behandelnden Arzt - 

1 1 1 

1 1 1 

302 

3, Versicherten - ^ ^ * * , , . 

1 1 1 

1 1 1 

303 

4, VäD (ohne Vorladeberatung) 

1 1 1 

l 1 1 
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Tabelle 3 


Bezeidinuug der Krankenkasse 
Land 


Nummer der Krankenkasse 


Statistisches Programm zum Berich tsscbeina VäD 
(Zu den Punkten 1 2 b, 1 I a — bb und gg. 12a — bb bis dd) 

Zeitraum: 

(1. bis 30. September 1970, 15. Februar bis 15. März 1971] 


50 


Zahl der Fälle 


Bezeichnung 


Pfliditmilglleder 


Arbeiter 




weit)’ 


wisib’ 

mantt’ 

1 weib- 

niAnti- 1 



1 lirti ' 

Uth 

Heb 

liU) 

lidi 1 

1 uai 

1 l\<h \ 

lieh 


Angestellte 


Freiwillige Mitglieder 


Arbeitnehmer 


Sonstige 


400 


500 


501 

502 

503 

504 

505 

506 

507 

508 

509 


IV. Zahl der Vorladungen nadi II 
nach vorheriger Beratung mit dem 
VäD 

I 

I V, Ergebnisse aller Eegutaditiijigen 
der Arbeitsunfähigkeit durdi den 
, VäD 

1. Bel Vorladungen aus den 
" Gründen des § 369 b Abs. l 

Ziffer 2 RVO insgesamt 

a) Übereinstimmung mit dem 
Ergebnis der kassenärzl- 
Udhen Besdieinigung 

b) keine Uberemstiinmung 
mit dem Ergebnis der kas- 
senärzllldhcn Bescheini- 
gung wegen 

ba) Arbeitsfähigkeit des 

Versicherten 

bb) abweichendem Ergeb- 
nis bei der Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit 

c) Einleitung von Maßnahmen 

ca) Heilverfahren 

cb) Krahkenhausbehand- 

lung 

cc) BerufUdie Maßnahmen 

cd) Sonstige Maßnahmen 

d) Keine Maßnahmen 

e) Rentenantrag - 

f) Zusammen (Positionen 500 

bis 508) 


1 




i 

1 

1 




1 



II 

t 




l 1 1 

1 

i 



1 1 1 

t 1 1 

f 1 I ■ 

1 1 1 
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Tabelle 3 


Bezeidinung der Krankenkasse 
Land 


Nummer der Krankenkasse 


Slatistlsdies Programm zum Beriditsschema VäD 
(Zu den Punkten I 2 b, I 1 a — bb und gg, 1 2 a — bb bis dd) 

Zeitraum: 

U. bis 30* September 1970, 13. Februar bis 15* Marz 1971) 


Position 

Nr, 


Bezeldmimg 


Zahl der Fälle 


Pfiiditmitglleder 

Freiwillige Mitglieder 

Arbeiter 

Angestellte 

Arbeitnehmer 

Sonstige 

inänii- 

weib- 

mdnn- 

weib* 



mBon- 

weih- 

Udi 

lidi 

Lidk 

bdi 

lidb 

lieh 

lich 

bdi 


51 


510 

511 

512 

513 

514 

515 

519 

52 


520 


521 

522 
529 


noch 

V. Ergebnisse aller ßegutadi Lungen 
der ArbeUsunfähigkeit durdh den 
VäD 

2* Darunter (Position V 1) bei 
Vorladungen nur zur Siche- 
rung des Heilerfolges 

a) Einleitung von Maßnahmen 
Qö) Heilverfahren . , , * ^ . 

ab) Krank enhausbehand- 

lung . . . * 

ac) Berufliche Maßnahmen 

ad) Sonstige Maßnahmen 

b) Keine Maßnahmen .***,.* 

c) Rentenantrag ...,*..,*** 

d) Zusammen (Positionen 510 

bis 515) 

3* Darunter (Position V l) bei 
Vorladungen nur wegen be- 
gründeter Zweifel an der Ar- 
beitsunJähigkeit 

a) Ubereins limmung mit dem 
Ergebnis der kassenärzt- 
lichen Besehe tnigung . . . . * 

b) keine Übereinstimmung 
mit dem Ergebnis der kas* 
senärzUichen Besdieini* 
gung wegen 

ba) Arbeitsfähigkeit des 
Versicherlen 

bb) abweichendem Ergeh- 
nis bei der Dauer der 
Arbeitsfähigkeit * * * * * 

c) Zusammen (Positionen 520 

bis 522) 
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Tabelle 3 


Bezeichnung der Krankenkasse Nummer der Krankenkasse 

Land 


Statistisches Progranun zum Berichtsschema VäD 
(Zu den Punkten 1 2 b, 1 1 a — bb und gg, 1 2 a — bb bis dd) 

Zeitraum: 

(l. bis 30. September 1970, 15. Februar bis 15. März 1971) 


Position 

Nr. 

Bezeichnung 

Zahl der Fälle 

Pflichtmitglieder 

Freiwillige Mitglieder 

Arbeiter 

Angestellte 

Arbeitnehmer 

Sonstige 

m&nn« weib* 

Ucfa Uch 

m&nn- welb- 

iidx lieb 

mSnn- wetb« 

lidi lldk 

mBnn* w«ib« 

Udk lidi 

600 

601 

602 

603 

604 

605 

606 

607 

VL Veraniaßte Technische Unter- 
suchungen 

a) Röntgen — Durchleuchtung 
durch 

aa) VäD 









ab) andere Stellen 

1 1 1 

1 1 1 

b) Röntgenaufnahmen durch 

ba) VäD 









bb) andere Stellen 

1 1 1 

1 1 1 

c) EKG durch 

ca) VäD 









cb) aiKiere Stellen 

1 1 1 

1 1 1 

d) Laboruntersuchungen durch 
da) VäD 









db) andere Stellen 

1 1 1 

1 1 1 
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Anleitung zur Ausfüllung der Tabelle 3 
(Statistisches Programm zum Beriditssdiema VaD) 


Allgemeines 

Jede Krankenkasse hat die Angaben der Tabelle 3 
für die beiden Berichtszeiträume vom l. bis 30. Sep- 
tember 1970 uikI vom 15. Februar bis 15. März 1971 
zu machen; dabei ist für jeden Berichtszeitraum ein 
besonderer Vordruck zu verwenden. Bei bundesun- 
mittelbaren Krankenkassen sind die Ergebnisse 
möglichst getrennt nach Ländern zu erfassen, wobei 
es unerheblich ist, ob sich die Verwaltungs- und 
Geschäftsstellen in den Ländern genau mit den Län- 
dergrenzen decken. Der Sitz der Verwaltungs- oder 
Geschäftsstelle soll für die Zuordnung zum Land 
maßgebend sein. 


Zu Position WO 

Hier ist die Gesamtzahl der im Berichtszeitraum 
eingegangenen ärztlichen Bescheinigungen über Ar- 
beitsunfähigkeit von Mitgliedern zu erfassen, soweit 
es sich um Erstbescheinigungen handelt; ärztliche Be- 
scheinigungen über die Verlängerung der Arbeits- 
unfähigkeit sind nicht mitzuzähleiL 


Zu Position 20 

Hier ist die Gesamtzahl der Vorladungen zur ver- 
trauensärztlichen Begutachtung der Arbeitsunfähig- 
keit zu erfassen, ohne Rücksicht darauf, welcher der 
beiden in § 369 b Abs. 1 Ziff. 2 RVO genannten 
Gründe maßgebend gewesen ist. Dabei ist zu unter- 
scheiden. ob der Vorgeladene erschienen oder nicht 
erschienen ist. Wird ein Versicherter im Berichlszeit- 
raum wegen derselben Krankheit oder wegen einer 
anderen Krankheit wiederholt zum Vertrauensarzt 
vorgeladen, so ist der Fall sowohl unter dieser 
Position als auch unter den Positionen 30 bis 60 
mehrfach zu zählen. 


Zu Position 2J 

Unter dieser Position sind als Darunter-Zahl allein 
die Fälle zu zählen, in denen nur zur Sicherung des 
HeiJerloIges vorgeladen wird. Im übrigen gilt das 
zu Position 20, Sätze 2 und 3 Gesagte entsprechend. 


Zu Position 22 

Unter dieser Position sind als Darunter-Zahl allein 
die Fälle zu zählen, in denen nur zur Beseitigung 
von begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit 


vorgeladen wird. Im übrigen gilt das zu Position 20, 
Sätze 2 und 3 Gesagte entsprechend. 

Zu Position 30 

Hier ist anzugeben, wer der Krankenkasse die erste 
Anregung zur Begutachtung durch den Vertrauens- 
ärztlichen Dienst gegeben hat. Dabei ist es gleich- 
gültig, ob die Krankenkasse dieser Anregung gefolgt 
ist und eine Vorladung vorgenommen hat oder nicht. 
Unter Position 303 sind solche Fälle zu erfassen, in 
denen der VertrauensärzUiche Dienst die Anregung 
zur Begutachtung gegeben hat, ohne daß vorher eine 
Vorladeberatung mit der Kasse stattgefunden hat. 

Zu Position 400 

Es sind alle von der Kasse vorgenommenen Vorla- 
dungen zu zählen, ln denen vorher eine Beratung 
mit dem Vertrauensärztlichen Dienst durchgeführt 
wurde. 

Zu Position 50 

Hier sind die Ergebnisse aller Begutachtungen zu 
erfassen, in denen aus den Gründen des § 369 b 
Abs. 1 21iff. 2 RVO Versicherte zum Vertrauensarzt 
vorgeladen wurden, und zwar in der in der Tabelle 
vorgesehenen Untergliederung. 

Zu Position 51 

Hier sind als Darunter-Zahl die Ergebnisse derjeni- 
gen Begutachtungen zu zählen, in denen der Ver- 
sicherte nur zur Sidierung des Heilerfolges zum Ver- 
trauensarzt vorgeladen wurde. 

Zu Position 52 

Hier sind als Darunter-Zahl die Ergebnisse derjeni- 
gen Begutachtungen zu zählen, in denen der Ver- 
sicherte nur wegen begründeter Zweifel an der Ar- 
beitsunfähigkeit zum Vertrauensarzt vorgeladen 
wurde. 

Zu Position 60 

Hier ist die Zahl aller vom Vertrauensarzt veran- 
laßten technischen Untersuchungen aufzuführen, die 
im Zusammenhang mit den unter den Positionen 50 
bis 52 erfaßten Begutachtungen durchgeführt wur- 
den. 
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Verteilung der Vertrauensärztlidien Dienststellen 
im Bereidi der LVA Oldenburg-Bremen 


SR-z Landesvertrauensarzles 
'/2 in Oldenburg Vi in Bremen 


<D 

> 


OberveTtrauensüTztbezirke 


Bremen 


Bremen-Nord 


Bremerhaven 

Internisten 4 


Internist 1 


Internisten 3 

Chirurg 1 


Lungenfadiarzt .... 1 


Limgenfadiarzt . , . . l 

Gyndkologe 1 





Nervenarzt 1 





Röntgenologe 1 





Lungenfacharzt .... 1 





Technisdie Einiiditung 


Tedin/scfie Einrichtung 


Technisch*^ Binridiiung 

Großes Labor 


Großes Labor 


Großes Labor 

EKG 


EKG 


EKG 

Röntgenanlage 


Rönlgenaniage (SMD) 



Oscillographie | 


Oscillographie 




Oldenburg 


[nternisten 2 

Chirurg 1 


Tedinische Eintickivng 
Minieres Labor 
EKG 

Röntgenanlage 


Wilhelmshaven 


Internist l 

Kinderarzt l 


Tedin/scfte Elnrichiitng 
MjUleres Labor 
EKG 

Rönlgenanlage 


Delmenhorst 
Lungenfadiarzt - . . . i 

I 


Tec/iniscbe Einrichiung 

MUUeres Labor 
EKG 

Rönlgenaniage 
^ Oscillographie 


VertrauenßQrztliche Dienstsieben 


Jever | 

(mit Unlersuchungs- 
steUe Varel) 


Internist 1 

Technisdie Einndifitrig 
Mittleres Labor 
EKG in Jever und 
Varel 


Nordenbam 

(mit Untersudhimgs- 
stelle Brake) 


Chirurg 1 

Technische Einrichtung 

Kleines Labor 

(in Nordenham und 

Brake) 


Westerstede 

(mit Untersudiungs- 
siellen io Bad Zwi- 
schenahn und Rastede) 


Lungenfadiarzt . , . . 1 

TechnJsdie Einriditung 
Kleines Labor 
EKG und Röntgen 
in Westerstede 
Kleines Labor in ßad 
Zwisdienahn und 
Rastede 


Cloppenburg 

(mit UntersiicJiungs- 
stelle in Friesoythe) 


1 . Z, nicbt besetzt 

Technische Einrichtung 

Kleines Labor ln 
Cloppenburg 

Kleines Labor und 
EKG in Friesoythe 


Vechta 


2 . Z. nidu besetzt 

Technische ßinrichiurig 
Mittleres Labor 
EXG 

Rönlgenaniage 
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Verteilung der VertrauensärzÜichen Dienststellen 
im Bereich der LVA Westlalen 


Sit2 des Landesvertrauensarztes 
Münster 


J6 OberverirauensarztbQzirke 




Arnsberg 


Internisten . . 1 
Ham 1 

Praktische 
Arzte I 


Technisdie 
Einrlchiitng 
5 Dienststellen 
mit Labor 
davon 
4 mit EKG 
Röntgen 


Gelsenhirchen- 


Buer 

Internisten . . 3 
Chirurgen ... 3 

Praktische 
Arzte 4 


Technisdie 
£/nfJc/ifung 
3 DienslstelJen 
mit Labor 
EKG 
Röntgen 


Bielefeld 
Internisten ... 5 


Chirurgen . * » 1 

Praktische 
Ärzte 1 


TedinisdiG 
Einrichtung 
3 Dienststellen 
mit Labor, EKG 
davon 

2 mit Röntgen 


Hamm 

(Sitz Bedftim) 


Internisten . . 3 
Neurologen . . 1 

Praktische 
Ärzte 5 


Technisd\e 
Einriditung 
9 Dienststellen 
mit Labcir 
EKG 
davon 

8 mit Röntgen 


Bochum 


Internisten ... 2 
Chirurgen 1 

Praktische 
Ärzte 4 


Technische 
Einrldiiiing 
3 Dienststellen 
mit Labor 

EKG 

Röntgen 


Hagen 

Internisten . , 3 

Lungen- 
lacharzt 1 

Praktische 
Ärzte 3 

Technische 
Einrichtung 
5 Dienststellen 
mit Labor 
EKG 
Röntgen 


Bucgsletnfurt 

Internisten . . . i 
Gynäkologe 1 

Praktische 
Arzte 2 

Tech nj sehe 
Pj/ifrchlung 
5 Dienststellen 
mit Labor 

EKG 

Röntgen 


Minden 

Internisten . . 3 
Chirurgen . . , 2 
Lungen- 
facJiarzt 1 


Technische 

EinrichUing 

-t Dienststellen 
mit Labor 
EKG 
Röntgen 


Bocholt 

Internisten ... 2 


Praklische 
Arzte 3 

Tedmische 
Einrichtung 
8 Dienststellen 
mit Labor 
davon 
7 mit EKG 
5 mit Röntgen 
1 mit Strahlem- 
jnslitut 


Münster 
Internisten . . 3 


Praktische 
Arzte 5 

Tech n /sehe 
Einrichtung 
3 Dienststellen 
mit Labor 
EKG 
davon 

2 mit Röntgen 


Detmold 

Internisten . . l 
Chirurgen . . 1 

Praktische 
Arzte 5 

Technische 
Einriditujig 
8 Dienststellen 
mit Labor 
davon 
7 mit EKG 
6 mit Röntgen 


Paderborn 

Internisten . . 2 
Chirurgen ... 1 


Technjsdie 
Einrichtung 
2 Dienststellen 
mit Labor 
EKG 
Röntgen 


Dortmund 

Internisten . . 2 
Chirurgen ... 4 
, Neurologen . 1 
Praktische 
I Ärzte 2 


Technische 
E/nnoh/ung 
3 Dienststellen 
mit Labor 

EKG 

Röntgen 


I Recklinghausen 

I Internisten . . 3 
I Chirurgen ... 1 


Praktische 
Ärzte 3 

Tet^nische 
Einrichtung 
7 Dienststellen 
mit Labor 
EKG 
davon 

6 mit Röntgen 


Gevelsberg 
Internisten ■ ■ 1 | 


Chirurgen ... 2 

Praktische 
Ärzte 5 


Technische 
Einrichiur\g 
6 Dienststellen 
mit Labor 

EKG 

Röntgen 


Siegen 

Tniemjsten .. 1 


Chirurgen ... 1 

Praklische 
Ärzte 3 


Technische 
Einrichtung 
6 Dienststellen 
mit Labor 
Röntgen 
davon 
5 mit EKG 


2, 

> 

Z 
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Verteilung der Vertraueusäiztlldien Dienststellen 
Im Bereich der LVA Rheinland-Pfalz 


> 


SiU des LandesverlrauensaiTites 
Speyer 





?? ObeTveTtrauensaiztbezirke 


LudwigEbdEea/nh-KdD | 

Speyer 

1 

I^dau 


Pirmasens 


Kaiserslautem 


Bad Kreuznach 

1 IQte^l^slen 3 


Tniernisten 

. 2 


Inleroisten 

1 


Internisten 2 


Internisten 2 


Internisten 1 

CbiruTg I 


Chirurgen 

. 2 









Chirurg 1 



Lungenfadiarzt , . . 
Haut- Qjid Ge- 

. 1 


Lungeniacharzt . . . . 

, l 






Haut- und Ge- 



sdjleditskranlcheiten’ l 









sdilechtsk rankheilen 1 

Nichtfadiär^te 4 


Nichtlachärzle . . . . 

. 2 


Niditfacharzte 

, 2 


Nidilfadhärzte 3 


Nidhlfaciiärzte 3 


Nicbtfadiärzte 4 

Tec/iiivsdte Einrichtung 


Technische Biniichlung 


Technjsohe EJnric/i/ung 


Technische Einridilung 


Tedin/sdie Einrichtung 


Technische Einiichiung 1 

3 Dienststellen 


5 DienststeUen 



2 Dienststellen mit 



2 Dienststellen mit 


3 Dienststellen mit 


3 Dienststellen mit | 






Labors mit Folometei 


Labors mit Fotomelei 


Labors mit Fotometer 


Labors mit Fotometer i 

davon 


davon 






davon 


davon 


' davon 

1 großes chemisdies 


4 Labors mit Eölo- 






1 mit EKG, Ergometei 


1 mit EKG, Ergometer 


1 mit EKG, Ergometer 1 

und bakteriologisches 


meter, 








1 mit Röntgen 


1 mit Röntgen 

Labor, 


l kleines Labor, 










1 Labor mit Folomeler, 


1 EKG 











1 kleines Labor, EKG, 
nöntgen, Ergometer 












1 


Mainz 


Trier 


Koblenz 


Neuwied 


Bad Marieubeiii | 

Internisten 3 

Gynäkologen , . . . ^ I 
NidiUachärzte 4 

Technische Einjidiiung 

3 Dienststellen mit 
Labors mit Fotomelei 

davon 

1 mit EKG, Ergometer 


lüternisteD l 

Chirurg 1 

Nicht! acbärzte b 

Technische Einrichtung 

3 Dienststellen 

davon 

2 mit Labor mit Foto- 
meier 

i kleines Labor, EKG, 
Ergometer 


Internisten 2 

Nichtfadiärzte 6 

Ted\nisd^e Einrichtung 

S Dienststellen 

davon 

2 mit Labor mit Foto- 
meter 

3 mit kleinem Labor 

1 mit EKG, Ergometer 


Internisten 3 

Ctururg 1 

NidiUadiärzte 1 

Technisdie Einrichtung 

3 Dienstslelien mit 
Labors mit Folomeler 

davon 

1 mit EKG, Ergometer 

1 

1 

1 

1 

Internisten 4 | 

■ 

Ni(±tfacharzte 1 

Technische Blnriditung 

4 Dienststellen mit 
Labors mit Fotomeier 
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Verteilung der VertrauensärzUidien Dienststellen 
im Bereidi der LVA Oberbayem 


Sitz des LandesvertraucDsarztes 
Miindien 



Der VertrauensörztUche Dj'ensf isf in 11 Oöerverfrauen^arzfjbezjrke gegliedert, 

4 davon befinden sieh in München, die übrigen 1 verteilen sich auf die Landkreis© 


GroßdlenstsleUe München 1 


Großdlenststelle München 11 


Rosenhelm 


Ingolstadt 


München ID und IV | 

Fachärzte für 


Fachärzte für 


Padidrzfe für 


Pochärzfe für 


Fadhärzie für 

Innere Medizin S 


Innere Medizin 4 


Innere Medizin 2 j 


Innere Medizin 2 


Innere Medizin 2 

Pulmologie 1 


Psychiatrie und Neurologie 


Orthopädie 1 


Chirurgie 1 


Pulmologie l 

Psychiatrie und Neurologie 3 


(Psychosomatik) 3 


Ärzte für AJlgemeinmedizin i 


Ärzte für Allgemeinmedizin 2 


Ärzte für Allgemeinmetiizin 4 

Psychotherapie 1 


Orthopädie 2 






Ärzte für Allgemeinmedizin 

Orthopädie 4 


Gynäkologie 1 






und Dennatologie ....... 1 

Röntgenologie 2 


Ärzte für Allgemeinmedizin 2 







Anästhesie t 









Gynäkologie 1 









HNO 1 









Hautletden 1 









Ärzte für AHgemeinmedizln 1 









Nichiärztiidies Personal 


Nidrfdrz/l/dies Personal 


Nichtärztlidtes Personal 


N/chförzff/ches Personal 


Nichtärztiiches Personal 

M e d iz 1 nl s ch - lechni sdi e 


Medizinisch-technische 


Medizinisdi-technisdie 


Medizinisch-technische 


Medizin isch-ledinische 

Assistentinnen 10 


Assislenlirtnen 2 


Assistentinnen 2 


Assistentinnen 2 


Assis lentionen 2 

Arzthilfen 22 


Arzthilfen 12 


Arzthilfen 4 


Arzthilfen 6 


Arzthilfen 8 

Sonstige Hilfskräfte 4 


Sonstige Hilfskräfte 2 


Sonstige Hilfskräfte L 

I 

Sonstige Hilfskräfte 1 


Sonstige Hilfskräfte 1 

Die technische Einrichtung ist 


Die Dienststelle ist an das 


Technische Ausstattung | 

j 

Technische Ausstattung 



mit einer Polyklinik ver- 


ßasisdiagnostikum München 1 


Röntgenabteilung 


Röntgenabteilung 



gleichbar, ausgeslattet mit 


angeschlossen 


EKG / Ergometer 


EKG / Ergometer 



einem modernen Diagnostik 




Ldborausslailung vergielch- 


Laborausstattung vergleich- 



kum 




tar mit Kreis k rankenhaus 1 

1 

1 

bar mit Kreiskrankenhaus | 

1 


S/fuJtlür der Kleindienststellen 

I 35 Dienslstellen sind regionaJ in 7 ciuyeteilt. Zu jedem 

ObervertraueosarztbeiLrlt gehören 3 bis 5 Dienststellen. 

Personelle Besetzung: NJoh/ä/ztJ/c/ies Persona] 

Fadiärzte für 

Innere Medizin 4 Medizinisdi-tedinisctie Assis lenlirmen 1 

Chirurgie 3 Arzthilfen 2i 

Pulmologie * * . . 2 

* Arzte für AUgemcimnedizin 13 


<D 
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Drucksache VI/3200 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Teil A Nr. 5 

Deutscher Bundestag 3 ^ Drucksache V/4285 

5. Wahlperiode 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(19. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über 
die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle und Über Änderungen 
des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 

— Drucksache V/3983 — 

Über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle und Uber Anderun* 
gen des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 

— Drucksache V/3985 — 

A. Bericht der Abgeordneten Behrendt und Exner 
L Bericht des Abgeordneten Behrendt zum Allgemeinen Teil und zu den Artikeln 1.3 und 4 


n. Bericht des Abgeordneten Exner zu Artikel 2 


Zu Nummer 15 

Absätze 1 und 2 unverändert aus Drucksachen V/3983 
und V/3985 (wortgleich). 

Die bisherigen Vorschriften über den Vertrauensärzt- 
lichen Dienst haben zu unterschiedlichen Entwicklungen 
geführt. Das gilt Insbesondere für die Vorladung zum 
Vertrauensärztlichen Dienst zur Begutachtung der Arbeits- 
unfähigkeit. Beim Vorladungsverfahren haben sich Mo- 
delle entwickelt — der Ausschuß für Sozialpolitik be- 
urteilt das positiv — , die den behandelnden Arzt stärker 
ln die laufende Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit des 
Versicherten einbeziehen. Ein Vorteil dieses von einigen 
Kassen praktizierten sogenannten Hausarztsystems liegt 
u. o. darin, daß das Verhältnis des Vericherten zu dem 
behandelnden Arzt gestärkt und der Verirauensärztliche 
Dienst entlastet wird, und dieser sich damit stärker den 
sozialmedizinischen Problemfällen widmen kann. Die gel- 
lende Regelung hat demgegenüber den Nachteil, daß sich 
Vorladungen zum Vertrauensärzllichen Dienst in einem 
für alle Beteiligten unzuträglichen Maße häufen können. 
Es liegt somit im Interesse der Versicherten, der Ver- 
trauensärzte und der Krankenkassen, solche Fehlentwick- 
lungen zu beseitigen und für die Zukunft auszuschließen. 

Ein weiterer Grund für die Neugestaltung der Vor- 
schriften über die Einschaltung des Vertrauensärzllichen 
Dienstes liegt darin, daß der Arbeitgeber künftig das Ar- 
beitsentgelt in den ersten sechs Wochen der Krankheit 
fortzuzahlen hat. Der Arbeitgeber muß hierbei die Ge- 
währ haben, daß die Arbeitsunfähigkeit bei begründetem 
Zweifel nachgeprüft wird. Es soll daher gesetzlich be- 
stimmt werden, wann die Krankenkasse die Begutachtung 


der Arbeitsunfähigkeit durch den Vertrauensärzllichen 
Dienst zu veranlassen hat. Durch die Neufassung des ^ 369 b 
Abs, 1 RVO soll vor allem die sozialmedizinische Aufgaben- 
stellung des Vertrauensärzllichen Dienstes betont und deut- 
lich gemacht werden, daß dem Vertrau ensärztlichen Dienst 
eine Leitiunktion bei Rehabilitationsmaßnahmen zukommt 
Hinsichtlich des Hausarzlsystems soll eine Weiterentwick- 
lung ermöglicht werden. Der Ausschuß für Sozialpolitik 
ist der Auffassung, daß künftig möglichst nur gezielte 
Vorladungen, aber keine Massenvorladungen vorgenom- 
men werden sollen. Lediglich allgemeine Zweifel an der 
Arbeitsunfähigkeit reichen für die Vorladung zum Ver- 
trauensärzUichen Dienst nicht aus. Die Zweifel müssen 
konkret begründet sein, sei es in medizinischer, sei es in 
sonstiger tatsächlicher Hinicht. 

§ 369 b Abs. 3 RVO sieht vor, daß der Arbeitgeber 
Kenntnis von dem Ergebnis der vertrauensärzllichen Be- 
gutachtung erhält, wenn das Gutachten des Vertrauens- 
arztes mit dem Untcrsuchungsergebnis auf der Bescheini- 
gung des behandelnden Arztes nicht Obereinstimmt. Der 
Ausschuß für Sozialpolitik hat durch eine entsprechende 
Einfügimg kiargestellt, daß eine Unterrichtung des Arbeit- 
gebers nur solange erfolgt, als Arbeitsentgelt fortzuzahlen 
ist. 

Die neuen Vorschriften über den Vertrau ensärztlichen 
Dienst sind von fast allen Sachverständigen gutgeheißen 
worden. Der Ausschuß für Sozialpolitik teilt i^cht die 
Befürchtungen der Arbeitgeber, daß eine zuverlässige 
Kontrolle der Arbeitsunfähigkeit nicht mehr gewährleistet 
sei. Der Ausschuß ist Lm Gegenteil der Auffassung, daß 
mit dieser Neuregelung ein besseres Zusammenwirken 
von Kassenärzten, Vertrauensärzten, Versicherten, Arbeit- 
gebern und Krankenkassen erreicht wird. 
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ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR GEMEINSCHAFTSAUFGABEN 
DER KRANKENVERSICHERUNG, ESSEN 


Betr.: Anwendung des § 369 b RVO In der vom 1. Januar 1970 an geltenden Fassung 
Rundschreiben vom 4. Dezember 1969 


t. Rechtsgrundlage 

Durch das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeits- 
entgelta im Krankheitsfälle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen K ranke nv er sldierung vont 27. Juli 
1969 (BGBl I S, 94G) ist 5 369 b RVO grundlegend 
umgeslnltct worden. Dem Sinn und Zweck der neu- 
geroBten Vorschrift entsprediend wird angeslrebt, durch 
dieses Rundschreiben zu einem für alle Träger der gesetz- 
lichen Krankenvejsidiemng gleidiförniigen und einheit- 
lichen Verfahren bei der Inansprüdmahme des Ver- 
irauensärzUicfaen Dienstes zu gelangen. 

LI. Kachprüfung der Verordnungen 

Nach § 369 b Abs, I Nl l RVO sind die Krankenkassen 
verpfUchleL, 

die Verordnung von Versichemngsleistungen in den 
erforderlichen Fallen durdi einen Arzt (Vertrauens* 
arzt) 

rechUcitig nathprüfen zu lassen. 

Mil dieser Verordnung isl die ln § 368 Abs. 2 Satz 2 RVO 
erwähnte «Verordnung von Arznei, HeilmiUeln und 
Krankenhauspflege“, nicht dagegen die Besdieinigung 
von Arbeitfiunfählgkell gemeint; letztere Ist Gegenstand 
der Regelung des 5 369 h Abs. 1 Nr. 2 RVO. HinsicbUith 
der Überprüfung der Verordnung von Versidberungslel- 
stungen bringt die Neufassung des § 369 b Abs. t Nr, 1 
RVO keine sachljchen Abweichungen vom bisherigen 
RedhL Mithin braucht das hierfür gellende Verfahren 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht geändert zu werden. 
Es ist vorgesehen,, RidiUtnicn für die Begutadilung der 
Nolwcndigkeit von Krankenhauspflege {einschließ lieh 
Kraiikenhüusbegehungeii) aufzustellen. 

1.2- Begutachtung der Arbeit snnffihlgkeii 

Der 5 36D b Abs. 1 Nr. 2 RVO verpflichtet die Kranken* 
kassen, eine Begutachtung der Arbeftsunfähigkeit durch 
einen Vertrauensarzt zu veranlassen, wenn dies 

a) zur Sicherung des Heilerfolges oder 

b) zur Beseitigung von begründeten Z weile ln an der 
Arbeitsunfähigkeit 

erforderlich erscheint. 

Diese Verpflichtung besteht auch in der Zeit, für die der 
Arbeitgeber das Entgelt weiterzuzahlen hat. Eine ver- 
trauensärztliche Begutachtung kann nur durch die Kran* 
kenkasse veranlaß L werden, bei der der Arbeitsunfähige 
versichert ist. 


2, Empfehlung der Sozialpartner vom 6, November 1969 

Zur Auslegung und Anwendung des § 369 b Abs. 1 Nr. 2 
RVO haben 

der Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes 

und 

die Buntfesvereinlgung der Deutschen Arbeitgeber* 
verbände 

mit Schreiben vom 6. November 1969 an die Spitzenver* 
bande der Krankenkassen eine gemeinsame »Empfehiung 
für ein neues Auswahlverfahrea zum Vertrauensärztli- 
chen Dienst“ bekanntgogeben, Si© bat folgenden Wort* 
laut: 

pMil Inkrafttreten des Lohnforlzahlungsgesetzes am 
1. Januar 1970 ändert sich auch die Aufgabenslellung des 
Vertrauensärzllicheii Dienstes. Auf Grund der Neufas- 
sung des I 369 b RVO sind alle Kassen verpflithtel, itn 
Falle der Arbeitsunfähigkeit eine Begutachtung durch 
einen Verlrauensarzt zu veranJasserii wenn es zur Siche- 
rung des Heilerfolges, Lnsfaesondere zur Einleitung von 
Maßnahmen der Sozialleistungsträger für die Wiederher* 
Stellung der Arbeitslähigkeit, oder zur Beseiligung von 
begründeten Zweifeln an der Aiheltsunfähigkeil erfor- 
derlich erscheint. 

Der Gesetzgeber hat sich bei der Neufassung des § 369 h 
RVO erkennbar von dem in einigen Kassen bereichen 
praktizierten «Hausarztsystem“ leiten lassen mit dem 
Ziel, den behandelnden Arzt stärker in die Verantwor* 
tung nicht nur für die Verordnung der Arbeitsunfähigkeit, 
sondern auch für ihre zeitÜdie Bemessung zu stellen und 
damit den Vertrauensarzt liehen Dienst mehr als bisher 
in die Bozialmedizinisdi© Begutadilung ei ozusch alten, 

Ein weiterer Grund für die NeugestaUung der Vorsduif- 
len über die Einschaltung des Vertrauensärztlichen Dien- 
stes liegt in der Umgestaltung der wktsdiaftlichen Siche- 
rung der Arbeiler im Krankheitsfalie, Die Beteiliglen 
sollen die Gewähr haben, daß die Arbeitsimfähigkeit bei 
begründeten Zweifeln nadigeprüft wird. 

Seiner Auigabensleilting kann der Vertrauen särztiiehe 
Dienst nur gerecht weiden, wenn an Stelle von Massen* 
Vorladungen ein geeignetes Verfahren tritt, das die ge- 
zielte und eingehende Untersuchung des einzelnen Vei- i 
sicherten ermöglicht. Die Zahl der Begutachtungen bat im 
Verhältnis zur Kapazität des Vertrauensärztlidien Dien- 
stes zu stehen. Deshalb ist der Veiirauensärzt liehe Dienst 
medizinisch-technisch und personell so auszustatten, daß 
er semer Aufgabe geredit werden kann. 

Um die im Interesse aller Beteiligten liegende gleich- 
mäßige Auslegung und Anwendung des neuen Rediies 
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zu gewährleisten, schlagen die Sozielparlncr den Kran- 
kenkassen vor, sich bei der Auswahl zur vertrauens- 
ärzlUchen Begutadilung nach § 369 b RVO nach folgenden 
Kriterien zu richten: 

1. Eine vertrauensarztliche Begutachtung erscheint auf 
Grund der ersten Arbeitsunfahigkeitsbescheinigung des 
behandelnden Arztes in der Regel nicht angezeigl; das 
gilt Insbesondere, wenn die nach § 3 LFZG oder sonstigen 
Bestimmungen der Krankenkasse vorzulegende Arbeits- 
unfahigkei tsbescheinigung 

t. eine eindeutige bzw. problemlose Diagnose sowie 
einen klaren Befundbericht enthält und die verordn 
nete Dauer der Arbeitsunfähigkeit nach den Erkennt- 
nissen der medizinischen Wissenschaft mit diesen 
Angaben in Einklang steht, 

2. eine Diagnose zwar noch nicht möglich oder unge- 
sichert ist. sich jedoch aus dem vorläufigen Befunü- 
bericht ergibt, daß weitere diagnostische Maßnahmen 
eingeleitel sind und die vorläufige zeitliche Begren- 
zung der Arbeitsunfähigkeit dem entspricht, also ln 
der Regel auf wenige Tage begrenzt ist. 

II. Demgegenüber erscheint eine vertrauensärzUiche Be- 
gutachtung im Interesse aller Beteiligten angezeigt, 

1. zur Sicherung des Heilerfolges, insbesondere aus 
sozialmedizinischcn Gründen (z. B. bei häufiger 
Arbeitsunfähigkeit mit unspezifischen Erkrankungen 
oder zur Einleitung geeigneter Rehabilitationsmaß- 
nahmen), 

2. wenn die nach § 3 LFZG oder sonstigen Bestimmungen 
der Krankenkasse vorzulegende Arbeitsunfähigkeils- 
bescheinigung eine unklar gehaltene Diagnose enthält 
oder der Befundbericht fehlt oder unzureichend ist, 

3. ln allen sonstigen Fällen, ln denen Zweifel tatsäch- 
licher Art an der Arbeitsunfähigkeit begründet sind. 

Eine gleichmäßige, sachgerechte Begutachtung der 
ATbeitsimfähigkeit nach diesen Grundsätzen macht eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zwisdien den Kranken- 
kassen und dem Vertrauensärzllldien Dienst erforderlich, 
auf dessen sachverständigen Rat die Kassen nicht ver- 
zichten sollten. Sie setzt weiterhin die Vereinbarung 
einer sachgeredit gestalteten Arbeitsunfähigkeitsbesdiei- 
nigung zwischen den Spitzenverbänden der Krankenkas- 
sen und der Arzte voraus. 

Die Sozialpartner erwarten, daß die behandelnden ÄJZte 
ihrer gesetzlidien Verantwortung entsprechend die Be- 
scheinigung der Arbeitsunfähigkeit und die Erstellung 
des Befundberichtes gewissenhaft vornehmen." 


ERLÄUTERUNGEN ZUR EMPFEHLUNG DER SOZIAL- 
PARTNER 

3. Verfahren bei der Auswahl zur vertrauensärztlichen 
Begutachtung 

3.1. A llgemeines 

§ 369 b Abs. l Nr. 2 RVO legt die Verpflichtung, beim 
Vorliegen bestimmter Tatbestände eine verlrauensärzt- 
liche Begutachtung zu vcranlasscm, ausschließlich der 
Krankenkasse auf. Die gleichmäßige und sachgerechte 
Auswahl für eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit 
setzt eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
Krankenkasse, behandelndem Arzt und Verlrauensärzt- 
llchem Dienst voraus. Die Krankenkasse sollte deshalb 
eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit im allgemeinen 
nach Beratung mit dem Vertrauensärztlichen Dienst ver- 
anlassen. Wird die Begutachtung vom behandelnden Arzt 


angeregt, so ist eine zusätzlidie Abstimmung mit dem 
Vertrauensärztlichen Diemst nicht erforderlich. Dies gilt 
auch für den Fall, daß der Krankenkasse über das Ver- 
halten des Versicherten Tatsachen bekannt werden, die 
eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit durch den Ver- 
trauensärzlUchen Dienst angezeigt erscheinen lassen 
(etwa dann, wenn ein Arbeitnehmer durch sein Verhallen 
die «Zweifel“ selbst «begründet" hat), 

3.2- Auswertung der Arbeitsunfähig- 
keit s b e s c h e i n i g u n g e n durch die 
Krankenkasse 

3.2.1. AUgemeines 

Die Vertrauensärzte sollen sich der geänderten Aufgaben- 
gestallung entsprechend auf gezielte und eingehende Be- 
gutachtungen der Arbeitsunfähigkeit einzelner Versicher- 
ter konzentrieren. Dem sollte dadurch Rechnung getragen 
werden, daß die Krankenkassen die Arbeltsunfähigkeits- 
bcscheinigungen daraufhin prüfen, ob bereits aus ihrer 
Kenntnis von einer vertrauensärztlichen Begutachtung 
abgesehen werden kann. Dabei sollten die Krankenkas- 
sen einheitlich im Sinne der Empfehlung der Sozial- 
partner verfahren. Um dies sicherzustellen, ist es ange- 
zeigt, folgende Grundsätze zu berücksichtigen: 

3.2.2. Auswahl unter dem Gesichtspunkt der «begru/ide- 
ten Zweiter 

3.2.2. 1. Erstbescheinigungen 

Eine Begutachtung der Arbeitsunfähigkeit Ist im allge- 
meinen nicht notwendig. 

^ wenn die Bescheinigung «eine eindeutige bzw. pro- 
blemlose Diagnose sowie einen klaren Befundbericht ent- 
hält und die verordnete Dauer der Arbeitsunfähigkeit nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft mit 
diesen Angaben in Einklang sieht* (vgl. Abschnitt I 1 der 
Empfehlung der Sozialpartner), 

♦ wenn die Arbeltsunfähigkeltsbescheinigung aus- 
nahmsweise keine Angaben über den Befund enthält, sidh 
dieser aber zweifelsfrei aus der Diagnose entnehmen läßt 
oder sich aus ihr ergibt, daß es für die Beurteilung, ob 
die angegebene voraussidhtliche Dauer der Arbeitsunfä- 
higkeit angemessen Ist, eines Befundberichtes nicht unbe- 
dingt bedarf. 

♦ wenn «eine Diagnose zwar noch nicht möglich oder 
ungesichert ist, sich jedoch aus dem vorläufigen Befund- 
bericht ergibt, daß weitere diagnostische Maßnahmen ein- 
geleitel sind und die vorläufige zeitliche Begrenzung der 
Arbeitsunfähigkeit dem entspricht, also in der Regel auf 
wenige Tage begrenzt ist“ (vgl. Abschnitt I 2 der Empfeh- 
lung der Sozialpartner); als Begrenzung «auf wenige 
Tage“ kann ein Zeitraum bis zu sieben Kalendertagen 
angesehen werden. 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, bedarf es auch keiner 
Vorlage der Arbcilsunfähigkei tsbescheinigung beim Ver- 
trauensarzt liehen Dienst. 

Eine vertrauensärzUiche Begutachtung erscheint jedoch 
angezcigt, 

wenn die nach § 3 LFZG oder sonstigen Bestimmun- 
gen der Krankenkasse vorzulegende Arbeilsunfähig- 
keitsbescheinigung eine unklare Diagnose enthält oder 
der Befundberlchl fehlt oder unzureichend ist oder In 
allen sonstigen Fällen, ln denen Zweifel tatsächlicher 
Art an der Arbeitsunfähigkeit begründet sind (vgl 
Abschnitt II 2 und 3 der Empfehlung der Sozial- 
partner), 
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Die Hntsdieidung darüber, ob nach den vorstehenden 
Ausführungen von einer Vorlage der Arbeitsunfähig' 
kcilsbescheinigungen beim VerlrauensäreÜidien Dienst 
abgesehen werden kann, hat die Krankenkasse anhand 
der allgemeinen Erfahrungsgrundsätze. insbesondere über 
die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit, sowie 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung ihrer Unterlagen 
über frühere Erkrankungen vorzunehmen. Den Kranken- 
kassen wird nahegelegt, die Ergebnisse der veranlaßten 
Begutachtungen sorgfältig auszuwerten, um dadurch ihre 
Erfahrungsgrundsätze ständig überprüfen zu können. 
Auch sollten sie ln ständiger Verbindung mit dem Ver- 
traucnsärzt liehen Dienst stehen und dessen Erfahrungen 
laufend mit berücksichtigen. 

3.2-2.2. Folgebescheinigungen 

Bei Folgebescheinigungcn sollte die Krankenkasse mit 
dem Vertrauensärz Hieben Dienst darüber beraten, ob eine 
Verlängerung der Arbeitsunfähigkeitsdauer angezeigt ist, 
es sei denn, daß die Zeit der — erstmaligen — Verlänge- 
rung so kurz ist, daß sich schon aus diesem Grunde eine 
Begutachtung erübrigen würde. Haben sich Inzwischen die 
Diagnose uncl^oder der Befund wesentlich geändert (z, B. 
bei Hinzutritt einer neuer Krankheit), so gellen die 
Grundsätze über das Verfahren bol der Hrstbescheinigung 
(3.2.2 1) entsprechend. 

3.2.3. Auswahl unter dem Gesjchfspunkt ^SJeherung des 
Heiieriolges* 

Darüber hinaus sollte der VerlrauensärztUche Dienst aber 
dann eingeschaltet werden, wenn sich wesentliche An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß besondere Maßnahmen 
zur Sicherung des Heilerfolges notwendig sein können 
(z. B. häufige Arbeitsunfähigkeit bei ungesicherter Dia- 
gnose oder wegen chronischer Krankheiten), Eine Vor- 
lage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung unter dem 
Gesichtspunkt der Begutachtung zur Sicherung des Heil- 
erfolges wird dann nicht notwendig sein, wenn eine ent- 
sprechende medizinische oder berufliche Rehabilitations- 
maßnahme bereits beantragt oder vorgesehen ist. 
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3.3, Benachrichtigung des behandelnden 
Arztes bei unvollständig ausgefüll- 
lon Arbellsunfähigkeltsbescheinl- 
g u n g e n 

Ist eine Beurteilung im Sinne der Empfehlung der Sozial- 
partner nicht möglich, weil die Ar bei ts unfähig keitabe- 
scheinigung vom behandelnden Arzt nicht vollständig 
aiisgefüllt worden ist (z. B. Fehlen der Diagnose, des 
Befundes oder der voraussichtlichen Arbeilsunfähigkeits- 
dauer), sollte die Krankenkasse eine Ergänzung der An- 
gaben durch den Arzt veranlassen und dann die Not- 
wendigkeit einer Begutachtung prüfen. 

3.4. Zusammenwirken von Krankenkasse 
und Vertrauensärztlichem Dienst 

Erscheint der Krankenkasse die Notwendigkeit einer Ver- 
trauens ärztlichen Begutachtung ratsam, wird cs nach Lage 
des Falles zweckmäßig sein, dem Vertrauensarzt Einblick 
in die Mitglieder- und Leistungskarte und, wenn cs nach 
der Art der Krankheit anqezeigt ist, in vorhandene 
Berichte über Krankenhausbehandlungen sowie medizini- 
sche oder berufliche Rehabilitationsmaßnahmen zu ge- 
währen. 

In welcher Form sich dieses Zusammenwirken zu voll- 
ziehen hat, ist von den örtlichen Gegebenheiten abhängig. 
Die Krankenkasse wird den Vertrauensärztlichen Dienst 
bitten, die ArbeitsunfÖhigkeitsbescheinigungen und son- 
stigen Unterlagen bei ihr einzusehen, oder sie legt die 
ßcscheingungen und ihre Unterlagen in kürzeren Zeit- 
abständen zur Beurteilung der Notwendigkeit einer Be- 
gutachtung dem Vertrauensärztlichen Dienst vor, oder sie 
trifft zweckentsprechende andere Regelungen mit dem 
Vertrauensärzt liehen Dienst. 

Der Vertrauensärztliche Dienst wird erfordeihchenfalls 
mH dem behandelnden Arzt Kontakt aufnehmen und der 
Krankenkasse diejenigen Arbeitsunfähigen benennen, bei 
denen nach seiner Auffassung aus einem der in § 369 b 
Abs. I Nr. 2 RVO genannten Gründe eine verlrauensärzt- 
liche Begutachtung angezeigt erscheint. Hierbei soll der 
Vertrauensärztliche Dienst die Empfehlung der Sozial- 
partner beachten. 


Ergänzung vom 23. Juni 1971 


L Sowohl die Empfehlung der Sozialpartner vom 6. No- 
vember 19G9 als auch das Rundschreiben der Arbeits- 
gemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der Kranken- 
versicherung vom 4. Dezember 1969 sind davon aus- 
gegangen, daß beide Dokumente der Praxis aus- 
reichende Anhaltspunkte für eine reibungslose Zu- 
sammenarbeit zwischen 

der praktizierenden Ärzteschait, 
den Krankenkassen und 

dem Vertrauensärztlichen Dienst 
geben. 

Eine mehr als einjährige Erfahrung zeigt aber, daß 
diese Erwartung nicht überall eingetreten ist. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Gemein- 
schaflsaufgabenderKrankenversiche- 
rung sieht nach wie vor beide Empfeh- 
lungen als Grundlage für diese Zusam- 
menarbeit an. 


II. Die in Erscheinung getretenen Mängel lassen sich wie 

folgt umschreiben: 

1. Eine Anzahl von praktizierenden Ärzten erfüllt 
den mit Wirkung vom 1. Januar 1970 ergänzten 
Bundesmantelvertxag nur unzureichend. 

Die Ausfüllung der Bescheinigungen nach der am 
14. November 1969 abgeschlossenen Vordruck- 
vereinbarung entspricht nicht dem Bundesmantel- 
vertrag. 

2. Einige Krankenkassen beachten das Rundschreiben 
der Arbeitsgemeinschaft vom 4. Dezember 1969 
nicht und verhalten sich nach wie vor passiv; sie 
werden erst dann aktiv, wenn Leistungen, insbe- 
sondere Barleistungen der Krankenversicherung, 
zu gewähren sind, dann aber in jedem Falle. 

3. Verschiedene Krankenkassen lehnen es sogar ab, 
dem Verlrauensärztlichen Dienst Unterlagenmate- 
rial (siehe Ziffer 3.4 des Rundschreibens der Ar- 
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beitsgemeinsdjdft vom 4. Dezember 1969) zur Ver- 
fügung zu stellen. 

4 . Einige Vertrauensärzte haben den Sinn der neuen 
sozidlmediziniscben Aufgabenstellung nodh nicht 
voll erfaßt; sie begreifen sich noch immer in der 
Kon trollfunk tion oder werden ausschließlich zur 
Sicherung des Heilerfolges tätig. 

Diese Vertrauensärzte haben keinerlei Kontakt 
zu den Krankenkassen ihres Dienstbereiches; sie 
bearbeiten lediglich die Unterlagen, die ihnen von 
den Krankenkassen zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

5. Eine verhältnismäßig große Zahl von Kranken- 
kassen und Vertrauensärzten haben vereinbart, 
etwa einmal monatlich die angefallcnen Unter- 
lagen durchzusprechen. Aus einem solchen Verfah- 
ren ist kein vernünftiges Ergebnis zu erwarten. 

Durch diese und andere Unzulänglichkeiten sind fol- 
gende Tatbestände zu verzeichnen: 

t. In den Fällen, in denen dem Vertrauensärztlichen 
Dienst Versicherte vorgestellt werden, bei denen 
das Bestehen oder Nichtbestehen von Arbeits- 
unfähigkeit beurteilt werden soll, verfahren 
manche Krankenkassen zu einseitig. Versicherte, 
bei denen Begutachtungen zur Sicherung des Heil- 
erfolges vorgenommen werden könnten oder bei 
denen begründete Zweifel an der Arbeitsunfähig- 
keit bestehen, erhält der Vertrauensärztliche 
Dienst nicht zugeführl. 

2. Der Vertrauensärztlichc Dienst bekommt diese 
Fälle in der Hauptsache aber auch erst um den 
42. Tag der Arbeitsunfähigkeit herum vorgelegt. 

3. Der Vertrauensärzlliche Dienst wird bei der Aus- 
wahl der zu Begutachenden überhaupt nicht oder 
viel zu spät zur Beratung herangezogen. 

4. Dem Vertrauensarzt wird zugemulei, fehlerhaftes 

Verhalten der praktizierenden Ärzteschaft durch 
Kontrolle zu bereinigen, insbesondere, wenn die 
Entscheidung über Arbeitsunfähigkeit dem Ver- 
trauensarzt zugeschoben wird. • 

5. In verschiedenen Fällen erfolgen durch Kranken- 
kassen Massenvorladungen alter Art zum Ver- 
trauensärzUichen Dienst einfach deswegen, weil 
mehrere Ärzte an einem Ort ständig unklare Dia- 
gnosen aufzeichncn bei gleichzeitiger unzureichen- 
der Befundangabe oder völligem Fehlen von Be- 
fundangaben. 

Diese Krankenkassen sehen keine Notwendigkeit, 

2 . B. die Kassenärztliche Vereinigung mit entspre- 
chendem Material zu versorgen und um Einhal- 
tung des Bundesmantelvertrages besorgt zu sein. 

Ein sinnvoller Einsatz der Vertrauensärzte war 
dadurch ausgeschlossen. Die Quote der nicht zur 
Untersuchung Erschienenen war hoch; ein Teil der 
zur Untersuchung und Begutachtung Erschienenen 
mußte auf einen anderen Tag umbestelU werden. 
Die negativen Erfahrungen aller All waren unaus- 
bleiblich. 


III. In Auswertung der bisherigen Erfahrungen und mit 
Blick auf die sozialmedizinische Aufgabe des Ver- 
trauensärztlichen Dienstes wird in Ergänzung zu dem 
Rundschreiben der Arbeilsgemeinschafl vom 4. De- 
zember 1969 folgende zusätzliche Empfehlung ge- 
geben: 

1. Die Krankenkassen sollten erfahrene Angestellte 
mit der regelmäßigen Sichtung und Bearbeitung 
der Arbeilsunfählgkeitsbescheinigungen beauf- 
tragen. 

Bevorzugt sollte auf vollständige Ausfüllung der 
Arbeilsunfähigkeltsbescheinigungen — für die die 
Kretnkenkassen ein gesondertes Honorar zahlen — 
geachtet werden. 

2. Wenn trotz klärendem Gespräch mit den betroffe- 
nen Ärzten die Abstellung von Mängeln nicht er- 
folgt, sollten unbeschadet der Ziffer 3.2.2.1 des 
Rundschreibens der Arbeitsgemeinschaft vom 
4. Dezember 1969 die Vertreter der Kassenarzt- 
liehen Vereinigung unter Beifügung entsprechen- 
den Materials gezielt angesprochen werden. 

Gegebenenfalls sollten die örtlichen Gewerkschaf- 
ten und der Arbeitgeberverband mit eingeschaltet 
werden. 

3. Die Krankenkassen sollten Vorsorge treffen, daß 
ihre Unterlagen laufend daraufhin überprüft wer- 
den, ob Versicherte wiederholt arbeitsunfähig 
waren oder ein chronischer Krankheilsverlauf ein- 
gelreten ist (siehe 21iffer 3.2.3 des Rundschreibens 
der Arbeitsgemeinschaft vom 4. Dezember 1969), 
Zur Beratung über weilergehende Maßnahmen 
sollte der Vertrauensärzlliche Dienst hinzugezo- 
gen werden. 

4. Die Krankenkassen und die Vertrauensärzte soll- 
ten Vereinbarungen treffen, in kurzen zeitlichen 
Abständen das bei der Krankenkasse anfallende 
Material durchzusehen (siehe Ziffer 3.4 des Rund- 
schreibens der Arbeitsgemeinschaft vom 4. Dezem- 
ber 1969). 

5. Ohne Beratung durch den Vertrauensarzt sollten 
Einladungen zur Untersuchung und Begutachtung 
nur in Ausnahmefällen bzw. nach telefonischer Ab- 
stimmung erfolgen (Ziffer 3.2.2. 1 des Rundschrei- 
bens der Arbeitsgemeinschaft vom 4. Dezember 
1969). 

6. Anregungen der praktizierenden Ärzteschaft zur 
Vorstellung beim Vertrauensarzt sollte nachgegan- 
gen werden. Das darf nicht dazu führen, daß die 
notwendige Entscheidung des behandelnden Arztes 
durch die Begutachtung des Vertrauensarztes er- 
setzt werden soll. 

7. Die Vertrauensärzte haben den besten Überblick 
in ihren Bereichen und sollten daher der Motor 
zu einer gezielten Zusammenarbeit sein und von 
sich aus das nötige Gespräch suchen und Vor- 
schläge zu einer sinnvollen Zusammenarbeit 
machen. 
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§12 Bundesmantelvertrag-Ärzte 


(1) Die Besehe inigiJiig über die Arbeitsunfähigkeit 
und ihre voraussiditlidie Dauer erfordert im Hin* 
blidt auf ihre Bedeutung besondere Sorgfalt; deshalb 
darf die Arbeitsunfähigkeit nur auf Grund einer 
ärztlidien Untersuchung bescheinigt werden, 

(2) Die Besdieinigung soll auf den dafür vorge- 
sehenen Vordrude erfolgen. Eine Durdisdirift der 
Bescheinigung (Muster 1 c) soll der Arzt 12 Monate 
lang aufbewahren 

(3) Die Arbeitsunfähigkeit soll für eine vor der 
ersten Inansprudinahme des Arztes liegende Zeit 
grundsätzlidi nicht bescheinigt werden. Eine Rück- 
datierung des Beginns der Arbeitsunfähigkeit auf 
einen vor dem Behandlungsbeginn liegenden Tag 
ist nur ausnahmsweise und nur nach gewissenhafter 
Prüfung und in der Regel nur bis zu zwei Tagen 
zulässig. Im weiteren Verlauf der Krankheit soll die 
Arbeitsunfähigkeit zum Zwedee der Erlangung von 
Krankengeld in der Regel nicht für einen mehr als 
sieben Tage zurückliegenden Zeitraum und nicht für 
mehr als zwei Tage im voraus bescheinigt werden. 

(4) Zum Zwecke der Erlangung von Krankengeld 
ist die Bescheinigung übet die letzte Arbeitsuniä- 
higkeilspehode dann zu versagen^ wenn der Kranke 
entgegen ärztlicher Anordnung ohne triftigen Grund 


länger als eine Woche nicht zur Behandlung gekom- 
men ist und er bei der Untersuch ung arbeitsfähig be- 
funden wird. In diesem Fall darf lediglich die Ar- 
beitsfähigkeit ohne den Tag ihres Wiedereintritts 
bescheinigt werden; zusätzlich ist der vorletzte Be- 
händ Lungs tag anzugeben, 

(5) Der Kassenarzt erteilt dem Vertrauensärzt- 
liehen Dienst diejenigen Auskünfte, die dieser zur 
Durchführung seiner gesetzlichen Aufgaben (§ 369 b 
Abs. 1 RVO) benötigt Die Parteien des ßundesman- 
tel Vertrages behalten sich vor, für die Auskunft- 
erteilung Vordrucke zu vereinbaren. 

(6) Das Gutachten des Vertrauensarztes ist vor- 
behaitlich der Bestimmung in Absatz 7 verbindlidL 

(7) Bestehen zwischen dem Kassenarzt und dem 
Vertrauensärztlidien Dienst über das Vorliegen von 
Arbeitsunfähigkeit oder in anderer Hinsicht Mei- 
nungsverschiedenheiten, so soll der Kassenarzt unter 
Darlegung seiner Gründe die Krankenkasse unter- 
richten. die das Weitere veranlaßt. Der Kassenarzt 
kann die Entscheidung durch ein Obergulachten be- 
antragen. Wenn das Vorliegen von Arbeitsunfähig- 
keit durch einen Facharzt bescheLnigt wird, soll für 
das Obergutachten ein Arzt desselben Fachgebietes 
tätig werden. 
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8 gung Ober die Arbensunflhtglieit nit Angaben Obe« den Befund eoene 
^ die vorauaaKddllche Oauof det Arbeltaunflblgkell überaandt 


Feetgeetelll am: 


(Arztatempel) (ÜnterMftfifl 'dei Anteaj* 

Muster te (Aueferttgung fOr den Artoeltgebert 
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Teil i 


AOK I LKTC I EKK | [ VtfAK | AEV [ 


dea Vftraleftaittnt 




(htsftin de» VejfldHi4rtin]i |VornamsI tgdb am| 


Befund: , _„.... .. . . _ 





(ArtjöVtgeber / 



ArbettBunfShlgkettsbescheinlgung 

für djfl KmnkcnlKisu 


BfirufaliraiikNn 




Arb«ll3ur>fahlg tdM 


Sdnatlgef ilrilall. aonatlfi UnrAMtdlgm; j 1 

SfhiAdemt 1 1 

Vonusilchttlch orbdtsunltlilg 
biVfitn«£hMdaJtcb 


1 

1 Ver^ußuncisritden - .x. . 1 1 


durch Ül9 Krill kfiokws Mir irfCKidflrlläi o«hqIl«r} 
Kut, Hillwortnfinn. VID}: 


FssigesleiH siw. 


(Uritsfichrin das ArzlsSj 
Mimsf Ib (AusfHliounj] VOr dt» Krartkenkffiia) 


lAmairnipasj 


*} ZuUQllefid« bitti Buluf^ujftn 



Diqgnoi 


Befund: 


Arbeltsunlähigkeftsbeschemigung 

Durchschlag fdi len Airt 


Arbet tsunTAi i . A rbe LtiunTa Pi ralgen« 
Bsfuisxrankneii 


AitwiUwfiTihia s*tt 
VoruuHM^UPO) ■rbälUunldrilg 


Jlgm Durdigangter^ t _ | 

ScinslPgar UnFnll. lOnsiPfie LlnfitlfQlgfln, j | 

ScftP*e®f<" l I 

Versorgungitikiert 1 1 

E* «P/d dJ« ElfiiediLiri® tolgeedsr bs^ünd^mi MA 0 n(ihrn»n 
durctk diu KTAnPEunk^sse Fiüi erlcrrderlPtih gehalten {i.B. BadS' 
kur. Hsiivirtanrirv, VAOa- 


Fealgastelll am 


tUrrtendhrlFI das Aizfesj 


Pulusiqr ec (Austen igung PUr den Aritf 


*) ZutrsBendfft d^Tf« ankreuiin 


Nr. 8 
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o 


Betriebskrankenkasse 

der 

FELDMDHLE AKTIENGESELLSCHAFT 


O 

Zahlstelle; ^ den 


Briefdrucksache 


Herr, Frou, Fräulein 

geb. am : . _ 


arb.-unf. seit 
Rentenbezug; BU,EU,Kß 
stotionöre Behondlung 


vom: 

bis: 

in: 


Sehr geehrtes Mitgliedl 

Folh Sie über den angegebenen Untersudiungslermin hinous noch orbeitsunfohig sind, bihen 
wir SiCi sich bei der Vertrauensärrtlidien Dienststelle za einer Untersuchung vorzustellen. 

Vorher sudien Sie bitte mit dieser Einlodung, dem beigefügten Umschlog und dem Kronken- 
geld-Auszahlungssdiein, Ihren behandelnden Arzt auf. 

Laßt Ihr Gesundheitszustand das Erscheinen nicht zu^ bitten wir Sie, die von Ihrem Arzt ous- 
gefüllte Vorladung sofort on uns zurückzusenden. 

In Ihrem Interesse weisen wir Sie darauf hin, daß bei unberechtigtem Fernbleiben oder un- 
pünktlichem Erscheinen das Kronkengeld versagt wird. 


Ihr Untersuch ungstermin 


am., _..um _Uhr 

in der 

Vertrouentontlidien DtensHtelU 


Hochachtungsvoll 


6KK 

FeldmDhIe A. G. 


lUnlertohrJtO 


Der behofldcünde Ar^v^lid ^^eten, den nachstehenden ßerichtsvordruck ouszufüDeri 
und fiönrgen-, Lobor- und fodiorzttiche Befunde sowie Kronkenhausberichte etc, dem 
Verlrouensäfitlichen Dienst zur Verfügung zu stellen. 

Dieser Vordruck ist dann nicht auszufüllen, wenn spölestens am Toge der vertrouens- ” 

ärztlichen Begutachtung die Arbeitsunfähigkeit beendet ist. 


Beridtt für den Verfrauensärztlidien Dienst 

(Auskunft gern. § 12 Abs. A ßundesmontelvertrog) 


Doium 


der fetzten Berotung 
des letzten Besuches 


DJognOse : 


19. 


Befunde; 


Besondere Hinweise {ggL auch Vorschlog für ein Heilverfohren oder dgl.): 


Porient/PoNentin konn den Vertrouensorzt nicht ouHuchen, weil 


VerJrouensärztiiche SegutachJung ist voroussichllich noch Togen/Wodien möglich. 

Arbeitsföhig/Voraussichtlich orbeitsfähig ob: 

Röntgenbefund y EKG-Befund /fachorztlicher Befund /Krankenhousbericht/ 

..ist /sind mit der Bitte um Rückgabe beigefügl. 


Bemerkungen: 


Ausgestellt am:.. 


( KoK$«nc] iztilampAl) 


. 'O 

UntQrtd>rin dm Kf»f4nor£)eä oa 
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Starmcr (ETlatzhaffe 


den 

Poaflacfl 

l^Qrngprvchar 

Mllgl.-Hr. 

AbL OikU 

(83 ua angeban) 

Ihr Sach bearbfl Hfl r 


geb. am 

Faxn.-Sland 

[ 1 Ifldifl Q] verh. Q gesch. □ vsnw. 

Arl>elt»jniaHlg »it 

Nomfl und Wohnon d«? behandainclen Ajzih 


Sehr geehrte 

Wir bitten Sie. sich alsbald mit diesem Schreiben Ihrem behandelnden Arzt während 
der Sprechstunde vorzustelten. Sollten Sie nach seiner Ansicht weite; arbeitsunfähig 
sein, dann benötigen wir ein ärztliches Gutachten. Dazu bitten wir Sie, 

sich am um Uhr In der Vertraueneärztllchen Dienatttelle 

-Straße Mr. einzufinden. 

Bitte, bringen St« diesem Schreiben, nachdem es sof der RGcfcselta vom behandelr>der) 
Arzt eusgetQllt Ist, zur veHrauensärztllchen Untersuchung mit 

Soferr^ es Ihre Krankheit reicht zuläßt. die Verl rauensarztllche Dienststelle aufzusuchen, 
bitten wir, uns dieses Schreiben mit der ärztlichen Begründung auf der Rückseite zu- 
rückzL senden. 

Bel unberechUglem Femblelben von der Unlereuchung sind wir nach § 15 Abs. 15 der 
Versicherungsbedingungen verpnichtei, das Krankengeld zu versagen. 

SotJten Sie wieder arbeitsfähig »In, so erübrigt sich die ve rl rauen sä rzt liehe Unter^ 
Buchung. Blife, reichen Sie uns dann den vom Arzi ausgefüllien Auszahlungsschein 
(Form. 116) ein. damit wir ihnen ggf. sofort das resilicho Krankengeld zahlen können. 

Mit freundlichen Grüßen 


Bitie wenden! 


Bericht de* behandelnden Arztes: 

[>« b«h*rMl«lne* Anl wird gabfllfln. dflffi Vflrtkhflrtfln Ifi Yflr»rfflD>**n«nri UfWKtiJflpg ^ll^ 


a) ln Behandlung seit: 

b) Befund: 


c) Arbeitsunfähig seif. . . voraussichtlich noch: 


d) Arbettstählg ab: 

e) Isl die vertrauensärzillcho Begutachtung erforderlich 

zur Beseitigung von begründeten Zweifeln an der Arbeits- 
unfähigkeit? 

zur Sicherung des Heilerfolges, insbesondere zur Ein- 
leitung von Maßnahmen der Soziallelslungsiräger für die 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit? 

(Bade- Genesungs- Sanatoriumskur Q 

Heilverfahren anderer Sozialleislungsträger Q ^ 


nein 

i“ D 

nein 

ia □ 


Bemerkungen: 


f) Kann der Kranke unbedenklich zur Nachuntersuchung 
kommen ? 


nein ja j 1 


Hinderungsgründe : 


to 




. dan 
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am 


2, 

> 


r n 

Herrn_ 

Frau 

^ 


1_ J (Blockstampoi) 

gab. am: Fam.-Stand: 

tätig als: arbeitsunfähig seit: 


Sehr geehrtes MItglledl 

Wir bitten SISh sich nach Empfang dieser Mitteilung zu Ihrem behandelnden Arzt zu be^ 
geben. Sofern dieser Sie weher für arbeitsunfähig hält, stehen Sie sich bitte mit dem vom 
behandelnden Arzt ausgefüllien Befundbericht 

am in der Zelt von bis Uhr 

bei dar untengenanntea VaD-Dlenststelle vor. 

Fells vor dem Termin Arbeitsfähigkeit eingeireten Ist oder elntrltt. Ist das Erscheinen nicht 
erforderlich. Hierüber Ist der Kasse sofort MlUellung zu machen bzw, eine ärztliche 
Bescheinigung einzureichen. 

Läßt Ihr Gesundheitszustand das Erscheinen nicht zu. wird gebeten, diese Mitteilung mit 

dem entsprechenden Vermerk 
Ihres behandelnden Arztes 
sofort der Kasse zurückzu- 
senden. 

Die Nichtbeachtung unserer 
Mitteilung ohne ausreichen- 
den Grund kann zum Verlust 
des Krankengeldes führen. 

Freundlichen Gruß 

DEUTSCHE ANGESTELLTEN-KRANKENKASSE 
J.Au 


Vertraue nsärztl. Dienststelle 


(O 




soa/w - 6/G& 


1 
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tPohlael 

^\r liitiHt BJ# -qntfrr VmjDFiihfrn^ au^ 1 ^ >UdL 1 urwxi4d Virtnovi UJ> -Ifiirii' 
bHihMonunir Iin4iwt^ri4l«i UtHf 4W1> ÜMiMllVlHfMlfnd univcfa Ull^llKiMC 


ämn 

iätyQ iliL 




flfv^iiiintviiQ wn 

t}€:Llt£C»l£ AhtOfmiLll^N.KlUHKehlKASSfi 
LA. 


CO 


BerlcM des behsndelndon Arzies ts«»« i > Am, j m* Aizivir»ava4 

■Batia aMattM— mwl: d#m ^fTilolHiTlan In d» tmL f*na|ft4W^Bf vracftk i p ipti nAgrinri 



rilädi^sej.' 



Wwimf «riMitAilliig: 

fiedle w 

VW« lang» «Iwi rräril 
. . U-dpfluu^liltiliB T 


äeAjnd : 





Fillt UhnMlliAtf wHiffi: 

fi.. 



9i>{im4g4 

^lDgna4lliüh» Ef^abnliH’ 


Aji die 

VertrauensSrzt). Dienststelle 


BfliMiH ^wn E]|p HunUMiHuLiielHIIH] dUfflh Viü. ■«[«»flHtn l .. 
Wfctift Ji| wrhHriBÜil _ __ 


U^l. BerUHi, HrrnmiPfihmAbWimi: lflll*fl#"iO 



1 » jMj i H ^'Vr^llTTt^iijü« edtTiüjiil 


am 


linser Mlhgll^d 


geb. arrtf 

qp£4g ■&■ _ 


haben wir 


EBIocicätempfll^ 


Farn.-ai^nd: 

artifdt^irUflrut 


iELr dwi In der Zeit wan- tili ... tJhr 

Irr dlik Etartig* OlMiBteVelt» ru emei- ¥iiTiri;ieMHlrf (üenerii UPlI^'ucfiuTrS -fffryBrpü^ 

KirrSCHI. J^WSEÄTFLLIEF^KiU.I«E^KASS£ 

1. A. 


An die 

Vertrauensarzt!. Dienststelle 


Bemerkijh^n dei Kasse 4IK den VerfrauecLLUTf: 


-I 

(D 


> 

z 

CD 
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ALLGEMEINE O RT S K R AN K E N K AS S E ESSEN 

Houpfverwaltung 43 Essärii Jögerstr. 25, Posifach 6, Ruf 221701 


VERWALTUNGSSTELLEN ; 

Wftfdon, Wftirtltwtf H h 33, Fem tp r . 49 33 2d 
Kupf«rdreh, Cot^monstroCä 9, , 483 39 
Sl«K Grar>dplot 2 3, , 510078/79 


Kray, Krtryer Sinoßa 195, Fermpr. 590fi9d 

Sloppenbflng, GelfenkirdtAnor SItoBo 71, > 2 1952 

AllenfHHn, All&neuflnär SLraBa 24ä, , 290B51 

Borbock, Vindtesfrüßs lÜ, , 472097 


5chaher»lund4nvon8 b\i 13 Uhr, lümilaoi gaichloiian 


Allgomeino OrliVronkankoi» * 43 Esson » PaiLfooh 4 

Briefdrudnache 

Horm 

Frou .. _______ 


geb.: 

Renranbo^ug: 

eU/EU/KB 

VöD U-Karten-Nr.: 


I 


UniereZoichen 43 ESSEN- 


Sehr gG&hrto(r) 


Nach unseren Unterlagen sind Sie seit dem kronk und 

orbeitsunföhig. Auf Empfehlung des beratenden Arztes der LVA, AbJ. K, bitten wir 
Sie, sofern Ihr Gesundheitszustand es erlaubt, sich 

om um Uhr 


beim Vertrauen saiTt der Vertrauensä rztli dien Dienststelle 
der Landesversidierungsanstalt, Essen, Hindenburgstfoße 88, 
zur Begutochtung Ihrer Arbettsunföhigkeit vorzuslellen. 

Der Verlrouensorzt wird bei der Begutachtung auch in Betracht ziehen, ob es sldi 
empfiehlt, Moßnohmen zur Sicherung des Heilerfolges und zur Wlederherstellurig 
der Arbeitsföhigkeit elnzuleiten. Wir bitten Sie, vorher Ihren behandelnden A^t 
auhusuchen und ihm diese Einladung vorzulegen. Den vom Arzt auf der Rückseite 
ousgefOllten Vordruck - sowie ihren Krankengeld-Auszahlschein — bringen Sie 
bitte zur verirouensorztlichen Begutachtung mit. 

Sollle es Ihnen wegen Ihres Gesundheltszustondes nicht möglich sein, sich dem Ver- 
trauensarzt vorzustellen, so wird Ihnen dies Ihr behandelnder Arzt auf diesem 
Schreiben bescheinigen. Sitte reichen Sie uns diese Bescheinigung möglichst sofort ein, 

Mil freundlichen Grüßen 
Ihre 

Allgemeine O rts kranken kos se Essen 
Auf Anordnung 


31J39 ■ 10000 7 . 71 


An den bahandelnden Arzt 
Sohr gechrte(r) Frau /Herr Doktorl 


Wir bitten Sie, den nachstehenden Berichts vardruck auszufüllen und Röntgen-, Lobor' 
und fochorztliche Befurxde sowie Kronkenhousberichte elc. dem Vertrouensörztlichen 
Dienst zur Verfügung zu stellen. Bei der Abfossung des Berichtes wollen Sie von dem 
Zustand des Erkrankten unmittelbar vor der Nachuntersuchung ousgehen. 

Dieser Vordruck ist dann nicht auszufüllen, wenn spätestens am Tage der vertrouens- 
orzlÜchen Begutachtur\g die Arbeitsunfähigkeit beendet ist. 

Hochachtungsvoll 
Auf Anordnung 


> 

Z 

C0 


— Bitte verschließen und dem Patienten mitgeben — 


Bftricfrt für den Vflrtniu9ntarztlidi»n Disnst 

(Auskunft gern, § 72 Abs. 5 Sundesmonlelvertrog) 

r, , der letzten Beratung 

Datum 7- 7 — — =- . .... .... ... ., ... 

des letzien Besuches 

Diagnose: 


Befunde: 


Besondere Hinweise (ggf. ouch Vorschlog für ein Heilverfohren oder dgl.| 


Poliont/Potientin konn den Vertrauensarzt nicht oufsudien, weil 


VftHrauvnsäncthch# Begvloditvng Uf vorminiditfich nodi Tagen/ Wodien 

möglich. Arbeitsfähig abi Voraussichrndi arbeifsfdhlg ob: 

Rör^tgenbefund/EKG'Befund /fochorzllicher Befund/ Kronkenhousbericht ist/ sind mit 
der Bitte um Rückgobe beigefügt. 

Bemerkungen: 


Ausgestellt om: 


dei Koiivnantt» 


IKDii«fkarirsPt(np«l| 
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Allgemeine Ortskrankenkasse München 

8 MQndien 15, Maislrafle 43-47 

Telefon 53 99 35 München, 


geb. am 

arbeitsunfähig seil 

Stal. Behandlung vom 
bis 

ln 

Renlenbezug: BU/EU/KB 


Sehr geehrtes Mitglied! 


Wir bitten Sie, sich am 




Uhr 


bei der 

Vertrauensärztiichen Dienststelle der 
Landesvcrsicherungsanstall Oberbayern 

München 15 
Maistrofie 43 — 47 


zur sozialmedizinischen Begutachtung cinzufinden, sofern Sie noch arbeitsuniahlg sind 

Der Vertrauensarzt wird audi in Betradil ziehen, ob es sich empfiehlt, Maßnahmen zur Sicherung des Heilerfolges und 
zur Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit elnzuleilen, 

V/ir bitten Sie, vorher Ihren behandelnden Arzt aufzusuchen und ihm dieses Schreiben vorzulegen. Den von Ihrem Arzt 
erstellten .Berldil für den Vertrauensärztiichen Dienst" sowie — liel Bezug von Krankengeld — Ihren Auszahlschein 
bitten wir zur Begutachtung mitzubringen. 

Sollte es Ihnen wegen Ihres Gesundheitszustandes nicht möglich sein zu kommen, so wird Ihnen dies Ihr behandelnder 
Arzt auf der Rückseite dieses Schreibens bescheinigen. Bitte reichen Sie uns dann diese Bescheinigung sofort ein. 

In Ihrem Interesse gestatten wir uns, darauf aufmerksam zu machen, daß bei Fernbleiben von der Begutachtung ohne 
wichtigen Grund der Anspruch auf Entgcltfortzahlimg durch den Arbeitgeber in Frage gestellt oder der Anspruch auf 
Krankengeld ganz oder teilweise auf Zeit versagt werden kann 


Mil freundlichen Grüßen 
Allgemeine Ortskrankenkasse München 
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Der behandelnde Arzt wird gebeten, den nachstehenden Berichts Vordruck auszulülien und Röntgen*, Labor- und fach- 
ärztliche Befunde sowie Krankenhausberichte etc. dem Vertrauensärztllchen Dienst zur Verfügung zu stellen. 

Dieser Vordruck ist dann nicht auszufüllen, wenn spätestens eun Tage der vertiauensärzllichen Begutachtung die Ar- 
beitsunfähigkeit beendet ist 


Bericht für den vertrauensärzüichen Dienst 

(Auskunft gern. § 12 Abs. 5 Bundesmant elvertrag) 


der letzten Beratung 

Datum - — 19. 

des letzten Besuches 


Dlagnoset 


Befunde: 


Besondere Hinweise (ggf. auch Vorschlag für ein Heilverfahren oder dgl.): ... 


Patient/Patientin kann den Vertrauensarzt nicht aufsuchen, weil 



Vertrauensärzllichc Begutachtung ist voraussidiülch nach Tagcn/Wochen möglich. 

Arbeitsfähig ab ... - ... / Voraussichtlich arbeitsfähig ab: 

Röntgenbefund / EKG*Befund / fachärztUcher Befund / Krankenhausbericht / . 

ist / sind mit der Bitte um Rückgabe beigefügt. 

Bemerk \ingen: 

Ausgestellt am: 


( K axiBOAntBleinp«! i 


(UotersdirUt dei Kaftsenantea) 


□□□ □□□□□□ □□□□□ 
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AOK Essen Essen, den 

Abt. 31 - VSt 

An die 

Vertrauensärztliche 

Dienststelle 

43 Essen 
Hindenbürgstr. 88 

Betr. ! geb 

wohnhaft 

arbeitsunfähig ab wegen 

Stat. Krankenhausbehandlung vom bis 

Heilverfahren vom bis 

Wir halten eine vertrauensärztllche Begutachtung aus nachstehend ange- 
gebenen Gründen für angezeigt (§ 369 b RVO)« 

Zur Sicherung des Heilerfolges Im allgemeinen. 

Zur Einleitung von Maßnahmen der Sozialleistungsträger. 

Zur Beseitigung von begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfähig- 
keit. 

Unklare Diagnose bzw. fehlender Befundbericht. 

Häufige Arbeitsunfähigkeit. 

Lange Dauer der Arbeitsunfähigkeit. 

Arbeitsverhältnis ist während der Arbeitsunfähigkeit gelöst. 

Arbeitsunfähig nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 

Ist ein Heilverfahren eines Trägers der Rentenversicherung oder 
eine Kassenkur angezeigt? 

Ist ein Arbeitsplatzwechsel oder eine Umschulung erforderlich? 
Ist Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit anzunehmen? 

Begründete Zweifel des Arbeitgebers. 

Vorschlag des behandelnden Arztes. 

Sonstige Bemerkungen und Hinweise der Krankenkasse: 


Der Geschäftsführer 
Auf Anordnung 


Anlagen 

gegen Rückgabe 


31.199.5.000.12.70 
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ALLGEMEINE ORTS K RAN K E N KAS S E ESSEN 


Hoifptverwoltung 43 Esson^ Jägerstr. 25, Postfach 6, Ruf 221701 


VERWALTUNGSSTELLEN : 

WfifdflfT, 33, Femipr, ^^9332^ 

Kupferdr^hH ColimansifoGi; 9, , ^8339 
Sleelo, Crttndplal? 3j ,51 0078/79 


Kray, Krayer $ira&« 195, Formpr, 59069Ä 

SloppenberQ, Galwnkirchaner SlniGe 71 h - 21952 

Al te Me j s« M, A Iten sm n er Siraße 266, . 29 03 51 

Borbfl<3(H Vinckeilfoßa tO, . d72097 


Schallersiundsn von 8 bi) 13 Uhr, tomirafi) oeichlotjen 


Ajlgemeine Orl^krankenLaiK ■ 43 Es^n ■ Poilloch 6 


I 


geb,: 


BridfiJruckdäche 

Herrn 

Frou 


Rentenbe2:uQ: 

BU/EU/KB 

VöD-U-Korten-Nr.: 


UuHrre 2«iidien 


^ ESSEN^ 


Sohr goehrte[r) 

Wir hotten Sie gebeten, sfdi om dem Verlrooensarit vor- 

zustetlen. Do Sie nicht erschienen sind, nehmen wir an, daß Sie wieder arbeitsfähig 
sind. Folls Sie uns nichts Gegenteiliges mitteilen, sehen wir Ihre Arbehsunfähigkeil 
mit dem ols beendet on. 

Sollten Sie entgegen unserer Annahme nodh orboiJsunfähig sein, bitten wir Sie^ sich 
sofort Ihrem behordelnden Arzt und 

am um Uhr 

beim VortrauensDnt der Vertrau ensärrtlicheii Dienststelle 
der Land esvenidierungs ans lall, Sssen, Hindenburgstroß© 8 $h 

zur Begutochhjng Ihrer Arbeitsunfähigkeit vorzuslellen. Lossen Sie bitte von Ihrem 
behandelnden Arzt den umseiligen Vordruck ausföllen und bringen Sie diesen sowie 
Ihren Krankengeld-Auszohlschein zur vertrouensärztlichen Begutochtung mit. 

Wir müssen Sie in Ihrem Interesse dorouf ouFmerksom mochen, doß durch unbe- 
gründetes Fernbleiben von der vertrouensärztlichen Begutochtung der Anspruch auf 
Entgehfortzohlung durch den Arbeilgeber in Frage gestellt oder der Anspruch auf 
Kronkengeld ganz oder teilweise ouf Zeit versagt werden konn. 

Mit freundlichen Grüßen 
Ihre 

Allgemeine Ortskfonkenkossc Essen 
Aul Anordnung 


;sl ?9i-50M 5. TD 


An den behandelnden Arzt 
Sehr geehrte(r) Frau/Kerr Doktor! 

Wir bitten SiöH den nochstehenden Ger ichtsvord ruck auszufüllen und Rönigen-, Lobor- 
und fochorztllche Befunde sowie Krankenhousberichte etc. dem Vertrouensärzlllchen 
Dienst zur Verfügung zu slellen. Bei der Abfassung des ßerichles wollen Sie von dem 
Zuslond des Erkrankten unmlftetbor vor der Nochuniersuchung ousgehen. 

Dieser Vordruck ist donn nicht ouszufüHen, wenn spätestens om Tage der vertrouens- 
örztlrchen Begutochtung die Arbeilsuntöhigkeit beendet ist. 

Hochachtungsvoll 
Auf Anordnung 


- Bitte Verschließer) und dem Patienten mitgeben 

Bericht für den VertrouensärEtlichen Dienst 

[Auskunft gern. § 12 Abs. 5 Bundesmontelvertrag) 

Dolum foi3ilen Berolung 
des letzten Besuches 

Diagnose: .. .... 


> 

Z 


Befunde: 


Besondere Hinweise (ggf, ouch Vorschlag fOr ein Heilverfahren oder dgl.} 


Patient /Patientin kann den Vertrouensarzt nicht aufsuchen, weil 

Vertrauensärzltiche Begutaditung ist voraussichtlich nodh Tagen /Wochen 

möglich. Arbeitsfähig ob: .. Voraussichtlich arbeitsfähig ah: 

fiönigenbefund/ EKG^Befund/fochorztlichar Befund /Kronkenhousbericht ist /sind mit 
der Bitte um Rückgabe beigefügi. 

Bemerkungen; .. 

Ausgestelltom:. 


Unlendidfl des koisenontei 


[ICnisfl noriUlompoU 
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I 


I 


I 


5. Liegt narfi diesen] Gutachten ärzUldiersetls die Voraus Setzung vor tür: 

Arbeitsunfähigkeit ja □ nein □ Letzter Tag der Arbeitsunfähigkeit: 

Das Ergebnis ist dem Versidierlen milgeteiU worden ja □ nein □ 


6. Nadj diesem ärztUdien Gutachlen werden 


vorgesdilagen: 

a) 5 103 Abs* 7 RVO □ 

bl Heilbehandlung * - Q 

c) Kur . , , * □ 

d) Erholung - * . * * . □ 

Ort: Dauer: 

8. Bestehen Anzeldieo für: 

a) Wdß-Folgen □ 

bj UnJallfolgen □ 

c) Berufskrankheit O 


7. Be nifsf ordernde Maßnahmen 



9- Ren tenan trag gestellt Q 

Rentenbezug » ^ ^ Bü O 

EU □ 

sonstige Art: * □ 


TJniereduift d«ä VBrtröU£nHiirzt<ift 


ZeilenjiiäBÄiab: l‘/tEidi 
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LANDES VERSICHERUNGSANSTALT 


Vertrauensärztliche Dienststelle 

Versicherungsträger/Auftraggeber; 

VERTRAUENSÄRZTUCHES GUTACHTEN 

Zuname: 

Vorname; 

geborene: geboren am: 


Anschrift; 


Familienstand: 


erlernter Beruf; 


beschäftigt als: 


arbeitsunfähig seit: 

Arbeitgeber: 



behandelnder Arzt: Dr. 

dessen Diagnose: 

Begutachtung am; 

durch Dr. 




1. Vorgeschichte (Familienvorgeschichte, eigene Vorgeschichte, jetzige Beschwerden, Arbeitsvorge- 

schidite, biographische Vorgeschichte): 

2. Befund (einschließlich Zusatzbefundc); 

3. Diagnose: 

4. Zusammenfassende Beurteilung: 


Deutscber Bundestag — 6, Wahlperiode 
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Vorderseite des Vertrauensärztticfien Gutaditens 
Text des Vordrucks 

LandesversidierungsarLstalt 

Vers i die ning str ä ger/ A ui l rag geh er 

VerLrauensärzllldie Dienststelle . 


Zuname Vorname geborene geb- am 

Anschrift , Familienstand: 

Erlemler Beruf: _ BesdhäfUgt als 

Axbeilsunfäliig seit: Arbeitgeber 

Behandelnder Arzt: Dn . 

dessen Diagnose; ... — — 

Begutadilung am: durch Dr, — . — 


1. Vorgesdiichte (Familien Vorgeschichte, eigene Vor- 
gesdüchte, jetzige Beschwerden, Ar- 
beitsvorgeschiditei biographisdie 
Vorgeschichte); 

2* Befund (einschließlich Zusatzbefunde); 

3. Diagnose: 

4* Zusammeafassende Beurleüung; 


Legende 

Tm Kopf des Formulars Ist statt ,, Auftraggeber" das 
Wort ,, Versiehe mngs träger" gewolilt worden. Das ist 
gesdrehen, weil nicht nur Krankenkassen oder LVAen 
cüe Begutachtung wünsdien, sondern auch die Bundes* 
knappsdiaft usw. Damit aber nicht der falsche Eindruck 
erweckt wird, daß die links aufgefiihi'te Landesversidie* 
rungsanstall kein Versicherungsträger sei. ist auf 
Wunsch das Wort „Auitraggeber" hinzugesetzt worden. 

Beim Zunamen sind die Worte des/der Versidierten" 
gestrichen worden* Ebenso das Wort «Familienangehö- 
rige"» Hier ist also der Name des jeweils Uniersuchlen 
einzutragenH Sollte es sich um einen Familienangehö- 
rigen eines Versicherten handeln, so kann unter der 
Namensspalte ein kurzer Hinweis eingetragen werden. 

Um Platz zu gewinnen, ist an Stelle der beiden Worte 
„Wohnort, Straße und Nr," das Wort „Anschrift“ ge- 
wählt worden. Dadurch wurde noch. Platz für die Spalte 
Familienstand" gewonnen, Eingefügt wurde cUe Spalte 
„Erlernter Beruf"* Diese Frage ist für die ßegutachtung 
der Berufsunfähigkeit erforderiich. Die Spalte „arbeits- 
tos" ist fallengelassen worden. Eine erforderlich wer- 
dende entsprechende Emtragung kann in der Spalte 
„Beschäftigt als" erfolgen. 

Die Spalte „Behandelnder Arzt" ist auf Wunsch platz- 
mäßig vergrößert worden: ebenso die Spalte „dessen 
Diagnose". 

Zu der Spalte „Begutachtung am* , ist vorgesdilagen 
worden, diese Eintragung in „Letzte Vertraue ns ärzt- 
liche Begutachtung" abzuändenu Die Notwendigkeit 
dazu war nichl zu erkennen, ln der Spalte „Begutadi- 
lung am , , ist der Begutaditiingstag einzuselzen, der 
zu dem Begutachtungsergebnis geführt hat 

Um einen möglichst großen Raum für das frei zu gestat- 
tende Gutachten zu gewinnen, sind die Spalten 1 bis 4 
Lm dritten Teil des Gutachten vor drucks (Vorgeschidite, 
Befund, Diagnose usw.) zusammengefaßt worden. Das 
wird den Bedürfnissen des Einzelfalles — insbesondere 
platzmäßig — ^ gerediter. 
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Rückseite des Verlrauensärzllidieii Gutachtens 
Text des Vordrudts 

5 . Liegen nadi diesem Gutachlen äiTillicherseits die 
Voraussetzungen vor für: 


5. a) Arbeitsunfähigkeit ja □ nein [I] 

Letzter Tag der Arbeilsunfähigkeil: ... 

Das Ergebnis ist dem Versidierten niitgeteilt 
worden ja Q 

nein [j 


6, diesem ärztlidien Gutadilen werden vorge- 


schlagen: 


a) § 183 Abs. 7 RVO 

□ 

b) Heilbehandlting 

□ 

c) Kur 

□ 

d) Erholung 

□ 

Ort 

Dauer 


7 . Beruf sf ordernde Maßnahmen: 


8* Bestehen Anzeidien für; 


a) WdB"Folgen 

n 

b) UnfalIXolgen 

□ 

c) Berufskrankheit 

□ 

Reolenanlrag gestellt 

□ 

Rentenbexug 

BU □ 


EU □ 

sonstige Art: 

□ 


Sonstiges: 


Legende 


Teil A Nr. 12 


Die Einführung des Wortes „ärztlicherseits*' war zur Klar- 
steliung notig« um damit aiiszud rücken, daß der Verwal- 
tungsafcl gesetzt werden muß* Der damalig gemadtte Vor- 
schlag, den Titel der Spalte 5 wie folgt zu ändern: „Kommen 
nach diesem Gülachlen . * * in Betracht" konnte nldit akzep* 
tiert werden, da zumindest bei der Frage der Arbeitsunfähig- 
keit die Frage klar und eindeutig beantwortet werden muß. 
Nur noch bei der Frage der AU ist die Fiageslellung mit ja 
und nein vorgegeben. 

Bei den übtigen Einzel f es rstellungen ist nur ein Kästdien 
vorgesehen, das anzukieuzen ist, wenn die Voräusselzungen 
vorliegen. 

Bei der Gestaltung der Rückseite gingen alle Beteiligten da- 
von aus* daß die gezielten Fragen vom Gutachter nur zu 
beantworten sind, wenn es sidr aus dem Sachverhalt ergibt 
oder die Verwaltung gezielt gefragt hat 
Im übrigen bestand üb er ein Stimmung, daß dieses Gutachten 
wohl kaum für die Begutachtung und Genehmigung von 
Heil- und Hilfsmitteln verwandt wird. Dabei würde sidierlich 
ein kurzer Vermerk auf der Verordnung selbst genügen. 

Bel der Frage „Arbeitsunfäliigkeit* ist eine ZusatzspaUe ein* 
gefügt worden ,, Letzter Tag der Arbeitsunfähigkeit"* Es war 
seinerzeit vorgeschlagen worden, die Worte „Arbeitsfähig 

ab " zu setzen. Diesem Vorschlag wurde nicht gefolgt, 

weil wir synchron tnil der Beurteilung der Arbeitsunfähig- 
keit bleiben müssen, 5 369 RVO ist auf Beurteilung der 
Arbeilsunfähigkeil abgestellt. 

Die Laborergebnisse liegen häufig erst am nächsten Tag oder 
später vor* Nicht selten kann erst dann die AU abschließend 
beurteilt werden. 

Damit die Kassen darüber unterrichlet sind, ob der Ver- 
sidiorte das Ergebnis der Untersudiung kennt, wurde eine 
entsprechende Zeile aufgenommen* 

Die Entscheidung (Verwaltungsakl) wird mehl vom Ver- 
trauensarzt getroffen. Deshalb wurde in der TJbersdirifL 
herausgestelll, daß eg sich um einen ärzllidien Vorschlag 
handelt. 


Die Paietle der möglichen berufi fördernden Maßnahmen 
ist groß. 

Die Vorschläge des Arztes sollen deshalb frei formuliert und 
nicht durch vorgedruckte Hinweise eingeengt werden. 
Endgültig kann der Vertrauensarzt nicht immer die hier 
gestellten Fragen beantworten. Deshalb wurde die Über- 
schrifl in dieser Form gewählt. 


Bei der Neugeslaltmig wurden Anregungen herücksiditigt 


In den Katalog der Rückseite isl die Frage nach einer Vor- 
sdiäcügung oder Minderung der ErwerbsEähigkeil nicht auf- 
genommen worden. 

Diese Hinweise können in die frei lorm ul leite Vorgeschichie 
aufgenomiuen werden. 

Die Angabe des nächsten Untersuchungstermias wurde nicht 
mehr auf genommen. Damil soll verhindert werden* daß Pa- 
tient und behandelnder Arzt fiinsidhUich der voiaussidit- 
lichen AU-Dauer beeinflußi werden* 

Vielmehr soll der Kasse ein en IS pre ehender Hinweis duicb 
Stempelaufdruck auf dem für sie beslimmten Gutachten 
gegeben werden. 

Text: Wieder einzuladen zum 

Durch deu VaD bereits zum ,, ^ bestellt. 
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Übersicht Ober den Tabellenanhang 


I. Vorladungen zum VerlrauensärzlUchen Dienst 

— Vorladungen zur vertrauensärztlichen Begutachtung im 

Verhältnis zu den Erstbescheinigungen über Arbeitsun- 
fähigkeit *) Tabelle 1 

Streubreite der Einzelergebnisse * Tabelle l a 

— Vorladungen zur Sicherung des Heilerfolges ira Verhält- 
nis zur Gesamtzahl der Vorladungen Tabelle 2 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 2 a 

— Vorladungen zur Beseitigung von begründeten Zweifeln 
an der Arbeitsunfähigkeit im Verhältnis zur Gesamtzahl 

der Vorladungen Tabelle 3 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 3 a 

— Anzahl der Erschienenen im Verhältnis zu den Vorge- 
ladenen * . . Tabelle 4 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 4 a 

— Anzahl der Ersdiienenen im Verhältnis zu den zur Siche- 
rung des Heilerfolges Vorgeladenen Tabelle 5 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 5 a 

— Anzahl der Erschienenen im Verhältnis zu den zur Be- 

seitigung von begründeten Zweifeln an der Arbeitsunfä- 
higkeit Vorgeladenen Tabelle 6 

Streubreite der Einzelergebnisse . ^ Tabelle 6 a 

— Begutachtung auf Anregung des Arbeitgebers im Ver- 
hältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen ...» Tabelle 7 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 7 a 

— Begutachtung auf Anregung des behandelnden Arztes im 

Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen Tabelle 8 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 8 a 

— Beguladitung auf Anregung des Versidierten im Verhält- 
nis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen Tabelle 9 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 9 a 

— Begutachtung auf Anregung des VäD uu Verhältnis zu 

der Gesamtzahl der Vorgeladenen Tabelle lü 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle U)d 

— Zdlil der Vorladungen nach vorheriger Beratung mit dem 

VäD im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen Tabelle 11 

Streubreite der Einzelergebnisse Tabelle 1 1 u 


\| Erldulerungcn zu den Tabellen siehe Seile 83 
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II. Ergebnisse der Begutachtung durch den VäD 

A. Begutachtungen zur Sicherung des Heilerfolges 

— Einleitung von Maßnahmen im Verhältnis zu den Begut- 

achtungen bei Vorladungen zur Sicherung des Heil- 
erfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Einleitung eines Heilverfahrens im Verhältnis zur Ge- 

samtzahl der eingeleiteten Maßnahmen bei Vorladungen 
zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Einleitung von Krankenhausbehandlung im Verhältnis 

zur Gesamtzahl der eingeleiteten Maßnahmen bei Vor- 
ladungen zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Einleitung von beruflichen Maßnahmen im Verhältnis zur 

Gesamtzahl der eingeleiteten Maßnahmen bei Vorladung 
zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Einleitung von sonstigen Maßnahmen im Verhältnis zur 

Gesamtzahl der eingeleiteten Maßnahmen bei Vorladun- 
gen zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Keine Maßnahmen im Verhältnis zu den Begutachtungen 

zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Stellung eines Rentenantrages im Verhältnis zu den Be- 
gutachtungen zur Sicherung des Heilerfolges 

Streubreite der Einzelergebnisse 

B. Begutachtungen wegen begründeter Zweifel an der Ar- 
beitsunfähigkeit . 

— Übereinstimmung mit dem Ergebnis der kassenärztlichen 

Bescheinigung im Verhältnis zur Gesamtzahl der Begut- 
achtungen bei Vorladungen wegen begründeter Zweifel 
an der Arbeitsunfähigkeit 

Streubreite der Einzelergebnisse 

C. Veranlaßte medizinisch-technische Untersuchungen 

— Veranlaßte medizinisch-technische Untersuchungen im 

Verhältnis zu der Gesamtzahl der Begutachtungen 

Streubreite der Einzelergebnisse 

— Medizinisch-technische Untersuchungen beim VäD im Ver- 

hältnis zu allen veranlaßten medizinisch-technischen Un- 
tersuchungen 

Streubreite der Einzelergebnisse ..... 


Tabelle 12 
Tabelle 12 a 

Tabelle 13 
Tabelle 13a 

Tabelle 14 
Tabelle 14 a 

Tabelle 15 
Tabelle 15 a 

Tabelle 16 
Tabelle 16a 

Tabelle 17 
Tabelle 17 a 

Tabelle 18 
Tabelle 18 a 


Tabelle 19 
Tabelle I9a 


Tabelle 20 
Tabelle 20 a 

Tabelle 21 
Tabelle 21 a 
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Statistischer Anhang 


Erläuterungen zu den Tabellen 

Zu TabGlien t bis 21 

Die ausgewiesenen Ergebnisse geben nur Durdisdinittswerte bei den einzelnen 
Kassenarten bzw. in den einzelnen Bundesländern wieder. Uber die SUenbreiie 
der Einzelergebnisse geben die Tabellen I a bis 21 a Auskunft, 


Zu Tabellen 1 a bis 2l a 

Diese Tabellen zeigen, wie stark die Ergebnisse in den einzelnen Landesbereichen 
der Kassenarlen um den B onde sdurcbs dm itl streuen. (Der Bundesdurchsdinitt 
ist jeweils in den Tabellen 1 bis 21 in Zeile l dusgewiesen.) Die Tabellen madien 
deutlich, daß häufig sehr starke Abweidiungen vom BundesdurchscbniU bzw, von 
den DurchsdaniUen der einzelnen Kassenarten zu beobaditen sind. 

Beispiel! 

Jji Tabelle 1 lag der BundesdurchsdiniU bei den Arbeitern, männllcb, bei 9 v. H. 
(Zeile t)* Aus Tabelle 1 a geht hervor, daß nur 40,35 v, M. der insgesamt 57 Lan- 
desbereiche der Kassenarten (Spalte 1) in dem Intervall 8 bis 1 1 v. H. lagen. Die 
Streuung der Einzel er gebnisse um den Bunde sdurdisdmitl von 9 v. H, reichte von 
0 bis 30 V. H. (Spalte l)- 


Quelle 

Statistische Sondererhebung des BMA 


Er fiebujigszel f rdixmc 

1. bis 30. September 1970 (Abkürzung: 9/70) 

15, Februar bis 15, März 1971 (Abkürzung: 3/71) 

Vergleichswerte für die Zeit vor der Neuregelung liegen nicht vor. 

Die ausgewiesenen Ergebnisse der Sondere rbebung sind in einigen Fällen wegen 
der geringen Anzahl der in Betradit kommenden Versicherten tiichL statistisdi 
voll gesichert (z, ß. die Ergebnisse bei den mannlidien Arbeiiern, die PfliditmiL- 
glieder in .Angestelllen-Ersatzkassen sind). 
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Vorjadungen zur vertrauensänstlldien Beguladilimg 
Im Verhältnis zu den Erslbescheinigungen über Arbeitsunfähigkeit 

in V. H, 


g Tabelle 1 


H 


tu 

CT 


Erhebungs- 

Zeitraum 

Geltungs- 

bereich 

Pflichlmilgiieder 

Freiwillige Mitglieder 

Arbeiter 

Arjgesiellle 

Arbeitnehmer | 

sonstige 

mHnnlitli 

Wi- 


luinnliLh 


h 

lijünnllsji 

WI 


Tiio unlieb 

wciblico 


g.TU 

3/71 

g-'Tt) 

y?\ 

9/7(J j 


1 B-7n 

^•71 

y/7ü 

3/71 

9/70 

371 

9, 70 

371 

■r7() 

371 

Bundes- 








1 

1 









9 

9 

lE 

11 

5 

4 

5 

4 i 

, 2 

3 

2 

3 

5 

17 

13 

12 

Kossenar/en 

















Orts- 

















krankenkas&en 

9 

9 

11 

10 

6 

5 

? 

6 

6 

6 

7 

6 

19 

20 

11 

12 

Land- 

















krankenkassen 

12 

12 

12 

11 

11 

17 

3 

10 

7 

15 

4 

9 

5 

3 

4 

2 

Betriebs- 

















krankenkassea 

10 

11 

11 

14 

5 

4 

5 

5 

3 

3 

3 

3 

6 

3 

23 

11 

Innujigs- 

















kra.nkenkössen 

8 

8 

10 

10 

9 

4 

8 

7 

8 

7 

14 

7 

16 

17 

1 1 

10 

Arbeiter- 

















Ersatzkassen 

8 

8 

7 

1? 

6 

5 

8 

5 

4 

5 

4 

S 

14 

14 

200 

— 

.Angestellteo- 

















Ersatzkass-nn 

11 

9 

7 

4 

5 

3 

5 

3 

2 

3 

1 

3 

2 

17 

18 

17 

Lander 









1 








Sdileswig- 

















Holstein 

15 

14 

20 

18 

7 

6 

6 

4 

9 

8 

6 

4 

20 

29 

14 

9 

Hamburg 

9 

10 

10 

10 

7 

5 

8 

5 

5 

4 

4 

4 

25 

19 

35 

23 

Hiedersadbsen 

10 

11 

12 

13 

4 

4 

3 

3 

4 

4 

2 

3 

11 

16 

7 

11 

Bremen 

12 

11 

16 

13 

5 

6 

7 

7 

7 

7 

7 

7 

2? 

47 

10 

64 

Nordrhein- 

















Westfalen 

9 

10 

11 

12 

5 

4 

4 

3 

4 

4 

4 

3 

23 

18 

21 

18 

Hessen 

7 

9 

9 

10 

5 

3 

5 

3 

5 

3 

5 

4 

13 

13 

9 

10 

Rheinland-Pfalz 

8 

8 

9 

9 

4 

3 

4 

2 

0 

2 

0 

2 

0 

1? 

8 

6 

Baden- 

















Würtiemberg 

6 

6 

7 

7 

4 

2 

3 

2 

3 

2 

2 

2 

12 

11 

8 

5 

Bayern 

9 

9 

12 

10 

6 

4 

6 

4 

6 

4 

6 

4 

21 

20 

14 

14 

Saarland 

9 

9 

12 

11 

8 

7 

6 

5 

8 

4 

5 

5 

17 

15 

24 

7 

Berlin 

15 

15 

20 

19 

11 

8 

13 

11 

8 

6 

7 

6 

17 

26 

22 

17 
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Tabelle 1 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Kassenarien 
um den Bundesdurdisdinilt 


Verteilung der Landesbereiche in v. H, 


Eihebungs- 
^ zeiliaum 

\ 

bei Pflidiüriit gliedern 

1 

bei freiwilligen Mitgliedern | 


Arbeiter 



Angestellte 


ArbeitneliTuer 


sonstige 




nlidi 

Wl 


niAEiuLtdi 



nai! " 

-Isdi 

weJjliüi 

rii' 

■.iintl.ti 


iaiidi 1 

Streubereidi 


3/7 1 

, ^1/70 

1 3/71 

97^1 f 

3/7 J 

9/7^1 

1 3.-71 

.b'70 

i 3/7 i 

1 si.'yo 

1 3/71 

g/7n 

3 7] 

0/70 

^ 3^71 

0 bis unter 2 

1,75 



3,51 

3,51 

17,54 

8,77 

17,54 

22,81 

12,28 

21,05 

40,35 

40,35 

21.05 

22,81 

42,11 

49,12 1 

2 bis unter 5 

3,51 

8,77 

14,04 

8,77 

22,81 

35,09 

31,58 

33,33 

29,82 

35,09 

22,81 

22,81 

7,02 

10,53 

7,02 

5,26 

5 bis unter 8 

22,81 

22,81 

10,53 

21,05 

29,82 

35.09 

26,32 

19,30 

29,82 

26,32 

15,79 

17.54 

12,28 

5,26 

5,26 

10,53 1 

8 bis unter 11 

40,35 

31,58 

31.58 

21,05 

5,26 

3,51 

7,02 

8,77 

12,28 

7,02 

3,5 L 

5,26 

7,02 

1,75 

5,26 

10,53 

1 1 bis unter 14 

10,53 

17,54 

21,05 

17,54 

8.77 

8,77 

7,02 

3,51 

7,02 

1,75 

3,51 

5,26 

10,53 

12,28 

8,77 

_ 1 

14 bis unter 17 

12,28 

8,77 

8,77 

5,26 

7,02 

— 


5,26 

3,51 

1,75 

-- 

1,75 

8.77 

10,53 

5,26 

1,75 

17 bis unter 20 

1.75 

3,51 

1,75 

10,53 

— 

— 

3,51 

— 

1,75 

„ 

1,75 

— 

3,51 

7,02 

8,77 

5,26 

20 bis unter 30 

7,02 

7,02 

8,77 

8,77 

3,51 

5,26 

3,51 

7,02 

1,75 

1,75 

3,51 

1,75 

21,05 

14,04 

7,02 

3,51 1 

30 bis unter 40 



— 

1,75 

1,75 

1,75 

— 

— 

— 

1,75 

1,75 

3,51 

3,51 

7,02 

5,26 

7,02 

über 40 

— 

— 

— 

1.75 

3,51 

1,75 

3,51 

— 

1,75 

3,51 

7,02 

1,75 

5,26 

8,77 

5,26 

7,02 

100 V. H. - 

57^) 

57 

57 

57 

5? 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 
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CO 
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g Tabelle 2 


Anzahl der zur Sldierung des Heilerfolges Vorgeladenen 
zur Gesamtzahl der Vorgeladenen 

in V. H. 


EU 

ö- 

n 

hJ 


^ Etäcbnijys- 




PriichVinitCfUeder 







Freiwilliqe Mitglieder 





Arbeiter 



Anqcs teilte 



Arbeilnehnier 



son^Uqe 


Gcüinirjs- 

niüiLDli 


WC 

iUhai 

blJänCllL^I 


a-y.\ 

:L]!di 


ii|r, 



WJ 

i1illiFi 

n^7ü 

5.71 


f :i/7i 


'3;Jl 

iA'TO 

\:ü7\ 

y.7ü 

L3.7[ 

9 7Ü 

3/71 

9-7ü 

,3/71 

d/70 

3, '71 

jBui?de.s^ 

ctijrchsrhnift 

69 

75 

69 

74 

60 

65 

5? 

64 

1 . 

72 

64 

68 

68 

75 

68 

81 

KasSLfiarlen 

Orfs- 

krankenkc^ssen 

71 

77 

70 

77 

78 

80 

72 

79 

77 

82 

76 

78 

76 

81 

81 

89 

Lfind- 

kionkonktissen 

69 

66 

71 

69 

too 

73 

100 

25 

83 

64 

löO 

50 

90 

100 

75 

100 

Be! riehs- 

k rankten k rissen 

64 

73 

61 

68 

70 

76 

72 

79 

74 

85 

66 

72 

28 

73 

26 

LOO 

Injiimgs- 

krankenkasf^^en 

66 

69 

6? 

63 

83 

75 

66 

79 

64 

80 

86 

86 

83 

79 

79 

65 

Arbrifer- 

Hrsdl/kcissen 

1 

73 

82 

79 

84 

90 

50 

88 

85 

90 


iOO 

82 

59 

100 

_ 

Anr|es1<dlLen- 

kisalzkdssen 

44 

48 

44 

48 

49 

52 

50 

55 

57 

63 

60 

64 

47 

55 

55 

68 

Lündcr 

Sdileswig- 

Molslein 

70 

77 

71 

78 

57 

59 

56 

60 , 

1 

64 

74 

36 

41 

67 

81 

50 

111 

Mamburg 

53 

63 

50 

48 

59 

61 

50 

63 1 

! 52 

64 

55 

66 

53 

51 

59 

65 

NiederSktrbsen 

64 

81 

64 

78 

59 

57 

48 

55 

60 

73 

78 

63 

59 

73 

53 

75 

Bl eintai 

69 

73 

75 

75 

70 

71 

71 

76 

73 

89 

67 

44 

80 

92 

100 

86 

Nordriiein- 

Wesltalen 

72 

73 

7t 

73 

59 

59 

55 

60 


70 

69 

71 

74 

73 

68 

86 

Ht^sson 

64 

75 

65 

76 

57 

66 

55 

61 

1 

' 63 

73 

61 

65 

66 

71 

94 

6? 

RheinlancUPfal’/ 

72 

75 

66 

75 

48 

67 

44 

53 

53 

11 

43 

87 

67 

80 

44 

57 

Badeii- 

Wü] ttomberg 

72 

70 

71 

69 

64 

63 

56 

63 

66 

69 

54 

63 

60 

68 

61 

78 

Bayern 

75 

84 

77 

83 

63 

75 

62 

73 

69 

72 

64 

69 

71 

82 

72 

85 

Saarland 

76 

80 

73 

73 

41 

51 

33 

39 

59 

78 

78 

67 

64 

83 

100 

100 

Berlin 

57 

65 

54 

66 

70 

76 

67 

72 

80 

81 

86 

74 

89 

53 

75 

50 
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Slreuung der Landesbereidie der emzelnen Kassenarlen 
um den Bundesdurdiscbnitt 

Verteilung der Ldruie^boreidie jri v. H. 


Erhebinigs- 

zoitiauin 




Wi l’f|k1;li 







bei freiwilligen MilqHedi- 

in 


’ 

Arbeiter 


A [jr.| 




Aiijerhielinier 



sonsllg^^ 




Liirih|i!idi 


riiCllii(] 

i'ji 


>ii 


wc’iiijlli' 



Streubereidi 


9.70 

3/71 

Ö 70 

3/71 

9 7u 

3,71 

1 -JTO 

3/ VT 

'j;70 

Xf\ 

g /ü 

3/71 


3 71 

'j 70 

3/71 

0 bis unter 

30 

3,51 

3,51 

10,53 

?,14 

10,53 

8,93 

19,64 

21,05 

12,28 

10,53 

38, bO 

38,60 

29,82 

28,07 

49,12 

53,57 

30 bis unter 

40 

3,51 

5,26 

5r26 

1,79 

5,2ü 

— 

5,36 

3,51 

-- 

1,75 

1,75 

— 

5,26 

1,75 

3,51 

1,79 

40 bis unter 

50 

10,53 

8,77 

7,02 

7,14 

10,53 

3,57 

7,14 

5,2b 

7.02 

3,51 

3,51 

1,75 

10,53 

5,26 

3,51 

— 1 

50 bis unter 

60 

22,81 

12,28 

14,04 

12,50 

10.53 

17. bb 

14,29 

5,26 

10,53 

14,04 

3,.'5] 

5,26 

7,02 

8,77 

7.02 

3,o7 

öü bis unter 

70 

19,30 

19,30 

19.30 

19.Ü4 

10,53 

5,3b 

10,71 

8,77 

19,30 

14,04 

14,04 

19,30 

1.75 

12,28 

3,51 

10,71 

70 bis unter 

80 

21,05 

33,33 

28,07 

35,71 

15,79 

16,07 

14,29 

15,79 

15,79 

7,02 

7,02 

7,02 

10,53 

7,02 

7,02 

1,79 

80 bis unter 

90 

12,28 

14,04 

5,26 

10,71 

14,04 

23,21 

14,29 

22,81 

10,53 

17, 54 

7,02 

7.02 

15,79 

15,79 

3,51 

8,93 

90 bis unter 

100 

7,02 

3,51 

10,53 

5,36 

22,8 1 

25,00 

14,29 

17,51 

24,56 

31,58 

24, .56 

21,05 

19,30 

21,05 

22.81 

19,64 

100 V. H. ^ 

5T^) 

57 

57 

56 

57 

56 

56 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

56 
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Tabelle 2 a 


TabelJß 3 


CO 

CO 


Anzahl der zur Beseitigung von begründetea Zweifeln 
an der ArbeitsimläMgkeit Vorgeladenen 
zur Gesamtzahl der Vörgeladenen 

in V. H, 


Hrhob^jncjs-' 

nikbtnnttdk^df^r 

Frei willige MitgUeder 

/'.i t’vri.'nTii 


A.(1n' 

:{(:r 



Axbeitifehnipr 

1 sonstige 

ficLI lELtgs-- 
ücreidi 

nnnuli^ 


iiilldi 


hh 


illl]![h 

ip :• T'. 

f-lj!?! 

v-'i-iblitda 

[ 1 ] . 1 ::' l : 

:llfü 

»'fl 

■jlir.ti 


3.=71 


, 3/71 

9'7ü 1 

3^71 


, 3.71 

?70 1 

3/71 

!^7(J 

3/71 

9 70 

3/71 

9/70 

: -.VTI 


















önrth^rhniit 

27 

2i 

27 

23 

3? 

33 

41 

35 

1 32 

24 

32 

31 

27 

23 

25 

20 

Kasscaartcn 

Olts- 

















kK-inkc n.kas^fni 

24 

22 

23 

21 

17 

17 

20 

18 

16 

15 

21 

17 

18 

1? 

15 

14 

l^nslribh^- 

25 

25 

24 

23 


L8 

— 

50 

1? 

27 


50 

10 

— 

13 

— 

krankJjnkas.vr'n 

32 

30 

33 

30 

27 

22 

24 

20 

16 

14 

14 

28 

22 

18 

11 

— 

kninltcrLkä^Ren 

30 

25 

31 

27 

15 

L l 

33 

L? 

21 

10 

14 

14 

15 

16 

21 

18 

Afthftltei- 

















|^SiJ||.':k£|sst 11 

13 

12 

18 

15 

IG 

7 

50 

— 

15 

L 

100 

— 

18 

21 


— 

Arigö^iLrIlir‘11- 

Er^aL;^kuKS-ija 

55 

nt) 

53 

50 

49 

46 

49 

45 

41 

34 

36 

36 

54 

44 

44 

32 

Still« 

















l 11 

24 

25 

2 '5 

23 

39 

16 

43 

41 

30 

27 

64 

65 

29 

24 

43 

67 

1 innih -Tg 

20 

i1 4 

f ' 

27 

31 

30 

40 

28 

34 

25 

31 

34 

30 

33 

29 

30 

NtedcrE^nchsen 

32 

10 

32 

21 

41 

40 

50 

42 

35 

25 

22 

37 

39 

26 

37 

25 

ßrt^u^eD 

X«ii cSfhfiui- 

31 

23 

24 

24 

29 

18 

29 

24 

25 

13 

33 

56 

20 

8 

’ — ‘ 

14 

W- stlLdi'O 

25 

23 

20 

24 

41 

38 

44 

39 

34 

26 

30 

27 

24 

26 

18 

14 

! Ir-.stn' ri 

34 

21 

32 

2 i 

41 

:u 

44 

39 

33 

26 

38 

35 

28 

26 

6 

33 


2(> 

22 

32 

23 

52 

23 

3 b 

45 

46 

21 

57 

13 

29 

10 

56 

43 

WütlLuinbcix] 

23 

2(5 

23 

29 

33 

34 

44 

3G 

30 

25 

43 

35 

35 

2? 

39 

17 

Bdvcrn 

22 

13 

2!) 

17 

34 

24 

37 

27 

29 

26 

30 

29 

24 

18 

23 

15 

Sr:ä:ir!arifJ 

23 

2'.1 

27 

2? 

5b 

49 

67 

61 

41 

22 

22 

33 

32 

17 

— 

— 

IVfiin 

35 

30 

3r 

27 

23 

23 

27 

25 

15 

13 

13 

22 

11 

19 

25 

- 


% c 

w £ 

9- 

ft 


to 

O 

o 


G 

fO 

C 

vT 

& 

fD 

5 

?r 

Ul 

CU 

I 

I 


o' 
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TdbclEe 3 a 


Streuung der Landesbereidie der einzeluen Kassenarten 
um den Bundesdurdischnitt 

Verteilung dei l ^luduÄli^TTii-irho in v. 11, 


[ifhobuiKjs- 

xeilrauiu 


bei PlhdiliJiLtcjliL’dern 


in'i tiri'Aihiqrn MjsyjEDiicnu 


Streubereidi 

Ai'bojtcr 


Artgcsl 

“■Ille 



Arnii:ilr:r liiurr 



s*.’>ns‘iije 



■kl. 1 

•ihle.ti 

mTinnl»'h 


•l>||■h 

.■»■tmiilr- 



^IhdlLsi 

lÄ , 

erraühlLJl 

W 70 

:o' 7 i 

fl 70 

371 i 

1 "i-yo 

3 71 

Ö .-70 

3.71 

n 7 b 

3 / 7 ! 

!i .'76 

: 37 i 

7 b 

3 t! 

0 70 

,191 

0 bis unter 

10 

7.14 

8,77 

14,29 

8,77 

32,14 

10,35 

30.36 

31,58 

39,20 

4 s 3,61 

. 58.93 

58,93 

42,86 

45,61 

60,64 

70,18 

iO bis unter 

20 

16,07 

22,81 

8,93 

22,81 

16,07 

21,05 

Hi , 67 

26,32 

12, .50 

! 9,30 

10,71 

1,79 

19,64 

19,30 

3, .57 

5,26 

20 bis unter 

30 

35,71 

33,33 

37,50 

36,84 

19,64 

14,04 

19,64 

I 1,04 

16,07 

12 , 2 B 

8,93 

10,71 

8,93 

10,53 

5,36 

3,51 

30 bis unter 

40 

10,71 

15,79 

17,86 

10,53 

10 , 7 ] 

7,02 

3,57 

5 J 7 

3 , 9.3 

12,26 

10,71 

17,86 

3,57 

10,53 

3,57 

10 , 5.3 

40 bis imter 

50 

12,50 

8,77 

3,57 

3,77 

5 , 3 Ü 

7,02 

8,93 

3,51 

12,50 

5 , 2 (i 

5,36 

3,57 

3,57 

3,51 

5,36 

3,51 

50 bis unter 

60 

8,93 

3,51 

5,36 

5 , 2 (> 

10,71 

8,77 

10,71 

7,02 

8,93 

1,75 


3,57 

U ),71 

3,51 

3,57 


60 bis unter 

70 

5,36 

5,26 

3,57 

3.51 

3.57 


5 , 3' 6 

3,51 


1,75 

1.79 

— 

1,79 

1,75 

3,57 

1,75 

70 bis unter 

100 

3,57 

1,75 

8,93 

3,51 

1 ,79 

1,75 

5,36 

5,26 

1,79 

1,75 

3,57 

3,57 

8,93 

5,26 

>,36 

S .26 

iOO V. M. - 

56 =) 

57 

56 

57 

56 

57 

56 

57 

1 56 

57 

56 

56 

56 

57 

.56 

57 





tu 


I 

Ci 

I 

Ti 






') Buiidesdurdisdiiult vgl. Ztile I vorsteheud^Ji Tabelle 
Zshl der Landesbei eiche der einzolneji K^Lsso.iidj b u 


00 

CO 


ncIdutf^Turujr'^ lirrTabeiU Scdte b 


R' 

cn 

& 

ft) 
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Qi 
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Tabelle 4 


Anzahl der ExsdiieQenen Lm Verhältnis zu den Vorgeladenen 

in V. H. 


Erhebungs- 

Zeitraum 




PlUtiiiiultgliedcr 







Froiwilliqd 

Milqi ietk] r 





AfflK'Sfi?r 



AiiflrTraärtHtfi 



Arbeitnehmer 



sonstige 

1 

Geltungs- 

bereidi 

rnänDlicb 


ir-ULlJUll 


4 

i[tü]]j:LiUi 


iriüiiiiljfli 

W'j 


9/70 

1 3/71 

9/70 

3/71 

9/7G 

3/71 

9' 70 

3/71 

9-^0 


1 9.70 

3:71 

^70 

3 71 

9/70 

A'7\ 1 

ßundes- 

durchschnitt 

64 

64 

62 

63 

71 

75 

72 

73 ! 

1 ?? 

77 

75 

80 

69 

69 

72 

67 

Orts- 

krankenkassen 

64 

63 

61 

6) 

68 

74 

71 

74 

70 

67 

63 

72 

65 

65 

63 

59 

Land- 

krank enkassen 

67 

69 

65 

64 

100 

82 

100 

75 

50 

64 

400 

50 

76 

77 

88 

50 

Betn’ehs- 

kiankenkassen 

63 

68 

66 

69 

69 

69 

73 

63 

74 

76 

72 

72 

83 

64 

89 

81 

1 Tnnungs- 
I krankeakassen 

61 

62 

58 

58 

53 

65 

65 

65 

53 

66 

79 

71 

65 

67 

64 

24 1 

Arbeiter- 

Ersatzkassen 

66 

69 

73 

68 

68 

71 

75 

75 

73 

75 

100 

67 

76 

67 

50 


Angestellten- 

Ersatzkassen 

74 

75 

77 

73 

74 

77 

72 

75 

' 81 

84 

77 

84 

77 

79 

00 

83 

Länü(f*f 

Schleswig- 

Holstein 

62 

65 

59 

67 

75 

81 

74 

78 

76 

75 

86 

82 

72 

70 

50 

67 

Hamburg 

66 

100 

66 

134 

83 

80 

84 

84 

86 

83 

91 

90 

74 

77 

82 

65 

Niedersachsen 

59 

59 

56 

54 

69 

76 

70 

65 

79 

75 

75 

76 

70 

66 

89 

72 

Bremen 

60 

95 

59 

66 

73 

69 

71 

71 

64 

70 

73 

69 

71 

92 

75 

76 

Nordrhein- 

Westfal^n 

6L 

62 

60 

59 

69 

74 

70 

71 

73 

79 

72 

77 

68 

67 

66 

70 

Hessen 

65 

55 

64 

59 

67 

74 

66 

69 

73 

68 

66 

84 

65 

66 

75 

61 

Rheinland-Pfalz 

65 

67 

62 

63 

71 

71 

68 

68 

78 

74 

75 

80 

69 

70 

89 

57 

Baden- 

Württemberg 

63 

59 

61 

56 

68 

71 

7L 

74 

78 

75 

71 

70 

66 

67 

79 

74 

Bayern 

68 

67 

65 

63 

74 

74 

72 

74 

75 

78 

75 

79 

68 

68 

70 

61 

Saarland 

66 

66 

61 

60 

69 

74 

65 

66 

93 

80 

in 

108 

86 

58 

25 

50 

Berlin 

69 

71 

69 

70 

71 

80 

74 

76 

84 

83 

78 

79 

79 

70 

88 

50 
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Slreuung der Lanclesbereiche der einzelnen Kaasenarten 
um den Bundesdurd^schnitt 

Verte ihir.g rlcM' Landesbereiche iti v- H. 


’■■-■... -/.riirsiurii 1 




bei Pt liditTiütgli Odern 




beMjtd willigen MiUilicdoin 


Aibeitcr 


ATi[lca1«2br! 

A"n ei'neh:ner 





l.!i 


T-iiinn^ 


• Eb ,1 

1 

finnliih 

ivnllikdi 

:iiHi:|iil 

.1. 1 

VfillbllLL 

äUö^i'Li'LOl 

' ■■ ■ 1 

O'TÜ 1 

3r71 1 

0.7(1 

1 I7l 

9 70 

3^71 

fJ 70 . 

;('7i 1 

1 '! 70 

1 J/7! 

<),'70 1 


9 70 1 

3.’71 

9 70 1 

3-71 

0 bis unter 

.30 

— 

— 

5,36 

1,82 

14,04 

12,28 

15.79 

12,23 

12, 5Ü 

10.53 

42.86 

35,71 

22, öl 

21,56 

47,37 

57.14 

30 bis imt.or 

40 1 

— 

— 

— 

1,82 

3,51 

— 

1,75 

— 


— 

1.79 

— 

1,75 

— 

— 

3,57 

40 bis unter 

50 j 

1,75 

5,45 

1.79 

3,64 

5,26 

— 



1,79 


-- 

1,79 

— 

— 

— 

1.79 

50 bi> iinli-r 

RO 1 

21 ,05 

12,73 

23,21 

29,09 

3,51 

8,77 

1 0,53 

19,30 

10,71 

10.53 

1,79 

5.36 

7,02 

8,77 

8.77 

10,71 

60 bis unLot 

70 

49,12 

45,45 

33,93 

38,18 

24,56 

21,05 

26,32 

24,56 

19,64 

2 1 ,05 

7,14 

12,50 

24,50 

22,81 

10,53 

7,14 

70 bis uüinr 

Kt) 

17,54 

25,45 

17,8H 

16,36 

26,32 

33,33 

28,07 

21,05 

23,21 

2 1,56 

21,13 

17,86 

lo.r.ö 

14.04 

7.02 

5,36 

80 bis unuu- 

90 

8,7? 

9,09 

5,36 

3,64 

5,26 

10,53 

3,51 

10,53 

14,29 

22,81 

7,14 

7,14 

15,79 

15,79 

5,26 

— 

90 bis unter 

100 

1.75 

1,82 

12,5!) 

5,45 

17,54 

14,04 

14,04 

12,28 

17.86 

10,53 

17,86 

19,64 

17.54 

14,04 

21,05 

14,29 

lüti V. H. = 

57 -) 

55 

56 

55 

5? 

5? 

57 

57 

[ 5G 

57 

5G 

56 

57 

57 

57 

56 


}iii]i«l<'s["i;Trhs{iiJi)n vq'. Zf’ile; \ di.i" vorst(dit>ndcn Ttibclle 
“1 /.diJ fitT L iior cipi^clmru 

Erltiiiterungon zu der TnbeMf? SeUe V/A 
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Tabelle 4 a 


g Tabelle 5 


Anzahl der Erschienenen Ira Verhältnis zu den zur Sidierung des Heilerfolges Vorgeladenen 

in V. H, 


Erhebungs-I 

Zeitraum 

X 

fjeltungs- 

bereidi 

Pdlchmnliiliedef 



t^reiwUlige Mitglieds 

r 




Arh^iiter 






ArbeiLnehmer 



sonstige 


jTiJinülith 



m Jrnil!i*i 

ui'iMiOi 

7ni!ik 

!ll.:+l 

WibllCL 

iibüimJiiT:. 

isVrtiÜl.ltL 

R"/Ü 

•sm 

a^7f> 

3/71 1 

P.70 

3/71 

9,70 ^ 

3i'7t 

9,70 

J/71 

y.-7o 

3/71 

9.70 

371 

9 7ü 

3/71 

BwnU[.% 

















durdisd^nitl 

67 

66 

65 

64 

74 

78 

7? 

76 

80 

79 

75 

82 

73 

70 

73 

70 

Kassenarien 

















Orts- 

















krankenkassen 

67 

65 

64 

63 

69 

75 

74 

76 

?t 

68 

64 

70 

69 

67 

65 

59 

Land- 

















krankenkassen 

?1 

73 

65 

63 

100 

88 

too 

100 

60 

57 

100 

— 

74 

77 

83 

50 

Betriebs- 

















krankerütassen 

68 

67 

72 

65 

74 

74 

82 

68 

83 

80 

70 

83 

100 

75 

100 

88 

TnnungS“ 

















krankenkassen 

6? 

65 

62 

59 

51 

68 

73 

62 

64 

71 

75 

67 

73 

69 

64 

36 

Arbeiter- 

















Ersalzkassen 

66 

72 

78 

70 

65 

79 

o 

o 

86 

76 

73 

— 

67 

79 

70 

50 


Angestelltea- 

















Ersatzkassen 

84 

82 

85 

81 

79 

82 

77 

79 

85 

88 

78 

86 

87 

84 

86 

93 

Länder 

















Schleswig- 

















Holstein 

64 

66 

61 

68 

83 

79 

79 

78 

84 

76 

75 

86 

82 

68 

71 

60 

Hamburg 

68 

83 

70 

76 

75 

86 

83 

86 

81 

90 

91 

91 

80 

76 

90 

69 

Niedersachsen 

65 

63 

60 

58 

75 

76 

79 

69 

81 

78 

72 

75 

69 

68 

100 

79 

Bremen 

65 

71 

59 

73 

80 

81 

76 

74 

64 

72 

60 

57 

75 

93 

75 

78 

Nordrhein- 

















Westfalen 

65 

65 

63 

62 

74 

76 

79 

74 

7? 

90 

72 

84 

72 

68 

64 

71 

Hessen 

71 

59 

72 

64 

71 

79 

73 

72 

81 

70 

70 

89 

63 

67 

73 

67 

Rheinland-Pfak 

68 

68 

65 

64 

67 

77 

72 

71 

83 

72 

83 

7? 

67 

79 

75 

50 

Baden- 

















Württemberg 

69 

64 

66 

61 

70 

76 

73 

79 

84 

78 

73 

68 

77 

70 

80 

72 

Bayern 

70 

68 

67 

65 

79 

75 

77 

75 

78 

81 

71 

79 

73 

69 

70 

65 

Saarland 

69 

6? 

61 

62 

67 

75 

77 

70 1 


80 

86 

100 

86 

60 

25 

100 

Berlin 

74 

72 

74 

71 

74 

82 

78 

79 

1 89 

85 

82 

77 

82 

96 

100 

100 
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Tabelle 5 


Tabelle 5 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Kassenarlen 
um den BundesdurchsduitH 

Verieünug Laridesbereiche in v. H. 


Eihebuugs- 

zeitraum 

SUoubereidi 

hei POiditiniLgUndc-in 

hei frei wLLligeit Mil gliedern 

ArtcjlL-r 

AuütSt^LUtE! 


ArheiUiidimer 



sonstige 



\\ H ■ : i 

^llcb 

illiÄ 

'-hdj 

W^Lhfirif 



]!jiiiPii]iriL ^ 

^vrlhli.h 

9170 

3/71 i 

n'7o 1 

1 3/71 

9/70 1 

1 3/71 

9,7() 

3/71 

9.70 1 

1 3 71 

9,70 

3/71 

9/70 1 

.7.71 1 

9/70 

3/71 

0 bis unter 

30 

1,75 

1,75 

8,93 

1,79 

19.30 

12,50 

19,30 

21,05 

12,50 

12,28 

42,11 

41,07 

26,32 

28,07 

50,88 

57,14 

30 bis unter 

40 

— 

— 


1,79 

1,75 

- - 

— 

— 

— 

— 

3,51 

3,57 

1,75 

— 

— 

3,57 

40 bis unter 

50 

5,26 

— 

1,79 

5,36 

1,75 



1,75 




— 


— 

~ 

— 

50 bis unter 

60 

7,02 

10,53 

8,93 

16,07 

7,02 

3,57 

3,51 

8,77 

10,71 

10,53 

3,51 

7,14 

5.26 

5,26 

1,75 

14,29 

60 bis unter 

70 

33,33 

38,60 

32,14 

33,93 

7,02 

7,14 

10,53 

17,54 

14,29 

14,04 

7,02 

5,36 

19,30 

19,30 

12,28 

3,57 

70 bis unter 

80 

33,33 

31,58 

19,64 

17,86 

26,32 

33,93 

2f3,32 

22,81 

14,29 

22,81 

14,04 

12,50 

12,28 

14,04 

5,26 

1,73 

80 bis unter 

90 

10,53 

8,77 

12,50 

8,93 

14,04 

23,21 

21,05 

17.54 

16,07 

19.30 

10,53 

10,71 

7,02 

15,79 

5,26 

1,79 

90 bis unter JOO 

8,77 

8,77 

16,07 

14,29 

22,81 

19,64 

19,30 

10,53 

32,14 

21,05 

19,30 

19,64 

28,07 

17,54 

24,56 

17,86 

100 V. H. 

1, 


57 

57 

56 

56 

5? 

56 

57 

5? 

56 

57 

57 

56 

57 

57 

57 

56 
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<o 
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Tabelle 5 a 


g TabeUe 6 

Aii 2 ahl der Erschienenen im Verliällnis zu den zur Beseitigung von begründeten Zweifeln 

an der Arbeit sunfiihlgkeil Vorgeladenen 

in V. IL 




G<'lbincfs- 
bf reich 


P..lJdniilfl.liDJa[ 


Arlieiti."! 


UEcVuLilicdt 


durch^^chnstt 


f)/70 I 3/71 
34 33 


9/7n ■ 3,7! 


Orts- 

krHnkenkdssen 

l.^nd- 

kjünkeak fassen 
fretnebs- 

k] djikenkdsseti 
Innungs- 
kraiiknnk wissen 
Arbcitor- 
ErsaLzkassen 
Ange^tidllen- 
l'bsal/k.Lsseo 


54 

56 

56 

50 

62 

65 


Uhidüi 

SdhJßF^wig- 

i-fol.'ittha 

Hamburg 

Niedtusachsen 

PiToineii 

Nordihoiji' 

Wt'sUaivm 

Hf^sse-n 

Rhfuriktml-Pfalz 

Barlcn- 

Würlk'ndj'.ug 

Bdyrrri 

Saarland 


60 

46 

51 

34 
32 

35 

49 

62 

59 


53 

62 

59 

50 

57 

(3.^ 


59 
82 
45 

61 

52 

43 

73 

47 

60 
(31 


55 


54 

6! 

57 

51 

35 

73 


53 

.58 

46 

59 

51 

53 

58 

49 

61 

62 


51 


51 

51 

49 

50 
58 
ai 


59 

59 

40 

43 

50 

44 
62 


52 


Annc^stellte 




9^70 I 3/71 


64 


56 


60 

83 

bÖ 


60 

80 

62 

67 

61 

60 

75 

63 

60 

76 


67 


64 

100 

52 

50 

33 

70 


77 

75 

57 

53 

70 

63 

65 

62 

65 

72 


weiiiliJi 


«h7ii 1 V7i 


63 


64 

48 

51 

50 

64 


69 

69 

62 

62 

59 
58 
r>5 

68 

65 

60 


65 


65 

100 

48 

71 

07 


73 

78 

44 

55 

66 

65 

64 

6? 

6B 

64 


Frei willige Mitglieder 


Arbeilnelnfier 


reuriri-h 

9/7D 


.bljHi 


60 


61 

44 

32 

57 

74 


57 

83 

73 

63 

69 

60 

72 

68 

6? 

107 


69 


55 

67 

50 

60 

100 

74 


65 

71 

48 

45 

77 

62 

83 

67 

68 
79 


73 


54 

50 

100 

100 

75 


71 

75 

86 

too 

71 

62 

69 

71 

80 

200 


74 


78 

100 

48 

100 

77 


82 

87 

57 

78 

60 

74 

100 

71 

78 

125 


I 


sonstige 


3/71 1 9/7U I 3/71 




9/70 I 3/71 


6t 


50 

50 

35 

67 

68 


58 
78 
68 
56 

59 

60 

85 

52 

56 

86 


60 


56 


57 

50 

67 


wAiblifü 


9/70 


67 


55 

100 

50 

67 

73 


3/7J 


46 


38 


54 
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Tabelle 6 


Tabelle 6 a 


Streuung der Lau des bereiche der einzelnen Kassenarien 
uni den Bundesdurchschnltl *) 

Verteilung der Landesbereidie in v. H. 


^ Erhebungs- ' 

Zeitraum 

bei Pflichlmltgliedem 



bei freiwilliaen Mitgliedern 




O 

o 

Arbeiter 

AnaestelUe 


Arbeitnehmer 



sonstige 



C 

tA 



mänijkiiic 1 

u^t^ihlich 

iijlu*i.Jich 

' WL'iältdi 

nman] 


iti 

■Ibltni 

IlSdllL 

iiidi 

wclbiirh 


s- 

2 

Slreubereich 


9/711 1 

3.T1 

BfM 

! 3.71 

9/71= J 

3i»7i 


5^71 

9.70 1 

3/7 1 

1 9/70 

3 71 

; 9/70 

3/71 , 

y/70 

3'7l 


03 

0 bis unter 

30 

3,57 

3,57 

14,29 

3,57 

37,50 

45,61 

32,73 

36,84 

41,82 

47,37 

67,27 

57,14 

50,00 

49,12 

75,00 

80,70 


c 

p 

■ a 

{/! 

30 bis unter 

40 

5,36 

3,57 

1,79 

7.14 

3,57 

i,75 

9,09 

1,75 

5,45 

1,75 

— 

3,57 

5,36 

5,26 

— 

1,75 


(5 

40 bis unter 

50 

14,29 

26,79 

16,07 

25.00 

3,57 

1,75 

7,27 

7,02 

1,82 

1,75 

— 

1,79 

3,57 

1,75 

— 

175 

1 

1 

50 bis unter 

60 

32,14 

25,00 

23,21 

30,36 

16,07 

10,33 

10,91 

8,77 

10,91 

12,28 

7,27 

3,57 

8,93 

8,77 

10,71 

5,26 



60 bis unter 

70 

28,57 

17,86 

23,21 

16,07 

17,86 

21,05 

27,27 

15,79 

7,27 

12,28 

7,27 

7.14 

7.14 

10,53 

— 

1,75 


70 bis unter 

SO 

8,93 

10,71 

10,71 

1,79 

7,14 

3,51 

3,64 

14.04 

12,73 

7.02 

7,27 

1.79 

8,93 

5,26 

1,79 

— 


CD 

80 bis unter 

90 

5,36 

8,93 

— 

1,79 

3,57 

8,77 

1,82 

1,75 

3,64 

7,02 

3,64 

10,71 

3,57 

5,26 

— 



o' 

90 bis unter 100 

1,79 

3,57 

10,71 

14,29 

10,71 

7,02 

7,27 

14,04 

16,36 

10,53 

7,27 

14,29 

12,50 

14,04 

12,50 

3,77 

1 


100 V. H. 

=- 

56*) 

56 

56 

56 

56 

57 

55 

1 

57 

55 

57 

55 

56 

56 

57 

56 

57 
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(0 

c» 

tu 


s 

g- 

Qi 

I& 

'(P 


CO 

to 

o 

o 


CO 

Ol 


TabeUe 7 


Begutachtimg auf Anregung des Arbeilgebers 
im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen 

in V, H, 


Erbebungs- 

Zeitraum 


Geltungs- 

bereich 


Arbeiter 


Pflichünitglieder 

I Angeslellle 


tn flnnll rfi 


a.70 j n>?i 


wclbMdi 


9/7g I 3/71 


Qii4iuUldi 


weibKdi 


Freiwillige Mitglieder 


Arbeitnehmer 


sonstige 


Tn final Idb 


I. 


9/70 I 3/71 ' Ü-7ü I 3/71 I 9/70 i 3/71 1 9/70 


3771 


m;ian)lcü ■ 


wcilbllfh 


9-*70 I 3/71 ' 9/70 I 3/71 


Bundes- 

d!J^^hscft7TJf^ 

5 

5 

4 

4 

4 

5 

6 

4 

2 

2 

2 

3 

0 

0 

0 


Kassenaiten 

Orts- 

krankenkasscin 

5 

5 

4 

4 

3 

3 

3 

2 

0 

1 

1 

2 


0 



Land- 

krankenJkassen 

4 

7 

7 

4 


9 










, j 

Be triebs- 
krank enkassen 

4 

6 

6 

8 

3 

6 

4 

5 

3 

2 

2 

4 




- 

Innungs- 

krankenkassen 

7 

6 

5 

5 

8 

5 

10 

5 

6 

1 

7 






Arbeiter- 

Ersatzkassen 

2 

2 


8 






l 







Angestellten- 

Ersatzkasseo 

n 

5 

4 

6 

■5 


6 

5 

3 

2 

2 

4 

0 

— 

1 

. i 

Länder 

Sdileswig- 

HolsLein 

3 

3 

2 

3 

4 

2 

3 

6 

1 

1 






a 

Hamburg 

3 

2 

3 

3 

5 

5 

5 

6 

6 

6 

2 

13 

1 

— 

— 

— 

Niedersachsen 

4 

3 

4 

3 

2 

2 

5 

3 

— 

0 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

8 

7 

9 

6 

3 

3 

4 

4 

1 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nordrhein- 

Westfaien 

5 

5 

4 

4 

6 

7 

7 

4 

2 

2 

2 

2 





Hessen 

6 

6 

6 

5 

5 

7 

6 

6 

4 

i 

3 

l 


— 

6 

— 

Bheinland-Pfalz 

5 

6 

3 

6 

6 

5 

18 

5 

2 

1 

7 

— 

— 


’ — 

— 

Baden’ 

Württemberg 

8 

12 

5 

9 

5 

7 

6 

6 

2 

2 

2 

2 









Bayern 

4 

4 

3 

4 

4 

6 

4 

5 

2 

2 

2 

6 

— 

— 

— 

— 

Saarland 

1 

1 

2 

2 

3 

4 

2 

6 

1 

2 

— 

— 

— 

4 

— 

— ■ 

Berlin 

4 

3 

2 

2 

S 

2 

3 

2 

1 

1 

' 

2 

'■ — 

— ■ 

— 

■ — ■ 
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TaJbeUe 7 


Tabelle 7 a 


Streuung der Lande sbe reiche der einzelnen Kassenarien 
um den Bundesdurdisdinitt 

VerLeilung der Londesbereicbe in v. H, 


Erhebüngs- 
\ Zeitraum 

Streubereidi 

bei Pflichtmitgliedem 

1 bei freiwilligen Mitgliedern 


Arbeiter 


■ 

Angestellte 


Arbeilnelime[ 

sonstige 

nh^UUl 


v/ci)iiiii: 

Jü Jllj' 

iö. 


iii 

1 :ii^Uli] 

i-2l 

1 WMiliiid’L 




[>.70 1 

3/71 

n.9ü 

1-71 

‘ !>70 

;t7i 


1171 

i ü/7ü 

3/71 

1 Ö.Ttl 

3/71 ' 

1 

[ 3,71 

tb7u 

171 

0 bis unter 1 

12,73 

17,54 

30,91 

24,56 

52,73 

50,88 

47,27 

52.63 

67,27 

70,18 

83,64 

82,46 

98,18 

98,25 

98,18 

100 

1 bis unter 2 

3.64 

12,28 

7,2? 

1,75 

9,09 

3,51 

7,27 

3,51 

7,27 

8.77 

1,82 

5,26 



— 

— 

2 bis unter 3 

5,45 

8,77 

10,91 

15,79 

3,64 

7,02 

7,27 

10,53 

5.45 

7,02 

5,45 

3,51 

— 

- — 

-- 

— 

3 bis unter 4 

18,18 

10,53 

9,09 

7,02 

12,73 

7,02 

1,82 

5,26 

5,45 

3,51 

1,82 


1,82 

— 


— 

4 bis unter 5 

18, 18 

5,26 

5,45 

8,77 

1,82 

5,26 

12,73 

8,77 

7,27 

— 

— 

3,51 

— 

— 

— 

-- 

5 bis unter 6 

9,09 

17,54 

9,09 

7,02 

7,27 

7,02 


3,51 


1,75 

1,82 

— 

-- 

— 


— 

6 bis unter ? 

3,64 

5,26 

1,82 

5,26 

3,64 

3,51 

5,45 

7,02 

— 

— 

— 

— 

— 

1,75 

— 

— 

7 bis unter 8 

5.45 

3,51 

7,27 

3,51 

7,27 

5,26 

7,27 

5,26 

1,82 

1,75 

— 

— 




— 

8 bis unter 9 

3,64 

7,02 

5,45 

7,02 

— 

— 


— 

— 

1,75 

1,82 

[.75 


— 

— 

— 

über 9 

20,00 

12.28 

12,73 

19,30 

1,82 

10,53 

10,91 

3,51 

5,45 

5.26 

3,64 

3,51 

— 

— 

1,82 

— 

100 v.H. = 

55“) 

57 

55 

5? 

55 

57 

55 

57' 

i 

55 

1 

57 

55 

57 

55 

57 

55 

57 
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Tabelle 7 a 


CD 

00 


TabeUe 8 


Begutachtung auf Anregung des behandetnden Arztes 
im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen 

in V. H. 


H 

fl) 

CT' 


OÜ 


ö 

5 

6 

w 

ß- 

(P 


\ Erhebuags- 

Zeitraum 




i'fLtiiiiuitglieder 







Freiwilliae Mitalieder 





ArbitLcir 



AngestdJItf^ 



Arbeitnehmer 



sonstige 


Gelluiigs- ' ' 
bereidi - 

oicjjmlldi 

welbtidi 

QcmoJidi 

welbHdi 

Cl: 


\^^qrbllch 

ittÜüjLilldi 

welblidi 

9/70 

3/71 

9/70 

f 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 i 

3.'/l 


i'>l 

1 yi,-7l? 

1 3/7] 

9/70 1 

3/71 1 

Ü.70 

1 =:i.7i 

ßu/ides- 

durdisdinJn 

6 

7 

5 

5 

21 

19 

21 

19 

19 

16 

20 

22 

12 

19 

12 

16 

Kassenarten 

Orts- 

krankenkassen 

5 

5 

5 

5 

9 

6 

2 

3 

4 

5 

7 

3 

5 

3 

3 

5 

Lajid- 

krankenkassen 

10 

8 

10 

5 

14 




33 

IS 


100 

5 


13 


Betriebs- 

krankenkassen 

? 

U 

7 

7 

12 

8 

12 

B 

3 

6 

14 

11 

11 

27 

11 

56 

' Innungs- 

krankenJkössen 

6 

5 

4 

4 

6 

4 

3 

3 

3 

1 

7 


3 

5 

7 


Arbeiter* 

Ersatzkassen 

8 

5 

2 

3 

5 

2 

13 


8 

1 



12 

10 



Angestellten- 

Ersalzkassen 

28 

28 

26 

24 

29 

29 

27 

28 

29 

27 

24 

29 

31 

28 

26 

29 

1 

Länder 

Sdileswig- 
1 Holstein 

4 

4 

4 

4 

25 

29 

31 

36 

22 

24 

36 

35 

12 

15 

7 


Hamburg 

8 

29 

7 

6 

18 

17 

32 

18 

27 

16 

36 

21 

18 

4 

24 

25 

Niedersachsen 

8 

7 

7 

7 

15 

22 

20 

19 

15 

12 

31 

18 

23 

12 

5 

19 

Bremen 

10 

5 

9 

4 

23 

14 

23 

19 

33 

15 

33 

25 

11 

20 

75 

33 

Nordrhein- 

WesLfalen 

6 

7 

6 

6 

27 

19 

26 

23 

21 

20 

24 

34 

11 

12 

n 

19 

Hessen 

8 

6 

7 

5 

31 

21 

22 

20 

19 

13 

18 

14 

17 

5 

6 

6 

Rheinland-Pfalz 

7 

5 

6 

5 

26 

30 

7 

25 

24 

21 

14 

47 

13 

7 

22 

57 

Baden* 

Württemberg 

5 

7 

? 

? 

21 

20 

25 

24 1 

1 23 

19 

21 

32 

12 

9 

12 

9 

Bayern 

4 

4 

4 

4 

16 

14 

21 

19 

14 

14 

12 

17 

7 

6 

12 

9 

Saarland 

2 

3 

2 

2 

34 

31 

31 

34 1 


14 

— 

17 

9 

17 

— 

— 

Berlin 

2 

2 

1 

1 

4 

4 

3 

2 1 

! ^ 

4 

9 

3 

5 

5 

13 

— 


5 

00 

tu 

o 

o 


la 

fU 

S 

I ^ 

a 

I m 


i p 

' 5 
a 

fD 

iA 

r-^ 

a 

:üq 


Tabelle 8 a 


Streuung der Landesbereiche der einzelnen Kassenarien 
um den Bundesdurchsdinltt 


Verteilung der Landesbe reiche in v. I-L 


BrhebungS' 

^ Zeitraum 

bei Pfliditmitg Medern 

bei freiwilligen Mitgliedern 

Arbeiter 

Angestellte 


Arbeitnehmer 



sonstige 


Streubereidi 

ijjünnltdi 

ibhch 

U3ann]idb 

weiblich 

ILlü 

innJIdi 

Wüiblidi 

mi 

innlidt 1 

wfjhlidi 

9/70 

3/71 

9/ 70 

1 3/71 

9/VÜ , 

3/71 

9,70 ] 

3,71 

9/7U 

3/7 1 

1 9/70 

1 3/71 

9/70 

3/71 1 

9/70 

3.-71 

0 bis unter 1 

8,77 

8,77 

21,05 

22,81 

50,88 

45,61 

47,37 

45,61 

47,3? 

49,12 

71,93 

68,42 

56,14 

50,88 

73,68 

73,68 

1 bis unter 2 

8,77 

3,51 

3,51 

3,51 

1,75 

-- 

3,51 

1,75 

1,75 

5,26 

— 

— 

— 

3,51 


1,75 

2 bis unter 3 

3,51 

1,75 

1,75 

8,77 

— 

3,51 

3,51 

5,26 

1,75 

1,75 

— 

— 

1,75 

5,26 

1,75 

— 

3 bis unter 4 

7,02 

8,7? 

10,53 

8,77 

3,51 

— 

3,51 

5,26 

— 

— 

— 

-- 

1,75 

1,75 

— 

— 

4 bis unter 5 

5,26 

21,05 

5,26 

10,53 

3,51 

5,26 

3,51 

— 

5,26 

5,26 


— 

3,51 

1,75 

— 

— 

5 bis unter 6 

5,26 

10,53 

10,53 

15,79 

5,26 

1,75 

— 

7,02 

5,26 

3,51 

— 

3,51 

3,51 

— 

— 

— 

6 bis unter 7 

14,04 

10,53 

3,51 

5,26 

— 

— 

3,51 

1,75 

3,51 

1,75 

— 

1,75 

3,51 

1,75 

— 

■ — 

? bis unter 8 

8,7? 

5.26 

10,53 

7,02 

— 

7,02 

5,26 

1,75 

1,75 

3,51 

— 

— 

1,75 

1,75 

— 

— 

8 bis unter 9 

5,26 

3,51 

— 

3,51 

— 

— 

1,75 

1,75 

3,51 

5,26 

— 

— 

— 

— 

— 

3.51 

über 9 | 

1 33,33 

26,32 

33,33 

14,04 

35,09 

36,84 

28,07 

29,82 

29,82 

24,56 

28,07 

26,32 

28,07 

33,33 

24,56 

21,05 

100 V. H. ^ 

57^ 

57 

5? 

57 

57 

57 

57 

57 

' 57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

5? 
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Tabelle 9 


Begutachtung aui Anregung des Versicherten 
tüi Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen 

in V. H, 


' Erliebungs- 

"" V.. Zeitraum 

GelUmgs- 

bereich 

PnichlniiLglieder 

Freiwillige Milglieder 

Arbeiter | 

Angestellte 

Arbeilnehmer 

sonstige 

mjiinlsdi 1 wcibUdi 

inriiiulidi 

wciblidi 


1 ViJblidt 


weiblirli 

9/7ü 1 a/71 1 9/70 J 3/71 1 

f 3/71 i 

i r/70 j 3/71 

9/70 , 

. 3/71 

i 9/70 ; 3/71 

9/70 t 3/71 1 

:R.70 

3/71 


Bundes- 

duidischnitt 

^ 1 

2 

0 

0 

L 

2 

\ 

i 

2 

2 

3 

2 

1 

2 

I 

i 

Kassenaiten 

Orts- 

krankenkassen 

l 

0 

0 

0 

1 

1 

0 

0 

1 

1 

2 


1 

1 

1 

2 

Land- 

krankenkassen 

2 

2 

2 

3 











13 

_ 

Betriebs- 

krankenkassen 

1 

5 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

0 

i 

2 

2 

2 

2 




__ 

Inaungs- 

kiankenkassen 

1 

1 

0 

0 



3 

l 

1 

2 

7 


1 

0 


_ 

Arbeiler- 

Ersatzkassen 

4 

0 

2 







1 



6 

_ 


■ ^ 

AngeslelUen- 

l 

2 

1 

— 

2 

■ t 

1 

2 

3 

3 

3 

3 

2 

5 

2 

— 


Länder 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Niedersachsen 

Bremen 

Nordxhein- 

Westfalen 

Hessen 

Rheinland-Pfalz 

Baden- 

Württemberg 

Bayern 

Saarland 

Berlin 


0 0-^02 
2 25 i i 2 

110 0 4 

1 10 — ^ 


1 1 1 

2 l 1 

2 2 1 

1 — l 



2 ~ ^ 

3 3 — 

1 1 5 

2 2 — 


1 

i 

i 


110 2 
0 0 0 2 
10 11 


3 1 2 
1 1 1 
2 2 0 


2 

2 

4 


3 5 6 
2 i — 
6 4 — 


12 14 
2 3 — — 
2 1 n — 


i 

0 

0 

0 


1 0 

0 0 

0 — 

0 0 


1 2 2 
0 1 1 

0 — — 

0—0 


2 

0 

0 


2 

1 

i 

0 


2 

3 

1 

J 


1 

1 

1 


3 


3 

1 


1 

0 

5 


3 

0 

2 


1 
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Tabelle 9 


Tabelle 9 a 


Streuung der Landesbereicbe der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdnrch schnitt 

Verteilung der Landesbereidie in v. H. 


Erhebungs- 
2 e i l ra U£D 

Streubereidi 

bei Pflidiünitgliedern 

bei freiwilUgen Mitgliedern 

Arbeiter 

Angei?t<iUUj 

Arbt-itnefün^ir 

süüsHge 

ca^DlIdi 

wiiiblldb 


weiblich 

^TLDÜdL 

weiblich 

iiiüiuiMch 

wQibhdi 

9/70 1 

1 3/71 1 

9/70 1 

3/71 

9/70 

3/71 1 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 1 

1 9/70 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/7 1 

0,0 bis unter 0,2 

37,25 

44,00 

56,86 

64,00 

68,63 

64,00 

68,63 

66,00 

62,75 

54,00 

82,35 

88,00 

72.55 

76,00 

92,16 

98,00 1 

0,2 bis unter 0,4 

5,88 

6,00 

9,80 

6,00 

— 

— 

1,96 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

- 1 

0,4 bis unter 0,6 

5,88 

10,00 

7,84 

12,00 

— 

— 

— 

2,00 

— 

— 


— 

1,96 


— 

— 

0,6 bis unter 0,8 

9,80 

8,00 

1,96 

8,00 

— 

4,00 

1,96 

6,00 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

0,8 bis unter 1,0 

5,89 

4,00 

7,84 

2,00 

3,92 

2,00 

— 

4,00 

1,96 

4,00 

— 


1,96 

„ 

— 

— 

1,0 bis unter 1,5 

15,69 

16,00 

5,88 

4,00 

5,88 

10,00 

13,73 

8,00 

1,96 

4,00 

— 

2,00 


2,00 

— 


1,5 bis unter 2,0 

3,92 


1,96 

— 

9,80 

6,00 

5,88 

4,00 

5,88 

4,00 

— 

— 

5,88 

— 

— 

— 

über 2,0 

15,69 

12,00 

7,84 

4.00 

11,76 

14,00 

7,84 

10,00 

27,45 

34,00 

17,65 

10,00 

17,65 

22,00 

7,84 

2,00 

100 V. H. ^ 

51®) 

50 

5i 

50 

51 

50 

51 

50 

51 

50 

51 

50 

51 

50 

5t 

50 
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o 


Tabelle !0 


Begutachtiuig auf Ajiregung des VäD 
Im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladeuen 

in V. H. 


Erhebtuigs- 

zeitraum 


Pllichtmitgüeder 


Freiwillige Mitglieder 

Arbeiter 


Angestellte 

Arbeitnelimer 

sonstige 

hereicb ^ 



^tLn]El± 1 »Hlht^ÜL 

1 

a^annll^li 1 wi-lidi manoUdi weibliUi 

9/70 ! 3/71 

9 70 1 3n\. 

0/70 1 

1 l’Ji.ri'n h1/71 

9/70 i 3/71 9/70 

1 3/71 9/70 1 3/71 9/70 | 3/71 


Bundes- 

durdischaitt 16 15 16 15 18 U 18 16 | 18 15 22 15 19 17 20 18 


Kassenarten 

Orts- 

krankeakassen 

Laad- 

17 

16 

16 

15 

16 

15 

18 

20 

30 

15 

17 

9 

15 

16 

19 

16 

krankenkassen 

Betriebs- 

16 

13 

17 

18 

29 

18 

— - 

25 

■ — 

27 

— 

— 

19 

38 

25 

75 

krankeakassea 

12 

13 

13 

10 

7 

9 

6 

7 

13 

8 

5 

4 

6 

— ^ 

— 

— 

Innungs- 

krankenkassea 

Arbeiter- 

19 

18 

18 

16 

18 

20 

15 

9 

13 

16 

7 

29 

25 

18 

36 

6 

ErsaLzkösseo 

Aageslellten- 

27 

20 

25 

31 

73 

24 

25 

— 

27 

20 

— 

33 

29 

15 

— 

— 

Ersatzkassen 

23 

15 

15 

19 

19 

16 

20 

17 

19 

17 

25 

19 

22 

18 

22 

21 

Länder 

Schleswig- 

















Holstein 

24 

19 

22 

18 

23 

21 

24 

17 

35 

29 

36 

29 

32 

22 

43 

33 

Hamburg 

22 

38 

20 

18 

31 

24 

26 

23 

22 

20 

30 

21 

l? 

22 

18 

25 

Niedersachsen 

16 

12 

14 

11 

14 

7 

10 

? 

12 

11 

19 

8 

12 

12 

n 

9 

Bremen 

Mordrhein- 

10 

10 

5 

5 

11 

11 

8 

11 

16 

7 

33 

25 

n 

15 

— ■ 

— 

Westfalen 

14 

14 

14 

16 

17 

14 

19 

13 

17 

14 

21 

10 

20 

18 

12 

13 

Hessen 

10 

7 

10 

? 

12 

13 

17 

13 

iS 

11 

9 

13 

8 

16 

19 

6 

' Rheinland-Pfalz 

1 Baden- 

11 

15 

11 

11 

14 

20 

17 

22 

16 

25 

25 

2? 

11 

13 

— 

1 

Württemberg 

13 

1 1 

13 

12 

U 

U 

13 

12 

11 

12 

21 

15 

22 

17 

18 

22 

Bayern 

24 

20 

22 

18 

20 

17 

21 

19 

24 

1? 

26 

15 

21 

17 

33 

30 

' Saarland 

2 

22 

2 

19 

8 

12 

13 

U 

16 

14 

11 

— 

9 

8 

— 

— 

Berlin 

24 

23 

20 

20 

25 

14 

22 

21 

23 

22 

21 

22 

26 

16 

13 

17 
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Tabelle JÜ a 


Streuung der Landesbereicbe der emzelueu Kasseuarten 
um den B u ade sdur dt schnitt 

Verteilung der Landesbereidie in v. H. 


Erhebungs- 




bei Pflidilmllgliedern 




bei freiwilligen Mitgliedern 

Zeitraum 


Arbeiter 



AngesteJhe 



Arbeitnehmer 



sonstige 


"■■'x ' 

1 DTLftnalicti 

wtittallcti 

1 mijjiiicu 

wcilJMch 

Li lunjllü 

weiülldt 

maiLnii>:li | 


Streubereidi 

W70 [ 

3/71 

i 9/70 

r 3/71 

\ 9/70 1 

3/71 1 

9/70 1 

3/71 

9.^0 

3/71 

9/70 1 

1 

0/70 ! 

3/71 ! 

9/70 

3/71 

0 bis unter tO 

22.81 

33,33 

29,82 

31,58 

45,61 

52,63 

54,39 

57,89 

40,35 

45,61 

70,18 

71.93 

52,63 

47,37 

71,93 

78,95 

10 bis unter 15 

12,28 

10,53 

19,30 

24.56 

12,28 

8,77 

12,28 

14.04 

8,7? 

14,04 

3,51 

5,26 

7,02 

17,54 

3,51 

1,75 

15 bis unter 20 

15.79 

17,54 

19,30 

21,05 

7,02 

15,79 

8,77 

8.77 

8,77 

14,04 

1,75 

5,26 

7.02 

12,28 

1,75 

1,75 

20 bis unter 25 

28,07 

21,05 

12,28 

8,77 

8,77 

3,51 

8,7? 

7,02 

15,79 

3,51 

7,02 

3,51 

5,26 

7,02 

3,51 

3,51 

25 bis unter 30 

8,77 

8,77 

12,28 

3,51 

1,75 

7.02 

3,51 

5,26 

5,26 

7,02 

7.02 

5,26 

12,28 

5,26 

3.51 

1,75 

30 bis unter 40 

8,77 

3,51 

1,75 

5,26 

7,02 

3,51 

5,26 

1,75 

10,53 

8,77 

7,02 

1,75 

3,51 

3,51 

8,77 

8,77 

40 bis unter 50 

3,51 

1,75 

1,75 

3.51 

— 

1,75 



3,51 

— 

1,75 

1,75 

1,75 

~ 

~ 

1,75 

über 50 

— 

3,51 

3,51 

1,75 

17,54 

7.02 

7,02 

5,26 

7,02 

7,02 

1,75 

5,26 

tO.53 

7,02 

7,02 

1,75 

100 v.H. = 1 

57®) 

57 

5? 

57 

5? 

57 

57 

57 ' 

' 57 

5? 

57 

57 

57 

57 

57 

57 
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Tabelle 10 a 


TabeJle II 


Zahl der Vorladiuigen nach vorheriger Beratung mit dem VäD 
im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Vorgeladenen 

in V. H. 


ErhebungS’ 
^^oitraum ' 




Pfiichljnitgbeder 







Freiwillige Mitglieder 





Arbeiier 



Ange3t<fllle 



ArbelU-DluL-jer 



sonstige 


Geltungs- 
bereich \ 

ffitimlli'h i 

WC 

vlicti 



ailnnjuti. 

\^-L*lühdi * 


1 

■Uilidi 


' 3/?l 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/7! i 

9/70 1 

3/71 1 

9/70 1 

3/71 

<3/70 

■ 3/7 S 

9/70 ■ 

3/71 

1 S'TO 

! 3/71 

ßundes- 

durdjßchnjtt 

58 

60 

60 

62 

28 

32 

24 

29 

31 

35 

24 

33 

41 

46 

41 

40 

KasBenarlen 

Orts- 

krankenkassen 

61 

64 

62 

65 

60 

63 

60 

65 1 

55 

62 

43 

70 

52 

56 

62 

63 

Land- 

krankenkassen 

45 

50 

44 

46 

43 

64 


1 

25 j 

1 150 

36 

300 

100 

48 

62 

13 

25 

Belriebs- 

krankenkassen 

49 

52 

49 

54 

38 

43 

43 

34 

47 

51 

60 

58 

33 

9 

21 

38 

fnnungs- 

krankenkassen 

57 

57 

60 

57 

64 

55 

72 

77 

63 

49 

57 

57 

55 

52 

43 

35 

Arbeiter- 

Ersatzkassen 

60 

53 

75 

31 

22 

62 

63 

63 

69 

65 

100 

6? 

59 

67 

100 


Angestellten- 

Ersatzkassen 

11 

12 

13 

15 

] 1 

12 

12 

14 

15 

14 

16 

18 

11 

13 

20 

9 

Lander 

Schleswig- 

Holstein 

65 

76 

67 

77 

23 

40 

20 

31 

31 

40 

27 

35 

40 

60 

50 

100 

Hamburg 

62 

79 

65 

71 

27 

30 

20 

23 

18 

29 

20 

30 

54 

60 

35 

40 

Niedersadisen 

66 

70 

66 

69 

33 

33 

24 

27 

28 

35 

28 

29 

35 

44 

37 

50 

Bremen 

50 

52 

51 

59 

22 

26 

12 

12 

19 

24 

7 

19 

47 

32 

— 

5 

Nordrhem- 

Westfal^en 

53 

55 

57 

55 

18 

17 

15 

15 

22 

26 

10 

18 

40 

40 

43 

52 

Hessen 

54 

52 

58 

60 

16 

30 

15 

21 

28 

35 

10 

25 

31 

35 

31 

n 

Rheinland -Pfalz 

68 

56 

70 

65 

19 

22 

27 

20 

28 

24 

36 

40 

60 

55 

67 

29 

Baden- 

Württemberg 

65 

63 

64 

64 

47 

43 

25 

32 

37 

42 

25 

45 

37 

38 

52 

52 

Bayern 

47 

56 

49 

56 

18 

29 

16 

22 

29 

36 

21 

18 

39 

53 

30 

30 

Saarland 

98 

77 

98 

79 

33 

30 

27 

22 


41 

56 

17 

68 

63 

100 

100 

Berlin 

67 

70 

68 

71 

64 

69 

63 

68 

1 

71 

76 

86 

63 

49 

75 

33 
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TabeUe 1 1 a 


Streuung der Landesbereidie der einzeineu Kassenarten 
um den B im d es durdh schnitt 

Verteilung der Landesbereidie in v. H. 


Erhebung^- 


bei Pftiditnriitgliedem 


bei freiwilligen Mitgliedi'fli 


zeilratUD 

StreuberelÄ^^^^^^ 


Ailteiter 


1 

Angai'.elUe 



A ihr II 

nctuuer 

1 

sonstige 



1 in.i/intifii 

wv. 

iibiidi 

Ti^miriiidbi 

1 wciblidi 

Oifinnlidi 

ivi:itahdi 

9/70 1 

3/71 , 

9/70 

1 3/71 

1 9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 1 

9/70 1 

3/71 

0 bis unter 

10 

14,04 

12,28 

16,07 

14,29 

33.33 

22,81 

33,93 

33,33 

28,57 

22.81 

54,39 

50,00 

38.60 

33,33 

59,65 

67,86 

10 bis unter 

20 

5,26 

5,26 

1,79 

5.36 

5,26 

10,53 

5,36 

8,77 

3,57 

10,53 

3.51 

1,79 

5,26 

5,26 

1,75 

3,57 

20 bis unter 

30 

3.51 

3,51 

5,36 

5,36 

5.26 

5,26 

3,57 

5,26 

3,57 

3,51 

5,26 

7,14 

7,02 

5,26 

3,51 

3,57 

30 bis unter 

40 

5,26 

12,28 

7,14 

8.93 

7,02 

3,51 

3,57 

5,26 

3,57 

7,02 

7,02 

3,57 

7,02 

3,51 

5,26 

3,57 

40 bis unter 

50 

12.28 

10,53 

16,07 

8,93 

8,77 

8,77 

1,79 

5,26 

10,71 

1,75 

5,26 


7,02 

7,02 

3,51 

— 

50 bis unter 

60 

21,05 

17,54 

10,71 

19,64 

14,04 

14,04 

17,86 

7,02 

8,93 

14,04 


3,57 

12,28 

10,53 

175 

179 

60 bis unter 

70 

i 21,05 

15.79 

16,0? 

21,43 

5,26 

8,77 

12,50 

7.02 

19,64 

19.30 

5,26 

5,36 

7,02 

1579 

)75 

774 

70 bis unter 

80 

7,02 

15,79 

12,50 

10,71 

7,02 

7,02 

7,14 

14,04 

7,14 

3,51 

3,51 

7,14 

1,75 

5,26 

3,51 

3,57 

80 bis unter 

90 1 

5,26 

5,26 

5,36 

3,57 

5,26 

7.02 

3,57 

7,02 

1,79 

7,02 

1.75 

3,57 

5,26 

5,26 

5,26 

1,79 

90 bis unter 100 

5,26 

1,75 

8,93 

1,79 

8,77 

12,28 

10,71 

7,02 

12,50 

10,53 

14.04 

17,86 

8,77 

8,77 

14,04 

7,14 

100 V. H, 

= , 

1 57 ä) 

5? 

56 

56 

57 

57 

56 

57 j 

i 56 

57 

57 

56 

57 

57 

57 

56 
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0 

01 


Tabelle 12 


EUiJeilimg von Maßnahmen im Verhältnis zu den Begutachtungen 
bei Vorladungen zur Sicherung des Heilerfolges 

in V. H, 


ErhebungS" 


Pflichtmitglieder 


Freiwillige Mitglieder 


zeit raum 


Arbeiter 



Auges teilte- 



Arbei tnehmer 


1 

sonstige 


Geltungs- 

hi'iitiirti \ 

iiiiJJiijlHLl. 


r rllrii 

¥iV' 

lillih 

minuLlfti 

w(?Lb]ich 

m 

IvalLdl 

weiblich 

9/70 1 

5/7! 

1 9/70 

3r7l 

9/70 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 

1 3/7t 

9/70 1 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 1 

3/71 

Bundes- 

durdischwii 

33 

36 

27 

27 

36 

38 

33 

34 , 

40 

4L 

40 

44 

33 

35 

43 

63 

Kassenarien 

Orts- 

krankenkassen 

30 

30 

26 

25 

27 

29 

19 

1 

22 

32 

31 

31 

26 

31 

31 

48 

45 

Land- 

krankenkassen 

36 

39 

29 

38 




100 

50 

50 


100 


71 

33 


Betriebs- 

krankenkassen 

43 

49 

36 

37 

39 

46 

37 

35 

41 

47 

55 

39 

25 

43 

LOO 

100 

Tnnungs- 

krankenkassen 

36 

32 

29 

27 

22 

17 

18 

14 

i 29 

39 

100 


24 

20 

20 

_ 

Arbeiler- 

Ersatzkassen 

37 

38 

32 

22 

50 

35 

25 

20 

44 

35 



77 

47 



Angestellten“ 

Ersatzkassen 

28 

49 

35 

50 

40 

42 

38 

39 

1 44 

45 

38 

50 

42 

52 

38 

80 

Liinder 

Sdileswig- 

Holstein 

24 

20 

22 

18 

25 

39 

41 

46 

43 

41 

40 

50 

46 

31 

25 

25 

Hamburg 

44 

79 

39 

38 

34 

4? 

32 

37 

46 

53 

69 

49 

30 

36 

22 

44 

Niedersachsen 

38 

36 

34 

34 

38 

33 

43 

46 

53 

43 

44 

50 

41 

39 

64 

79 

Bremen 

28 

37 

14 

20 

50 

66 

61 

79 

44 

103 

33 

25 

36 

66 

100 

250 

Nordrhein- 

Westfalen 

31 

31 

24 

26 

30 

33 

29 

32 

38 

36 

36 

48 

36 

42 

75 

78 

Hessen 

43 

35 

41 

32 

47 

52 

35 

51 

38 

37 

37 

42 

52 

49 

22 

56 

Rheinland-Pfalz 

40 

37 

33 

33 

47 

57 

46 

56 

57 

54 

50 

78 

45 

51 

100 

100 

Baden- 

Württemberg 

40 

40 

34 

34 

45 

56 

43 

37 

47 

46 

50 

28 

30 

32 

33 

58 

Bayern 

32 

31 

28 

25 

44 

34 

37 

30 

35 

34 

32 

38 

22 

22 

25 

30 

Saarland 

28 

46 

25 

46 

43 

35 

20 

40 

35 

61 

50 

63 

8 

33 


100 

Berlin 

11 

12 

10 

U 

14 

15 

18 

[5 

26 

31 

27 

35 

31 

5 

' — 

33 
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Tabelle 12 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurcfaschnllt M 

Verteilung der Landesbereiche in v. H. 


Erhebungs^ bei Pfhdilmitglied-iisij 

Zeitraum ■ — 


bei freiwilligen Mdgliedern 


Arbeiter 


AngeslelUe 


Arbeitnehmer 




Slrenbereich 


mäQDlldl 

woiblitii 

iinciiiijdi 


jI ill 

iLiii; 

.4.lldi 

VI i^i 

lirli 

ly 1 

. Llhjl 

v.’y |l 

»iitli 

9/70 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 1 

9/70 1 

1 3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 

3/71 

0 bis unter 

10 

5,26 

1,82 

24,56 

7,02 

38,60 

33,93 

36,84 

35,71 

33,33 

23,21 

55,36 

64,29 

43,86 

37,50 

70,18 

67,86 

10 bis unter 

20 

8,77 

10,91 

8,77 

19,30 

8,77 

1.79 

5,26 

7,14 

1,75 

3,57 

1,79 

1,79 

1,75 

7,14 

1,75 

1,79 

20 bis unter 

30 

2L05 

10,91 

21,05 

21,05 

10,53 

10,71 

14,04 

7,14 

3,51 

7,14 

3,57 

— 

12,28 

10,71 

1,75 


30 bis unter 

40 

28,07 

36,36 

2i,05 

29,82 

8,77 

12,50 

10,53 

19,64 

19,30 

16,07 

8,93 

5,36 

10,53 

14,29 

7,02 

7,14 

40 bis unter 

50 

19,30 

21,82 

12,28 

7,02 

10,53 

10,71 

15,79 

16,07 

8,7? 

17,86 

1,79 

5,36 

5,26 

14,29 

3,51 

— 

50 bis unter 

60 

7,02 

3,64 

5,26 

10,53 

3,5t 

12,50 

10,53 

8,93 

19,30 

8,93 

14,29 

10,71 

7,02 

7,14 

1,75 

3,57 

60 bis unter 

70 

5,26 

9,09 

3,51 

— 

8,7? 

7,14 

1,75 

1,79 

3,51 

8,93 

— 

7,14 

5,26 

3,57 

1,75 

5,36 

70 bis unter 

80 

3,51 

1,82 

3,51 

1,75 

1,75 

1,79 

1,75 

— 

3,51 

7,14 

5,36 

1,79 

5,26 

3,57 

— 

1,79 

flO bis unter 

90 


— 

— 

— 

1,75 

1,79 

1,75 

1,79 

— 



— 

1.75 

— 

1,75 

3.5? 

00 bis unter 

100 

1,75 

3,64 

— 

3,51 

7,02 

7,14 

1,75 

1,79 

7,02 

7,14 

8,93 

3,57 

7,02 

1,79 

10,53 

8,93 

100 V. H. = 

57") 

55 

5? 

57 

57 

56 

57 

56 i 

57 

56 

56 

56 

57 

56 

5? 

56 
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H 

Qi 

a' 


■:? 


G- 

rD 


ei: 

■E. 

fD 

Vi 


l? 

o 

fD 


C 

CL 


Q 

s 

I 

s - 

ft 


CO 

to 

CD 

o 


TabeUe 13 


Einleitung eines Heilverfahrens im Verhältnis lur Gesamtzahl der Mahnahmen 
bei Vorladungen zur Sidrerung des Heilerfolges 

in V. H. 


ErhelnmgS' 

aekraum 

Pfüchtmilglieder 

1 



FreiwjllLije 

Mkrflieder 




Arbeiter 

Aügeslelke [ 

j Arbeitnehmer 1 

sonstige 

X 

Gelluags- x.^ 

bereich 

nil-TTlIrli 1 

. 1 


\tM(h 

tz indhdi 

weiblidi 

mb QU II dl 

Wi 

'iUILdi 

mEiiiisüch 

' wokiil^di 

9/70 

5/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

I 9/70 1 

1 3/71 

9/70 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 1 

.3/71 

Bundes- 

















durcbsdiniff 

40 

43 

37 

40 

44 

52 

42 

47 

31 

57 

48 

45 

43 

38 

22 

29 

Kossenor/e/i ' 

Orts- 

















kraokenkassen 

4t 

43 

39 

39 

50 

60 

39 

46 

49 

57 

50 

24 

40 

30 

13 

15 

Land- 

krank enka SS en 
Betriebs- 

53 

62 

48 

55 


— 

— 

100 

— 

50 

— 

100 

— 

80 

— 

— 

krankenkassen 

36 

42 

33 

39 

46 

57 

37 

50 

45 

54 

36 

56 

— 



40 

iDBungs- 

krankenkasseo 

38 

41 

28 

41 

40 

50 

17 

50 

50 

69 

14 


42 

53 



Arbeiter- 

















Ersatzkassen 

57 

68 

67 

65 

40 

50 

100 

100 

57 

75 

— 

— 

60 

57 

— 

’ — 

Angestellten- 

Ersalzkassen 

56 

53 

47 

65 

42 

46 

44 

46 

52 

57 

52 

46 

48 

48 

42 

36 

Länder 

















Schleswig- 

Holstein 

48 

50 

43 

40 

63 

78 

53 

61 

63 

63 

100 

100 

63 

50 


100 

Hamburg 

49 

52 

39 

42 

40 

51 

54 

53 

45 

70 

70 

25 

80 

60 

100 

— 

Niedersachsen 

34 

29 

28 

26 

40 

39 

37 

44 

40 

46 

57 

38 

38 

48 

14 

53 

Bremen 

Nordrhein- 

35 

48 

24 

45 

29 

76 

20 

43 

20 

5? 

50 


10 

26 

— 

20 

Westfal'en 

40 

40 

35 

40 

33 

46 

45 

43 

58 

63 

41 

53 

28 

21 

4 

11 

1 Hessen 

45 

50 

41 

47 

66 

56 

52 

45 

69 

43 

50 

45 

65 

55 

50 

60 

i Rheinland-Pfalz 
, Baden- 

43 

45 

40 

41 

32 

47 

38 

40 

44 

40 

60 

— 

60 

36 

100 

iOO 

Württemberg 

41 

48 

35 

44 

4? 

49 

41 

52 

43 

52 

40 

86 

63 

29 

40 

57 

Bayern 

40 

44 

43 

46 

41 

56 

46 

52 

43 

63 

37 

48 

42 

43 

22 

25 

Saarland 

34 

26 

29 

19 

40 

53 

29 

50 

82 

65 

— 

60 

— 

75 

— 

— 

Berlin 

39 

40 

45 

34 

55 

33 

31 

36 

53 

49 

54 

32 

50 

100 

— 

100 
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TabeUe 13 a 


Streunug der Land esbe reiche der einzelnen Kassenarien 
um den Bundesdurchschnill ') 

Verteilung der Landesbereidie in v. H. 


o 

to 


V Brhebungs- 

Zeitraum 

\ 

\ 

Sireubereidi 

bei rfllchlmitgliedern 



bei Jroiwdligen Mitgliedern 



Arbeiter 

Angestellte 


Arbeiim'limci 



sonstige 


T.^nnPn 


m^in 

-1 -jirt 

V-Ull 

! :i — 

■iiiiii|]::b 

'%'fjihUjix 

Dtmliffl 

«1 

ilUufc 

Üi'70 

3'71 


3f7 1 

9^70 



3/71 

9,70 1 

1 'V7J 

9 70 

3/71 , 

9-70 

3/71 

9^70 

1'71 

0 bis unter 

10 

5,26 

5,26 

24,56 

10,53 

42,11 

35,09 

42,11 

35,09 

40,35 

26,32 

68,42 

71,93 

56,14 

43,86 

85,96 

77,19 

10 bis unter 

20 

1,75 

t,?5 

3,51 

3,51 

5,26 

— 

5,26 

-- 

1,75 

— 

— 

3,51 

1,75 

3.51 

— 

5,26 

20 bis unter 

30 

7,02 

14,04 

14,04 

8,77 

3,5L 

3.51 

7,02 

5,26 

1,75 

3,51 

1,75 


5,26 

5,26 

— 

1,75 

30 bis unter 

40 

39,30 

8,77 

15,79 

17,54 

8,77 

3,51 

15,79 

10,5j 

7,02 

3,51 

7,02 

1,75 

5,26 

7,02 

— 

— 

40 bis unter 

50 

24,56 

14,04 

15,79 

21,05 

8,77 

10,53 

12,28 

37,54 

10,53 

10,53 

1,75 

5,26 

3,51 

3,51 



50 bis unter 

60 

21,05 

19,30 

10,53 

14,04 

12,28 

21,05 

8,77 

14,04 

15,79 

14,04 

7,02 

3,51 

5,26 

7,02 

8,77 

3,51 

60 bis unter 

70 

8,77 

39,30 

3,51 

7,02 

5,26 

14,04 

5,26 

1.75 

7,02 

14,04 

5,26 

3,51 

5,26 

8,7? 

— 

3,51 

70 bis unter 

80 

3,51 

7,02 

— 

3,51 

1,75 

3,51 


1,75 

1,75 

8,77 

— 

— 

3,51 

3,51 


3,51 

80 bis unter 

90 

1,75 

7,02 

— 

3,51 

3,51 

1,75 

— 

1,75 

3,51 

3,51 

— 

1,75 

1,75 

— 


1 

90 bis unter 100 

7,02 

3,51 

12,28 

10,53 

8,77 

7,02 

3,51 

12,23 

10,53 

15,79 

8,77 

8,77 

12,28 

17,54 

5,26 

5.26 

100 V. H 


57 =) 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

I 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 j 
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TabcHe i4 


Einleitung von Krault enliausbehandlung % 

im Verhältnis 2iir Gesamtzahl der Maßnahmen 

bei Vorladungen zur Sicherung des Heilerfolges ^ 

- in V, H. 


Erhebuags- 
^ Zeitraum 

Gellujags' " 

bereidb ^ 


PfUditmitglierier 

1 Freiwill igi“ . Mitglieder 

\ Arbeiter ] Aag« lebte 

Arbeitnehmer 

sonstige 

ccJujId:! 

weibltclj j milfiiilldi 

\s'tibUdi 

oiinnbcb 



' wülbilcL] 

9/70 1 3/71 

9/70 1 '3/71 ‘ 9/70 | '3/71 

IVW 1 ,1i7i 

9/7ü ^ V?! 

9/70 ' 3/71 1 

ft'70 3/7! 

9/70 ■ 3/71 


Blindes- | ’ 

durd?schni/£ j l? 20 17 16 24 18 19 19 I 16 13 15 16 18 15 13 13 


KRS.YUMUflej-J 

Orts- 

krankenkassen 

Land- 

kraakenkassen 

ßetriebs- 

krankenkassen 

Innungs- 

krankenkassen 

Arbeiter- 

Ersatzkassen 

Angestellten- 

Ersatzkassen 

Lander 

Sdileswig- 

HoisLein 

Hamburg 

Niedersadisen 

Bremen 

Nordrhein- 


Westfalen 

19 

19 

19 

21 

26 

28 

23 

23 

11 

13 

24 

n 

17 

16 

4 

6 

! Hessen 

16 

14 

17 

15 

22 

21 

13 

21 

10 

22 

19 

9 

15 

10 

50 

20 

JCheLnland-Pfalz 

Paden- 

18 

18 

21 

17 

23 

13 

26 

tö 

44 

16 


5? 

30 

14 

— 

— 

Würltemberg 

14 

13 

il 

1) 

17 

18 

15 

18 

20 

4 

30 

— 

U 

33 

20 

— 

Bayern 

16 

14 

16 

16 

27 

11 

20 

14 

22 

8 

16 

— 

26 

9 

- - 

17 

Saarland 

18 

9 

17 

5 

40 

7 

14 

11 

— 

9 

33 

40 

— 

25 

— 


Berlin 

22 

18 

13 

18 

14 

27 

17 

15 . 

17 

23 

— 

26 

25 

— 

— 

— 


J? 

16 

16 

17 

24 

14 

29 

30 

17 

26 

18 

14 

15 

18 

16 

19 

26 

14 

8 

10 

15 

8 

2i 

20 


11 

13 

11 

16 

19 

43 

18 

17 

18 

14 

17 

14 

30 

19 

30 

21 


16 

11 

18 

16 

19 

16 

18 

13 

40 

50 

42 

10 

60 

13 

— 

“ 

26 

23 

19 

21 

n 


4 

13 

3? 

15 

18 

15 

25 

29 

25 

23 

17 

14 

20 

29 


19 

13 

25 

6 

12 

14 

— 

— 

10 

-- 

14 

— 

14 

13 

— 

— 

16 

14 

17 

3 Fl 

13 

10 



10 

13 

10 

38 

12 

17 

14 

— ^ 

7 

20 

50 

100 


16 

13 

3 

50 

6 

17 

18 

— 

7 

20 

43 

— 

— 

21 

16 

26 

20 


13 

20 

100 

„ 

20 

— 

— 

50 

13 

7 

43 

27 

10 

17 

— 

10 
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Tabelle 14 a 


Streuong der LaDdesbereidie der einzelneo Kassenaxtea 
um den Bund es durch schnitt ') 

Verteilung der Landesbereiche in v. H. 


Erhebungs- 
Zeitraum ^ 

St reu bereich 

PJIlLiit laitgliedi'tn 

hei freiwiUigen Mitgliedern 

Arbeiter 

iLc 

Arbeit nehnier 

'^onslige 

CQ^iiinUdb 

woibUdi 


wt3h)td\ 


?i[i]fch 

wetbliUi 

1 

iMfinnJärli 

1 



9m 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

1 3/71 

i 9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

0 bis unter 

10 

26,79 

35,71 

42,86 

42,86 

55,36 

58,93 

50,00 

57,14 

69,64 

62,50 

82,14 

87,50 

69.64 

73,21 

87,50 

83,93 

10 bis unter 

20 

39,29 

39,29 

26,79 

19,64 

14,29 

14,29 

28,57 

23,21 

12,50 

19,64 

1,79 

3,57 

5,36 

7,14 

— 

3,36 

20 bis unter 

30 

14,29 

17,86 

14,29 

17,86 

19,64 

12,50 

7,14 

16,07 

10,71 

12,50 

3,57 

1,79 

14,29 

8,93 

1,79 

1,79 

30 bis unter 

40 

14,29 

3,57 

8,93 

8,93 

3,57 

8,93 

8,93 

3,57 

1,79 

1,79 

5,36 

— 

3,57 

5,36 


5,36 

40 bis unter 

50 

1,79 

3,57 

1,79 

1,79 

1,79 

— 

],79 

- 

— 

— 

— 

1,79 

— 

— 

— 

— 

50 bis unter 

60 

— 

— 

3,57 

1,79 

3,57 

3,5? 

1,79 

— 

1,79 

t,?9 

3.57 

1,79 

— 

1,79 

8,93 

1,79 

60 bis unter 

70 

1,79 

— 

1,79 

3,57 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,79 

— 

— 

~ 

— 

— 

70 bis unter 

80 

— 

— 

— 


— 

■— 

— 


— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

$0 bis unter 

90 

— 

— 

— 

— 

1J9 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 


— 

90 bis unter 

lOO 

1,79 


— 

3,57 

— 

1,79 

1,79 

— 

3,57 

1,79 

1,79 

3,57 

7,14 

3,57 

1,79 

1,79 

lOOv.H. = 

i 56^) 

56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 

1 56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 
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o* 


llk 


p 

C/1 

:3- 


, 03 

1 ^ 
D- 
03 

. Q> 


■ 03 

i-i 

o' 

a 

03 


ö 

s 

g- 

tu 

s- 

a> 


ts3 

O 

o 


BundesdurchschiiiU vgl. Zeile 1 der vorstehenden Tabelle 
^ Zahl der Landesbereiche der einzelnen Kassenarten 


Tabelle 15 




EinleituDg von beniHichen MaJSnahmen 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der MaÖnahmeii 
bei Vorladungen zur Sidienmg des Helleriolges 

in V, H. 


v. Erhebungs- 

J PrJldilTDdqLJ£4«r 

FreJwillloe Mitalieder 

^ zeit raum 












. 





1 

Atbeiter 



Aii9Qf^fiLLl.-B 



Arbeit Dehmer 

! 


sonstige 


GeUungs- 

mfitmllcfa 

wi?ibUch 

minnlidi 

wrtblJrfl 

m.mriHdb I 

1 Wfibllt]: 

la IHbüdi 

wr> 

IbUch 




























, 1 


1 



bereidi N 

9/70 

3/71 

9/70 

1 a'71 

9/70 1 

3/71 

9/7«!J 1 

3i7l 

V/70 

1 3/71 

ikTO 

1 ! 

^3/7^^ : 

3/7 1 1 

970 

, Of/T. 

Bundes- 

















durdischnitl 

12 

9 

7 

6 

8 

6 

4 

3 1 

i 4 

4 

2 

3 

3 

2 

2 

— 

Koßsenarien 

OrLs- 

krankenkassen 

Land- 

13 

n 

6 

6 

9 

6 

4 

3 

4 

4 

— 

— 

2 

3 

— 

— 

krankenka ssen 

15 

12 

5 

5 

— 

— 


- ■ 

— 

50 

— 

— 

— 

— 

— 



Betriebs- 

krankenkassen 

Innungs- 

12 

6 

8 

6 

3 

7 

6 

4 

6 

5 

9 

6 

— 


— 

— 

krankenkassen 

Arbeiter- 

13 

14 

7 

? 

20 

— ■ 

17 

— ^ 

— 

13 

— 

■ — 

8 

— 


— 

Ersal^kassen 

AngeslelUen- 

6 

11 

— 

' — ■ 

— 

13 

— 

— 

7 

— 

— 

■ — - 

10 

— 

— 

— 

Ersatzkasseir | 

? 

11 

11 

— 

8 

5 

4 

3 

3 

3 

2 

2 

3 

— 

5 

— 

Länder | 

Schleswig- 

















Holstein 

8 

8 

2 

2 

li 

— ■ 

4 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

— 


Hamburg 

8 

1 

4 

1 

— 


— 

— 

3 

4 

— 

6 

— 

— 


— 

Niedersadisen 

14 

13 

10 

7 

10 

2 

3 

2 

12 

10 

— 

— 

6 

— 

■' — 

— 

Bremen 

Nordrhein- 

19 

16 

9 

10 

— " 

3 

^ — 

2 

7 

3 

" — 

— 

— 

— 

’ — 

— 

Westfalen 

U 

12 

8 

7 

16 

7 

5 

5 

4 

6 

3 

— 

5 

3 

— 

— 

Hessen 

8 

9 

3 

5 

— 

4 

6 

3 

2 

2 

— 

14 

— 

— 

— 

— 

Rheinland-Pfalz 

Baden- 

15 

n 

7 

7 

18 

11 

8 

6 

— 

4 

— - 

' — “ 

10 

5 

— 

— 

Württemberg 

13 

11 

7 

5 

13 

1 

n 

1 

4 

9 

— 

— 

5 

— 

— 

— 

Bayern 

i « 

6 

7 

4 

2 

12 

2 

2 

2 

— 

11 

— 

— 

2 

11 

— 

Saarland 

24 

14- 

13 

12 

— 

13 

14 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

Berlin 

1 12 

13 

7 

6 

14 

13 

4 

3 

3 



— 

— 

— ■ 

— 

— 
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Tabelle 15 


Tabelle 15 a 


Streuung der Landesberelche der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurdisdinitt 

Verteilung der Landesbereidhe in v, H. 


v,_ Erhebungs- 

Zeitraum 

Sl reviberei 




bei Pflithtmilgliedern 




bei freiwilligen Mitgliedern | 

Arbeiter 

Angc:;LL4llu 

ArbeitneUmer 

Mjflilige 


wc]l>lidi 

ixiäTjijIldi 



1 "»i'L'ib] 

t(Ti 


Üe£ ! 

inUdtd] 

9i‘?0 

3.'31 1 

9nD 

: 3/71 

a>’J0 : 

ay7i 

9/70 ] 

1.71 

9L^l>- ; 

3/71 

. 9/70 ' 

:i/7i 1 

9/70 1 

1.7) 1 

1 9 70 i 

3/71 

0 bis unter 

10 

50,00 

49,09 

82,14 

87,27 

87,50 

87,27 

87,50 

94,55 

94,64 

89,09 

96,43 

96,36 

94.64 

100 

98,21 

100 

10 bis unter 

20 

39,29 

34,55 

14,29 

9,09 

5,36 

5,^5 

8,93 

3,6J 

3,57 

7,27 

1,79 

1,82 

3,57 

— 

— 

— 

20 bis unter 

30 

10,?l 

10,91 

1,79 

— 

5,36 

3,64 

— 

— 

1,79 

— 

— 

1,82 

1,79 

— ■ 

— 

— 

30 bis unter 

40 

— 

3,64 

— 

— 

— 

1.82 

1,79 

1,82 

— 

— 

1,79 

— 

— 

— 

1,79 

— 

40 bis unter 

50 

— 

1,82 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

50 bis unter 

60 

— 

— 

— 

1,82 

1,79 

1,82 

— 

— 

— 

1,82 



— 

— 

— 

— 

60 bis unter 

70 

-- 

— 

1,79 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


70 bis unter 

80 

— 

— 

— 

1,82 

— 

— 


■ - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

SO bis unter 

90 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


— 


-- 

— 

— 

— 

— 

— 

90 bis unter 

100 

- 

— 

— 

— 

— 

— 

1,79 

— 

— 

1,82 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

100 v.H,- 

56-) 

55 

56 

55 

56 

55 

Ö6 

55 

56 

55 

56 

55 

56 

55 

56 

55 
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T Zahl der Landesbereidie der einzelnen Kassenarten 

Erläuterungen zu der Tabelle Seile 8^ 


Deutsch er Bundestag — b. Wahlperiode Drudcsacfae VI/3-200 

Tabelle 15 a 


Tabelle 16 


Einleitung von sonstigen Maßnabmen 
Im Verhäitnis zur Gesamtzahl von Maßnahmen 
bei Vorladungen zur Sidierung des Heilerfolges 

in V. H, 


H 

OJ 

<T 


D 

:C 


!i& 


Erhebungs- 

X ^^eitraum 

V. 

X 

Geltungs- 

bereich 




Freiwillige Milgliecier 



Arbeiter 

Anqfistrrllte 


Arbeitnehmer 



SOnsLign 



ihcb 

’v^olblidi 

rrirtnuUni 

M »ibii Ji 


Lliidi 

welblidb 

mäij Iku 

w< LiiicTi 

9/70 1 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 1 

a/T] 


3/71 

9/7Ü 

3/71 . 

um 1 

3/71 1 

1t/7ft , 

3/71 

9/70 

J/71 1 

Sandes- 

















durdisdmitt 

31 

28 

39 

38 

25 

24 

35 

31 

30 

26 

33 

37 

36 

46 

64 

58 

Kojssenartan 

















Orts- 

















krankenkassen 

29 

30 

39 

38 

26 

24 

40 

35 

29 

26 

25 

71 

43 

54 

84 

79 

Land- 

















krankenkassen 

9 

12 

19 

10 

— 

— 

— 

— 

100 

— 

— 

— 

— 

20 

50 

— 

Betriebs- 

















krankenkassen 

35 

26 

41 

41 

32 

21 

39 

34 

37 

26 

55 

38 

100 

100 

100 

53 

Innungs- 

















krankenkassen 

34 

2? 

49 

33 

— 

— 

25 

40 

40 

19 

71 

— 

33 

29 

100 

— 

Arbeiter- 

















Ersatzkassen 

10 

8 

25 

25 

— 

25 

— 

— 

21 

13 

— 

— 

10 

— 

. — 

— 

Angestellten- 

















Ersatzkassen 

22 

29 

21 

15 

24 

25 

33 

30 

29 

26 


32 

28 

36 

26 

43 

Länder 

















Sdileswig- 

















Holstein 

32 

29 

44 

42 

16 

22 

40 

16 , 

, 23 

27 

— 

— 

25 

25 

— 

— 

Hamburg 

24 

4 

40 

41 

23 

34 

28 

32 1 

1 42 

13 

20 

31 

— ■ 

40 

— 

50 

Niedersadisen 

34 

44 

■ 44 

53 

25 

29 

35 

30 1 

36 

27 

29 

63 

44 

44 

43 

20 

Bremen 

16 

17 

37 

24 

54 

7 

60 

27 

67 

20 

— 

— 

80 

57 

100 

70 

Nordrhein- i 
















1 

Westfalen 

27 

28 

38 

33 

25 

13 

2? 

29 1 

1 27 

18 

31 

36 

49 

60 

92 

83 

Hessen 

30 

27 

39 

33 

12 

19 

29 



33 

31 

32 

20 

35 

— 

20 

Rheinland-Pfalz 

25 

25 

32 

35 

27 

29 

28 

35 

1 12 

40 

40 

43 

— 

45 

— 

— 

Baden- 

















Württemberg 

32 

28 

47 

40 

23 

32 

33 

29 

1 32 

35 

30 

14 

21 

38 

40 

43 

Bayern 

36 

36 

34 

33 

31 

22 

32 

32 

33 

29 

37 

52 

32 

45 

67 

58 

Saarland 

25 

51 

42 

64 

20 

27 

43 

39 

18 

26 

67 

— 

100 

— 

— 

100 

Berlin 

28 

28 

35 

42 

18 

27 

48 

45 

27 

29 

46 

42 

25 

— 

— 

- 


Ca» 

tsJ 

O 


a 

i ^ 

I 

[fl 

I s* 

■ ft? 


CO 

I ^ 

Cl 

.•n 


Oi 

g- 

ft> 

H 

o' 

a 

0) 


! 

Tabelle 16 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurdischnltt ‘) 

Verteilung der Landesbe reiche in v. H. 


^ Erhebung^- 

zeitrauin 

Streubereich 




hei PriicbLmitgliedera 


1 



bi i trejivilligen Mitgliedern 



Arbeiter 

Angeslellt'=‘ 

Arbeitnehmer | 

sonstige ^ 

iiionDlich 

welblidi 

]ijviPaU<L 

wcibtidi 

m.. 


1 Wi 

'iblich 

iDinii 

Si.di 1 

1 

iiiiill :h 

9/70 1 

3/7 1 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 

3/71 

9/70 

1 3/7! 

9/70 ■ 

3/71 

9/70 

[ 3/71 

1 0 bis unter 

10 

30.36 

29,09 

41,07 

34,55 

53.5? 

49.09 

46,43 

43,64 

48,21 

45,45 

69,64 

76.36 

66,07 

61,82 

82,14 

76,36 

10 bis unter 

20 

10,71 

10, 9t 

5,36 

3,64 

10,71 

12,73 

3,5? 

5,45 

7,14 

14,55 

1,79 

1,82 

5,36 

3,64 

— 

1,82 

20 bis unter 

30 

25,00 

32,73 

5,36 

18,18 

16,0? 

14.55 

12.50 

18,18 

10,71 

14.55 


3,64 

7,14 

1,82 

1,79 

— 

30 bis unter 

40 

26,79 

10,91 

21,43 

14,55 

8,93 

14,55 

10,71 

14,55 

14,29 

7,27 

10,71 

1,82 

3,57 

7,27 

— 

— 

40 bis unter 

50 

1.79 

1.82 

16,0? 

16,36 

— 

7,27 

5,36 

5,45 

3,57 

12,73 

3,57 

5,45 

3,57 

1,82 

— 

b82 , 

50 bis unter 

6I] 

3,57 

7,27 

5,36 

5,45 

3,57 

— 

12,50 

7,27 

8,93 

3,64 

1,79 

3,64 


10,91 

5,36 

3,64 

60 bis unter 

70 


3,64 

1,79 

5,45 

3,57 


5,36 

1,82 

1,79 


3,57 

— 

7,14 

5,45 

1,79 

1,82 

70 bis unter 

80 



1,79 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 


3,64 

— 

3,64 

80 bis unter 

90 

1,79 

— 

1,79 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,82 

1,79 

— 


1.82 1 

90 bis unter 

100 


3.64 

~ 

1,82 

3,57 

1,82 

3,5? 

3.64 

5,36 

1.82 

8.93 

5,45 

5.36 

3,64 

8,93 

9,09 

100 V. H, = 

56^) 

55 

56 

55 

56 

55 

56 

1 

55 

56 

55 

56 

55 

56 

55 

56 

55 
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TabeUe 17 


Keine Maßnalunen im VerhälUus zu den Begutaditungen 
bei VorladiiDgen zur Sidierung des Heilerfolges 

in V. H, 


\ Orhebungs- 

Zeitraum 

Gellunqs- 

bereicL ^ 

Pfliditmitglieder 1 

1 Frei willige [Mlitgliednr 

Arbeiter 

Angestellte 


ArbtulJletmst'r 



sonstige 



WMlIllldl 

iii'dimljch 

\vf?£b]idi 1 

il)änn]i(±L 

ivelblirb 

in.innliii 

wtiitilidi 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

3/71 i 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

1 9/70 ! 

m'7i 

!J.'70 1 

j 

Bundes- 

















diixchschTdlt 

61 

61 

69 

70 

55 

35 

62 

65 

52 

52 

53 

50 

62 

61 

55 

44 

Kassenarten 

















Orts- 

















krankLenkassen 

63 

65 

70 

71 

68 

67 

82 

75 

68 

63 

63 

73 

64 

65 

48 

55 

Land- 

















kraukeiikassen 

57 

57 

68 

60 

100 

80 

100 

— 

50 

50 

100 

— 

100 

43 

67 

100 

Betriebs- 

















kiankeokasseJi 

51 

44 

61 

61 

54 

52 

59 

64 

49 

46 

40 

63 

50 

57 

— 

— 

Iruiungs- 

















krankenkasseii 

63 

62 

72 

71 

83 

87 

76 

88 

76 

76 

57 

67 

76 

72 

120 

100 

Arbeiter- 

















Ersatzkassen 

52 

53 

50 

75 

30 

65 

50 

80 

47 

61 

— 

100 

15 

27 

100 

— 

Angestellten' 

















Ersatzkassen 

66 

45 

58 

48 

48 

48 

56 

59 

45 

45 

52 

41 

52 

45 

58 

38 

Umer 

















Schleswig- 

















Holstein 

72 

78 

76 

81 

72 

58 

5? 

56 

57 

49 

40 

17 

57 

66 

100 

100 

Hamburg 

46 

17 

60 

57 

53 

52 

74 

65 

56 

41 

38 

36 

61 

64 

78 

56 

Niedersachsen 

57 

60 

63 

66 

53 

55 

59 

51 

41 

48 

56 

50 

56 

59 

36 

16 

Bremen 

55 

56 

85 

76 

46 

68 

37 

96 

4r 

76 

50 

75 

57 

74 

— - 

100 1 

Nordrhein- 

















Westfalen 

63 

63 

72 

71 

62 

60 

64 

65 

51 

55 

53 

47 

59 

52 

31 

22 1 

Hessen 

48 

59 

54 

64 

37 

36 

59 

45 

51 

54 

44 

44 

47 

38 

67 

44 

Rheinland-Pfalz 

51 

55 

62 

62 

36 

31 

46 

38 

41 

33 

50 

1 1 

55 

40 

— 

— 

Baden- 

















Württemberg 

52 

52 

59 

61 

45 

34 

50 

54 

44 

42 

45 

68 

56 

50 

60 

42 

Bayern 

62 

63 

68 

71 

47 

58 

56 

65 

56 

59 

62 

55 

74 

74 

59 

68 

Saarland 

67 

48 

72 

52 

52 

60 

66 

58 

55 

37 

33 

25 

92 

58 

100 

100 

Berlin 

8? 

85 

89 

87 

78 

30 

79 

83 

66 

63 

67 

61 

62 

95 

83 

67 
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Tabelle J7 


Tabelle 17 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Kassenailen 
um den BundesdurchsdmlU 

Verteilung der Lande sbe reiche in v. H. 


V Erhebungs- 

zeitrauHL 

bei Pflidi^mitgl Indern 

3>*i freiwiiliqen Millgliedem 

Arbeiter 

Angestellte 

Arbeitnehmer 

jtnnRligr. 



nifinnlidi 

wclblic^i 

miiniillHi 

wplblitri 

niHTinlicIi 

wcibEidi 

mäniLUdi 

wcäljhdi 

Streubereidh 


9.-70 

171 


1 JJ71 


i'it 

(V7« 1 


n-’yp 


1 n-yo 

1 :j.'7i 

y-TO 1 

1 3/71 

9/70 1 

3.1fi 

0 bis unter 

10 

7,14 

3,57 

10,53 

7,14 

28,57 

20,00 

23,64 

24,0? 

22,81 

23,64 

52,63 

48,21 

35,71 

33,33 

63,64 

64,29 

10 bis unter 

20 

1,79 

3,57 

— 

— 

— 

— 

1.82 

1,85 

3,51 

1,82 

— 

3.5? 

1,79 

5,56 

1,82 

5,36 

20 bis unter 

30 

— 

7,14 

— 

1,79 

3.5? 

5,45 

3,64 

— 


5.45 

3,51 

— 

3,57 

3,70 

— 

1,79 

30 bis unter 

40 

7,14 

7,14 

1,75 

1,79 

12,50 

12,73 

1,82 

3,70 

7,02 

9.09 

5,26 

8,93 

3,57 

5,56 

1,82 

3,57 

40 bis unter 

50 

10,71 

14,29 

8,77 

7,14 

8,93 

9,09 

9,09 

7.41 

15,79 

14,55 

1,75 

1,79 

7,14 

5,56 

— 

1,79 

50 bis unter 

60 

28,57 

28,57 

15,79 

17,86 

5,36 

14,55 

16,36 

20,37 

12,28 

14,55 

15,79 

10,71 

10,71 

14,81 

5,45 

1,79 

60 bis unter 

70 

25,00 

16,07 

22,81 

19,64 

10,71 

14,55 

12,73 

18,52 

14,04 

12,73 

7,02 

3,57 

12,50 

16,67 

9,09 

7,14 

70 bis unter 

80 

12,50 

10,71 

15,79 

26,79 

7.14 

9,09 

9,09 

5,56 

5,26 

3,64 

1,75 

1,79 

8,93 

5,56 

1,82 

— 

80 bis unter 

90 

7,14 

7,14 

10,53 

14,29 

5,36 

— 

7,27 

5,56 

5,26 

7.27 

1,75 

1,79 

1,79 

3,70 

1,82 

1,79 

90 bis unter 100 

- 

1,79 

14,04 

3,5? 

17.86 

El.55 

14,55 

12,96 

14,04 

7,2? 

10,53 

19,64 

14,29 

5,56 

14,55 

12,50 

100 V. R 


56^ 

56 

57 

56 

56 

55 

55 

54 

' 57 

55 

57 

56 

56 

54 

55 

56 
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*eutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode- Dmdtsache VI/3200 

Tabelle 17 a 


TabeUe 18 

Stellung eines Rentenantrages im Verhältnis zu den Begutadilimgen 
bei VorJadungen zur Sidhemng des Heilerfolges 

Ln V* H. 


'v ErhebuDgs- 

zeilrawn 

PflidiLniilglieder | 

Freiwillige Mitglieder 









j 










Arbeiter 



Angestellte 



Arb ei me tun er 



son-Mligö 



□iLtUUIiJi I 

welULilj 

mdnniicfi 

! ^veihlich ! 

^innU A 

walbbHh 

- mnJi^ 

± 


Geltungs- 







1 
























1 


bereich 

9/70 1 

3/7 i 1 

9/70 

1 3/7( j 

9/70 1 

3/71 

1 9/70 1 

3/71 

Stflii ' 

3/71 

9/70 

3/71 

9/70 1 

■jJ7l 

1 lM/70 1 

a'7i 

Bundes' 

















durcJrsduiin 

7 

6 

4 

4 

11 

10 

6 

5 

12 

U 

10 

8 

7 

7 

5 

2 

Kassenarten 

Orts- 

















krankenkassen 

7 

6 

4 

4 

10 

5 

3 

3 

6 

6 

6 

2 

6 

4 

5 

1 

Land- 

kTankenkassen 

Betrie)>s- 

15 

10 

iO 

6 

— 

40 

— 

— 

50 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

krankenkassen 

9 

7 

4 

4 

7 

10 

4 

5 

13 

8 

5 

5 

— ■ 


■ — 

— 

Innungs- 

kiankenkassen 

Arbeiter- 

3 

7 

4 

4 

4 

4 

6 

4 

3 

5 

— 

— 

8 

14 

— 

— 

Ersatzkassen 

Angestelllen- 

11 

9 

18 

3 

20 

— ‘ 

25 

1 

9 

4 

— 

— 

8 

27 

— 

— 

Ersatzkassen 

7 

10 

7 

8 

13 

13 

8 

6 1 

1 14 

15 

12 

10 

8 

U 

6 

4 

Lander ! 

Sdileswig» 

















Holstein 

5 

3 

3 

2 

5 

7 

4 

2 

4 

11 

20 

33 

3 

5 

— 

— 

Hamburg 

11 

4 

3 

7 

15 

10 

4 

6 

1 12 

11 

3 

15 

12 

— 

— 

— 

Niedersadisen 

7 

6 

4 

2 

21 

14 

9 

4 

14 

12 

6 

— 

13 

7 

— 

5 

Bremen 

Nordrhein- 

7 

8 

l 

4 

4 

18 

2 

13 

15 

14 

17 

— 

7 

6 

— 

■ — 

Westfalen 

7 

7 

4 

4 

9 

9 

8 

5 

14 

12 

14 

4 

8 

8 

— 

— 

Hessen 

9 

6 

5 

4 

16 

12 

6 

5 

10 

10 

19 

13 

— 

13 

11 

— 

Rheinland-Pfalz 

Baden- 

9 

8 

5 

4 

17 

12 

8 

6 

5 

13 

— 

11 

— 

9 

— 

— 

Württemberg 

9 

9 

7 

5 

11 

12 

8 

9 

13 

n 

5 

4 

14 

14 

7 

8 

Bayern 

8 

7 

5 

4 

10 

8 

8 

6 

!0 

8 

17 

13 

— 

8 

— 

— 

Saarland 

6 

6 

3 

2 

9 

7 

14 

2 

12 

9 

8 

6 

4 

5 

8 

3 

Rerlin 

3 

3 

2 

2 

9 

6 

5 

3 

10 

10 

6 

4 

8 

— 

17 

— 
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TabeUe IB 


TabeUe 18 a 


StieuuDg der Landesbereldie der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurdtschnitt ’) 

Verteiiimg der Landesbereidhe in v. H. 


1 . Erheb imgs’ 

■\ zeilrauET 

bei Piiidiimitgliedern 



bei freiwilligen Mitglieds 

rn 



Arbeiter 

Angestellte 

Arheiinehmer 

sonstige 



milnnljih. 

MUllFfl i'i 

ififlirtn* 

■M 

wr lli* 


iiifiiinll-.‘li 

j wUhlirh 

m jrinli 

irii 


Slieubereid] 

"x 

9/70 1 

3/7 i 

9/70 

1 3/71 

9/70 ' 

3/71 

9/70 

3/71 

9.70 

1 3/71 

1 9/70 t 

3/7! 

9/70 

3/71 

9 70 

! 3/71 

0 bis unter 

2 

16,07 

8,93 

37,50 

37,50 

50,00 

41,07 

57,14 

57,14 

51,79 

53,5? 

78,57 

78,5? 

71,43 

66,07 

91,07 

94,64 

2 bis unter 

4 

7.14 

5,36 

14,29 

19,64 

1,79 

5,36 

7,14 

10,71 

— 

3,5? 


— 

1,79 

~ 

~ 

— 

4 bis unter 

6 

8,93 

21,43 

23,21 

25,00 

7.14 

8,93 

10,71 

14,29 

8,93 

3,5? 

— 

3,5? 

3,57 

7,14 

1,79 

— 

1 6 bis unter 

8 

17,86 

19,64 

10,71 

1,79 

5,36 

5,38 

3,57 

7,14 

5,36 

3,57 

5.36 

3,57 

5,36 

3.5? 

— 

— 

8 bis unter 

10 

16,0? 

10,71 

3,57 

3,5? 

12,50 

8,93 

5.36 

3,57 

3.57 

3,57 

— 

— 

1,79 

1,79 


1,79 

i D bis unter 

12 

7.14 

19,64 

1,79 

5,36 

3.5? 

7.H 

5,36 

1.79 

1,79 

3,57 

1,79 

1,79 

5,36 

— - 

— 

i,79 

E2 bis unter 

U 

3,57 

3,57 

— 

1,79 

7.14 

3,57 

7,14 

— 

10,71 

7,14 

3,57 

1,79 

1,79 

1,79 

— 

— 

14 bis unter 

16 

12,50 

3,57 

— 

1,79 

— 

3,5? 

— 

— 

7,14 

1,79 


3.57 

— 

— 

— 

— 

16 bis unter 

i0 

3,57 

— 

— 

— 

1,79 

3,5? 

— 

1,79 

3,57 

5,36 

1,79 

3,57 

— 

3,57 


1,79 

über 

Iß 

7,14 

7,14 

8,93 

3,5? 

10,71 

12,50 

3,57 

3,5? 

7,14 

14,29 

8,93 

3,57 

8,93 

16,07 

7,14 

— 

100 V. H. 

- 

1 56^ 

56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 1 

1 56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 

56 
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DO 

c 

CL 

fA 


H 

QJ 


CO 

I 

I o 
o 


□0 

& 


Tabelle !9 


to 

o 


Ubereiostlmmuiig mit dem Ergebnis der kasseoärztUdien Besch ein jgxing 
im Verhältnis zur Gesamtzahl der Begutaditungen bei Vorladungen 
wegen begründeter Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit 

in V. H. 


fcrhebungi?- 
■>. Zeitraum 

Pfliditniilgiieder 

Freiwillige Mitglieder 

Arbaiter 

1 AngeslelUf“ j 

1 

Arbeitnehmer 


1 

sonstige 

_ i 

■“-N. 

Geltung^- 
bereidi ^ 

mPTin^ch 


XLsfiLuIid-. 


j 

ilidiiiiili-jill 

j 

1 

Weiblich 

9-70 

,V71 

1 9/70 

1 3/71 

9/70 

: 2r'71 

9'70 . 


9/70 

.1/71 

i 9/70 

1 3/71 

i 9/70 

3/71 

9/70 

3/71 

ßtmdes- 


















59 

6t 

oO 

59 

75 

76 

66 

68 

78 

75 

74 

76 

75 

68 

77 

53 

Kossenarten 

Orts- 

krankenkassecL 

Land- 

60 

58 

61 

59 

64 

63 

62 

59 

63 

74 

62 

67 

70 

59 

82 

38 

kxankenkassen 

Uelriebs- 

52 

76 

53 

56 


— 

— ■ 

100 


50 


100 

67 

— 

100 


kj a nkenka s sen. 

55 

63 

53 

59 

68 

65 

47 

55 

63 

48 

43 

50 



— 


innungs- 

krankenkassen 

68 

65 

65 

64 

57 



80 

88 

75 

57 

50 

100 

75 

90 

100 

_ 1 

Avbeiter- 

















Ersatz-kassen 

45 

61 

17 

70 

20 

100 

50 

— 

50 

100 

— 

— 

50 

67 

— 

— 

AngesteJlten- 

Ersatzkassen 

67 

87 

79 

77 

77 

80 

68 

71 

81 

78 

78 

79 

78 

72 

75 

58 

/.ander 

















Sdileswig- 

Holstein 

79 

76 

79 

76 

79 

86 

84 

76 

84 

79 

90 

89 

?? 

74 

100 

25 

Hamburg 

48 

83 

47 

53 

70 

95 

6? 

78 

65 

79 

108 

89 

69 

4? 

75 

33 

Niedersadasen 

52 

48 

50 

48 

67 

77 

r>7 

66 

69 

83 

?t 

73 

73 

72 

67 

60 

1 Bremen 
Nordrhein- 

45 

39 

59 

54 

76 

63 

91 

53 

82 

60 

125 

71 

20 

75 

— 

100 

Westfalen 

60 

56 

61 

59 

79 

76 

64 

69 f 

1 82 

77 

69 

77 

74 

65 

88 

75 

Hessen 

61 

64 

56 

68 

75 

76 

67 

66 

1 81 

70 

65 

88 

67 

86 

100 

— 

Rheinland-Pfalz 

Baden- 

55 

53 

59 

65 

75 

76 

75 

78 

84 

73 

91 

100 

75 

80 

100 

50 

WürLtemberg i 
Bayern | 

61 

61 

59 

63 

81 

82 

61 

70 

76 

70 

65 

50 

76 

57 

70 

50 

63 

62 

61 

60 

75 

72 

66 

63 

72 

75 

72 

73 

82 

70 

70 

50 

1 Saarland 

75 

75 

75 

65 

89 

89 

— 

96 

— 

— 

100 

100 

100 

100 

— 

— 

1 Berlin 

57 

49 

61 

49 

44 

46 

47 

56 i 

58 

56 

11 

56 

100 

67 

— 

— 
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Tabelle 19 


Tabelle 19 a 


Streuung der Laudesbereidie der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurdisdinftt 

Verteilung der Landesbereidie in v. H, 


Erhebungs- 

Zeitraum 

bei Pniditmitgliedem ^ 

hei freiwilligen Mitgliedern 

Arbeiter 

.^ngesteiiie 

Arbeitnehmer ! 

1 R:^nstige 



mftpnilkli 

wdllili'ihi 

lll.Jikillidl 

wfiblicL 


I WfiibSidi 

n^aEilthUi 

weililidi 

Strnubi^reidi 

N 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

1 3/71 

9/70 

1 3/71 

0 bis unter 

10 

5,45 

3,51 

23,21 

7,14 

37,50 

44,64 

36,36 

35,7 1 

43,64 

46.43 

73,58 

61,40 

57,14 

49,12 

76,79 

82,46 

10 bis unter 

20 

— 

1,75 

1,79 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

20 bis unter 

30 

7,27 

3,5L 

— 

5,36 

1,79 

3,57 

1,82 

— 

1,82 

3,57 

1,89 

1,75 

— 

1,75 

— 

— 

30 bis unter 

40 

5,45 

7,02 

3,57 

3,57 

— 

1,79 

1,82 

3,57 

— 

1,79 

— 

1,75 

— 

1,75 

— 

3,51 

40 bis unter 

50 

14,55 

5,26 

1,79 

8,93 

3,57 

— 

5,45 

3,57 1 

~ 

1,79 


1,75 

1,79 

3,51 


— 

50 bis unter 

60 

16,36 

15,79 

23,21 

17,86 

17,86 

10.71 

7.2? 

8,93 

5,45 

5,36 

3,77 

— 

7.14 

7,02 

1,79 

7,02 

60 bis unter 

70 

21,82 

26,32 

23,21 

25,00 

1,79 

5,36 

14,55 

14,29 

13,18 

7,14 

7,55 

3,51 

5,36 

1,75 

3,57 

1,75 

70 bis unter 

80 

12,73 

10,53 

7,14 

7,14 

14,29 

7,14 

5,45 

16,07 

5,45 

10,71 

3,77 

7,02 

5,36 

10,53 

— 

1,75 

80 bis unter 

90 

5,45 

12,28 

7,14 

5,36 

8,93 

12,50 

7,2? 

3,57 

12,73 

8,93 

1,89 

7,02 

10,71 

3,51 

5.36 

1,75 

90 bis unter 1 

iOO 

10,91 

14.04 

8,93 

19,64 

14,29 

14.29 

20,00 

14,29 

12,73 

14,29 

7,55 

15,79 

12,50 

21,05 

12,50 

1,75 

100 V. H. 


55*) 

57 

56 

56 

56 

56 

55 

56 

55 

56 

53 

57 

56 

57 

56 

57 
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a 

rS 

C 

Ul 

3- 

fD 

^f! 

i/t f ] 


■n 

c' 

ih 


C 

tfi 

B- 




H 

Cf 

(0 ^ 
Co 

^ to 

c o 

b> o 


f3 TabeUe 20 

lO 

VeranlaBte medizinisdi-tedmisdie Unters udiungen 
Im Verhältnis bei der Gesamtzahl der Begutaditungeii 

in V. 11. 


Erhebuags’ 

Zeitraum 

X. 




['flichtmilgliedfr 







Freiwillige 

Mitglieder 





Arbeitet 



Angestellte 



Arbeitnehmer 


1 

sonstige 


Geltimgs- 

bereich 


^vclbLich 

ui'^nnlid^ 

weibUcfa 

OiiEiiLlidi 

wcibhdi 

1 rriPiLiiUdl 

wcthlJdi 

9/70 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

1 3/71 

Bundes- 

durd^sdinitt 

71 

74 

74 

67 

41 

44 

32 

34 

38 

41 

37 

31 

54 

46 

54 

49 

Kassenaiten 

Orts- 
kranke aha SS en 

75 

74 

77 

71 

78 

92 

60 

62 

39 

71 

78 

58 

68 

53 

63 

80 

Land- 

Krankenkassen 

52 

61 

36 

38 

57 

67 




17 


_ 

45 

29 





Betriebs- 

krankenkassen 

58 

74 

61 

55 

60 

44 

40 

39 

81 

46 

70 

26 

80 





t3 

Innungs- 

krankenkassen 

83 

83 

90 

71 

73 

62 

64 

51 

76 

46 

78 

175 

74 

79 

157 

50 

Arbeiter- 

Ersalzkassen 

28 

45 

48 

30 

84 

40 

83 


31 

31 

400 

_ 

40 

22 

200 



AngesteUten- 

Ersatzkassen 

19 

16 

23 

14 

24 

22 

24 

25 

26 

27 

27 

24 

26 

22 

43 

26 

Länder 

Schleswig- 

Holstein 

44 

38 

43 

37 

22 

21 

15 

20 

18 

36 

20 


23 

24 

50 

25 

Hamburg 

79 

150 

108 

94 

60 

43 

55 

45 

62 

64 

76 

50 

94 

111 

69 

67 

Niedersadisen 

74 

86 

79 

93 

54 

51 

44 

42 

50 

46 

48 

41 

49 

33 

41 

33 

Bremen 

e>9 

109 

11 

HO 

46 

42 

44 

87 

67 

109 

— 

45 

79 

67 

650 

167 

Nordrhein- 

Westfalen 

103 

91 

121 

89 

47 

37 

39 

30 

45 

43 

57 

34 

88 

62 

40 

19 

Hessen 

3? 

27 

33 

28 

23 

23 

19 

19 

33 

17 

15 

12 

30 

25 

30 

27 

Rheinland-Pfalz 

71 

51 

80 

61 

37 

86 

18 

25 

12 

18 

14 

— 

21 

23 

13 

33 

Baden- 

Württemberg 

92 

94 

91 

83 

47 

52 

27 

34 

38 

49 

30 

23 

28 

22 

12 

7 

Bayern 

45 

46 

46 

44 

37 

56 

26 

34 

31 

32 

31 

33 

34 

51 

80 

100 

Saarland 

25 

49 

13 

49 

5 

23 

4 

23 

16 

33 

— 

38 

6 

36 

— 

— 

Berlin 

37 

43 

34 

43 

35 

45 

33 

43 

46 

48 

33 

40 

43 

38 

43 

33 
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Tabelle 20 


Tabelle 20 a 


Streuung der Landesbereidie der einzelnen Ka^senarten 
um den Bundesduxciisdmitt 

Verteilung der Landesbereiche in v- t-L 


^ Erhebungs- 

^ zeitraurrj 

R 1 reu b er 

bei Pflicht milglietlern 

bei freiwilligen Mitgliedern ^ 


Arbeiter 


Angestellte 


Arbeitnehmer 



sonstige 

1 


weiblidi 

TCiPTKlIrtl 


nJnnhrii 

1 iveäbMch 

rrimiLldJ ' 

u 

nlliltili 1 

9/70 

3/71 

9/70 

1 3/71 

9/70 1 

3/71 

9/70 1 

3/7 J 

9/70 

1 3/71 

9/70 

3/71 

9/70 , 

3/71 

9/70 

3/71 j 

0 bis unter 40 

45.61 

40,35 

52,63 

43,86 

54,39 

56,14 

63,16 

68,42 

1 5ü,14 

57,89 

73,68 

80,70 

68,42 

75,44 

73,68 

89,47 

40 bis unter 60 

21,05 

24,56 

12,28 

26,32 

15,79 

19,30 

12,28 

10.53 

15,79 

19,30 

5.26 

7,02 

14.04 

3,51 

10,53 

1,75 

60 bis unter 80 

17,54 

15,79 

10,53 

8,77 

5,26 

8,77 

7,02 

8,77 

1 7,02 

3,51 

3,51 

5,26 

1,75 

12,28 

1,75 

— 

80 bis unter 100 

7,02 

7,02 

10,53 

10,53 

7,02 

1,75 

8,77 

1,75 

5,26 

5,26 

3,51 

— 

3,51 

1,75 

1,75 

— 

100 bis unter 320 

5,26 

7,02 

8,77 

7,02 

8,77 

5,26 

1,75 

5,20 

7,02 

3,51 

8.77 

1,75 

3,51 

— 

5,26 

3.51 

120 bis unter 140 1 

1 3,51 

3,51 

3,5 i 

— 

3,51 


3,51 

3,75 

1,75 

— 

1,75 

1,75 

5,26 

— 

— 

1,75 

140 bis unter 160 

— 

— 

1,75 

— 

— 

3,51 

— 

3,51 

— 

5,26 

1,75 

— 

— 

— 

3,51 

1,75 

160 bis unter 180 

— 

1,75 

— 

1,75 



— 

- 

3,51 

— 

— 


1,75 

5,26 

— 

1,75 

180 bis unter 200 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1,75 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

über 200 

— 

— 

— 

1,75 

5,26 

5,26 

1,75 

— 

3,51 

5,26 

1,75 

3,51 

1,75 

1,75 

3,51 

— 

100 v,H. ^ 

57*) 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 1 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 


BundesdurdischnJtt vgl. Tabelle 1, Zeile t 
*) Zahl der Landesbereiche der einzelnen Kassenarien 

Erläuterungen zu der Tabelle Seite 83 


IO 

00 
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Tabelle 21 


Veranlaßte medizinisdi-tedinisdie Untersudiungen beim VäD 
im Verhältnis zu allen veranlaflten medizinisdi-ledhuaisdieB Untersudiuiigen 

in V- H. 


H M 

Ir 

er 5 
<c C 

“ ji“ 

“ !§. 


Erhebimgs- 

zeiUauui 

Gelluags- 

bereich ^ 

Ptlldiitmitglieirrjr 



Freiwillige 

Mitglieder 



o 

Arbei ler 

AjigüHPallle 


Arbeilnehmei 



sonstige 


vüiiiiliitr 

TFfbIfcffl 

' xiünlslL^ 1 

WUiblkll 

nlldi 

Aveihltch 


■jtdi 


»1^70 1 

3/71 ! 

9/70 1 

lf7l 

9/70 1 

3^7! 1 

9/70 

3/71 

9 m 

i/7i 

ft'TO 

:y7l 

9/70 1 

3/71 

9/70 

1 3/71 

^Lindes- 

durchsduiiü 

90 

89 

92 

91 

87 

88 

91 

1 

88 

88 

91 

88 

89 

89 

93 

88 

97 

Kassenar/en 

















1—. 

2 

Orts- 

















wT 

kraakenkassen 

91 

91 

93 

92 

9t 

92 

94 

89 

89 

94 

82 

94 

91 

92 

89 

95 

& 

o 

Land- 

















l-rt 

krankenkassen 

83 

80 

84 

79 

lOÜ 

75 

— 

— 

— 

100 

— 

— 

100 

100 

— 

— 

LW 

6 

UetriebS“ 

















P 

12 - 

krankenkassen. 

87 

84 

87 

86 

86 

81 

93 

84 

95 

92 

89 

100 

50 

— 

— 

100 

liß 

Innungs- 

















0^ 

[Q 

krankeokasseri 

90 

90 

95 

95 

95 

81 

100 

100 

97 

86 

100 

100 

98 

93 

100 

100 

! 

Arbeiter- 

















P 

Ersatzkasseo 

80 

78 

95 

86 

90 

100 

100 

— 

73 

100 

100 

— 

100 

75 

50 

— 


Auges Lelllen- 

















■E 

Ersalzkassen 

81 

75 

8i 

60 

82 

86 

89 

88 

85 

87 

88 

84 

74 

97 

86 

100 

■ -r^ 

Länder 

















5' 

Scbleswig- 


















Holstein 

82 

79 

84 

83 

80 

73 

97 

84 

88 

94 

100 

— 

73 

6? 

100 

50 

1 

Hamburg 

95 

80 

97 

97 

98 

96 

99 

97 

92 

93 

94 

100 

93 

96 

100 

100 


NiedersadLsen 

91 

90 

93 

92 

88 

82 

90 

90 

91 

99 

100 

91 

79 

91 

71 

75 


Bremen 

91 

94 

94 

95 

97 

95 

98 

100 

90 

86 

— 

100 

92 

100 

100 

100 


NordrheiH“ 


















Westfalen 

93 

93 

94 

92 

84 

90 

92 

89 

90 

90 

91 

90 

92 

98 

94 

100 


Hessen 

82 

77 

82 

81 

68 

71 

66 

62 

74 

63 

70 

56 

76 

67 

100 

100 


Rheinland-Pfak 

81 

77 

82 

81 

90 

74 

80 

69 

60 

27 

— 

— 

43 

55 

100 

iOO 


Baden- 








1 

1 









Württemberg 

92 

91 

94 

92 

96 

89 

92 

92 

92 

93 

100 

78 

88 

83 

67 

100 


Bayern 

86 

90 

90 

93 

81 

98 

89 

90 

89 

99 

73 

9? 

91 

97 

86 

100 


Saarland 

68 

8? 

76 

85 

100 

79 

50 

81 , 

, 44 

69 

— 

60 

— 

60 

— 

— 


Berlin 1 

94 

92 

92 

93 

96 

91 

97 

86 

95 

95 

95 

86 

100 

100 

33 

100 



Tabelle 21 a 


Streuung der LandesbereJche der einzelnen Kassenarten 
um den Bundesdurdisdmilt ’) 

Verleitung der Landesbereicfae in v. H, 


Erhebungs- 

zeilrauni 

Streubereich 

bei Pflichlmitgliedem 

bei freiwilligen Milgliedem 

Arb-i.:iter 

Auges teUlf' 

\rbeitnc-h:int:-f 

Konslige 

ZjiiitnMqh 

■4'bUjiidl 

muiiJl^ilL 


T. « ■ 

; IULL 


uiiiiiii Jj 


jHd> 

9/70 1 

3/71 

9/70 

_1/7l 

9/70 1 

3/71 

ör70 

3/71 

9/70 

i/71 

9/70 1 

1 3/71 1 

1 9/70 

3/71 

9/70 J 

1 3/71 

0 bis unter 

10 

15.79 

5,26 

19,30 

21,05 

31,58 

33,33 

29,82 

31,58 

3fi,84 

28,07 

59,65 

63,16 

49,12 

42.1) 

64,91 

73,68 

10 bis unter 

20 

— 

— 

— 

— 





- 

- ■ 


— 


— 

— 


20 bis unter 

30 

— 

— 

— 

— 

— 

- 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

30 bis unter 

40 

1.75 

1,75 

1,75 

— 

1,75 


1.75 


— 

1,75 

— 

1,75 

— 

3,51 

1,75 

— 

40 bis unter 

50 

— 

E75 

— 

— 

— 

— 

-■ 

1,75 

1,75 

1,75 

— 

— 

— 


— 

— 

50 bis unter 

60 

3,51 

1,75 

3,51 

— 

1,75 

3,51 

1,75 

1,75 

1,75 

1,75 

— 

— 

5,26 

3,51 

1,75 

1,75 

60 bis unter 

70 

10,53 

7,02 

1,75 

3.51 

7,02 

3,51 

1,75 

7.02 

5,26 

3,51 

3,51 

3,51 

7,02 

5,26 

1,75 

1,75 

70 bis unter 

80 

8,77 

21.05 

10,53 

8.77 

3,51 

7,02 

3,51 

1.75 


5,26 

1,75 

1,75 

5,26 

— 

— 


80 bis unter 

90 

33,33 

21,05 

17,54 

19,30 

12,28 

15,79 

12,28 

17,54 

14,04 

8,77 

5,26 

3,51 

3,51 

1,75 

3,51 

— 

90 bis unter 

100 

26,32 

40,35 

45,61 

47,37 

42,11 

36,84 

49,12 

38,60 

40,35 

49,12 

29,82 

26,32 

29,82 

43,86 

26.32 

22,81 

100 v.H. = 

1 57*) 

57 

5? 

57 

57 

57 

57 

57 

1 57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 

57 


BundesdurdisduijU vgl. Zeile i der vorstehenden Tabelle 
^ Zahl der Landesbereicbe der einzelnen Kassenarien 

Erläuterungen zu der Tabelle Seite y.i 
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Drucksache Vl/3200 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Teil C Nr, 1 


Aufsteliimg Nr. 1 


Zahl äei Vorladungen: 


196? 


10 359 039 


davon haben in Prozentzahlen der AU-Fälle voigeladen: 


LVA 

Gesamtzahl der 
AU-Fälle 

vorgeladen 
in V. H. *) 

Sdileswiq-Holstein 

353 333 

98,74 

Hamburg ^ . . . * * 

401 266 

703,54 

Braiinsdiweig . 

150 622 

80,04 

Hannover 

845 606 

68,09 

Oldenburg-Bremen 

300 107 

89 J 5 

Rheinprovinz 

1 793 405 

1 02,89 

Westfalen 

1 307 640 

66M 

Hessen - 

970 187 

79,52 

Württemberg 

] 027 943 

95,69 

Baden 

689 194 

92,95 

Oberbayem , ♦ - 

693 113 

80,96 

Niederbayem-Oberpfciiz 

259 853 

35,24 

Ober- und Mittelfranken 

474 942 

103,00 

ünterfranken 

185617 

92ß9 

Schwaben 

267 855 

37,44 

Rheinland-PfaJz 

569 279 

109,51 

Saarland 

173 682 

91,56 

Berlin 

504 674 

Hißt 

Angestellten-Ersatzkassen 

2 245 469 

16 ,68 

Arbeiter-Ersatzkassen 

171 023 

94,24 

Bundesgebiet 

13 384 810 

77,39 


*) Zahlen enthalten auch wiederholte Yorladimgea 

ohne Württemberg-Hohenzollem (Süd-WÜjUeniberg)i da es dort den VäD als Ge- 
rne! nsdiaftsauf gäbe nichl gibt 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gemeinsdiaflsaufgaben der Krankenversidiemng in 
Essen 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3200 


Teil C Nr. 2 


Aufstellung Nr. 2 


Zahl der Vorladungen: 

== 11 441 902 


1968 


davon haben in Prozentzahlen der AU-Fälle vorgeladen: 


LVA 

Gesamtzahl der | 
AU-Fälle 

vorgeladen 
in V. H. •) 

Scbleswiq-Hülstein 

393 

087 

95,4/ 

Hamburg 

428 

025 

103.22 

Braunschweig 

174 

925 

72,48 

1 Hannover 

1 028 

219 

59,54 

j 

Oldenburg-Bremen 

' 351 

784 

85,74 

Rheinprovinz 

1 2 113 

217 

102,01 

Weslfalen 

1 549 

105 

61,44 

Hessen 

t 116 

329 

74,45 

Württemberg *•) 

1 159 

300 

92,89 

Baden . . - 

780 

339 

91,43 1 

Oberbayem 

785 

950 

79,28 1 

Niederbayern-Oberpfalz 

286 

412 

81,56 

Ober- und Milleifranken 

537 

746 

101,46 

Unterfranken 

211 

688 

89,76 

Schwaben 

301 

140 

85,95 

Rheinland-Pfalz 

637 

696 

109,18 

Saarland 

197 

739 

87,53 

Berlin 

545 

015 

106,66 

Angestelllen-Ersatzkassen 

2 603 

260 

14,75 

Arbeiter-Ersatzkassen j 

^ 196 

295 

82,13 

Bundesgebiet 

15 397 271 

74,31 

•) Zahlen enthalten audh wiederholte Vorladungen 

ohne Württemberg-Hohenzollem (Süd-Württemberg), 
meinschdftsaiügabe nicht gibt 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gcmeinschaflsaufgaben 

da es dort den VäD als Ge- 

der Krankenversicherung in 


Essen 
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Dnicksadie VI/ 3200 


Deui^ctier Bundestag — 6, Wahlperiode 


Teil C Nr. 3 


Aufstellung Nr. 3 


Zahl der Vorladungen: 


1969 


IJ 477 771 


davon haben in Prozenlzahlen der AU-Fälle vorgeladenj 


LVA 

Gesamtzahl der 
AU-Fälle 

vorgeldden 

In V. H. •) 

Schleswig-Holstein .................. 

436 066 

89,32 

Hamburg 

431 B83 

96M 

Braunschweig ^ * 

191 866 

48,18 

Hannover 

1 158 971 

42,23 

Oldenburg-Bremen 

385 506 

76,87 

Rheinprovinz 

2 322 668 

98,77 

Westfalen 

1717 519 

57,95 

Hessen 

1 227 459 

67,70 

Württemberg ") 

1 310 420 

86,22 

Baden 

865 813 

83,14 

Oberbayem 

885 387 

71,33 

Niederbayem-Oberpfalz . * 

331 339 

78,61 

Ober- und Mitlelfranken 

607 240 

95,14 

Unterfranken - 

236 527 

86,53 

Schwaben 

335 807 

78,35 

Rheinland-Pfalz 

705 114 

101,26 

Saarland 

222 270 

asM 

Berlin 

594 629 

97,50 

Angeslellten-Ersatzkassen 

2 803 687 

llßl 

Arbeiter-Ersatzkassen . . , 

217 236 

74,78 

Bundesgebiet 

17 037 407 

67,37 


*) Zahlen enthalten auch wiederholte Vorladimgeo 

") ohne Würuemberg-HohenzoUem (SÜd-WÜrttembergK da es dort den VäD als Ge- 
rne insdiaftsanfgabe nidil gibt 

Quelle: Aibeilsgenieinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversicherung in 
Essen 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/ 3200 


Teil C Nr. 4 


Aufstellung Nr. 4 


1967 


sind von 10 359 039 Vorgeladenen (100 v. H.) 
ersdiienen = 5 922 108 =* 57,17 v. H. 


nicht erschienen = 4 436 931 = 42.83 v. H. 


Aufgegliedert in LVA-Bereiche zeigt sich folgendes Bild: 



von den Vorgeladenen sind 


von den Nichterschienenen sind 


LVA 

erschie- 

nen 

v.H. 

nicht 

erschie- 

nen 

V. H. 

arbeits- 

fähig 

V. R 

ent- 

schuldigt 

V. H. 

unent- 

schuldigt 

v.K 

Schleswig-Holstein .... 

190 038 

54,47 

158 854 

45,53 

119 704 

75,35 

31 627 

19,91 

7 523 

4,74 

Hamburg 

237 597 

57,19 

177 891 

42,81 

134 466 

75,59 

32 733 

18,40 

10 692 

6,01 

Braunschweig 

63 772 

52,90 

56 790 

47,10 

44 741 

78,78 

10 873 

19,15 

1 176 

2,07 

Hannover 

242 206 

45,40 

291 254 

54,60 

225 926 

77,57 

58 001 

19,91 

7 327 

2,52 

Oldenburg-Bremen .... 

145 784 

54,49 

121 771 

45,51 

94 846 

77,89 

25 281 

20,76 

1 644 

1,35 

Rheinprovinz ........ 

1 087 427 

58,93 

757 839 

41,07 

561 514 

74.09 

172 362 

22,74 

23 963 

3,16 

Westfalen 

455 662 

52,12 

418 674 

47,88 

321 869 

76,88 

84 023 

20,07 

12 782 

3,05 

Hessen 

436 356 

56,56 

335 096 

43,44 

266 704 

79,59 

61 667 

18,40 

6 725 

2,01 

Württemberg •) 

528 298 

53,71 

455 328 

46,20 

264 409 

58,07 

68 312 

15,00 

122 607 

26,93 

Baden 

349 475 

54,55 

291 119 

45,45 

196 867 

67ß2 

70 246 

24,13 

24 006 

8,25 

Oberbayem 

365 264 

65,09 

195 896 

34,91 

145 084 

74,06 

40 193 

20,52 

10 619 

5,42 

Niederbayem- 

Oberpfalz 

120 910 

54,59 

100 597 

45,41 

70 703 

70,28 

18 277 

18,18 

11 617 

11,55 

Ober- und MitteLfranken 

304 555 

62,26 

184 632 

37,74 

112712 

61,05 

56 394 

30,54 

15 526 

8,41 

Unterfranken 

94 795 

54,98 

77 621 

45,02 

56 238 

72,45 

20 236 

26,07 

1 147 

1,48 

Schwaben 

109 618 

46,80 

124 589 

53,20 

103 534 

83,10 

17 773 

14,27 

3 282 

2,63 

Rheinland-Pfalz 

358 656 

57,53 

264 776 

42,47 

190 739 

72,04 

60 157 

22,72 

13 880 

5,24 

Saarland 

101 199 

63,64 

57 821 

36,36 

39 788 

68,81 

14 432 

24,96 

3 601 

6,23 

Berlin 

404 366 

72,05 

156 892 

27,95 

114 035 

72,68 

39 525 

25,20 

3 332 

2,12 

Angestelllen- 
Ersatzkassen 

237 773 

63,50 

136 668 

36,50 

83 685 

61,23 

36 047 

26,38 

16 936 

12,39 

Arbeiter-Ersatzkassen . , 

88 357 

54,82 

72 823 

45,18 

52 745 

72,43 

18 702 

25,68 

I 376 

1,89 

Bundesgebiet 

5 922 108 

57,17 

4 436 931 

42,83 

3 200 309 

72,13 

936 861 

21,12 

299 761 

6,76 


•) ohne Württemberg-Hohenzollem (Süd-Wüillemberg), da es dort den VäD als Gemeinschaftsaufgabe nicht gibt 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversicherung in Essen 


Drucksadle VI/ 3200 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Teil C Nr. 5 


Aufstellung Nr. 5 

1968 * sind von 1 1 441 902 Vorgeladenen (100 v. H.) 

ersdiienen = 6 351 948 == 55,51 v. H. 
nicht erschienen = 5 089 954 = 44,49 v. VL 

Aufgegliedert in LVA-Bereiche zeigt sich folgendes Bild: 



von den Vorgeladenen sind 


von den Nichterschienenen sind 


LVA 

erschie- 

nen 

v. R 

nicht 

erschie- 

nen 

V. H. 1 

arbeits- 

fähig 

v. R 

ent- 
schuldig t 

V. H. 

unent- i 
schuldigt 

v.R 

1 

Schleswig-Holstein 

197 475 

52.65 

177 584 

47,35 

137 389 

77,37 

33 369 

18,79 

6 826 

3,84 

Hamburg 

244 385 

55,32 

197 418 

44,68 

152 654 

77,33 

34 103 

17,27 

10 661 

5,40 

Braunschweig 

66 588 

52,52 

60 194 

47,48 

48 765 

81,01 

10 486 

17,42 

943 

1,57 

Hannover 

263 689 

43,07 

348 538 

56,93 

273 366 

78,43 

67 263 

19,30 

7 909 

“2,27 

Oldenburg-Bremen .... 

159 242 

52,79 

142 391 

47,21 

1 1 1 873 

78,57 

28 602 

20,09 

1 916 

1,35 

Rheinprovinz 

1 239 231 

57,48 

916 565 

42,52 

694 343 

75,76 

196 441 

21,43 

25 781 

2,81 

Westfalen 

489 040 

5J,38 

462 772 

48,62 

357 026 

77,15 

92 844 

20,06 

12 902 

2,79 j 

Hessen 

450 373 

54,19 

380 743 

45,81 

306 730 

80,56 

67 280 

17,67 

6 733 

1J7 

Württemberg *) 

564 699 

52,44 

512138 

47,56 

325 706 

63,60 

74 611 

14,57 

111 821 

21,83 

Baden 

373 917 

52,41 

339 581 

47,59 

234 910 

69,18 

75 284 

22,17 

29 387 

8,65 

Oberbayern 

389 900 

62,57 

233 203 

37,43 

177 212 

75,99 

45 164 

19,37 

10 827 

4,64 

Niederbayem- 
Oberpfalz 

126 134 

53,99 

107 470 

46,01 

76 774 

71,44 

19 402 

18,05 

11 294 

10,51 

Ober- und Mittelfranken 

331 555 

60,77 

214 024 

39,23 

139 209 

65,04 

60 714 

28,37 

14 lOl 

6,59 

Unterfranken 

102 870 

54,14 

87 147 

45,86 

65 698 

75,39 

19 892 

22,83 

l 557 

J,79 

Schwaben 

115 242 

44,53 

143 579 

55,47 

120 629 

84,02 

19 753 

13,76 

3 197 

2,23 

Rheinland-Pfalz 

390 847 

56,14 

305 386 

43,86 

223 780 

73,28 

66 023 

21,62 

15 583 

5,10 

Saarland 

109 753 

63,41 

63 335 

36,59 

46 255 

73,03 

14 102 

22,27 

2 978 

4,70 

Berlin 

405 141 

69,69 

176 190 

30,31 

130 050 

73,82 

42 257 

23,98 

3 883 

2,20 

AngeslelUen- 
Ersatzkassen 

241 077 

62,79 

142 836 

37,21 

88 402 

61,89 

37 224 

26,06 

17 210 

12,05 

Arbeiter-Ersatzkassen . . 

86 583 

53,70 

74 637 

46,30 

54 073 

. 72,45 

19014 

25,48 

1 550 

2,08 

Bundesgebiet 

6 351 948 

55,51 

5 089 954 

44.49 

3 767 716 

74,02 

1 024 817 

20,14 

297 421 

5.84 j 


•) ohne Württemberg-Hohenzollem (Süd-Württemberg), da es dort den VäD als Gemeinschaltsaufgabe nicht gibt 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversicherung in Essen 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3200 


Teil C Nr, 8 


Aufstellung Nn 6 


1%9 


sind von 11 477 771 Vorgeladenen (100 v* H,) 
erschienen = 6 352 857 = 53|35 v. H. 


nicht erschienen ^ 5124 914 = 44,65 v. H* 


Auf gegliedert in LVA-Bereidie zeigt sich folgendes Bild: 



von den Vorgeladenen sind 


von den Nichtersdiienenen sind 


LVA 

erschie- 

nen 

V, H* 

nidit 

ersdiie- 

nen 

V. H. 

arbeits- 

fähig 

1 

V. R 

ent- 1 
schuldigt 1 

V. K 

unent- 

schuldigt 

V. H. 

Sdileswig-Holstem .... 

203 883 

52,35 

185 613 

47,65 

144 940 

79,09 

33 945 

J8,29 

6 723 

3,62 

Hamburg 

243 691 

52.15 

223 642 

47,85 

1 174 508 

78,03 

36 599 

16,36 

12 535 

5ß0 

Braunsdvweig 

49 936 

S4ß4 

42 487 

45ß6 

35 105 

82,63 

6 792 

15,99 

590 

1,39 

Hannover 

224 597 

45ß9 

264 790 

54 Jt 

208 305 

78.67 

49 421 

18,66 

7 064 

2ß7 

Oldenburg-Bremen . , . . 

158 773 

53,58 

137 579 

46,42 

109 192 

79,37 

26 353 

19J5 

2 034 

IJB 

Rheinprovinz 

1 285 393 

57J9 

962 297 

42,81 

739 392 

76,84 

195 546 

20,32 

27 359 

2ß4 

Westfalen 

504 648 

50JQ 

490 681 

49,30 ^ 

382 499 

77.95 

94 278 

19,21 

13 904 

2,83 

Hessen , 

449 117 

54,04 

381 912 

45,96 

309 322 

80,99 

65 637 

17,19 

6 933 

lß2 

Württemberg *) - , . . , ^ 

585 160 

51J9 

544 665 

48,21 

318 569 

58,49 

73 765 

13,54 

152 331 

27,97 

Baden 

370 807 

51,51 

349 042 

48,49 

242 289 

69,43 

74 103 

21,23 

32 650 

9,35 

Oberbayern 

399 760 

63,30 

231 786 

36J0 

171 622 

74,04 

49 19 1 

21,22 

10 973 

4,75 

Niederbayem- 

Oberpfalz 

135 987 

52,21 

124 485 

47,79 

93 924 

75,45 

20 641 

16,5$ 

9 920 

7,97 

Ober- und Mittelfranken 

346 495 

59ßB 

231 210 

40,02 

157 522 

68,13 

62 322 

26,95 

1 1 366 

4,92 

Unlerfranken 

107 514 

52,53 

97 156 

47J7 

74 160 

76,33 

21 702 

22,34 

1 294 

1,33 

Schwaben 

120 002 

45ßl 

143 096 

54,39 

120 913 

84,50 

19617 

13,71 

2 566 

1,79 

Rheinland-Pfalz 

399 178 

55,91 

314 800 

44,09 

232 680 

73,9 J 

65 526 

20,82 

16 594 

5,27 

Saarland * 

115 270 

62,27 

69 833 

37,73 

53 654 

76,83 

12761 

18,27 

3418 

4,85 

Berlin ^ ^ 

397 795 

58ßl 

18t 981 

31,39 

134 658 

74,00 

42 135 

23,15 

5 188 

2,85 

Angeslellten- 

Ersatzkassen 

211 129 

64,89 

114 258 

35 J1 

69 193 

60,56 

30 069 

26,32 

14 996 

13J2 

Arbeiter-Ersatzkassen , , 

86 405 

53 J9 

76 053 

46,81 

55 948 

73,56 

I872i;^ 

24ß2 

l 384 

1,82 

Bundesgebiet 

6 352 857 

55,35 

5 124 9)4 

44,65 

3 794 687 

74,04 

991 378 

19,34 

338 849 

6ß! 


‘f ohne Würtlemberg-HohenzoLlem (Süd-Wüitlemberg), da es dort den VäD als GemeinsdiaftsauJgabe nidil gibt 
Quelle: Arbeitsgemeiusdiaft für Gemeinsdiaftsaufgaben der Krankenveisldieriing in Essen 
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Dnicksadie VI/3200 


Deu Lscher Bundestag — 6. Wahiperiode 


Teil C Nr, 7 


Aufstellung Nn ? 

VerirauensärzUidie Tätigkeit 
(Vorladungen) 

1969 


Name der Kasse ’) 

Zahl der 
Betreuten ”) 

Zahl der 
Vorladungen 

in V. H. der 
Betreuten 

1 Alsfeld 

8 644 

1 140 

i3J9 

2 Arolsen 

13 758 ' 

10 637 

77^2 

3 Bad HersfeM 

12 424 

2 505 

2ÖJ6 

4 Bad Homburg 

23 655 

16 433 

69A7 

5 Bad Sdiwalbadi , 

8 000 

8 188 

J 02,35 

6 Bensheim 

25 585 

23 947 

93ßQ 

7 Bledenkopi 

11 761 

i 731 

14,72 

8 Büdingen * 

13 240 

3 385 

25,57 

9 Da/jnstadr * * 

48 686 

21 012 

43 je 

1 0 Dieburg 

20 492 

15 778 

77,00 

l ! 0i//enbtirg 

13 706 

4 871 

35,54 

12 Brbach 

16178 

9 844 

60,85 

13 Esdbwege , ^ . 

13 391 

12 160 

90 ßt ' 

14 Frankenberg 

8 686 

9 836 

113,24 

1 5 Frankfurt/M. 

194 657 

172 800 

88,77 

16 Friedberg 

24 020 

2 396 

9,98 

17 fuWa 

23 536 

6 725 

23,57 

1 8 GeJnhöüsen ....... 

t4 077 

4 052 

28,78 

19 Gieren 

36 062 

2 777 

7,70 

29 Groß Gerau 

21 243 

19 IS6 

90ß2 

21 Hanau 

46 857 

35 759 

78,32 

22 Hoigeismar 

7 446 

1 577 

2!ja 

23 Homberg 

9 885 

6 483 

65,5$ 1 

24 Hünleld 

4 893 

1 674 

34, 2i 

25 Kassel 

47 149 

13 030 

27,64 1 

26 Lau^e^f>och 

7 867 

1 484 

t8ß6 

27 Limburg 

14 285 

3 671 

25,70 

23 Marburg 

30 742 

11 702 

38,07 

29 Me/sungen . - 

5 941 

3 878 

65,28 

30 Offenbadi/M 

80 896 

95 480 

118,03 

31 Rotenburg 

9 196 

10 719 

116,56 

32 Rüdesheim 

8 502 

7 626 

89,70 

33 Sdilüditem 

8 134 

6 991 

85,95 

34 WeiJburg 

7 393 

l 365 

J6,46 

35 Wetzlar * * . . 

20 164 

5 702 

28^8 

36 Wiesbaden 

41 010 

19 226 

46,88 

37 Witzenhausen 

S 395 

8 449 

100,64 

38 WoJ/hagen 

4 574 

2 031 

44,40 

39 Ziegenhain 

673? 

6 011 

89,22 

insgesamt . . . 

1 926 867 1 

592 261 1 

1 - 

Jm Durdisdinitt 



63,90 

1963 



71,25 

1967 



77,93 

1966 



JOJ,50 

1965 



HO, 42 

1964 



fJ7,48 

1963 



J2f,58 


") kursiv gedruckte Ortsricimeii = Ortskrankenkasse mit HausanEtverfatlien 

Zahl der AU bei Beginn des Jahres 1969 scuzüglldi der Zugänge während des Jahres 1969 

Quelle: Landesverband der Ortskrankenkassen ln Hessen 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 3200 


Aufstellung Nr. 8 

Arbeitsbelastung der Vertrauensärzte *) 

Teil C Nr. 8 


April 1971 

Mai 1971 

Juni 1971 

Anzahl der körperlichen Unlersachungen . . 

127 457 

123 522 

123 851 

bereinigter Istbestand der Vertrauensärzte 

825,47 

839,27 

752,33 

Fiktive durchschnittlidie Begutaditungszahl 
je Vertrauensarzt im: 

Monat 

154,38 

147,18 

164,62 

Jahr 

1 852,56 

1 766,16 

1 975,44 

Tag 

8,86 

8,45 

9,45 

Begutachtungstage der Vertrauensärzte ins- 
gesamt 

15 774,80 

15 321,17 

14 752,17 

Effektive durchschnittliche Begutachtungs- 
zahl je Vertrauensarzt am Tag 

8,08 

8,06 

8,40 

Arbeitstage der Vertrauensärzte für die 
gesetzliche KV im Monat 

19,11 

18,26 

19,61 

Arbeitstage der VArzle für die gesetzliche 

1 KV in V. H. bei Ansatz von etwa 21 Ar- 
beitstagen im Monat 

95,55 

96,1/ 

98,05 

Krankenstand in v, H 

1 

5,58 

4,98 

5,11 


*) Bundesergebnisse 

Quelle: Arbeüsgemeinschaft für Gemeinschaflsaufgaben der Krankenversicherung In Essen 
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Drudcsadie VI/3200 


Deutscfaer Bundestag — 6. Wahlperiode 


Teil C Nr. 9 


Aufstellung Nr. 9 

Ergebnisse von Begutachtungen der Arbeitsunfähigkeit durch den VäD 
Erhebungszeilraum: 1. bis 30. September 1970 


Duxdisduiitt liehe Anzahl der Begutachtungen 
— je Arbeitstag und Arzt — 


LVA 



bei körper- 
licher Unter- 
suchung 
in der 
VäD- 

Dienststelle 

nach 

Unterlagen 
oder Bch 
sprediungen 

bei 

Haus- 

besuchen 

bei körper- 
licher Unter- 
suchung 

IzQ Kranken- 
haus 

nach Unter- 
lagen oder 
Besprechun- 
gen Im 
Kranken- 
haus 

Schleswig-Holstein 

5,87 

1,14 

— 

— 

4,30 

Hamburg 

5,80 

3,60 

— 

— 

— 

Braunschweig 

4,70 

2,00 

— 

— 

0,50 

Hannover 

6,36 

2,25 

— 

0,03 

1,48 

Oldenburg-Bremen 

6,40 

17,60 

— 

— 

4,90 

Rheinprovinz 

9,00 

3,00 

— 

— 

15,00 

Westfalen 

4,34 

8,50 

— 

0,006 

0,61 

Hessen 

7,30 

3,10 

0,006 

0,004 

0,130 

Württemberg 

3,32 

14,18 

0,012 

“ 

0,040 

Baden 

4,464 

2,411 

0,003 

0,015 

1,643 

Oberbayem 

5,57 

2,23 

0,005 

0,015 

0,37 

Niederbayem-Oberpfalz . 

9,00 

18,00 

— 

— 

3,00 

Ober- und Mittelfranken . 

5,233 

0,796 

0,001 

— 

— 

Unlerfranken 

6,10 

1,30 

0,02 

0,01 

0,050 

Schwaben 

8.76 

4,03 

0,003 

0,005 

0,35 

Rheinland-Pfalz 

5,00 

26,30 

0,007 

0,010 

11,270 

Saarland 

9,00 

2,00 

— 

— 

— 

Berlin 

Bundesknappschaft .... 

8.6 

0,02 





Ver- 

Aachen. Bochum, 
Köln, Moers . . . 

5,30 






— 

wal- 

tungs- 

Hannover ...... 

4,00 

6,00 




stellen 

Saarbrücken . . . 

4,00 

1,00 

— 

— 

— 


*) ohne Würllemberg-Hohenzollem (Süd-Württemberg), da es dort den VäD als Gemein- 
sdiaftsaufgabe nicht gibt 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 3200 


Teil C Nr. 9 


Durchschnittlicher Zeitaufwand für Begulachlungen 
— je Fall in Minuten — 

Durchschnittliche 
Arbeitszeit des 
Vertrauensarztes 
für die Kranken- 
versicherung in V. H. 
der Gesamltätigkeit 
je Arbeitstag 

bei 

körper- 
lidber 
Unter- 
suchung 
in der VäD 
Dienst- 
stelle 

nach 
Unter- 
lagen oder 
Bespre- 
chungen 

bei 

Haus- 

besuchen 

bei 

körper- 

licher 

Unter- 

suchung 

im 

Kranken- 

haus 

nach 
Unter- 
lagen 
t;der 
Bespre- 
chungen 
im Kran- 
kenhaus 

1 

haupt- 

amtlicher 

Ver- 

trauens- 

arzt 

1 

neben- 

amtlicher 

Ver- 

trauens- 

arzt 

51 

35 





12 

90 


60 

20 

— 

— 

— 

WO 

WO 

45 

20 

— 

— 

10 

WO 

90 

60 

lObislBO 

— 

15 

10 

100 

— 

40 

6 

— 

— 

10 

WO 

— 

30 

5 

— 

— 

2 bis 3 

WO 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

75 

WO 

30 

15 

20 

20 

10 

59,5 

— 

68 

I 

60 

— 

25 

99 

WO 

30bisl20 

5 bis 60 

60 

30 

10 

WO 

— 

40 

20 

70 

40 

30 

87 

/3*) 

37 

8 

— 

— 

7 

WO 

— 

60 

25 

90 

— 

— 

88 

WO 

24 

11 

63 

50 

8 

30 

— 

40 

9 

60 

40 

9 

86 

— 

40 

6 

60 

30 

5 

90 

60 

35 

10 

— 

— 

— 

WO 

— 

36 

12 



1 

100 

1 

WO 

38 

— 

— 

— 

— 

43 

— 

45 

15 

— 

— 

— 

50 

— 

35 

20 

— 

— 

— 

32 

— 


*) Die V. H.-2ahlen beziehen sidi nidil auf die Arbeitszeit für die Kranken- 
versicherung, sondern auf den Anteil der hauptamtlichen f87 v. H.) bzw. 
der nebenamtlichen Vertrauensärzte (13 v. H.) an dem gesamten Ver- 
trauensärzUichen Dienst. 
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Drucksache VI/ 3200 
Teil C Nr. 10 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Auistellung Nf, 10 

• Ergebnisse von Beguladitungeji der Arbeitsimiähigkelt durdi den VäD 
Erhebungszei träum: 15. Februar bis 15. März 1971 


DurcbsdmiUlldie Anzahl der Begutaditongen 
— je Arbeitstag und Arzt — 


LVA 

bei kdrper- 
Udrer Unler- 
sTudaimg 

Io der 
VäD- 

DionsU teile 

1 

nach 

UmetlÄgen 
oder Be- 
spredumgen 

1 

bei 

Haus- 

besuchen 

bei körper- 
licher Unter- 
Budiung 
im KrHanken- 
baus 

nach Unter- 
lagen oder 
ßesprfidiun- 
gen im 
Kranken- 
haus 

Schleswig-Holstein 

7,80 

1.40 

. — 

„ . 

11,40 

Hamburg 

7.50 

3,40 

■ — 

— 

— 

Braunschweig 

5,30 

1,90 

— 

— 


Hannover 

6p88 

2,31-) 

0,01 

0,03 

1,09 

Oldenburg-Bremen 

6,50 

15,60 

— 

— 

6,80 

Rheinprovinz 

11,00 

3,00 

— 

— 

15,00 

Westfalen 

5,87 

11,83 

0,009 

0,042 

iM 

Hessen 


9,60 5^) 

3,303) 

0.002 



Württemberg *) , . . ^ . 

4,43 

15,63 

— 

— 

0,10 

Baden 


5,206 

0,953 

0,004 

0,017 

1,694 

Oberbayem 

6,26 

1,82 

0,004 

0,18 

0,31 

Niederbayern-Oberpfalz , 

7,80 

15,00 

— 

— 

6,60 

Ober- und Mittelfranken , 

4,43 

0,46 

0,02 

— 

0,02 

Unterfranken 

6,40 

0,90 *) 

0,10 

— 

— 

Schwaben 

7,00 

3,27 

— 

— 

0,21 

Rheinland-Pfalz 

6,10 

18,80 

0,001 

0,001 

10,64 

Saarland 

11 

2 

— ' 

— 

— 

Berlin 


7,50 

0,029 

0,002 

' — 


Bimdesknappsdiaft . . , . 







Aachen, Bodium, 






Ver- 

Köln, Moers 

6,10 

1,50 

— 


— 

walt 







tungs- 

Hannover 

4,00 

6,00 

— 

— 

— 

stellen 








SaarhrüdcerL , . , 

5,45 

11,00 

— 

— 

— 


ohne Württemberg -HohenzoUeim (Süd-Wörttemberg)* da es dort den VäD eis Gemein- 
schaftsaufgabe nicht gibt 
*} auflerdem 34,27 lür Beratimgafälte 

die Begutachtungen in Krank enhäusem sind zusammen mit den Begutachtungen in den 
VäD-Dlenslslellen erfaBl vrorden 
*] auflerdem 0,7 für Beratüngsfalle 
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Deutsdier Bundestag — 6, W ahlperiode 


Dnidcsache Vi/3200 


Teil C Nr. 10 


Durdjschnittlidier ZeUaufwand [Qr Begutadilungen 
— je Fall in Minuten — 


DurchschnilUidje 
Arbeitszeit des 
Vertrauensarztes 
f ür die Kiaukeo- 
versidierung in v. H 
der Gesamtläligkeit 
je Arbeitstag 


bei 

körper* 
iiher 
Untei- 
sadburag 
m der VäD 
OleOBt- 

nadi 
Unter- 
lagen oder 
Bespre- 
chungen 

bei 

HflUs- 

besudien 

bei 

köTper- 

lidber 

Unter- 

sudiung 

rni 

Kranken- 

haus 

nadi 
Unter- 
tagen 
oder 
Bespfe- 
dbungen 
i m Kran- 
ke nh aus 

h.aupl- 

amtlicher 

Ver- 

trauens- 

arzt 

neben* 
amlUdieT 
Ver- 
trau ens- 
arzi 

39 

35 

_ 


4 

90 



50 

15 

— 

— 


lOÖ 

100 

50 

20 

— 

— 


tOÖ 

90 

60 

10 bis 180 

— 

15 

10 

100 

— 

40 

10 

— 

— 

9 

100 

— 

30 

5 bis 10 

— 

— 

5 

m 

— 

— 

— 

— 

— 


75 

WO 

30 

15 

20 

— 

— 

57 

~ 

59 

9 

— 

— 

12 

99 

— 

30 bis 120 5 bis 60 

60 

30 

10 

85 bis 90 

— 

40 

20 

70 

40 

30 

87^) 

J3«) 

38 

8 

— 

12,5 

5 

93 

— 

60 

20 

90 

— 

90 

87 

■ — 

28 

9«) 

54 


— 

38 

— 

35 

9 

— 

— 

9 

76 

— 

40 

7 

60 

30 

6 

90 

60 

35 

10 


— 

— 

too 

— 

36 

12 

60 



100 

WO 

38 

15 


— 

— 

48 

— 

45 

15 

— 

— 

— 

50 


40 

4 



— , 

— 

55 

— 


außerdem 4 Minuten, für Beralungsfälle 

*) Die V. H*‘Zahlen beziehen sidi nicht auf die Arbeitszeit für die Krankeii- 
versichening, sondern auf den Anteil der hauptamtlidien (87 v. H.) bzw* 
der nebenamt liehen Vertrauensärzte (13 v. HJ an dem gesamten Ver- 
trauen särztlidren Dienst. 


Drucksache VI/ 3200 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Teil C Nr. 11 


Aufstellung Nr. 1 1 

Der Vertrauensärzlliche Dienst Im Bereich der Landesversicherungsanstallen 

und der AOK Berlin 



Soll 

Ist 

V. hl 

31. Dezember 1965 

1 352 1 197 

. 1 351 1 187 87,9 

1 345 1 187 88,3 

1 352 1 140 84,3 

3 1 . Dezember 1 968 

31. Dezember 1969 

31. Dezember 1970 



Zahl der Versldierten je Vertrauensarzt im Bundesdurchschnitt 


31. Dezember 1965 

20 480 

31. Dezember 1968 

20 542 

31. Dezember 1969 

21 057 

31. Dezember 1970 

23 661 


Die Zusammensetzung der Vertrauensärzte nach Fachrichtungen 



Praktische Arzte 
und Fachärzte 

davon 
Fachärzte *) 

Zahnärzte 

Insgesamt 

SoU 1 

Ist 

1 v,H. 

SoU 1 Ist 1 

V. H. 

SoU 1 

Ist 1 

1 v.H. 

Soll 

1 Ist 1 

V, R 

31. Dezember 1965 . . . 

l 347 

1 193 

88,6 

— 577 

48,4 

5 

4 

80,0 

l 352 

1 197 

88,5 

31, Dezember 1968 . . . 

1 347 

1 183 

87,8 

— 582 

49,2 

4 

4 

100,0 

1 351 

1 187 

87,9 

31, Dezember 1969 . . , 

1 341 

1 183 

88,2 

— 600 

50,7 

4 

4 

100,Q 

1 345 

1 187 

88,3 

31. Dezember 1970 . . . 

1 349 

1 137 

84,3 

— 594 

52,4 

3 

3 

100,0 

1352 

l 140 

84,3 


') in V. H. zur Ist-Zahl der Praktischen Arzte und Fachärzte 


Die Arbeitsgemeinschaft hat mit Stichtag vom 1. März 1971 eine Auswertung der 
Erhebung über die Stellenbesetzung im Vertrauensärztlichen Dienst vorgenom- 
men. Die nachstehende Tabelle zeigt das Ergebnis. 
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L Anzahl der hauptamlJidien Vertrauensärzte 


Teile Nr. 11 

I SoU 

1 ISl 

1 

a) Landesvertrauensärzte 

18 

16 

88,89») 

b) Ober-/Hauptvertrauensärzle 

214 

200 

93,46^) 

c) Vertrauensärzte 

I 066 

925 

86,77^) 

d) Hilfsvertrauensärzle 

2 

2 

100,00 


1 300 

1 143 

87,92 

Davon sind: 



v. H. vom 




Gesamt-Ist 

Praktische Ärzte 


534 

46,72 

Fachärzte für 




Frauenheilkunde und Geburtshilfe 


40 

3,50 

Chirurgie 


100 

8,75 

Hals-, Nasen- und Ohrenerkrankungen * . - 


4 

0,35 

Haut- und Geschlechtskrankheiten 


20 

1,75 

Innere Medizin 


324 

28,35 

Lungenerkrankungen 

1 

36 

3,15 

Anaesthesie 


1 

0,09 

Neurologie und Psychiatrie 


29 

2,54 

Orthopädie 


15 

1,31 

Röntgen und Strahlenheilkunde 


26 

2,27 

Augen 


2 

0,17 

Sonstige 


18 

1,57 

Gesamt ... 

1 

l 149 

100,53*) 

2. Anzahl der nebenamtlichen Vertrauensärzte 


Soll 

Ist 

a) Praktische Ärzte 


_ 

18 

b) Fachärzte 


4 

35 

Gesamt . . . 

4 

53 


Anmerkungen: 

Hamburg: Gemeinsamer Leiter für KV und ArV 
*) Baden: davon 1 stellvertretender Landesvertrauensar/l 
Hamburg: davon 3 Änste für ArV tätig 

*) Schleswig-Holstein und Braunsdiweig; 6 Arzte haben je zwei Facfaarztprühingen abgelegt. 

In Schleswig-Holstein und Württemberg war zum Stichtag 1. März 1971 die Stelle des Landesvertrauensarztes nodi 
nicht wieder besetzt. 
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Die Altersstruktur im Vertrauensärztlichen Dienst 


Altersklasse 

Prozent an teil 
am Ist 1966 

Prozentanteil 
am Ist 197 t 

Steigerung/Minderung 

1971 gegen- 
über 1966 

31 bis 35 Jahre 

0.7 

0,5 

— 0,2 

36 bis 40 Jahre 

4.2 

2.3 

— 1,9 

41 bis 45 Jahre 

22.4 

5,3 

— 17,0 

46 bis 50 Jahre 

29.6 

27,3 

— 2,3 

51 bis 55 Jahre 

21.9 

29,6 

7.7 — 

56 bis 60 Jahre 

15,5 

21,9 

6,4 — 

61 bis 65 Jahre 

4,7 

12,5 

7,8 — 

66 und mehr Jahre 

1.0 

0,5 

— 0,5 


Die Besetzung der Dienststellen mit technischem Personal 



Medizinisch- 

technische 

Assistentinnen 

Laborantinnen 

Schwestern 1 

insgesamt 

Soll 1 

Ist 

1 v.H. 

SoU 1 

Ist 1 

V. H. 

SoU 1 

Ist 1 

v.H. 

Soll 1 

Ist 

1 v.H. 

31. Dezember 

1965 

594 

435 

73,2 

44 

135 

306,8 

161 

163 

101,2 

799 

733 

91,7 

31. Dezember 

1968 

629 

446 

70.9 

51 

165 

323,5 

155 

155 

100,0 

835 

766 

91,7 

31. Dezember 

1969 

618 

436 

70,6 

55 

172 

312,7 

156 

149 

95,5 

829 

757 

91,3 

31. Dezember 

1970 

621 

425 

68,4 

56 

174 

310,7 

156 

144 

92,3 

833 

743 

89,2 


Quelle: Arbeitsgemeinschaft für Gemeinschaftsaufgaben der Krankenversichenmg in Essen 


